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1. Übersicht über die Verhandlungen · Resume des deliberations 

x 26/02.083 s Embryonenforschungsgesetz 
Botschaft vom 20. November 2002 zum Bundesgesetz 
über die Forschung an überzähligen Embryonen und 
embryonalen Stammzellen 
(Embryonenforschungsgesetz, EFG) (BBI 2003 1163) 
NR/SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und 
Kultur 
Siehe Geschäft 03.3007 Mo. WBK-SR (02.083) 
1. Bundesgesetz über die Forschung an überzähligen 
Embryonen und embryonalen Stammzellen 
(Embryonenforschungsgesetz, EFG) 
12.03.2003 Ständerat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf des Bundesrates. 
18.09.2003 Nationalrat. Abweichend. 
04.12.2003 Ständerat. Zustimmung. 
19.12.2003 Ständerat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
19.12.2003 Natlonalrat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2003 8211; Ablauf der Referendumsfrist: 
8. April 2004 
2. Bundesgesetz über die medizinisch unterstützte 
Fortpflanzung (Fonpflanzungsmedizingesetz, FMedG). 
Aenderung (Entwurf der WBK - N) 
18.09.2003 Nationalrat. Beschluss gemäss Entwurf 
der Kommission. 
01.10.2003 Ständerat. Zustimmung. 
01.10.2003 Natlonalrat. Die Dringlichkeitsklausel wird 
angenommen. 
02.10.2003 Ständerat. Die Dringlichkeitsklausel wird 
angenommen. 
03.10.2003 Nationalrat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
03.10.2003 Ständerat. Das Bundesgesetz wlrcl in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2003 6805; Amtliche Sammlung des 
Bundesrechts 2003 3681 

x 26/02.083 e Lol relative a 1a recherche sur les 
embryons 
Message du 20 novembre 2002 relatif a la recherche 
sur les embryons sumumeraires et sur les cellules 
souches embryonnaires (Lol relative a la recherche sur 
les embryons, LRE) (FF 2003 1065) 
CN/CE Commission de la science, de l'education et de 
la culture 
Voir objet 03.3007 Mo. CSEC-CE (02.083) 
1. Loi federale relative a la recherche sur les embryons 
surnumeraires et sur les cellules souches 
embryonnaires (Loi relative a la recherche sur les 
embryons, LRE) 
12.03.2003 Conseil des Etats. Decislon modifiant le 
projet du Conseil federal. 
18.09.2003 Conseil national. Divergences. 
04.12.2003 Conseil des Etats. Adhesion. 
19.12.2003 Conseil des Etats. La loi est adoptee en 
votation finale. 
19.12.2003 Conseil national. La loi est adoptee en 
votation finale. 
Feuille federale 2003 7 481; delai referendaire: 8 avril 
2004 
2. Loi federale sur la procreation medicalement 
assistee (loi sur la procreation medicalement assistee, 
LPMA). Modification (Projet de la CSEC - N) 
18.09.2003 Consell national. Decision conforme au 
projet de la commission. 
01.10.2003 Conseil des Etats. Adhesion. 
01.10.2003 Consell national. La clause d'urgence est 
adoptee. 
02.10.2003 Consell des Etats. La clause d'urgence 
est adoptee. 
03.10.2003 Consell national. La loi est adoptee en 
votation finale. 
03.10.2003 Conseil des Etats. La lol est adoptee en 
votatlon finale. 
Feuille federale 2003 6243; Recueil officiel des lois 
federales 2003 3681 
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3. Zusammenfassung der Verhandlungen 

02.083 Stammzellenforschungsgesetz 
Botschaft vom 20. November 2002 zum Bundesgesetz über die Forschung an überzähligen 
Embryonen und embryonalen Stammzellen (Embryonenforschungsgesetz, EFG) (BBI 20031163) 

Ausgangslage 
In den letzten Jahren ist in Medizin und Biologie ein neuer Forschungszweig entstanden: 
die Forschung an menschlichen Stammzellen, in die grosse Erwartungen gesetzt werden. Es besteht 
die Hoffnung, auf diesem Weg längerfristig neue Therapiestrategien gegen bisher nicht oder nur 
schwer behandelbare Krankheiten wie zum Beispiel Diabetes, Parkinson oder Alzheimer entwickeln zu 
können. 
Menschliche Stammzellen können aus unterschiedlichen Quellen stammen. Beim Gesetzesentwurf 
geht es einzig um menschliche embryonale Stammzellen. Diese werden aus etwa einwöchigen, 
ausserhalb des Körpers der Frau entwickelten Embryonen gewonnen. Die Gewinnung menschlicher 
embryonaler Stammzellen gelang erstmals 1998. Dafür wurde ein überzähliger Embryo verwendet, 
d.h. ein Embryo, der durch künstliche Befruchtung (In-vitro-Fertilisation) zur Herbeiführung einer 
Schwangerschaft erzeugt wurde, aber nicht mehr dafür verwendet werden kann. Embryonale 
Stammzellen vermögen sich nicht zu einem Menschen zu entwickeln. Sie haben aber die Fähigkeit, 
sich in die verschiedenen Zelltypen des menschlichen Körpers zu differenzieren. Die Frage ist 
umstritten, ob aus spezifischen Geweben gewonnene, d.h. adulte Stammzellen vergleichbare 
Eigenschaften wie embryonale Stammzellen aufweisen. 
Der Gesetzesentwurf regelt neben der Gewinnung embryonaler Stammzellen aus überzähligen 
Embryonen zu Forschungszwecken und der Forschung an embryonalen Stammzellen auch die 
Forschung an überzähligen Embryonen. Diese kann unter anderem dazu beitragen, die 
fortpflanzungsmedizinische Behandlung der In-vitro-Fertilisation zu verbessern. 
Nach Artikel 119 der Bundesverfassung dürfen ausserhalb des Körpers der Frau nur so viele 
Embryonen entwickelt werden, als innerhalb eines Zyklus zur Herbeiführung einer Schwangerschaft 
erforderlich sind. Embryonen dürfen also im Rahmen eines Fortpflanzungsverfahrens nicht «auf 
Vorrat» erzeugt und aufbewahrt werden für den Fall, dass es innerhalb des Zyklus nicht zur 
gewünschten Schwangerschaft kommt. Diese Bestimmung bezweckt, die Entstehung überzähliger 
Embryonen soweit möglich zu verhindern. 
Auf dieser Verfassungsgrundlage ist das Fortpflanzungsmedizingesetz vom 18. Dezember 1998 so 
konzipiert, dass bei der In-vitro-Fertilisation möglichst wenige überzählige Embryonen anfallen. Das 
soll hauptsächlich dadurch erreicht werden, dass bei einer fortpflanzungsmedizinischen Behandlung 
nur imprägnierte Eizellen (befruchtete Eizellen vor der Kernverschmelzung) konserviert werden und 
pro Zyklus höchstens drei imprägnierte Eizellen zu Embryonen entwickelt werden dürfen. Gleichwohl 
fallen aber unter gewissen Umständen überzählige Embryonen an, so wenn der Embryo sich nicht 
normal entwickelt oder die Frau erkrankt und deswegen ein Embryo nicht auf die Frau übertragen 
werden kann. Überzählige Embryonen muss man nach geltendem Recht absterben lassen. Im Übrigen 
dürfen diejenigen überzähligen Embryonen, die noch vor Inkrafttreten des 
Fortpflanzungsmedizingesetzes (1. Januar 2001) entstanden sind, noch höchstens drei Jahre (bis 31. 
Dezember 2003) aufbewahrt werden; anschliessend sind sie zu vernichten. 
Es ist denkbar, für die Stammzellengewinnung oder generell für die Forschung Embryonen zu 
verwenden, die gezielt dafür, namentlich durch das Verfahren der lnvitro-Fertilisation oder der 
Klonierung, hergestellt werden. In der Schweiz ist die Herstellung von Embryonen zu 
Forschungszwecken klar verboten. 
Hingegen ist bisher die Frage der Verwendung überzähliger Embryonen zu Forschungszwecken weder 
eindeutig noch abschliessend geregelt. Sowohl die Bundesverfassung als auch das 
Fortpflanzungsmedizingesetz lassen es offen, ob überzählige Embryonen für die Forschung, 
namentlich für die Gewinnung embryonaler Stammzellen, verwendet werden dürfen. 
Der Gesetzesentwurf erlaubt die Verwendung überzähliger Embryonen zu Forschungszwecken unter 
bestimmten, restriktiven Bedingungen. Er bezweckt, den missbräuchlichen Umgang mit überzähligen 
Embryonen und embryonalen Stammzellen zu verhindern sowie die Menschenwürde zu schützen. 
Nachfolgend sollen die wichtigsten Bedingungen für die Forschung an überzähligen Embryonen, die 
Gewinnung embryonaler Stammzellen und die Forschung an embryonalen Stammzellen aufgeführt 
werden: · 
- Verbotener Umgang mit überzähligen Embryonen und embryonalen Stammzellen: Es ist verboten, 

aus zu Forschungszwecken erzeugten Embryonen Stammzellen zu gewinnen oder solche 
Stammzellen zu verwenden. Ebenso ist es verboten, überzählige Embryonen ein- oder 
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auszuführen oder einen für Forschungszwecke verfügbaren überzähligen Embryo über den 14. 
Tag hinaus zu entwickeln. 

- Unentgeltlichkeit: Überzählige Embryonen oder embryonale Stammzellen dürfen nicht gegen 
Entgelt veräussert oder erworben werden. 

- Zulässige Zwecke: Überzählige Embryonen oder embryonale Stammzellen dürfen nur fOr 
Forschungszwecke, nicht aber für kommerzielle Zwecke verwendet werden. Die Verwendung 
überzähliger Embryonen oder embryonaler Stammzellen ist deswegen nur im Rahmen konkreter 
Forschungsprojekte erlaubt. Ausgenommen davon ist die Gewinnung embryonaler Stammzellen, 
die auch im Hinblick auf künftige Forschung zulässig ist, soweit dafür im Inland Bedarf besteht. 

- Einwilligung und Aufklärung: Ein überzähliger Embryo darf zu Forschungszwecken nur verwendet 
werden, wenn das betroffene Paar nach hinreichender Aufklärung eingewilligt hat. 

- Unabhängigkeit: Forschung an überzähligen Embryonen bzw. Gewinnung embryonaler 
Stammzellen einerseits und fortpflanzungsmedizinische Behandlung des betreffenden Paares 
andererseits müssen voneinander unabhängig sein. 
Bewilligungspflicht bzw. Zustimmungserfordemis: Die Forschung an überzähligen Embryonen oder 
die Gewinnung embryonaler Stammzellen ist nur mit Bewilligung des Bundesamtes für Gesundheit 
erlaubt. Forschung an bereits gewonnenen embryonalen Stammzellen setzt eine befürwortende 
Stellungnahme der zuständigen Ethikkommission voraus. 

- Subsidiaritätsprinzip: Forschung an überzähligen Embryonen oder an embryonalen Stammzellen 
darf nur durchgeführt werden, wenn gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem Weg 
erreicht werden können. 

- Forschungsziele: Forschung an überzähligen Embryonen oder an embryonalen Stammzellen setzt 
voraus, dass bestimmte, im Gesetzesentwurf umschriebene Forschungsziele verfolgt werden; es 
muss sich dabei um hochrangige Forschungsziele handeln. 

- Wissenschaftliche Qualität und ethische Vertretbarkeit: Ein Forschungsprojekt mit überzähligen 
Embryonen oder mit embryonalen Stammzellen muss die Kriterien wissenschaftlicher Qualität 
erfüllen sowie ethisch vertretbar sein. 

- Forschungsergebnisse: Nach Abschluss oder Abbruch eines Forschungsprojekts mit überzähligen 
Embryonen oder mit embryonalen Stammzellen ist eine Zusammenfassung der 
Forschungsergebnisse öffentlich zugänglich zu machen. 

- Einfuhr embryonaler Stammzellen: Embryonale Stammzellen dürfen nur unter bestimmten 
Bedingungen eingeführt werden. Sie dürfen insbesondere nicht von einem zu Forschungszwecken 
erzeugten Embryo stammen, d.h. sie müssen aus einem überzähligen Embryo gewonnen worden 
sein. Auch muss das betroffene Paar seine Einwilligung in die Verwendung des Embryos zu 
Forschungszwecken gegeben und darf dafür kein Entgelt erhalten haben. 

Verhandlungen 

Vorlage 1 
Bundesgesetz über die Forschung an embryonalen Stammzellen (Stammzellenforschungsgesetz, 
StFG) 
12.03.2003 
18.09.2003 
04.12.2003 
19.12.2003 
19.12.2003 

Vorlage2 

SR 
NR 
SR 
SR 
NR 

Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
Abweichend. 
Zustimmung. 
Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (35:1) 
Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (103:57) 

Bundesgesetz Ober die medizinisch unterstützte Fortpflanzung (Fortpflanzungsmedizingesetz, 
FMedG). Aenderung (Entwurf der WBK • N) 
18.09.2003 NR Beschluss gemäss Entwurf der Kommission. 
01.10.2003 SR Zustimmung. 
01.10.2003 NR Die Dringlichkeitsklausel wird angenommen 
02.10.2003 SR Die Dringlichkeitsklausel wird angenommen 
03.10.2003 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (125:58) 
03.10.2003 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (43:0) 

Im Ständerat hielt der Präsident der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK), Peter 
Bieri (C, ZG), fest, dass die Beratungen der Kommission gezeigt hätten, dass derzeit noch nicht restlos 
geklärt Ist, wozu generell Forschungen an überzähligen Embryonen hilfreich sein können. Deshalb 
beantragte die Kommission, das vom Bundesrat vorgelegte Bundesgesetz auf die Bereiche der 
Gewinnung von embryonalen Stammzellen und der Forschung an solchen Zellen zu beschränken. Die 
Verwendung überzähliger Embryonen zu einem anderen Zweck als zur Gewinnung von embryonalen 
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Stammzellen ist damit verboten. Der Rat betrachtete zudem die geltende Verfassungsgrundlage als zu 
schmal, um die Embryonenforschung generell regeln zu können. Der Geltungsbereich in Artikel 1 
wurde dementsprechend eingeschränkt und der Titel von "Embryonenforschungsgesetz" in 
"Stammzellenforschungsgesetz" geändert. Demnach dürfen nur aus überzähligen Embryonen 
Stammzellen für die Forschung gewonnen werden. Diese Embryonen stammen aus dem Verfahren für 
die künstliche Befruchtung, können aber nicht mehr eingesetzt werden und sind damit - mit den 
Worten des WBK-Präsidenten - "chancenlos und letztlich zum Tod bestimmt". Entsprechend dem 
eingeschränkten Geltungsbereich dürfen dem Embryo Stammzellen nur bis zum siebten Tag (und 
nicht wie vom Bundesrat vorgeschlagen 14. Tag) entnommen werden. Zudem verbot der Ständerat 
eine Patentierung von unveränderten menschlichen embryonalen Stammzellen und Stammzelllinien. 
Für die Gewinnung von embryonalen Stammzellen ist die Bewilligung des Bundesamtes für 
Gesundheit notwendig, das diese aber nur erteilt, wenn ein konkretes Forschungsprojekt bestimmt ist. 
Der Antrag von Hans Fünfschilling (R, BL}, die Gewinnung von embryonalen Stammzellen auch dann 
zuzulassen, wenn kein konkretes Projekt vorliegt, wurde mit 26 zu 9 Stimmen abgelehnt. Einig war 
sich dar Rat, dass mit Embryonen und deren Stammzellen kein Handel betrieben werden darf. 
Lediglich die Aufwendungen für die Aufbewahrung, Weitergabe von Embryonen und Stammzellen 
sowie die Gewinnung und Bearbeitung von embryonalen Stammzellen sollen nach dem Vorschlag dar 
Kommission entschädigt warden dürfen. Eugen David (C, SG} wollte auch diese 
Entschädigungszahlungen verbieten, scheiterte jedoch mit 26 zu 9 Stimmen. 
Eine Kontroverse entstand zur Frage, ob die rund 1000 Embryonen, die vor dem Inkrafttreten des 
Fortpflanzungsmedizingesetzes entstanden und eingefroren wurden und gemäss diesem Gesetz bis 
Ende 2003 vernichtet werden müssten, doch noch für die Stammzellenforschung verwendet werden 
dürfen. Christine Beerli (R, BE} bat den Rat, "nicht einfach etwas zu vernichten, das wir allenfalls noch 
gebrauchen könnten". Sie beantragte deshalb eine Fristverlängerung um fünf Jahre. Der Ständerat 
betrachtete es allerdings als klüger und vorsichtiger, diese Bestimmung nicht zu ändern. Gemäss 
Auskunft des Bundesamtes für Gesundheit würden weiterhin pro Jahr 50 bis 100 überzählige 
Embryonen anfallen, was genügend sei für die Forschung. Der Antrag Beerli wurde mit 22 zu 12 
Stimmen abgelehnt. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Rat die so durchberatene Vorlage mit 23 zu o Stimmen an. 
Im Nationalrat erklärte der deutschsprachige Kommissionssprecher Johannes Randeggar (R, BS), 
dass die vorberatende Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK} des Nationalrates In 
den grossen Linien dem Ständerat gefolgt sei und die Vorlage ebenfalls auf die Forschung an 
embryonalen Stammzellen beschränken wolle. Eine Kommissionsminderheit, vertreten durch Maya 
Graf (G, BL), beantragte, nicht auf die Vorlage einzutreten. Nach Ansicht der Minderheit verbietet die 
Verfassung in Art. 119 Absatz 2 Buchstabe a die Forschung an Embryonen. Es dürfe zudem kein 
Schnellverfahren auf Druck eines voreiligen Entscheids des Nationalfonds geben. Die Frage sei im 
geplanten Bundesgesetz über die Forschung am Menschen zu regeln. Graf wandte sich auch dezidiert 
dagegen, dass menschliches Leben und menschliches Erbgut instrumentalisiert wird. Simonetta 
Sommaruga (S, BE} sprach für einen Teil der SP-Fraktion und bezeichnete das Gesetz als „reine 
Zwängerei". Es sei unausgereift, die Verfassungsgrundlage fehle und es bestünde zudem die 
Alternative der adulten Stammzellen. Demgegenüber sah Felix Gutzwiller (R, ZH) als Sprecher der 
FDP-Fraktion keinen verfassungsrechtlichen Hinderungsgrund für das Gesetz. Es gehe hier „um einen 
viel versprechenden, international hoch kompetitiven Forschungszweig mit einem grossen Potential". 
Es gebe im weiteren nicht nur die ethische Frage, ob etwas getan werden soll, sondern auch die Ethik, 
etwas zu unterlassen, ,,was künftig zum Heil der Menschen" sein könne. Mit 91 zu 45 Stimmen wurde 
schliesslich Eintreten beschlossen. Rosmarie Dormann (C, LU} beantragte die Rückweisung der 
Vorlage an den Bundesrat. Sie verlangte ein Rechtsgutachten bezüglich der Verfassungsmässigkeit 
der Forschung an Embryonen und der Gewinnung von embryonalen Stammzellen sowie einen Bericht 
Ober die Anzahl der seit 2001 angefallenen überzähligen Embryonen und die Gründe, die zu dieser 
,,Oberzähllgkeit" führten. Der Nationalrat lehnte diesen Rückweisungsantrag mit 69 zu 62 Stimmen ab. 
Ein weiterer Rückweisungsantrag von Hainer Studar (E, AG}, der den Bundesrat beauftragen wollte, 
die Embryonenforschung zu verbieten, wurde mit 92 zu 22 Stimmen abgelehnt. 
Eine ausführliche Diskussion entspann sich über die Frage, ob bei jedem geplanten Experiment mit 
menschlichen embryonalen Stammzellen vorgängig abgeklärt werden muss, ob nicht auch alternative 
Forschungsmethoden zu „gleichwertiger" Erkenntnis führen könnten. Nur wenn diese Alternativen nicht 
vorhanden sind, soll nach dem Willen des Ständerates und einer Minderheit der nationalrätlichen 
Kommission, vertraten durch Rosmarie Dormann (C, LU}, eine Bewilligung erteilt werden. Felix 
Gutzwillar (R, ZH} befürchtete mit dieser Vorschrift eine massive Einschränkung dar 
Forschungsfreiheit und der Grundlagenforschung. Der französischsprachige Kommissionssprechar 
Jacques Nairynck (C, VD) argumentierte, dass eine solche Bestimmung nicht anwendbar sei, weil ein 
Forscher nicht zum vornaherain wissenschaftlich beweisen könne, was und wie er etwas finden könne. 
Dar Nationalrat folgte mit 78 zu 72 dem Ständerat und sprach sich damit für das Subsidiaritätsprinzip 
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aus. Auf Antrag der Kommissionsmehrheit beschloss der Rat mit 60 zu 57 Stimmen, dass es untersagt 
ist, eine Parthenote - einen aus einer unbefruchteten Eizelle hervorgegangenen Organismus - zur 
Stammzellengewinnung zu entwickeln. Bei der Frage der Patentierung von Stammzellen beantragte 
eine knappe Mehrheit der Kommission, dass nicht nur wie vom Ständerat vorgesehen, unveränderte 
Stammzellen und Stammzelllinien sondern auch veränderte Stammzellen und Stammzelllinien nicht 
patentiert werden dürfen. Maya Graf (G, BL) unterstrich die Haltung der Grünen, die keine Patente auf 
Leben wollen und unterstützte deshalb dieses grundsätzliche Verbot. Auch die SP-Fraktion, vertreten 
durch Anita Fetz (S. BS), unterstützte die Kommissionsmehrheit. Felix Gutzwiller (R, ZH) 
argumentierte, es wäre unlogisch und unredlich, die Forschung zuzulassen, aber deren kommerzielle 
Nutzung auszuschliessen. Der Rat folgte der Kommissionsminderheit und entschied mit 81 zu 73 
stimmen, dass veränderte Stammzellen und Stammzelllinien im Gegensatz zu den unveränderten 
patentiert werden dürfen. 
Bezüglich der Aufbewahrung der rund 1000 eingefrorenen Embryos, die noch aus der Zeit vor dem 
Inkrafttreten des Fortpflanzungsmedizingesetzes stammen, beantragte die Kommissionsmehrheit eine 
Fristverlängerung. Bis Ende 2005 sollen diese Embryonen weiterhin zur Fortpflanzung und bis Ende 
2008 mit Einwilligung der betroffenen Paare zu Forschungszwecken verwendet werden. Für die 
Kommissionsmehrheit, so Johannes Randegger {R, BS), handle es sich bei diesen „altrechlichen 
Embryonen um ein sehr wertvolles Gut". Zu beachten sei auch, dass künftig nur sehr wenige 
überzählige Embryonen anfallen würden. Ruth Genner (G, ZH) wies darauf hin, dass im 
Fortpflanzungsmedizingesetz die Embryonenforschung verboten ist und damit auch die Abspaltung 
eines Teils der Zellen zur Gewinnung von Stammzellen. Die „Forschung mit Embryonenverbrauch" 
wertete sie als massiven Tabubruch. Das menschliche Leben und der menschliche Körper werde so 
zu Material, das verbraucht und vermarktet werden könne. Ihr Antrag auf Nichteintreten auf die 
Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes wurde mit 94 zu 46 Stimmen abgelehnt. Anschliessend 
folgte der Rat der Kommissionsmehrheit und beschloss die verlängerte Aufbewahrung der Embryonen 
mit 90 zu 38 Stimmen. Ebenso wurde Dringlichkeit beschlossen, womit die Gesetzesänderung sofort in 
Kraft treten konnte. 
Der Ständerat schloss sich sodann bei der Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes 
(Fristverlängerung) mit 28 zu null Stimmen dem Nationalrat an und stimmte auch der Dringlichkeit zu. 
In der Differenzbereinigung zum Stammzellenforschungsgesetz folgte der Rat diskussionslos in allen 
Punkten dem Nationalrat und sprach sich ebenfalls für ein Verbot der Parthenotenbildung aus. 
Allerdings war die Kommission gemäss Berichterstatter Peter Bieri {C, ZG) der Meinung, dass dieses 
Verbot im Rahmen der Gesetzgebung über die Forschung am Menschen erneut zu diskutieren sei. 
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3. Condense des dellberations 

02.083 Loi relative it la recherche sur les cellules souches 
Message du 20 novembre 2002 relatif a la recherche sur les embryons sumumeraires et sur les 
cellules souches embryonnaires (Loi relative a la recherche sur les embryons, LRE) (FF 2003 1065) 

Situation initiale 

La medecine et la biologie ont vu apparaitre un nouveau domaine de recherche ces dernieres annees: 
la recherche sur les cellules souches humaines, dans laquelle sont places de grands espoirs. On 
espere ainsi 43tre en mesure de developper un jour de nouvelles strategies therapeutiques pour lutter 
contre des maladies jusqu'ici incurables ou difficilement traitables, comme la maladie de Parkinson, 
d' Alzheimer ou le diabete. 
Les cellules souches humaines peuvent avoir des origines diverses. Le present projet de loi ne 
conceme que les cellules souches embryonnaires humaines. II s'agit de cellules provenant d'embryons 
äges d'environ une semalne qui ont ete developpes hors du corps de la femme. Les premieres cellules 
souches embryonnaires ont ete obtenues en 1998. Elles furent prelevees sur un embryon 
sumumeraire, c'est-a-dire un embryon qui a ete feconde artificiellement (fecondation in vitro) dans 
l'optique d'induire une grossesse, mais qui ne peut plus etre utilise a cet effet. Les cellules souches 
embryonnaires n'ont pas la capacite de se developper jusqu'a devenir un etre humain, mais elles 
peuvent se differencier en tout type de cellules du corps humain. On ne sait pas si des cellules 
souches issues de tissus specifiques, c'est-adire des cellules souches adultes, presentent des 
caracteristiques comparables a celles des cellules souches embryonnaires. 
Le present projet de loi reglemente la production, a des fins de recherche, de cellules souches 
embryonnaires issues d'embryons surnumeraires, la recherche sur les cellules souches 
embryonnaires et la recherche sur les embryons sumumeraires. Celle-ci peut entre autres contribuer 
a ameliorer les methodes de fecondation in vitro. 
En vertu de l'art. 119 de la Constitution federale, ne peuvent etre developpes hors du corps de la 
femme que le nombre d'embryons necessaire pour induire une grossesse durant un cycle de la 
femme. Autrement dit, des embryons ne peuvent pas etre produits et conserves a titre de «reserve» 
dans le cadre d'une procreation medicalement assistee pour le cas ou le transfert d'embryon 
n'aboutirait pas a la grossesse desiree. Cette disposition vise a empecher autant que possible la 
production d'embryons surnumeraires. 
Se fondant sur cette base constitutionnelle, la loi du 18 decembre 1998 sur la procreation 
medicalement assistee est convue de maniere a ce qu'une fecondation in vitro produise le minimum 
possible d'embryons sumumeraires. Ainsi, dans le cadre d'un traitement par procreation medicalement 
assistee, il est uniquement autorise de conserver des ovules impregnes (ovules fecondes avant la 
fusion des noyaux) et d'en developper au maximum trois par cycle jusqu'au stade d'embryon. II arrive 
neanmolns exceptionnellement que des embryons sumumeralres apparaissent; c'est notamment le 
cas lorsque l'embryon ne se developpe pas normalement ou lorsque la femme a feconder tombe 
malade et que, pour cette raison, l'embryon ne peut pas etre transplante sur la femme. Salon le droit 
en vigueur, cet embryon surnumeraire est condamne a mourir. Au demeurant, les embryons 
sumumeraires produits avant l'entree en vigueur de la loi sur la procreation medicalement assistee (1 er 

janvier 2001) peuvent encore etre conserves trois ans au plus Qusqu'au 31 decembre 2003); passe ce 
delai, ils doivent etre detruits. 
La recherche pourrait utiliser, en general ou dans le but de produire des cellules souches, des 
embryons produits specifiquement a. des fins scientifiques par fecondation in vitro ou par clonage. En 
Suisse, la production d'embryons a des fins de recherche est strictement interdite. 
Par contre, jusqu'a present, la legislation n'a pas reglemente de maniere claire et exhaustive 
l'utillsation d'embryons sumumeraires a des fins de recherche. En effet, tant la Constitution que la loi 
sur la procreation medicalement assistee laissent ouverte la question de savoir si les embryons 
surnumeraires peuvent etre utilises par la recherche, notamment dans le but de produire des cellules 
souches embryonnaires. Le present projet de loi autorise l'utilisation d'embryons sumumeraires a. des 
fins de recherche a des conditions tres precises et tres strictes. II vise a empecher une utilisation 
abusive des embryons sumumeralres et des cellules souches embryonnaires et a proteger la dignite 
humalne. 
Sont mentionnees cl-dessous les principales conditions applicables a la recherche sur les embryons 
sumumeraires, a. la production de cellules souches embryonnaires et a ta recherche sur les cellules 
souches embryonnaires: 
- Utilisatlon interdite d'embryons surnumeraires et de cellules souches embryonnaires: II est interdit 

de produire des cellules souches a. partir d'embryons produits a des fins de recherche ou d'utiliser 
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de telles cellules souches. II est egalement interdit d'importer ou d'exporter des embryons 
surnumeraires ou de laisser se developper au-dela du 148 jour de son developpement un embryon 
surnumeraire disponible a des fins de recherche. 
Gratuite: Las embryons surnumeraires ou les cellules souches embryonnaires ne peuvent etre ni 
cedes ni acquis contre remuneration. 

- Utilisation autorisee: Les embryons surnumeraires ou les cellules souches embryonnaires ne 
peuvent etre utilises que dans un but de recherche; toute utilisation a des fins commerciales est 
proscrite. De ce fait, l'utilisation d'embryons surnumeraires ou de cellules souches embryonnaires 
n'est autorisee que dans le cadre de projets de recherche bien precis. Cette regle ne s'applique 
pas a la production de cellules souches embryonnaires, qui est autorisee egalement dans l'optique 
d'une recherche future, tant que le besoin de mener cette recherche en Suisse est etabli. 

- Consentement et information: Un embryon surnumeraire ne peut etre utilise a des fins de 
recherche qua si le couple conceme, d0ment informe, y a librement consenti. 

- lndependance: La recherche sur les embryons surnumeraires ou la production de cellules souches 
embryonnalres, d'une part, et le traitement par procreation medicalement assistee du couple 
concerne, d'autre part, doivent etre independants l'un de l'autre. 

- Obligation d'obtenir l'autorisation ou l'avis favorable: La recherche sur las embryons surnumeraires 
et la production de cellules souches embryonnaires ne sont permises qua sur autorisation de 
l'Office federal de la sante publique. La recherche sur des cellules souches embryonnaires deja 
existantes suppose un avis favorable de la commission d'ethique competente. 

- Principe de subsidiarite: La recherche sur les embryons surnumeraires et las cellules souches 
embryonnaires n'est autorisee qua dans la mesure ou des connaissances d'egale valeur ne 
peuvent pas etre obtenues par un autre moyen. 

- Buts de la recherche: La recherche sur las embryons surnumeralres et les cellules souches 
embryonnaires doit servir les objectifs definis dans la loi; les objectifs doivent presenter un interet 
de premier ordre pour ladite recherche. 

- Qualite scientifique et aspect ethique: Un projet de recherche pour lequel des embryons 
sumumeraires ou des cellules souches embryonnaires sont utilises doit repondre aux criteres de 
qualite scientifique et etre acceptable au plan ethique. 

- Resultats des recherches: Un resume des resultats obtenus doit etre rendu public apres 
l'achevement ou l'interruption de tout projet de recherche pour lequel des embryons sumumeraires 
ou des cellules souches embryonnaires sont utilises. 

- lmportation de cellules souches embryonnaires: Las cellules souches embryonnaires ne peuvent 
etre importees que sous certaines conditions. En particulier, elles ne peuvent provenir d'un 
embryon prodult a des fins de recherche; en d'autres termes, alles doivent provenir d'un embryon 
sumumeraire. Par ailleurs, le couple concerne dolt consentir a l'utilisatlon de son embryon par la 
recherche et ne saurait etre remunere en contrepartie. 

Dellberatlons 

Projet 1 
Loi federale relative a la recherche sur les cellules souches embryonnaires (Loi relative a la 
recherche sur les cellules souches, LRCS) 
12-03-2003 CE Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
18-09-2003 CN CN Divergences. 
04-12-2003 CE Adhesion. 
19-12-2003 CE La loi est adoptee an votation finale. (35:1) 
19-12-2003 CN La loi est adoptee en votation finale. (103:57) 

Projet 2 
Loi federale sur la procreation medicalement assistee (loi sur la procreation medicalement 
assistee, LPMA}. Modification (ProJet de la CSEC - N) 
18-09-2003 CN Decision conforme au projet de la commission. 
01-10-2003 CE Adhesion. 
01-10-2003 CN La clause d'urgence est adoptee. 
02-10-2003 CE La clause d'urgence est adoptee. 
03-10-2003 CN La loi est adoptee en votation finale. (125:58) 
03-10-2003 CE La loi est adoptee en votation finale. (43:0) 

Au Conseil des Etats, le presldent de la Commission de la science, de l'education et de la culture 
(CSEC), Peter Bierl (C, ZG) a souligne qu'aux yeux de la commission, l'utillte des projets de recherche 
sur las embryons sumumeraires n'avait pas encore ete clairement etablie. C'est pourquoi la 
commission a propose de limiter le projet de loi du Conseil federal a la production de cellules souches 
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embryonnaires et a la recherche sur ces cellules. L'utilisation d'embryons surnumeraires a une autre 
fin que celle de la production de cellules souches embryonnaires est donc interdite. De plus, le Conseil 
des Etats a estime que la base constitutionnelle actuelle etait trop etroite pour reglementer la 
recherche sur les embryons d'une maniere generale. Le champ d'application figurant a l'article premier 
a ete limite en consequence et le titre du texte - initialement « loi relative a la recherche sur les 
embryons » - a ete reformule comme suit : « loi relative a la recherche sur las cellules souches 
embryonnaires ». II en decoule qua las cellules souchas destinees a la recherche ne peuvent etre 
produites qu'a partir d'embryons sumumerairas. II s'agit d'embryons resultant de procedes utilises pour 
l'insemination artificielle, qui, taute de pouvoir etre reutilises, « n'ont aucune chance et sont 
condamnes a mourir » seien las termes du president de la CSEC. De plus, en vertu du nouveau 
champ d'application ainsi reduit, las cellules ne peuvent etre prelevees de l'embryon qua jusqu'au 
septieme jour de leur developpement, et non jusqu'au quatorzieme jour comme l'avait initialement 
propose le Conseil federal. Enfin, le Conseil des Etats a interdit qua les cellules souches 
embryonnaires et las lignees de cellules soient brevetees. 
La production de cellules souches embryonnaires requiert l'autorisation de l'Office federal de la sante 
publique, qui ne l'accorde quasi un projet concret de recherche a ete detini. La proposition de Hans 
F0nfschilling (R, BL) visant a egalement autoriser les cellules souches embryonnaires quand aucun 
projet concret n'est presente, a ete rejetee par 26 voix contre 9. Le Conseil etait d'accord sur 
l'interdiction de pratiquer toute forme de commerce. Seules peuvent etre indemnisees, selon la 
commission, las depenses pour la conservation, la remise d'embryons et de cellules souches ainsi qua 
la production et le traitement de cellules souches embryonnaires. Eugen David (C, SG) voulait 
egalement interdire ces indemnites mais a echoue par 26 voix contre 9. 
Une controverse a surgi autour de la question de savoir si las quelque 1000 embryons produits avant 
l'entree en vigueur de la loi sur la procreation medicalement assistee, et qui sont congeles, peuvent 
etre encore utilisees pour la recherche au lieu d'etre detruits comme le prescrit ladite loi. Christine 
Beerli (R, BE), a prie le Conseil des Etats de ne pas « detruire quelque chose qui pourrait 
eventuellement encore nous servir ». Elle a donc propose une prorogation de 5 ans. Le conseil a 
cependant estime qu'il etait plus raisonnable et prudent de ne pas modifier cette disposition. Salon las 
informations de !'Office federal de la sante publique, de 50 a 100 cellules surnumeraires continueraient 
d'etre encore produites, ce qui serait suffisant pour la recherche. La proposition Beerli a ete rejetee par 
22 voix contre 12. 
Au vote sur l'ensemble, le Conseil a accepte le texte ainsi modifie par 23 voix sans opposition. 
Au Conseil national, le rapporteur germanophone de la commission Johannes Randegger (R, BS) a 
explique que ta CSEC-N, chargee de l'examen prealable, avait suivi dans tes grandes lignes las 
decisions du Conseil des Etats et qu'elle souhaitait, alle aussi, limiter le projet a la recherche sur las 
cellules souches embryonnaires. Une minorite de la commission representee par Maya Graf (G, BL) a 
propose de ne pas entrer en matiere sur le projet, arguant qua la Constitution federale interdit a 
l'art. 119, al. 2, let. a, la recherche sur las embryons et qu'il n'y a aucune urgence; selon alle, il ne taut 
pas ceder a la pression d'une decision hätive du Fonds national, mais il s'agit de regler la quastion 
dans la loi federale qu'il est prevu d'elaborer a propos de la recherche sur l'etre humain. Maya Graf 
s'est egalement exprimee clairement contre une instrumentalisation de la vie humaine et du patrimoine 
humain. Au nom d'une partie du groupe socialiste, Simonetta Sommaruga (S, BE) a declare que cette 
loi etait precipitee, bäclee et depourvue de base constitutionnelle ; alle a par ailleurs evoque l'existence 
d'une alternative avec les cellules souches adultes. A l'oppose, le rapporteur du groupe radical Felix 
Gutzwiller (R, ZH) a juge qu'il n'existait aucun obstacle constitutionnel a l'adoption de cette loi, 
estimant que le projet concernait un secteur de la recherche tres prometteur et particulierement 
competitif au niveau international ; il a ajoute qu'il ne s'agissait pas uniquement de definir ce qui peut 
ätre fait du point de vue ethique, mais aussi d'autoriser ce qui pourra plus tard assurer « le salut de 
l'homme ». L'entree en matiere a finalement ete votee par 91 voix contre 45. Rosmarie Dormann (C, 
LU) a propose le renvoi du projet au Conseil federal, reclamant un rapport d'expertise juridique sur la 
constitutionnalite de la recherche sur les embryons et ta production de cellules souches 
embryonnaires, ainsi qu'un rapport sur le nombre d'embryons sumumeraires recenses depuis 2001 et 
sur las raisons de leur existence. Le Conseil national a rejete cette proposition de renvoi par 69 voix 
contre 62. Une autre proposition de renvoi deposee par Heiner Studer (E, AG) et visant a charger le 
Conseil federal d'interdire la recherche sur les embryons a ete rejetee par 92 voix contre 22. 
Une longue discussion a porte sur la question de savoir si, pour chaque experience prevue avec des 
cellules souchas embryonnairas humaines, il etait necessaire de s'assurer au prealable qu'il n'existait 
aucune autre methode de recherches permettant d'obtenir des connaissances « d'egale valeur ». 

Salon le Conseil des ~tats et une minorite de la commission du Conseil national representee par 
Rosmarie Dormann (C, LU), ce n'est qu'en l'absence de toute autre methode qua l'autorisation pourrait 
etre accordee. Pour Felix Gutzwiller (R, ZH) en revanche, une teile disposition limiterait 
considerablement la liberte des chercheurs et la recherche fondamentale. Le rapporteur francophone 



XII 

de la commission, Jacques Neirynck (C, VD), a pour sa part fait valoir que cette clause etait 
pratiquement inapplicable, aucun chercheur n'etant capable de dire a l'avance ce qu'il va trouver et 
comment il va le trouver. Le Conseil national s'est rallie a l'avis du Conseil des Etats par 78 voix contre 
72, se pronom;ant en faveur du principe de subsidiarite. Sur proposition de la majorite de la 
commission, le Conseil a decide par 60 voix contre 57 qu'il serait interdit de developper un parthenote 
- c'est-a-dire un organisme issu d'un ovule non feconde - et de l'utiliser pour produire des cellules 
souches. Par ailleurs, une petite majorite de la commission avait propose que soient exclues du brevet 
non seulement les cellules souches non modifiees et les lignees de cellules souches, comme prevu 
par le Conseil des Etats, mais aussi les cellules souches modifiees et les lignees de cellules souches. 
Maya Graf (G, BL) a rappele que les Verts etaient contre l'idee d'un brevet concemant la vie humaine, 
et a donc defendu cette interdiction de principe. Le groupe PS, represente par Anita Fetz (S. BS), a lui 
aussi soutenu la majorite de la commission. A l'oppose, Felix Gutzwiller (R, ZH) a souligne qu'il serait 
illogique et malvenu d'autoriser la recherche tout en interdisant son exploitation commerciale. Le 
Conseil a suivi la minorite de la commission et a decide par 81 voix contre 73 que les cellules souches 
modifiees et les lignees de cellules souches pourraient etre brevetees. 
S'agissant de la conservation des quelque 1000 embryons congeles avant l'entree en vigueur de la loi 
sur la procreation medicalement assistee, la majorite de la commission a propose une prorogation du 
delai : ces embryons pourront etre conserves a des fins de procreation jusque fin 2005, puis dans un 
but scientifique jusque fin 2008 a condition que le couple concerne ait donne son consentement. Pour 
la majorite de la commission, dont Johannes Randegger (R, BS), ces embryons produits sous l'ancien 
droit constituent un bien particulierement precieux, d'autant qu'a l'avenir les embryons surnumeraires 
seront rares. Par contre, Ruth Genner (G, ZH) a rappele que la loi sur la procreation medicalement 
assistee interdisait la recherche sur les embryons et donc aussi la division d'une partie des cellules 
pour produire des cellules souches ; elle a estime que la recherche « consommant des embryons » 

constituait une violation flagrante d'un tabou, la vie humaine et le corps humain etant ainsi reduits a 
l'etat de produit consommable et commercialisable. Toutefois, la proposition Genner de non-entree en 
matiere sur la modification de la loi sur la procreation medicalement assistee a ete rejetee par 94 voix 
contre 46. Le Conseil a ensuite suivi la majorite de la commission et decide part 90 voix contre 38 de 
prolonger la conservation des embryons. La loi a par ailleurs ete declaree urgente afin que ses 
nouvelles dispositions puissent aussit0t entrer en vigueur. 
Le Conseil des Etats s'est rallie par 28 voix contre 0 a la decision du Conseil national concernant la 
modification de la loi sur la procreation medicalement assistee (prorogation du delai) et a egalement 
approuve la clause d'urgence. 
Au cours de la procedure d'elimination des divergences sur la loi relative a la recherche sur les cellules 
souches, le Conseil des Etats s'est rallie sans discussion a toutes les decisions du Conseil national. II 
s'est egalement exprime en faveur de l'interdiction de la creation de parthenotes, bien que, selon son 
rapporteur Peter Bieri (C,ZG), la commission ait estime que cette interdiction devait etre rediscutee 
dans le cadre de la legislation relative a la recherche sur l'etre humain. 
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02.083 

Embryonenforschungsgesetz 
Loi relative 
a la recherche sur les embryons 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 20. 11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20.11.02 (FF 20031065) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Blerl Peter (C, ZG), tar die Kommission: Der Bundesrat hat 
der Bundesversammlung Ende des letzten Jahres bean­
tragt, ein Bundesgesetz Ober die Forschung an überzähligen 
Embryonen und embryonalen Stammzellen - Embryonen­
forschungsgesetz genannt - zu erlassen. Dies Ist ein spezi­
elles Gesetz für eine spezifische Forschung am Menschen. 
Die Gewinnung von Zellen und den Einsatz von Zellen gibt 
es in der Medizin seit langem und in vielerlei Varianten. 
Massgebllch Ist dafür namentlich das Transplantationsrecht. 
Für die Forschung an menschlichen Zellen und menschli­
chem Gewebe wiederum gelten grundsätzlich die allgemei­
nen Regeln. Es braucht die Zustimmung der betroffenen 
Person, und das Projekt ist aus ethischer Sicht zu überprü­
fen. Bei der Gewinnung von embryonalen Stammzellen und 
der Forschung an überzähligen Embryonen und embryona­
len Stammzellen geht es aber um etwas qualifiziert Neues. 
Diese Forschung arbeitet mit Embryonen, also mit werden­
dem menschlichem Leben. Diese wurden bei ihrer Entste­
hung nicht für die Forschung entwickelt, sondern zur Fort­
pflanzungshilfe, konkret: für die medizinisch unterstützte 
Fortpflanzung, für welche die Methode der In-vitro-Fertilisa­
tion verwendet wird, bei der Eizellen mit Spermien ausser­
halb des Körpers der Frau befruchtet werden und in der 
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Folge bis zur geplanten Einpflanzung in den Uterus der Frau 
in vitro entwickelt werden. Auch wenn die Medizin, gestützt 
auf Artikel 17 des Fortpflanzungsgesetzes, verpflichtet ist, 
nur so viele Eizellen in vitro weiterzuentwickeln, als inner­
halb eines Zyklus tar die Herbeiführung einer Schwanger­
schaft erforderlich sind- das sind im Maximum deren drei-, 
können legalerweise infolge besonderer Umstände Embryo­
nen anfallen, die nicht mehr implantiert werden können. Sie 
werden damit überzählig, chancenlos und sind letztlich zum 
Tod bestimmt. 
Es stellt sich die Frage, ob und unter welchen Bedingungen 
solche Embryonen tar Forschungszwecke verwendet wer­
den dürfen. Bejahen wir diese Forschung, so Ist es offen­
sichtlich, dass dafür besondere gesetzliche Sicherungen 
notwendig sind. 
Anlass für das vorliegende Gesetz ist die weltweit und auch 
in der Schweiz immer wichtiger werdende Stammzellenfor­
schung, namentlich an embryonalen Stammzellen. Als 
Stammzellen bezeichnet man Zellen, die sich durch drei Ei­
genschaften auszeichnen: 
1. Sie sind nicht endgültig differenziert und sind damit pluri­
potent, zumindest aber multipotent; 
2. sie haben die Fähigkeit zur Selbsterneuerung und Ver­
mehrung in einem undifferenzierten Zustand; 
3. sie haben die Fähigkeit, sich unter geeigneten Bedingun­
gen zu Zellen unterschiedlicher Spezialisierung zu differen­
zieren, so z. B. zu Herz-, Nerven-, Haut- oder Muskelzellen. 
Die Kombination dieser drei Eigenschaften macht mensch­
liche Stammzellen für vielfältige medizinische Anwendun­
gen hochinteressant. Je nach Herkunft der Zellen unter• 
scheidet man adulte Stammzellen, z. B. aus dem Knochen­
mark, oder - heute in der Forschung hochaktuell - Zellen 
aus der Nabelschnur bzw. aus dem Nabelschnurblut. Dann 
gibt es embryonale Stammzellen aus der Blastozyste, d. h. 
aus dem Embryo im Stadium zwischen dem fünften und 
sechsten Tag seiner Entwicklung, und es gibt embryonale 
Keimzellen aus den Keimanlagen von Embryonen oder Fö­
ten aus Schwangerschaftsabbrüchen zwischen der fünften 
und elften Entwicklungswoche. 
Forschungen mit embryonalen Stamm- und Keimzellen 
scheinen besonders ertragreich zu sein, weil diese Zellen in 
ihrem Entwicklungs- und Differenzierungspotenzial noch 
pluripotent sind, also nicht nur multipotent wie adulte 
Stammzellen. Zudem können sich die embryonalen Stamm­
zellen praktisch unbeschränkt über Hunderte von Generatio­
nen erneuern, was bei anderen Stammzellen nicht erreicht 
wurde. 
Bei diesem Gesetz geht es um die Forschung an überzähli­
gen Embryonen und embryonalen Stammzellen. Die For­
schung mit adulten Stammzellen und embryonalen Keimzel­
len soll dereinst im Rahmen des Gesetzes Ober die For­
schung am Menschen geregelt werden. Gegenwärtig richtet 
sich die Forschung an menschlichen embryonalen Stamm­
zellen vor allem auf die Entwicklung von Verfahren zur Ge­
winnung dieser Stammzellen, auf die Charakterisierung ihrer 
Eigenschaften sowie auf die Erforschung und Steuerung der 
Mechanismen, die der Vermehrung und Differenzierung der 
Stammzellen zugrunde liegen. Die therapeutische Anwen­
dung von menschlichen embryonalen Stammzellen und von 
diesen ausdifferenzierten Zellen ist bislang rein hypothe• 
tisch. Selbst die schon seit längerem betriebenen Forschun­
gen an embryonalen Stammzellen der Maus lieferten bis­
lang nur wenige Erkenntnisse im Hinblick auf therapeutische 
Anwendungen. 
Wir befinden uns bei den menschlichen embryonalen 
Stammzellen vorerst in der Phase der Grundlagenfor­
schung, wobei gerade diese tor viele Bereiche von besonde­
rer Bedeutung ist. Die Gewinnung menschlicher embryona­
ler Stammzellen ist nur durch Zerstörung des frühesten 
menschlichen Embryos möglich, aus dem diese Stammzel­
len gewonnen werden. Sie wird deshalb sowohl in der 
Schweiz wie auch international sehr kontrovers diskutiert. 
Namentlich ist zu bedenken, dass der menschliche Embryo 
in vltro in der Schweiz einen besonderen moralischen und 
rechtlichen Status hat und von der Verfassung her geschützt 
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wird. Der Embryo ist keine blosse Sache, sondern hat an der 
Menschenwürde Anteil. Er wird u. a. dadurch geschützt, 
dass verändernde Eingriffe in das Erbgut unzulässig sind, 
dass Geschlechtswahl und Eugenik verboten sind, dass die 
Ektogenese, d. h. die Aufzucht ausserhalb der Mutter Ober 
die Zelt der Nidation hinaus, verboten ist und dass Chimä­
ren, Hybriden und das Klonen von Embryonen sittenwidrig 
und unzulässig sind. 
Nach Artikel 119 der neuen Bundesverfassung und nach 
dem geltenden Fortpflanzungsmedizingesetz ist die Em­
bryonenspende eines Paares, insbesondere für andere 
Paare, unzulässig. Ebenso ist es undenkbar, dass Embryo­
nen nur zu Forschungszwecken erzeugt werden. Schliess­
lich sind auch alle Arten von Klonierung verboten. Das 
Bundesrecht kennt nur eine einzige zulässige Form. Em­
bryonen zu erzeugen. Im Rahmen der Fortpflanzungshilfe 
f0r ein Paar dürfen die durch Stimulation gewonnenen Eizel­
len mit den Samenzellen imprägniert und dann konserviert 
werden. Danach darf die Medizinerin oder der Mediziner pro 
Zyklus der Frau zwei bis drei imprägnierte Eizellen zur Kern­
verschmelzung bringen und die so erzeugten Embryonen 
zum günstigsten Zeitpunkt, spätestens am zehnten Tag ihrer 
Entwicklung, der Frau Implantieren. 
Diese durch die Bundesverfassung und das Fortpflanzungs­
medizingesetz festgelegten Rahmenbedingungen sind dar­
auf angelegt, dass es mögllchst keine überzähligen Embry­
onen gibt. Embryonen können nur überzählig und damit bei 
einer Fortpflanzungshilfe chancenlos werden, wenn die Frau 
während der Behandlung krank wird, wenn sie verunfallt, 
wenn sie plötzlich von der Behandlung zurücktritt, wenn sie 
stirbt oder wenn sich der Embryo nicht normal entwickelt 
und deswegen kein Entwicklungspotenzial besitzt. Sonst 
kann es in der Schweiz legalerweise keine überzähligen Em­
bryonen geben. Diese Regelung ist auch in den grenzüber­
schreitenden Beziehungen massgeblich. 
Ich darf anfügen, was ich Im Vorfeld dieser Diskussion bei 
den medizinischen Forschem erlebt habe: Sie akzeptieren, 
dass keine Embryonen hergestellt werden dürfen, die spezi­
fisch nur der Forschung dienen würden. 
Dass es ganz ausnahmsweise überzählige Embryonen ge­
ben kann, war den eidgenössischen Räten bei der Verfas­
sungsgebung In den Jahren 1990 bis 1992 und bei der Bera­
tung des Fortpflanzungsmedizingesetzes 1996 bis 1998 
bewusst. Im Fortpflanzungsmedizingesetz vom 18. Dezem­
ber 1998 wurde aber nur bestimmt, dass die bis zum Inkraft­
treten dieses Gesetzes entstandenen Embryonen längstens 
bis Ende 2003 aufbewahrt werden dürfen und dass sie an­
schllessend ihrem Schicksal überlassen werden müssen, 
das helsst, sie würden dann absterben. Eine generelle Re­
gelung zur Vernichtung von allfälllgen überzähligen Embryo­
nen fehlt im Fortpflanzungsmedizingesetz. 
Umgekehrt lehnte das Parlament auch einen Antrag Onken 
und einen Minderheitsantrag Widmer ab, gemäss denen 
menschliche Embryonen nicht für Forschungsprojekte hätten 
verwendet werden dürfen. Aus der Entstehungsgeschichte 
des Verfassungsartikels und aus den Beratungen des Fort­
pflanzungsmedizingesetzes ergibt sich, dass an menschli­
chen, zur Fortpflanzungshilfe bestimmten Embryonen grund­
sätzlich nur beobachtende oder therapeutische, aber nicht 
verbrauchende Forschung zulässig Ist. Demgegenüber Ist die 
Forschung an überzähligen, zum Tod bestimmten Embryo­
nen strittig, aber von der Verfassung her nicht ausgeschlos­
sen. Klar war und ist, dass sie vom Bundesgesetzgeber zu 
regeln und zu entscheiden Ist. Wie die Debatte ln der Stände­
ratskommisslon bestätigt hat, war es beim Erlass von Arti­
kel 119 der Bundesverfassung der Wille des Verfassungge­
bers, vor allem die Rahmenbedingungen der Fortpflanzungs­
medizin und der Genomanalyse zu regeln. 
Die Kommission betrachtet deshalb die bestehende Verfas­
sungsgrundlage, Artikel 119 der Bundesverfassung, für eine 
umfassende Regelung der Forschung an überzähligen Em­
bryonen als schmal. Entsprechend haben wir auch die Über­
weisung einer Motion, deren Beratung für heute traktandiert 
ist, beantragt: Die Motion 03.3007 fordert den Bundesrat 
auf, für die komplexe Gesetzgebung bezüglich Forschung 
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am Menschen in Ergänzung schon bestehender punktueller 
Verfassungskompetenzen des Bundes eine besondere Ver­
fassungsvorlage vorzubereiten. 
Damit Ist ein Grundsatzentscheid unserer Kommission an­
gesprochen. Wir beantragen, das vom Bundesrat vorgelegte 
Bundesgesetz auf die Bereiche der Gewinnung von embryo­
nalen Stammzellen und der Forschung an solchen Zellen zu 
beschränken und die Verwendung Qberzähllger Embryonen 
zu einem anderen Zwecke als zur Gewinnung embryonaler 
Stammzellen zu verbieten. Unsere Beratungen haben ge­
zeigt, dass die Frage, wozu Forschungen an überzähligen 
Embryonen hilfreich sein können, noch keineswegs restlos 
geklärt ist. Der Löwenanteil der Embryonenforschung hat die 
Verbesserung der Erfolgsrate der In-vitro-Fertilisation zum 
Ziel. Ein weiterer Bereich der Forschung an frühen Embryo­
nen betrifft das Studium der Entwicklung der Keimblätter, 
nicht zuletzt auch im Hinblick auf die Ausdifferenzierung des 
Gewebes des Embryos. Ein mögliches Forschungsthema 
wäre ferner die so genannte Präimplantatlonsdiagnostlk, 
also die Untersuchung einer Zelle des Embryos Im Hinblick 
auf allfälllge monogenetlsche Krankheitsveranlagungen des­
selben. Bekanntermassen hat unser Parlament in Artikel 5 
des Fortpflanzungsmedizingesetzes die Prälmplantatlons­
diagnostlk untersagt, namentlich wegen der Risiken der Eu­
genik und der unzulässigen Selektion. 
Eine Überprüfung dieses Entscheides Im letzten Jahr auf­
grund der Parlamentarischen Initiative Polla 00.455 hat die 
mehrheitliche Ablehnung der Präimplantatlonsdiagnostik 
seitens des Nationalrates bestätigt. Schllessllch gibt es im 
Ausland Forschungsversuche zum Klonen von Embryonen 
durch Kerntransfer In eine entkernte Zelle, die in der 
Schweiz verboten sind. Mit dem letzten Beispiel wird sicht­
bar, dass Forschungen an Embryonen moralisch und recht­
lich heikel und deswegen besonders begrOndungsbedQrflig 
sind. Dementsprechend hat die Kommission die Beschrän­
kung des vorliegenden Spezialgesetzes auf die Gewinnung 
von Stammzellen und auf die Forschung an embryonalen 
Stammzellen befürwortet. 
Hauptpunkte der Kommissionsberatungen waren neben der 
vorerwähnten Beschränkung auf die Forschung an embryo­
nalen Stammzellen folgende: Soll die stammzellengewln­
nung nur im Rahmen eines konkreten Forschungsprojektes 
oder auch fQr künftige Forschung erlaubt werden? Soll die 
Stammzellengewinnung nur erlaubt werden, wenn In der 
Schweiz nicht schon geeignete Stammzellen vorhanden 
sind? Die Kommission .schlägt Ihnen die Koppelung der 
Stammzellengewinnung an ein konkretes Forschungsprojekt 
und die Einführung des Subsidiaritätsprinzips bei der 
stammzellengewlnnung vor. Sie hat sodann die generellen 
Schranken von Artikel 3 0berprüft, die weitgehend aus Arti­
kel 119 der Bundesverfassung hergeleitet sind. Sie hat auch 
die Frage der Unentgeltllchkelt von Arbeiten an Embryonen 
und Stammzellen nach Artikel 4 diskutiert und Im Sinne des 
Bundesrates bestätigt bzw. eine gewisse Präzisierung vor­
genommen. Schllesslich hat sie von sich aus einen Antrag 
auf die Beschränkung der Patentierung beschlossen sowie 
zuletzt die Strafbestimmungen punktuell verschärft. 
Zum Schluss meines Eintretensvotums möchte Ich meinen 
Kolleginnen und Kollegen in der WBK, die dieses heikle Ge­
schäft behandeln mussten, herzlich danken. Ich danke auch 
Herrn Bundespräsident Couchepln, der sich schnell in diese 
heikle Materie eingearbeitet hat, insbesondere aber auch 
dem Bundesamt für Gesundheit, seinem Direktor und seiner 
Rechtsexpertin, Frau Dr. Verena Schwander, die uns hier 
ausserordentlich viel geholfen haben. Wir haben unsere Auf­
gabe entgegen gewissen Kritiken aus der Öffentlichkeit, aus 
der Presse und aus Wissenschaftskreisen im lichte der 
grossen Verantwortung in ethischer, gesellschaftlicher, wis­
senschaftlicher und verfassungsrechtlicher Hinsicht mit der 
für diese schwierige Problemstellung notwendigen Seriosität 
und Sorgfalt wahrgenommen. Der Respekt im Umgang mit 
dem werdenden menschlichen Leben bringt letztlich zum 
Ausdruck, dass unsere Gesellschaft und Ihre Institutionen 
willens sind, die Integrität des Menschen, seine Würde und 
seine verfassungsmässig gesicherten Rechte zu achten. 

Bulletin olficiel de rAssembllMI f~{lrale 



12. März 2003 

Die WBK hat diesem Gesetzentwurf in der von uns verab• 
schledeten Form mit 12 zu o stimmen ohne Enthaltungen 
zugestimmt und beantragt Ihnen, auf den Gesetzentwurf 
einzutreten und ihm in der von uns vorgeschlagenen Form 
zuzustimmen. 

Leumann-Würsch Helen (R, LU): Stammzellen sind derzeit 
Hoffnungsträger für neuartige Therapien, die es einmal er­
möglichen könnten, eine Vielzahl von heute noch unbehan­
delbaren Krankheiten zu heilen. Stammzellen sollen als 
Ersatz für zerstörte Hirnzellen bei Parklnson oder Alzheimer­
kranken, zur Therapie der Multiplen Sklerose, zur Erneue­
rung der Knochenzellen bei Osteoporose, aber auch bei 
Herzinfarkt und Diabetes zum Einsatz kommen. Aufgrund 
des vom Nationalfonds bewilligten Forschungsprojektes mit 
menschlichen embryonalen Stammzellen, die aus dem Aus­
land importiert werden, ist es nun richtig, dass wir die ge­
setzlichen Grundlagen schaffen. Ich bin mir bewusst, dass 
es sich dabei um eine Art Übergangsgesetz handelt, bis wir 
das Gesetz über die Forschung am Menschen diskutieren 
können. 
Trotzdem bin ich ein klein wenig enttäuscht, dass wir die 
Vorlage geteilt haben. Aus der Chemiebranche stammend, 
weiss ich, wie schwierig es ist, den zeitlichen Erfolg in der 
Forschung zu quantifizieren. Manchmal forscht man jahre• 
lang, ohne je zu einem Erfolg zu gelangen, und das Projekt 
muss schlussendlich erfolglos abgebrochen werden. Auf der 
anderen Seite kann es aber durchaus sein, dass man ganz 
plötzlich, ohne damit gerechnet zu haben, einen ganz ent­
scheidenden Schritt weiterkommt. Der Erfolg stellt sich dann 
viel schneller ein, als man je zu hoffen wagte. 
Gleich ist es natürlich bei der medizinischen Forschung. Wir 
stehen bei der Embryonen- und Stammzellenforschung am 
Beginn der Grundlagenforschung. Immer wieder wurde in 
der Kommission darauf hingewiesen, dass es noch sehr, 
sehr lange dauern kann, bis dank Embryonen- und stamm­
zellenforschung effektiv Krankheiten gehellt werden können. 
Ich bin mir da nicht ganz so sicher. Wenn man die Veröffent­
lichungen aus England oder den USA konsultiert, stellt man 
fest, dass es viel hoffnungsvoller tönt als bei uns in der Kom­
mission. Deshalb finde ich es nach wie vor schade und 
falsch, dass wir die Embryonenforschung zurückgestellt und 
beschlossen haben, diesen Teil im Gesetz über die For­
schung am Menschen zu regeln. Ich frage mich einfach, ob 
wir uns damit nicht selber behindern. Ist es tatsächlich mög­
lich, nur an Stammzellen zu forschen? Oder: Bewegen wir 
uns hier nicht in einem Grauzonenberelch, was man nicht 
ganz ausgrenzen sollte? Verlieren wir nicht zu viel Zeit, die 
andere Nationen nutzen? Ich hoffe sehr, dass damit der 
Spitzenplatz unseres Forschungsstandortes nicht gefährdet 
ist und dass sich ausgezeichnete Forscherinnen und For­
scher nicht ins Ausland absetzen. Da ich aber von den an­
wesenden Kommissionsmitgliedern die Einzige war. die der 
bundesrätlichen Botschaft in der ursprünglichen Form zu­
stimmen wollte, habe ich dann halt auf einen Minderheitsan­
trag verzichtet. 
Es kommt hinzu, dass wir überzählige Embryonen haben, 
die aufgrund des Fortpflanzungsmedizingesetzes bis Ende 
dieses Jahres vernichtet werden müssen. Es wäre für mich 
unverständlich, wenn wir Im eigenen Land überzählige Em­
bryonen vernichten und gleichzeitig neue aus dem Ausland 
importieren müssten. Es schien mir deshalb richtig, mit die­
sem Gesetz die Vernichtung, wie in der Botschaft vorge­
schlagen, um ein Jahr aufzuschieben. Es wurde uns in der 
Kommission dann aber dargelegt, dass diese Verschiebung 
um ein Jahr nicht reicht und dass wieder neue Stammzellen 
von nicht mehr benötigten Embryonen anfallen, bis neue 
Projekte bewilligt werden. 
Wenn wir zur Forschung an embryonalen Stammzellen Ja 
sagen, dann sollte so bin ich grundsätzlich der Meinung -
nicht an importierten embryonalen stammzellen geforscht 
werden. Am Informationsanlass der Parlamentarischen 
Gruppe Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
wurde von Herrn Professor Wolfgang Holzgreve die Meinung 
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vertreten, es gebe niemals genügend neue Embryonen und 
es sollte deshalb unbedingt dafür gesorgt werden, dass die 
«alten» Embryonen Ende 2003 nicht vernichtet würden. 
Frau Beerli hat nun einen Antrag eingereicht. Ich werde die­
sen Antrag unterstützen. Sollte er abgelehnt werden, bitte 
ich den Nationalrat, sich dieses Themas noch einmal anzu­
nehmen. Allenfalls müsste man dann halt mit einem dring­
lichen Bundesbeschluss eine mehrjährige Verlängerung 
beantragen. 
Am glelchen Anlass wurde auch die Frage, ob eine Grenze 
von sieben Tagen bis zur Gewinnung richtig sei oder ob die 
Grenze bei vierzehn Tagen liegen solle, anders als bei uns 
in der Kommission beurteilt. Wir haben uns für sieben Tage 
entschieden; dem ist halt jetzt so. 
Ein bisschen hin- und hergerissen bin ich bei den ethischen 
Fragen. Verstehen Sie mich da bitte nicht falsch: Ich ver­
stehe die ethischen Bedenken selbstverständlich, denn wir 
stossen hier in Gebiete vor, die lange tabu waren. Ich bin 
auch der Meinung, dass nicht alles getan werden soll, was 
getan werden könnte. Es ist deshalb richtig, dass wir in 
unserer Verfassung das Klonen von Menschen verboten 
haben. Es ist auch richtig, dass wir das Herstellen von 
Embryonen zu Forschungszwecken nicht gestatten. Aber ich 
habe doch etwas Mühe, wenn man - sogar In Bezug auf 
Stammzellen - die Menschenwürde Immer wieder so stark 
zum Thema macht. Ich habe damit besonders Mühe, seit 
unsere Bevölkerung einem Abtreibungsgesetz zugestimmt 
hat. Menschenwürde hat bei mir sehr stark - das mag an 
meiner etwas einfachen Vorstellung liegen - mit einem Le­
bewesen zu tun, und Ich finde es einfach ein wenig schwie­
rig, bei Stammzellen an Lebewesen zu denken. Wenn Sie 
jahrelang eine alte Person betreuen, die Alzheimer hat, und 
wenn Sie wissen, dass dank der stammzellenforschung ei­
nem solchen Patienten einmal geholfen werden kann, dann 
Ist das mindestens so sehr eine Frage der Menschenwürde. 
Das ist bei uns in der Kommission nicht in dieser umfassen­
den Form zum Ausdruck gekommen. Ich meine, die Aspekte 
der Kranken sollten auch In die Frage der Menschenwürde 
einbezogen werden. Die Verzweiflung ist unermesslich, die 
Alzheimerpatienten erfasst, wenn sie sich - was immer wie­
der passiert - ihrer Situation bewusst werden. Wenn diese 
Patienten realisieren, dass sie die einfachsten Dinge wie die 
persönliche Hygiene nicht mehr kontrollieren können, dann 
hofft man als Betreuerin, dass die Gnade des Vergessens 
diese Patienten möglichst schnell wieder in ihre andere Welt 
treten lässt. Solchen Menschen zu helfen - es gäbe noch 
weitere Beispiele - ist eines der Ziele der Forschung. Mir 
scheint, Forschung mit embryonalen Stammzellen ist 
ethisch nicht nur vertretbar, sondern unter klaren Rahmen­
bedingungen sogar geboten. 
zusammenfassend bin ich für Eintreten und Zustimmung 
zum vorliegenden Entwurf, bedaure es nach wie vor, dass 
die Embryonenforschung zurückgestellt wurde, und hoffe, 
dass die Punkte, die für mich noch nicht abschliessend beur­
teilt worden sind, im Nationalrat noch einmal ausführlich dis­
kutiert werden. 

Bürgl Hermann (V, TG): Im Sinne einer Vorbemerkung 
möchte ich feststellen, dass die zu regelnde Materie für den 
Gesetzgeber wirklich eine echte Herausforderung darstelh. 
Zunächst einmal sieht man sich mit naturwissenschaftlichem 
Grundlagenwissen konfrontiert, welches einem diesbezügli­
chen Laien viel, möglicherweise sogar allzu viel, abverlangt. 
Wer das nicht glaubt oder das bezweifelt, dem empfehle ich, 
nur einfach einmal im Anhang zur Botschaft das Glossar zu 
betrachten; dann wird er zustimmen, dass da sehr viel ver­
langt wird. Dazu kommt noch die sehr, sehr komplexe 
Rechtslage, verbunden mit heiklen ethischen Grundsatzfra­
gen. Für eine objektive Beurteilung der vorliegenden gesetz­
geberischen Arbeit ist es deshalb unerlässlich, dass diese 
Ausgangslage bei all den Kommentaren, die man jetzt hört 
und liest, nicht übersehen wird oder sie zumindest gebüh­
rend gewürdigt wird. 
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Es slnd drei Gesichtspunkte, die ich im Rahmen des Eintre­
tens kurz streifen möchte: 
1. Als Erstes stellt sich die Frage, ob tatsächlich ein dringen­
der gesetzgeberischer Handlungsbedarf in dieser doch eher 
ungewöhnlichen Eile besteht. Diese Frage ist umso berech­
tigter, als sich ein Bundesgesetz Ober die Forschung am 
Menschen in Vorbereitung befindet. Nachdem durch einen 
Entscheid des Nationalfonds ein Forschungsprojekt mit 
menschlichen embryonalen Stammzellen bereits in die Tat 
umgesetzt worden Ist, ohne dass in diesem ZUsammenhang 
die rechtlichen Leitplanken bestehen, erübrigen sich meines 
Erachtens weitere tief schQrfende Gedanken bezüglich die­
ses Handlungsbedarfs. In einem derart sensiblen Bereich Ist 
der Gesetzgeber gefordert, rasch zu handeln und die noch 
offenen Fragen jetzt zu klären. Das zum ersten Gesichts­
punkt. 
2. Die Crux an der verfassungsrechtlichen Ausgangslage 
besteht darin, dass es die dem Stammzellengesetz zu­
grunde liegenden überzähligen Embryonen eigentlich gar 
nicht geben dürfte. Artlkel 119 Absatz 2 Litera c der Bundes­
verfassung - diese Bestimmung ist vom Kommissionspräsi­
denten einlässlich erläutert worden - erlaubt nämlich nur, so 
viele menschliche Eizellen ausserhalb des Körpers der Frau, 
das helsst eben im Rahmen der so genannten In-vitro-Ferti­
lisation, zu entwlkkeln, als ihr sofort eingepflanzt werden 
können. Dies wird In Artikel 17 des Fortpflanzungsmedizin­
gesetzes näher konkretisiert. 
Herr Kollege Bieri sagte, der Verfassung- und Gesetzgeber 
sei sich dessen bei dieser Gesetz- und Verfassunggebung 
bewusst gewesen. Daran zweifle Ich, denn Ich meine, dass 
der Verfassung- und Gesetzgeber in diesem Zusammen­
hang eher einer Fiktion erlegen Ist, weil es in Tat und Wahr­
heit eben überzählige Embryonen gibt und man damit 
eigentlich nicht gerechnet hat Die Verfassung und auch das 
Fortpflanzungsmedizingesetz enthalten wohl Verbote bezie­
hungsweise Gebote bezüglich des Umgangs mit Embryo­
nen. 
Wir erhalten Indessen von deF Verfassung selbst keine expli­
ziten Antworten auf die Frage, ob und in welchem Ausmass 
die Forschung tatsächlich erlaubt ist. Die Antworten erhält 
man einzig und allein aufgrund einer historischen Ausle­
gung, d. h. aufgrund der Analyse der Materialien. Hier hat 
die Kommission - das möchte ich betonen - nicht einfach 
aus Ihren eigenen Überzeugungen geschöpft. Hiezu gibt es 
ein Gutachten von Professor Rainer J. Schweizer mit dem 
Titel «Verfassungs- und völkerrechtliche Vorgaben tar den 
Umgang mit Embryonen, Föten sowie Zellen und Gewe­
ben». Dort werden die verfassungsrechtliche Ausgangslage 
und die Materlalien einlässlich untersucht und erörtert. Auf­
grund dieses uns zur Verfügung stehenden Gutachtens 
kann ich mich der Auffassung anschliessen, dass die For­
schung an überzähligen Embryonen im Rahmen von ent­
sprechenden Schranken durch die Verfassung grundsätzlich 
nicht ausgeschlossen wird. Aber - und das hat der Kommis­
sionspräsident auch gesagt - man kommt nicht umhin, von 
einer schmalen, von einer sehr schmalen Verfassungs­
grundlage zu sprechen. 
Daraus ergibt sich für die Konzeption dieses Gesetzes zwin­
gend die folgende erste Schlussfolgerung: Dieses Gesetz 
muss im Jetzigen Zeitpunkt auf den eingeschränkten Gel­
tungsbereich zurOckgestutzt werden und auch zurOckge­
stutzt bleiben, so, wie es die Kommission getan hat. Das 
heisst, die eigentliche Forschung an überzähligen Embryo­
nen 1st zurzeit auszuklammern. Im Gegensatz zu Frau Kolle­
gin Leumann bin Ich der Meinung, dass die Forschung 
dadurch nicht behindert wird. Entscheidend ist ja, dass die 
Stammzellengewinnung und die Stammzellenforschung ge­
stattet werden. Was ihr Anliegen ist, kann mit der Stammzel­
lenforschung ohne weiteres geforscht werden. Etwas ande­
res ist die Forschung am Embryo selbst; dort geht es um die 
Entwicklung des Embryos, insbesondere im Zusammen­
hang mit der eigentlichen Fortpflanzungsmedizin. 
Ich wehre mich auch gegen die geäusserten Kommentare, 
dass man mit dieser Lösung der politischen Opportunität 
folge. Das Ist keine blosse Opportunität, sondern das Ist eine 
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wohl überlegte und wahrscheinlich zum jetzigen Zeitpunkt 
auch eine kluge Lösung. 
Die zweite zwingende Schlussfolgerung: Jegliche weitere 
Forschung an Menschen, und darin eingeschlossen eben 
auch die eigentliche Forschung an Embryonen, muss auf ei­
ner noch zu schaffenden, ausgearbeiteten, klaren Verfas­
sungsgrundlage beruhen. Das muss auch im Hinblick auf 
das Humanforschungsgesetz gelten, das sich in der Aus­
arbeitung befindet. Deshalb bitte Ich Sie jetzt schon, der 
Kommissionsmotion 03.3007, die eben eine solche Verfas­
sungsgrundlage verlangt, zuzustimmen. Dann haben wir 
eine einwandfreie verfassungsrechtliche Grundlage in Zu­
sammenhang mit noch offenen Fragen bezüglich der For­
schung am Menschen. 
3. Von herausragender Bedeutung sind die ethischen 
Aspekte, dfe vom Kommissionspräsidenten auch erwähnt 
worden sind. Tatsache ist, dass diesbezüglich unterschiedli­
che Auffassungen bestehen - das liegt fn der Natur der Sa­
che. Der vorliegende Entwurf nimmt weder die eine noch die 
andere Extremposition ein. Auch wenn mit dem Gesetz die 
Gewinnung von und die Forschung an menschlichen 
Stammzellen erlaubt werden sollen, bedeutet dies - das 
scheint mir entscheidend zu sein - In klarer Weise nicht, 
dass der Embryo in diesem Frühstadium als blosse Sache 
betrachtet wird. Mit der Verpflichtung in Artikel 1 Absatz 2 
des Gesetzes, die Menschenwürde zu schutzen, Wird zum 
Ausdruck gebracht, dass der Embryo bereits einen Eigen­
wert hat, einen Eigenwert, der zum Tell unantastbar Ist. Ich 
erwähne nur das Verbot der Keimbahntherapie, das Verbot 
der subJektübergreHenden Manipulationen am Genom oder 
eben auch das Verbot des Klonens. Am Rande sei noch ver­
merkt, dass Im Gesetz - In Übereinstimmung mit der Verfas­
sung - richtigerweise auch der Begriff der Menschenwürde 
verwendet wird. Es gibt ja jetzt Kommentare, die das kritisie­
ren, die jedoch das ganz Entscheidende übersehen: Ent­
scheidend bei diesem Begriff der Menschenwürde ist 
nämlich die Tatsache, dass auf diese Welse Unsicherheiten 
vermieden werden, weil das Abstellen auf den Begriff, der in 
der Verfassung steht, zur Folge hat, dass eben ein In Lehre 
und Rechtsprechung erhärteter und kommentierter Begriff 
vorliegt, der dann in der Praxis auch keine Interpretations­
probleme bringt. 
Zum Schluss Ist Im Sinne einer zusammenfassenden Würdi­
gung festzuhalten, dass ein Gesetz vorliegt, das eine - Ich 
möchte sagen - ausgleichende Position einnimmt: Auf der 
einen Seite Wird die Forschungsfreiheit - die Forschungsfrei­
heit Ist auch ein verfassungsmässiges Gut! - gewährleistet, 
und auf der anderen Seite werden klare Leitplanken gesetzt. 
Der Entscheid der Kommission, auf einen umfassenden Gel­
tungsbereich zu verzichten, Ist In Würdigung der unbestreit­
baren Unsicherheiten bezüglich des verfassungsmässlgen 
Fundamentes der einzig richtige Weg. Kritikern aus dem Be­
reich der Forschung ist eben klarzumachen, dass es Auf­
gabe der Politik Ist, mehrheitsfähige Lösungen zu suchen 
und nicht Maximalforderungen zu stellen. 
In diesem Sinne Ist auch der Antrag zur Änderung des Pa­
tentgesetzes zu sehen. Für eine Akzeptanz dieses Gesetzes 
Ist es unerlässlich, dass auf diese brennenden Fragen eine 
klare Antwort gegeben wird. Man kann sich bezüglich der 
Patentierung nicht auf langfädige Erläuterungen Im Zusam­
menhang mit dem geltenden Verfassungs- und Völkerrecht, 
auf Ausführungen, die der Durchschnittsbürger Oberhaupt 
nicht versteht, beschränken, sondern man muss In diesem 
Gesetz eine ganz klare Antwort darauf geben, was bezüg­
lich der Patentierung gilt Die Koppelung an ein konkretes 
Forschungsprojekt und die Bewilligungs- und Kontrollme­
chanismen - sie sind auch schon erwähnt worden - tragen 
Im Übrigen den Bedenken jener Rechnung, welche unter 
dem Gesichtspunkt der Menschenwürde eine Öffnung der 
Schleusen befürchten. 
Mit dem Antrag der Kommission wird meines Erachtens auf 
die heiklen rechtlichen und ethischen Fragen eine befriedi­
gende Antwort Im Zusammenhang mit der Gewinnung und 
Erforschung von embryonalen Stammzellen gegeben, wes­
halb Ich für Eintreten bin. 
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Beerll Christine (R, BE): Es gibt Themen, die sensibel sind 
und mit Behutsamkeit angegangen werden müssen. In sol­
chen Bereichen drohen oft zwei verschiedene, Jedoch glei­
chermassen unhellvolle Entwicklungen: Entweder meldet 
sich die Politik ab und sagt gar nichts dazu, oder es wird 
holzschnittartig argumentiert und vorerst einmal ein Verbot 
oder ein Moratorium postuliert. Beide Vorgehensweisen sind 
einer transparenten und gedeihlichen, wo nötig aber auch 
kontrollierten Entwicklung abträglich. Die ständige Weiter­
entwicklung von Forschung und Wissenschaft erfordert von 
der Politik Aufmerksamkeit, Hellhörigkeit, ein Mitbegleiten 
des Prozesses und im richtigen Moment ein Tätigwerden. 
Dieser Zeitpunkt Ist bei der Forschung an embryonalen 
Stammzellen nunmehr gekommen. 
Sie erinnern sich: Im Frühjahr 2000 erhielt der Schweize­
rische Nationalfonds einen Forschungsantrag von Wissen­
schatterinnen und Wissenschaftern der Universität Genf, wo­
rin vorgeschlagen wurde, die Differenzierung von menschli­
chen embryonalen Stammzellen zu Herzmuskelzellen zu un­
tersuchen. Da keine gesetzliche Grundlage vorhanden war, 
brachte dieses Ansuchen den Nationalfonds in eine schwie­
rige Situation. Am 28. September 2001 veröffentlichte der 
Nationalfonds nach vertieften Abklärungen seine Position 
zur Verwendung von menschlichen embryonalen Stammzel­
len in der Schweiz. Die In den sechs folgenden Punkten zu­
sammengefassten Bedingungen sind streng und wurden all­
gemein als richtig erachtet: 
1. Der nationale Forschungsrat und beigezogene Experten 
beurteilen ein Projekt aus wissenschaftlicher Sicht als förde­
rungswürdig. 
2. Das Projekt muss rein wissenschaftlicher und nlchtkorn­
merzieller Natur sein. 
3. Es sind eindeutig festgelegte therapeutische Zwecke fest­
zustellen, die nach dem aktuellen Stand des Wissens auf 
anderem Wege - namentlich durch Verwendung adulter 
Stammzellen - nicht erreicht werden können. 
4. Die zuständigen Ethikkommissionen der betroffenen Hoch­
schulen bringen gegen die Durchführung keine ethischen 
Bedenken vor. 
5. Die Stammzelllinien werden unentgeltlich aus dem Aus­
land beschafft und sind im Ursprungsland auf nichtkommer­
zieller Basis aus 0berzähligen, zu Fortpflanzungszwecken in 
vitro hergestellten Embryonen legal gewonnen worden. 
6. Die Spenderinnen der überzähligen Embryonen sind über 
die wissenschaftliche Verwendung der Stammzellen infor­
miert worden und haben ihr zugestimmt 
Punkt 5 wurde von Anfang an als vorübergehende Regelung 
bezeichnet und gab zu dem bereits erwähnten, dringlichen 
Gesetzgebungsbedarf Anlass. Es erscheint als fragwürdig 
und weist auf eine bedenkllche Doppelmoral hin, wenn die 
Forschung an unentgeltlich aus dem Ausland beschafften, 
im Ursprungsland auf nlchtkommerzieller Basis aus 0ber­
zähligen, zu Fortpflanzungszwecken in vltro hergestellten 
Embryonen zugelassen wird, während genau diese Embryo­
nen in der Schweiz zu vernichten sind und nicht für For­
schungszwecke eingesetzt werden können. 
Der Schweizerische Nationalfonds selber hat daher in sei­
nem Papier den Bundesgesetzgeber gebeten, tätig zu wer­
den und die bisher fehlenden gesetzlichen Grundlagen dafür 
zu schaffen, dass - natürlich nur bei Erfüllung aller anderen 
strengen Voraussetzungen - auch in der Schweiz anfallende 
überzählige Embryonen, die es tatsächlich gibt, wenn auch 
nicht sehr viele, zur Entnahme von embryonalen Stammzel­
len verwendet werden können, statt sie direkt vernichten zu 
müssen. 
Dieses Gesetz, das zu jenem Zeitpunkt anbegehrt worden 
Ist, legen wir Ihnen nunmehr vor. Es ist ein Gesetz, das in ei­
nem sensiblen Bereich behutsam vorgeht, der Forschung 
Leitplanken setzt, ihr jedoch gleichzeitig auch Möglichkeiten 
eröffnet. 
Ihre Kommission hat sich darauf beschränkt, Ihnen ein Ge­
setz über die Forschung an embryonalen Stammzellen und 
kein Embryonenforschungsgesetz vorzulegen. Ich empfinde 
das als nicht ganz logisch, denn eine Entnahme von Zellen 
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aus einem Embryo Ist an sich schon Forschung am Embryo. 
Die Trennung lässt sich nicht sauber vollziehen. Wenn ich 
trotzdem für Eintreten plädiere, dann deshalb, weil gerade 
hier ein Bereich vorliegt - Ich habe es schon zu Beginn ge­
sagt -, in dem sensibel und behutsam vorgegangen werden 
muss und in dem das politisch Realisierbare umzusetzen ist. 
Die Diskussion um die Embryonenforschung wurde in die­
sem Land noch nicht vertieft geführt. Sie ist jetzt noch zu 
führen, und die Materie muss anschliessend Im Gesetz über 
die Forschung am Menschen geregelt werden. 
Ich bitte Sie daher, auf die Vorlage einzutreten. Ich werde 
mir erlauben obschon ich Mitglied der Kommission bin -. 
Ihnen noch einen Einzelantrag zu unterbreiten. Ich tue dies 
In Rücksprache mit der Kommission, weil sich seit den Kom­
missionsberatungen die lnformatiq_nslage noch etwas geän­
dert hat. Ich werde Ihnen bei den Ubergangsbestimmungen, 
bei der Abänderung des Fortpflanzungsmedizlngesetzes je 
einen Antrag unterbreiten. Ich werde Sie bitten, einer Verlän­
gerung der Frist zur Vernichtung der aufbewahrten Embryo­
nen zuzustimmen, und werde dort noch die entsprechende 
Begründung anbringen. 

Stadler Hansruedi (C, UR): Natürlich haben wir heute eine 
komplexe Frage zu beurteilen. Gegenüber den einzelnen 
Stimmen, die ich in den letzten Tagen gehört habe, kann Ich 
aber heute eine Entwarnung herausgeben: Man kann näm­
lich davon ausgehen, dass die kleinen grauen Hirnzellen der 
Mitglieder des Ständerates bei komplexen Themen wie der 
Stammzellenforschung durchaus beurteilen können, welche 
Fragen wir bei eben dieser Stammzellenforschung zu beur­
teilen haben. Wenn das werdende Leben als Rohstoffmate­
rial für die Forschung und die Medizin benutzt werden soll, 
wirft dies Fragen von rechtlicher und politischer Relevanz 
auf. So ist auch unser Menschenbild angesprochen: Wie be­
gegnen wir Krankheiten, wie begegnen wir Behinderungen 
und dem Tod? Was ist eine regenerative Medizin, und was 
halten wir davon? Mit der embryonalen Stammzellenfor­
schung werden ethische Fragen aufgeworfen. Heute spre­
chen wir von der embryonalen Stammzellenforschung. 
Schon gibt es aber Forscher, die das therapeutische Klonen 
fordern. Irgendwann sind wir dann plötzlich beim reproduzie­
renden Klonen. Im Zusammenhang mit der embryonalen 
Stammzellenforschung werden auch riesige Erwartungen 
und Hoffnungen geweckt, die hoffentlich einmal erfüllt wer­
den können! Aber wenn wlr ehrlich sind, dann müssen wir 
sagen, dass sie noch längere Zeit nicht erfüllt werden kön­
nen. In diesem Umfeld hat der Ständerat eine Beurteilung 
vorzunehmen, und dies durchaus mit einer gewissen Di­
stanz zu den Hütern der Ethik, aber auch zur Forschung. 
Denn wenn die Hearings uns In einem Punkt überzeugt ha­
ben, dann in jenem, dass die Meinungen zum Teil nicht kon­
trärer sein könnten, sei es bei den Forschem, sei es bei den 
Ethikern. Für ein Eintreten auf die Vorlage müssen wir vier 
wesentliche Fragen klären: 
1. Besteht überhaupt gesetzgeberischer Handlungsbedarf, 
und ist er zeitlich vordringlich? 
2. Haben wir eine ausreichende Verfassungsgrundlage? 
3. Gibt es ethische Gründe, die gegen eine Öffnung in die­
sem Forschungsbereich sprechen? 
4. Welches ist der Stellenwert der Alternativen Im Vergleich 
zur embryonalen Stammzellenforschung? 
Es besteht meines Erachtens gesetzgeberischer Hand­
lungsbedarf, und dies unabhängig davon, ob es sich um fünf 
oder hundert Forschungsprojekte handelt. Denn wir haben 
hier eine sensible Frage zu beurteilen, die wir nicht einfach 
delegieren können. Da der Gesetzgeber quasi dem Thema 
hinterherhinkt, musste der Schweizerische Nationalfonds 
Rahmenbedingungen zu einem konkreten Forschungspro­
jekt definieren. Ich meine, er habe diese Verantwortung klug 
wahrgenommen. Dies befreit uns aber nicht davon, unseren 
Gesetzgebungsauftrag zu erfüllen. 
Was die Gewinnung von und die Forschung mit embryona• 
len Stammzellen anbelangt, Ist auch dle zeitliche Dringlich­
keit gegeben. Unabhängig davon, ob man für oder gegen 
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die Forschung mit embryonalen Stammzellen ist, stand die 
Frage der notwendigen verfassungsrechtlichen Grundlage 
am Anfang unserer Diskussion. Ich meine, dass wir hier eine 
differenzierte Beurteilung vorgenommen haben. Ich persön­
lich finde, dass wir für die Gewinnung von und die For­
schung mit embryonalen Stammzellen Ober eine schmale, 
aber durchaus genügende Verfassungsgrundlage verfügen. 
Dies ist aber bei der Forschung mit so genannten überzähli­
gen Embryonen umstritten. Darin liegt einer der Haupt­
grunde für die Abkoppelung der Forschung an Embryonen 
von der heutigen Vorlage. 
Zudem hat hier, anders als bei der embryonalen Stamm­
zellenforschung, bisher keine eingehende öffentliche Diskus­
sion stattgefunden. Eine Abkoppelung dieses Forschungs­
bereiches ist deshalb auch verantwortbar. Ich bin in diesem 
Zusammenhang davon überzeugt, dass das künftige Gesetz 
Ober die Forschung am Menschen eine einwandfreie Verfas­
sungsgrundlage benötigt Heute haben wir zum Teil eine di­
vergierende Interpretation der entsprechenden Verfassungs­
bestimmung. Ich teile auch die Meinung, dass die Sache so 
wichtig ist, dass der Vetfassunggeber eine klare Wertaus­
sage zu treffen hat. Diese Verfassungsgrundlage Ist nun zü­
gig voranzutreiben. Es wurde auch schon bezweifelt - zum 
Teil auch heute -, ob die von uns vorgenommene Grenzzie­
hung zwischen diesen beiden Forschungsbereichen Ober­
haupt möglich ist. Unsere Kommission meint Ja. Bei der Be­
urteilung dieser Frage müssen wir auch nicht Ober das 
Fachwissen einer Forscherin oder eines Forschers verfügen. 
Die Meinung der von uns konsultierten Fachleute war für uns 
plausibel. 
Auch bei der ethischen Frage gibt es unter den Fachleuten 
keine einheitliche Meinung. Für die ethische Beurteilung ist 
von Bedeutung, welcher moralische status den menschli­
chen Embryonen zukommt und welche Schutzrechte sich 
daraus ableiten. In einer pluralistischen Gesellschaft wird 
diese Frage natürlich unterschiedlich beantwortet. Auch 
wenn man nicht den beiden Extremen, das heisst dem Per­
sonenmodell oder dem Sachmodell, huldigt, sondern zum so 
genannten Respektmodell neigt, kann man selbst hier Je 
nach der vorgenommenen Güterabwägung zu einem Verbot 
oder einer Öffnung für diesen Forschungsbereich kommen. 
Ich persönlich betrachte die Gewinnung von und die For­
schung mit embryonalen Stammzellen innerhalb der von uns 
festgelegten Rahmenbedingungen als ethisch verantwort­
bar. 
Wir müssen auch dazu stehen, dass es faktisch immer so 
genannte überzählige Embryonen gibt, die keine Entwick­
lungschancen haben und absterben. In beiden Fällen, das 
heisst bei einer Entnahme von embryonalen stammzellen, 
aber auch dann, wenn keine embryonalen Stammzellen ent­
nommen werden, stirbt der Embryo ab. Natürlich haben wir 
uns auch gefragt, ob denn die zentralen Forschungsfragen 
beispielsweise nicht mit Tiermodellen oder mit der For­
schung mit adulten Stammzellen geklärt werden können. 
Ich teile jedoch die Meinung, dass wir heute nicht auf die 
Forschung mit embryonalen Stammzellen verzichten kön­
nen. Jedoch kommt die Subsidiarität der Forschung mit em­
bryonalen stammzellen im Gesetzentwurf an mehreren 
Stellen zum Ausdruck. So beispielsweise in Artikel Sa Buch­
stabe b, wo für die DurchfOhrung konkreter Forschungspro­
jekte gefordert wird, dass gleichwertlge Erkenntnisse nicht 
auch auf anderem Weg erlangt werden können. 
Ich meine, dass wir heute eine ausgeglichene Lösung vor 
uns haben, die einer ausgeglichenen GOterabwägung zwi­
schen der Schutzwürdigkeit des Embryos einerseits und der 
Forschungsfreiheit und der Fürsorge, für kranke Menschen 
zu sorgen, andererseits Rechnung trägt. Sie ist zwar nicht 
spektakulär, aber dies war ja eigentlich auch nicht unsere 
Fragestellung. 
Heute diskutieren wir auch nur eine Teilfrage eines sensi­
blen Forschungsbereiches. Entscheidend Ist das künftige 
Gesetz über die Forschung am Menschen. Hier sind die Ar­
beiten zügig voranzutreiben, insbesondere ist auch die 
Frage der verfassungsrechtlichen Grundlage zu thematisie­
ren. Denn es darf doch nicht sein, dass der Gesetzgeber 
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weiterhin wichtigen politischen und rechtlichen Fragestellun­
gen, mit denen gewisse Forschungsbereiche konfrontiert 
werden, «hinterherrennen» muss. Hier sind einerseits das 
Departement und die Verwaltung, andererseits aber auch 
wir gefordert. Das Aufgreifen von wichtigen politischen und 
rechtlichen Forschungsfragen ist auch eine Frage der so ge­
nannten FrOherkennung. Aber auch die Forscherinnen und 
Forscher sind gefordert, befinden sie sich doch mit ihren 
Forschungsprojekten in einem gesellschaftlichen Umfeld 
und nicht In einem luftleeren Raum. 
Ich ersuche Sie, auf die Vorlage einzutreten und der Kom­
mission zuzustimmen. 

Gentll Pierre-Alaln (S, JU): Le debat d'aujourd'hul est ne­
cessaire. II marque, de mon polnt de vue, l'ouverture d'une 
discussion plus generale et il ne contrlbue pas a. regler un 
probleme de maniere definitive. La legislation sur les cellu­
les souches est en effet necessaire, puisque des equipes 
scientiflques sont au travall. Mais cette recherche scientifi­
que sur les cellules souches ne constitue qu'une petite par­
tie de l'effort scientifique general portant notamment sur 1a 
genetique et la biomedecine, ce que l'on resume en general 
par l'expresslon «recherche sur l'ötre humain". Cette dis­
tinction entre un probleme ponctuel et une reflexion plus ge­
nerale a marque le travail de notre commission qui vous 
presente de maniare justiflee, d'une part, un projet de loi qui 
donne un cadre precis a. cette recherche sur les cellules 
souches, et d'autre part, une motion (03.3007) qui demande 
au Conseil federal de preparer une base constitutionnelle et 
une lol portant plus generalement sur la recherche appli­
quee a. l'etre humain. 
Plusieurs preopinants ont souligne l'importance et l'urgence 
de cette base constltutionnelle et d'un cadre juridique gene­
ral, je n'y reviens pas. Mais la distinction que fait la commis­
sion, que je vous propose de suivre, est importante et 
necessite peut-etre quelques explications. 
S'agissant de la recherche sur les cellules souches, il con­
vient de preciser que ce domaine de recherche est limite -
en Sulsse a. tout le molns - ä quelques equipes travaillant 
dans un domalne de recherche qui ne debouchera sur des 
applicatlons concrates que dans plusieurs annees. Suite ce­
pendant a. une decision peu heureuse du Fonds national 
suisse de la recherche sclentiflque, qul a apporte une aide fi­
nanciere a. ce type de recherche alors meme que le cadre ju­
ridique faisalt defaut, il etalt Indispensable de formuler une 
base legale. Mals il convlent de ne pas confondre l'arbre et 
la foret. Le texte de loi que nous examlnons aujourd'hui 
n'aborde et ne regle que tres partiellement une problemati­
que generale relative a des conflits d'lnterets qui se situent 
aux confins de la dignite humaine, du droit ä. la recherche, 
de la brevetablllte du vivant, de la proprlete intellectuelle sur 
le patrlmoine genetique de l'humanlte et d'autres problames 
de parellle ampleur. II est donc urgent de mener cette re­
flexion fundamentale ou, dans peu de temps, si nous ne fai­
sons rien, d'autres domaines de recherche vont nous poser 
des problames ethiques, moraux et juridiques que nous de­
vrons a nouveau examlner dans la preclpltation et avec une 
vue partlelle des choses. · 
II Importe egalement de rappeler que cette reflexion fonda­
mentale sur la recherche portant sur l'etre humain ne peut et 
ne doit pas ötre le seul fait de la communaute sclentlfique. 
Cette reflexion ne doll pas davantage etre dominee par les 
seuls lnteri/lts economiques. Et en ce sens - plusieurs colle­
gues y ont falt allusion tout a. l'heure -, il est parfaitement de­
plaisant de lire des commentaires qui indiquent que tout 
retard dans la legislation sur cette thematique des cellules 
souches dlminue les espolrs de guerlson des malades frap­
pes de la maladie d'Alzheimer, ou d'autres affections liees a 
la problematlque genetlque, parce que leglslateur tergi­
verse. Nous sommes actuellement dans ce domaine en face 
de recherches fondamentales qui posent des problames 
ethiques, juridlques et moraux fondamentaux, qui meritent 
assurement reflexion. 
Par allleurs, II taut reconnaitre que la communaute scientifi­
que a raison d'interpeller le leglslateur en lul demandant non 
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seulement de legiferer, mais encore de legiferer rapidement, 
de maniere a ce que les regles du jeu soient clalres. En ce 
sens, la motion que depose la commission me parait tout 
aussi importante et urgente que le texte de loi qui vous est 
soumis. II importe de rappeler au passage que cette motion 
va dans le meme sens que la motion Plattner 98.3543, deja 
transmlse par les Conseils, et qui n'a pas encore porte ses 
fruits. II serait souhaitable que le zele du legislateur, qui a 
marque les travaux lies aux cellules souches, puisse porter 
des fruits dans le domaine plus general. II ne taut pas sous­
estimer les dlfflcultes dans la mesure ou une loi portant sur 
la recherche traltant de l'ätre humain est une loi qui touche 
un domaine extrflmement sensible sur le plan moral, ethi­
que. Cette loi est importante pour la recherche scientifique, 
mais importante egalement pour notre communaute dans la 
mesure ou, dans las pays qul nous entourent, des reflexions 
sont en cours a ce propos. II faut refuser une forme d'hypo­
crisie qui consiste a attendre que les autres pays reglent a 
notre place las problemes pour qu'on alt ensuite simplement 
a se raccrocher, par exemple, a la leglslation europeenne 
exlstante. 
En ce sens et pour conclure, II est indispensable d'entrer en 
matiere sur le projet qui nous est soumis, dans la mesure 
ou, comme cela a ete repete ce matin, II y a maintenant des 
equipes qui travaillent dans ce domaine et qui demandent a 
juste titre un cadre juridlque. Mais notre reflexion d'aujour­
d'hul n'est qu'une premiere etape et II Importe d'aborder ra­
pldement la seconde, c'est-a-dire la reflexion necessalre sur 
une base constitutlonnelle et une leglslation portant sur le 
cadre plus general de la recherche sur l'Atre humain. 
Je vous invite donc a entrer en matlere et a adopter le projet 
de loi, et a transmettre egalement la motion qui l'accompa­
gne. 

Berger Michele (R, NE): «Entre la decision fondee objecti­
vement et la decision arbltraire se situe l'espace d'une decl­
sion ralsonnable, objet d'un accord toujours provisolre mais 
possible au terme d'une dlscusslon crltique sur ce qu'il con­
vient de considerer comme juste», a dlt une chargee de re­
cherche au CNRS franc;ais. aLa tete dit oui, le coeur dlt 
non», a dit une partlcipante lors d'une table ronde des «pu­
bllfocus» instaures par le Centre d'evaluation des cholx 
technologiques. Ces deux declaratlons illustrent a mon avis 
l'etat d'esprit qul nous a conduits a. elaborer le projet de loi 
relative a la recherche sur les embryons que nous allons 
examlner aujourd'hui. 
Lorsque, a l'automne 2001, le Fonds national suisse de la 
recherche sclentttique a repondu tavorablement a la de­
mande de recherche provenant de l'Universlte de Geneve, 
dont las chercheurs souhaltaient travailler sur la differencia­
tion de cellules souches embryonnalres humaines en cellu­
les musculalres cardlaques, II a cree un precedent. Les 
scientiflques ont, en effet, pris une position qul anticipe sur le 
politique an l'absence d'une sltuatlon juridique claire en 
Suisse. Dans un domaine aussi emotionnel que celui des 
cellules souches embryonnaires, la politique du fait accompli 
pouvalt rentorcer l'lnquletude de voir des progres fulgurants 
de la sclence repousser les bornes ethiques de la recherche 
sans qua le public puisse prendre posltion. Cette crainte a 
ete balayee, car un large debat public s'est instaure sur les 
limites jurldiques et ethiques de la recherche sur les cellules 
souches embryonnaires humaines. 
lnvitee hier soir par des entreprises suisses pratiquant la re­
cherche, j'al entendu des scientHiques dire qu'il ne devait 
pas y avoir de limltes pour la recherche sclentifique, car, en 
tant qua telle, elle ne connatt d'autres limltes que celles de 
son propre progres. Or, en etudiant cette lol, nous avons 
bien dü evaluer les consequences de ces progres et consta­
ter que, pas plus qu'aux autres, l'homme de science ne peut 
prescrire a lui-meme ce qu'il doit faire ou ce qu'il ne doit pas 
faire. Et plus encore dans un domalne aussi sensible, celui 
qui touche a l'essence de l'humain, il est Indispensable que 
les limites soient posees de l'exterieur, des limltes qui ne 
peuvent i!ltre fixees qua de fac;;on democratique, c'est-a-dire 
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par l'ettet de decisions publiques ayant engage une discus• 
sion et une argumentation elles-memes publiques. 
S'il n'y a pas de limites dans la science, il dolt y en avoir au 
moins une, ethique, dans la discusslon, pour eclaircir las 
choix. Et c'est bien ce qui a ate falt pour aboutir a ce projet 
de loi. C'est ensuite a nous, legislatif federal, de tenir 
compte des enjeux pour la soclete de demain qu'lmplique la 
recherche sur les cellules souches, celle qui permet de 
crolre an des perspectives therapeutiques inedites, meme si 
au]ourd'hui alles en sont a leurs balbutlements et exlgent 
beaucoup d'humilite de la part des scientHiques. Mais il nous 
appartlent aussi de reflechir aux consequences de cette re­
cherche sur l'un des mythes las plus puissants de notre civi­
lisation contemporaine, soit la sante parfalte. Faut-il tout re­
parer? Faut-il admettre que toute technique nouvelle alour­
dira encore la facture de la sante? Faut-il admettre que l'em­
bryon, au stade de quelques cellules, soit utllise pour 
ameliorer l'etat de sante de malades lncurables? C'est donc 
a la lumiere de problemes ethlques, juridlques, financiers, 
religieux, scientifiques et economlques que le legislateur doit 
prendre sa decislon. 
Ainsl, si, pour les uns, les embryons surnumeraires - c'est­
a.-dire ceux pour lesquels il n'y a plus de projet parental -
peuvent i!ltre utllises par les scientifiques, pour les autres, il 
s'aglt de personnes humaines qui ont droit a la protection. 
Ce droit s'exprime par le fait de les laisser mourir. Ainsi, si 
l'enthousiasme des uns, d0 aux nombreux espoirs qua sus­
citent les cellules souches embryonnaires, est legitime, a 
!'inverse, une resistance des autres est comprehenslble, car 
ces cellules proviennent d'embryons de cinq Jours auxquels 
il taut extraire des cellules qul n'ont pas encore entame leur 
speclalisation. C'est pourquoi, tout en garantissant la liberte 
de la recherche lnscrite dans notre constitutlon, nous avons 
voulu respecter au plus pres la protection de la dignite hu­
maine. Garantir la protection de la dignlte humaine, c'est 
avolr voulu porter avec beaucoup de rigueur le debat ethl­
que sur le terrain scientlfique parce que la conception d'un 
embryon humain destlne a la seule experimentation ou a sa 
transformatlon en medlcament pour l'industrie seralt hors 
normes humaines. 
Nous nous fondons sur un consensus existant au sein de la 
communaute scientifique pour dire que ces recherches 
pourraient se reveler fructueuses dans plusieurs domalnes, 
comme ceux a visee fondamentale, ou ceux qul permettront 
d'amellorer les techniques d'assistance medlcale a la pro­
creation, ou encore ceux qui feront faire des progres aux 
medecines regeneratrices. Nous avons voulu une loi restric­
tlve, non abusive mais digne d'interi!lt. Nous sommes 
auJourd'hui gratlfies par la reconnaissance des scientifiques, 
qui appreclent notre loi et la trouvent a leur goüt. lls nous 
l'ont dlt hier soir. 
Garantir la protection de la dignfte humalne, c'est aussl avoir 
insiste sur la subsidiarite dans la loi. l.'.embryon n'est pas la 
seule source de ces cellules souches tant conviees -
moelle, placenta, cordon ombillcal -, de plus en plus 
d'autres cellules souches adultes constituent autant de sour­
ces utilisables. Le droit a la dlgnlte humaine, c'est encore 
voulolr utlliser des embryons dont le developpement n'ex• 
cede pas sept jours, c'est-a-dire encore au stade de blasto­
cyste et avant la nidation, qui elle est une etape importante 
de survle. La protection de la dignite humaine, c'est vouloir 
empächer une utilisation abusive d'embryons surnumeraires 
et de cellules souches embryonnaires. D'ou l'interdiction de 
produire des embryons a des fins therapeutiques, d'en im­
porter ou d'en exporter. Quant aux cellules souches em­
bryonnalres elles-memes, alles doivent i!ltre liees a un projet 
precis. 
Gratuite, utilisation autorisee, consentement et Information 
sont autant de garanties que nous avons voulues pour que 
ce projet de lol ne soit pas unlquement technique dans l'inte­
ret de la blomedecine. Les princlpes constitutlonnels et ceux 
de la loi sur la procreation medicalement assistee devaient 
etre eux aussi respectes. Cependant, il faut blen l'avouer, 
dans ce domaine nous avons ete fascines par la perspective 
de la recherche. Nous avons aussl ete sommes de ne plus 
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penser le licite de l'illicite, mals plut0t de garer !es decouver­
tes blotechnologiques apres avolr enterlne leur fait accompli. 
C'est pourquoi nous avons voulu leglferer sur l'utilisation des 
cellules souches embryonnaires de fa90n a ne pas lnterdire 
la recherche en Suisse. 
Notre pays doit ätre competitif sur le plan international. II se­
rait indecent de proflter des recherches faltes allleurs sans 
pouvoir echanger des intormations ou des decouvertes. 
Nous reconnalssons aussi que ce domaine peut fasciner, 
angoisser, voire mäme choquer. Cependant, Je legislateur 
doit prendre tous les elements en campte, dans une soclete 
pluraliste, pour permettre comme pour interdire. 
C'est dans cet etat d'esprit que Je vous lnvlte a entrer en ma­
tiere. 

Langenberger Christiane (R, VD): Lorsque nous avons en­
tame nos debats sur ce projet de lol, II y a plus d'une annee, 
Je ne me doutals pas que la recherche sur les cellules sou­
ches embryonnaires susciterait un tel interät des cher­
cheurs, du monde politique et qu'elle nourrirait une reflexion 
ethlque du public assez emotlonnelle. Le debat actuel con­
cernant la recherche biomedlcale dolt donc ätre regarde 
comme etant un debat non seulement scientlfique, mais 
egalement societal. 
II seralt toutefois naTf de passer sous sllence les enjeux eco­
nomiques. La recherche biomedicale est un secteur qul offre 
des perspectives de croissance importantes pour notre 
pays. En effet, les cellules souches embryonnaires sont por­
teuses d'espoir dans le traltement de maladies graves repu­
tees incurables - maladie de Parkinson au d'Alzheimer, le 
diabete alnsi que le traitement des sequelfes d'lnfarctus du 
myocarde ou de Ja paralysie resultant de lesions de la 
moelle epinlere. Une nouvelfe ere de la medecine, dite rege­
nerative, se profile alnsi a l'horlzon puisque ces celfules 
semblent posseder Ja faculte particuliere de generer des 
tlssus de remplacement vivants, particullerement varies, si 
blen que certains vont Jusqu'a dire que ce sont les bonnes a 
taut faire de la blologie cellulaire. D'autres techniques sont 
poursuivies paralfelement, qul permettralent d'eviter de de­
truire l'embryon taut en faisant progresser nos connalssan­
ces sur le processus de la differenclation cellulaire. 
Mais revenons a notre projet de lol. Mäme sl nous en som­
mes encore au stade d'une recherche fondamentale, les 
emotions sont vives s'agissant d'une recherche qui neces­
site la destructlon d'embryons humains entre cinq et qua­
torze Jours apres la fecondatlon, car n'oubllons pas 
qu'implantes dans l'uterus, ces embryons deviendraient des 
foetus. Et volla l'enjeu du debat: a cet espoir de pouvolr de­
velopper des therapies pour des maladies graves se heurte 
une valeur morale, la protection de l'embryon humaln. 
Des lors se pese la question de la delfnltion Juridlque du de­
but de la vie. Avec elle, le devoir de definlr un statut d'em­
bryon humain devient pressant, car il est desormais 
fondamental de preciser l'etendue de la protection qui lui est 
due. Et si nous nous inscrivons dans une perspective pure­
ment biologique, il est frappant de constater Ja darte du de­
bat qui oppose llberaux et conservateurs. 
La position conservatrlce considere qu'au stade de la fecon­
dation, l'embryon humain est tltulaire de drolts fondamen­
taux, a commencer bien entendu par le drolt a la vle. Dans 
un tel contexte, un usage experimental du blastocyste hu­
maln est aussi lnadmissible qu'une intervention sur le foe­
tus. II s'agit blen entendu du fondement traditlonnel de la 
posltlon des adversaires de l'interruptlon de grossesse. 
La posltion dite liberale peut ätre qualifiee de graduallste: 
eile consldere que l'embryon acquiert progressivement un 
statut aux implicatlons de plus en plus etendues. Cette pro­
gresslon est Jalonnee d'etapes plus au molns significatives 
telles que la perte de la possibillte de former des jumeaux, le 
developpement du systeme nerveux central, l'apparltion de 
la sensibllite a Ja douleur, etc. Pour las tenants d'une teile 
posltlon, l'interdictlon d'experimenter sur le blastocyste ne 
se Justlfie pas, car l'embryon n'a parcouru aucune des eta­
pes personnalisantes de la vie. 
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Moi-mE!lme, Je me sttue plut0t dans le camp liberal. Mais il 
me semble tres important de ne pas negliger - comme cela 
vient d'ätre dlt d'ailleurs par plusieurs preopinants - le con­
texte ethlque. Car il ne fait aucun doute que cette medeclne 
regenerative qui promet de remplacer les organes malades 
ou vieillis peut modlfler le caractere social de la medeclne 
alnsl que notre relatlon a la mortalite et a l'immortalite. De 
plus, a !'heure ou nous devons trouver des solutions aux 
coats qu'engendrent les progres de la medecine, nous de­
vons nous poser des questlons sur les repercussions 
qu'auront ces recherches sur la solidarite necessalre a !'Inte­
rieur de la communaute aussl blen qu'a l'egard du monde. 
Je constate par ailleurs que la Commisslon nationale d'ethi­
que exprime une posltlon tres ouverte sur ce type de recher­
che et encourage le leglslateur a plus d'audace. Dois-Je 
rappeler ici que Ja Commisslon nationale d'ethlque plaide 
pour une solutlon clalre qul permette notamment d'utiliser 
les embryons surnumeralres actuellement developpes a des 
flns de recherche? Je revlendrai plus tard sur cette questlon 
centrale, qui doit a man sens nous inciter a ecarter autant 
que possible ce falt, l'hypocrisie de l'importatlon. 
J'ai donc Ja convictlon que l'actuel projet de lol tel qu'II a ete 
corrlge par la commisslon va dans Ja bonne direction, mals 
raste encore flou sur certalns polnts. Ce projet va dans la 
banne direction pour plusleurs ralsons. 
La version actuelle ecarte taute Idee de moratoire. Je cons­
tate d'ailleurs avec satlsfaction que le Conseil national a 
egalement tranche dans ce sens avant-hier, puisqu'II n'a pas 
donne suite a !'initiative parlementalre Dormann Rosmarie 
01.441, qui demandalt un moratoire sur ce type de recher­
che. 
Parallelement aux travaux engages sur la lol, la commission 
a decide d'etudler un article constltutionnel qui preparera le 
debat relatlf a la Mure lol concemant la recherche sur l'ätre 
humaln. Cette decision est tres importante, car alle permet­
tra, je l'espere, de clarifier le contexte juridlque alambique 
actuel. Dans une interpelfatlon qul s'lntltulalt «Recherche sur 
les celfules souches et dlagnostic preimplantatolre. Flau Ju­
ridlco-politique?» (02.3550), j'avais d'allleurs souleve une 
partle des problemes jurldlques et organisatlonnels au mois 
de decembre dernier. L:approche parfols exclusivement Juri­
dique freine en effet parfols ie debat et les incoherences me­
dicales et sdentlfiques sont de plus en plus fortes. II me 
semble en effet totalement lllogique de maintenir une inter­
diction du dlagnostlc preimplantatoire alors que le dlagnostic 
prenatal est autorlse et que le peuple vient d'accepter le re­
glme du delai. Afin d'ameliorer la discusslon, je souhalte 
donc que le contexte juridique solt plus clalr et j'espere donc 
que ce Mur article constitutionnel creera des bases legales 
saines pour las debats complexes a venir. 
La commission a decide (art. 28a) de modifler la lol sur les 
brevets en introduisant dans les dlspositions finales de l'ac­
tuel projet de lol relative a la recherche sur les embryons 
une disposltion qul interdlt de breveter des cellules souches 
d'embryons humains non modlfies et des lignees de cellules 
souches. II est politiquement important d'apporter cette pre­
clslon, j'espere qu'elle ecartera les cralntes legitimes liees 
aux pratlques de brevetage du vivant telles qu'elfes sont pra­
tlquees parfols aux Etats-Unis. 
Le projet demeure encore flou sur plusleurs polnts. Las em­
bryons surnumeraires. Du falt de l'entree en vlgueur tardive 
de la lol federale sur la procreatlon medicalement asslstee et 
du faible nombre d'embryons surnumeraires developpes en 
Suisse, la recherche rlsque d'avolr prlncipalement recours a 
l'importation de lignees cellulaires. Si nous sommes toute­
fois d'accord avec Ja possibillte d'effectuer des recherches 
de ce type, pourquoi ecarter la posslbilite d'utillser le fa!ble 
nombre d'embryons developpes en Suisse? La sltuatlon est 
la suivante: d'apres le rapport expllcatif et le message, nous 
disposerlons d'environ 1300 embryons en Suisse. 1000 
d'entre eux dolvent ätre detrults a la f!n de l'annee 2003. SI 
nous ne falsons rlen, II n'en restera donc que 300 a la fln de 
cette annee. Considerant le fait qu'il faut envlron 10 em­
bryons afin de developper une llgnee cellulaire exploltable a 
des fins de recherche et qua les genlteurs ne donneront pas 
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forcement leur accord pour l'utilisation des embryons a des 
flns de recherche, II se peut que tres rapidement nous 
n'ayons pas assez de llgnees cellulaires a dispositlon. 
L'.Office federal de la sante publique pretend qu'il n'est pas 
certain que la qualite des embryons surnumeraires soit ga­
rantie. Est-ce une raison pour les detruire? Une loi urgente, 
destinee a repousser ou a supprimer le delal de destruction 
des embryons surnumeraires fixe par l'article 42 alinea 2 de 
la loi federale sur la procreation medicalement assistee a la 
fin de l'annee 2003, doit donc Atre approuvee. Je soutiens 
dans ce domaine la proposition Beerli qui recommande de 
repousser ce delai jusqu'a la fin de l'annee 2008. 
La commission a juge bon de supprimer la premiere partie 
du titre de la loi, «sur les embryons sumumeraires», et les 
dispositions correspondantes. Je ne comprends pas tout a 
fait la logique d'une telle decision. Je considere en effet que 
la recherche sur les embryons presente l'avantage de mieux 
connaTtre les etapes du developpement embryonnaire. Ces 
travaux permettraient donc d'approfondir les connaissances 
fondamentales dans l'optique notamment d'ameliorer les 
technlques de procreation medlcalement assistee. Si nous 
ne voulions pas ameliorer ces techniques, pourquoi avons­
nous accepte cette methode? II est cependant evident que 
la recherche sur les embryons souleve des questions ethi­
ques certalnement comparables a celles qui se posent dans 
le domaine de la recherche sur les cellules souches adultes. 
Un dernier point me parait tout a fait signlficatif de la diffi­
culte de trouver des solutions dans ce domaine. Nous espe­
rons que la recherche sur les cellules souches adultes offrira 
a l'avenir un potential therapeutique comparable a celui pro­
mis par la recherche sur les cellules souches embryonnai­
res. Ce n'est pour le moment pas tout a fait le cas. II n'y a 
donc aucune raison d'entrer en matiere sur les propositions 
qul tendent a orlenter le travail du chercheur en priorite vers 
la recherche sur des cellules souches adultes. 

Fünfschllllng Hans (R, BL): Der Tellelnsitz in der Kommis­
sion hat es mir ermöglicht, einen Minderheitsantrag zu stel­
len, hat es mir aber nicht ermöglicht, am Schluss die ein­
stimmige Zustimmung der Kommission zu stören. Als Vorbe­
reitung zur Begründung des Minderheitsantrages möchte ich 
einige grundsätzliche Bemerkungen machen. 
Das Gesetz ist aus meiner Sicht in drei Abschnitte einzutei­
len. Ein erster Teil betrifft die Forschung an Embryonen; die­
ser wurde jetzt von der Kommission gestrichen, deshalb 
gehe ich nicht näher darauf ein. In einem zweiten Teil wird 
die Gewinnung von embryonalen Stammzellen aus überzäh­
ligen Embryonen geregelt. Dies entspricht nicht, wie Kollegin 
Beerll gesagt hat, auch einer Forschung an Embryonen. Ich 
möchte hier doch klar festhalten: Es geht nur darum, aus 
überzähligen Embryonen, die ohnehin getötet werden müs­
sen, vorher noch die Stammzellen zu entnehmen. Ich bin 
einverstanden damit, dass dies sehr klar geregelt werden 
muss, weil sonst die Befürchtung entsteht, dass Embryonen 
zum Zwecke der Stammzellengewinnung gezüchtet würden, 
und dagegen muss man legiferieren. 
Schliesslich geht es im dritten Teil um den Umgang mit em­
bryonalen Stammzellen. Hier- das muss ich sagen - bin Ich 
mit der Haltung der Kommission, die diesen Umgang mit 
Stammzellen gegenüber der bundesrätlichen Fassung noch 
stärker einschränken will, nicht einverstanden. Das wird 
auch das Thema meines Minderheitsantrages bei Artikel 8 
sein. Warum? 
Für mich ist die Definition der embryonalen Stammzelle 
wichtig. Dazu steht in Artikel 2 Buchstabe c, es handle sich 
um eine «Zelle aus einem Embryo in vitro, die sich in die 
verschiedenen Zelltypen zu dHferenzieren, aber nicht zu ei­
nem Menschen zu entwickeln vermag». Das Ist für mich der 
entscheidende Punkt: Diese embryonalen Stammzellen kön­
nen sich nicht mehr zu einem Menschen entwickeln, und 
darum fällt meines Erachtens der ethische Schutz weg, der 
gegenOber einem Embryo angebracht ist. Denn eine em­
bryonale Stammzelle ist zwar in den Möglichkeiten «plurlpo­
tent», wie es so schön heisst. Sie unterscheidet sich aber 
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von der ethischen SchutzWOrdigkeit her nicht von einer adul­
ten Stammzelle oder von irgendeiner ausdifferenzierten 
Zelle. Wenn eine menschliche Zelle noch besonders schutz­
würdig wäre, dann ginge es nicht um die Zelle, sondern um 
den Zellkern. Denn Im Zellkern steckt die genetische Infor­
mation, die dazu führt, dass die Identität des Menschen wie­
derholt werden könnte. 
Ein Beispiel: Wenn ich Blut spende, werden Zehntausende 
meiner Blutzellen auf andere Menschen übertragen, und 
jede dieser Blutzellen enthält die genetische Information, die 
mich bestimmt, also ein stück weit meine Identität. Die For­
schung mit Blutzellen ist nirgends besonders geregelt oder 
besonders geschützt. Deshalb sehe Ich nicht ein, warum die 
embryonalen Stammzellen - die Plurlpotenz liegt nicht im 
Zellkern, sondern in der gesamten Zelle - besonders ge­
schützt werden müssten. Das, was schützenswert ist, näm­
lich die Identitätsstiftung, der Inhalt, ist In jeder anderen Zelle 
genau gleich vorhanden und in einer embryonalen Stamm­
zelle kein bisschen anders als in irgendeiner Hautzelle, die 
ich gerade von mir g_eworfen habe. 
Ich bitte Sie, diese Uberlegung bei Artikel 8 im Auge zu be­
halten, wo es um eine Einschränkung der Forschung mit 
embryonalen Stammzellen geht, wo es um die Subsidiarität, 
wie sie Kollege Stadler erwähnt hat, geht. Denken Sie dort 
daran, um was es wirklich geht. 

Forster-Vannlnl Erika (R, SG): Gestatten Sie auch mir als 
Nichtkommissionsmitglied noch einige Bemerkungen zu die­
sem schwierigen Problem. Der Gesetzgeber wird massiv ge­
fordert: einerseits vom Vordringen der Forschung in ganz 
neue Dimensionen und andererseits von der berechtigten 
Sorge der Bevölkerung, nicht mehr nachvollziehen zu kön­
nen, wie sehr die Forschung bzw. deren Ergebnisse in die 
Freiheit des Einzelnen eingreifen, seine Grundrechte oder 
gar seine Würde tangieren. Dabei dehnt sich die Diskussion 
heute, trotz gegenteiliger Gutachten darüber, wann schat­
zenswertes und Menschenwürde beanspruchendes Leben 
beginnt, bis auf die befruchtete Eizelle aus. 
Diese Frage wurde - Sie wissen es - bereits im Zusammen­
hang mit der Fristenregelung beim Schwangerschaftsab­
bruch eingehend und in allen Facetten diskutiert. Den dies­
bezOglichen Sündenfall - wenn ich so sagen darf - hat Herr 
Bürgl bereits ausführlich dargelegt; er entstand beim Gesetz 
über die In-vitro-Fertilisation. Bekanntlich werden Frauen 
aus Sicherheitsgründen mehrere Eizellen entnommen, da­
mit diese, im Reagenzglas befruchtet, implantiert werden 
können. Das erwähnte Gesetz hat die Anzahl zu befruchten­
der Eizellen eingeschränkt. Die so genannt überzähligen 
Embryonen werden tiefgefroren und könnten, wenn ein Paar 
dies wünschen würde, aufgetaut und implantiert werden. 
Das erwähnte Gesetz sieht vor, dass alle überzähligen Em­
bryonen bis Ende Jahr vernichtet werden müssen. 
Hier stellt sich für mich die Frage, wem die Verfügungs­
rechte über diese Embryonen zukommen: dem Staat bzw. 
dem Gesetzgeber, dem Arzt oder den Eizellen- bzw. Samen­
spendern, die auf diesem Weg ihre Kinderlosigkeit Oberwin­
den konnten? Für mich gibt es keinen Zweifel: Nur die 
potenziellen Eltern dieser potenziell lebensfähigen Zellen 
können dies entscheiden. 
Man kann sich mit Fug fragen, ob es Oberhaupt eines Geset­
zes über die stammzellenforschung bedarf. Meine Antwort 
ist unmissverständlich: Ja! Wir müssen die Diskussion füh­
ren, wir müssen unter Abwägung der verschiedenen Güter 
festlegen, wie weit wir gehen wollen, innerhalb welcher 
Schranken wir die Forschung wirken lassen wollen, im Wis­
sen darum, dass sich die Forschung letztlich nicht bremsen, 
sondern im besten Fall kanalisieren lässt. Darum müssen 
wir uns aber bemühen: Von der Forscherseite ist ein ver­
stärkter Dialog einzufordern. Wer sich im Grenzbereich des­
sen bewegt, was menschlich verantwortbar und mit den 
Grundrechten und der Würde des Menschen vereinbar Ist, 
muss sein Tun erläutern und ethisch legitimieren können. 
Umgekehrt kann der Gesetzgeber die Definition dessen, 
was aus rechtlicher Sicht menschllches Leben und somit 
schützenswert ist, nicht dauernd ändern. 
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Selbstverständlich reichen die Möglichkeiten der Stammzel­
lentherapien bis in Science-Flctlon-Dimenslonen, und 
selbstverständlich müssen wir uns bewusst sein, dass Er­
kenntnisse anfallen könnten, die nicht nur therapeutisch am 
geborenen Leben anwendbar sind. Genau deswegen müs­
sen wir festlegen, wer die Kompetenz hat, die überzähligen 
Embryonen für die Stammzellenforschung freizugeben. Das 
Analoga dazu Ist die Feststellung, ob oder ob nicht und 
wann Organe zu Transplantatlonszwecken entnommen wer­
den dürfen. Darüber hinaus scheint es zur Verhütung von 
Missbrauch nötig zu sein, die Entwicklungsreife, das helsst 
die Lebenszeit der Embryonen, die nicht in einer menschli­
chen Gebärmutter zu selbstständig lebensfähigen Wesen 
heranwachsen, zu begrenzen. 
All diesen Schranken gegenüberzustellen ist der Erkenntnis­
gewinn, ist die Chance, dereinst heilen zu können, was 
heute unheilbar Ist. Die Anzeichen, dass auch aus adulten 
Zellen gewonnene Stammzellen dem gleichen Zweck die­
nen können, sind zwar vorhanden. Es ist indessen nur 
schwer zu begründen, weshalb ein zum Absterben verurteil­
ter Anfang menschlichen Lebens, der sich in einem Zellver­
band zeigt, nicht dazu verwendet werden soll, geborenes 
Leben zu erhalten, Schmerzen, Leid und Krankheit zu hellen 
oder mindestens zu lindern. Frau Kollegin Leumann hat es 
Ihnen eindr0cklich dargelegt und auf diesen Zwiespalt hin­
gewiesen. 
Wir stehen also vor einer Gaterabwägung. Was ist höher zu 
gewichten: Der Schutz des Embryos in vitro oder die Mög­
lichkeit, kranken Menschen zu helfen? Damit verbunden ist 
die Frage, wie schutzwürdig der Embryo in vitro ist. Steht 
ihm die Menschenwürde wie einem geborenen Menschen 
zu, dann ist die verbrauchende Embryonenforschung unzu­
lässig, wenn nicht, dann ist die Forschung meines Erachtens 
zuzulassen. Richtig Ist, dass nicht beliebig Embryonen her­
gestellt oder gar kommerzialisiert werden dürfen. Die grund­
sätzlichen Regelungen des Fortpflanzungsmedizingesetzes 
müssen hier wie dort gelten. Zu gross Ist die Gefahr der Aus­
beutung wirtschaftlich Schwacher, wie wir dies leider Im Zu­
sammenhang mit den grauenhaften Realitäten des Organ­
handels in der Dritten Welt zur Kenntnis nehmen müssen. 
Aus meiner Sicht balanciert der vorliegende Entwurf auf el• 
nem schmalen Grat, und er regelt Dinge, die zugegebener­
massen eher Seltenheitscharakter haben. Im Hinblick auf 
die Grundfragen menschlicher Existenz, die sich In diesen 
wenigen Fällen stellen, entwickelt die gesetzliche Regelung 
in ihrer symbolischen und ethischen Tragweite wesentlich 
mehr Bedeutung als in der Anwendung des Einzelfalls. 
In diesem Sinn ersuche Ich Sie auch um Eintreten und bitte 
Sie bereits an dieser Stelle um Zustimmung zum Antrag 
Beerli. 

Schmid Carlo (C, Al): Ich gehe davon aus, dass die For­
schung macht, was sie kann - sie macht auch, was sie 
kann. Sie lässt sich vermutlich nicht behindern. Von daher 
halte Ich die Bedeutung und den Stellenwert dieses Geset­
zes für einigermassen beschränkt. Aber vermutlich Ist es 
richtig, dass wir so ein Gesetz erlassen. Ich werde bezüglich 
dieses Gesetzes allerdings etwas ungute Gefühle nicht los. 
Ich darf Ihnen diese in drei Punkten zur Kenntnis bringen. Es 
geht um einen verfassungsrechtlichen und einen ethischen 
Aspekt und um einen Punkt bezüglich des Ergebnisses. 
Verfassungsrechtlich bin ich heute Morgen nicht klüger ge­
worden. Ganz im Gegenteil, Ich bin ausserordentlich verun­
sichert. Ein Kommissionsmitglied hat heute Morgen dar­
gelegt, aus welchem Grund dieses Gesetz nur von der 
Stammzellenforschung, aber nicht von der Embryonenfor­
schung handle. Der Grund bestehe darin, dass die Verfas­
sungsgrundlage für die Embryonenforschung zu schmal sei. 
Ich frage Sie: Braucht es eine separate Verfassungsgrund­
lage für die Embryonenforschung? Artikel 20 der Bundesver­
fassung sagt: «Die Freiheit der wissenschaftlichen Lehre 
und Forschung ist gewährleistet.» Also kann ich gestützt auf 
Artikel 20 als Privatperson forschen. Wer mir die Forschung 
verbieten will, muss das extra tun, aber hierfür braucht er 

12 mars 2003 

eine Verfassungsgrundlage. Ich sehe nicht, dass es zur For­
schung eine Verfassungsgrundlage nebst Artikel 20 braucht. 
Artikel 119 verbietet die Forschung nicht explizit, sodass Ich 
zum Ergebnis komme: Rein verfassungsmässig Ist die For­
schung an Embryonen gestattet. 
Ein zweites Mitglied Ihrer Kommission hat dann heute Mor­
gen allerdings den Spiess umgekehrt und gesagt, die Ver­
fassung sei eine zu schmale Grundlage, um die Forschung 
an Embryonen zu regeln. Das entspricht meinem - aller­
dings schon vor dreissig Jahren gelernten - Verfassungsver­
ständnis eher. Der Bund braucht eine Kompetenz, wenn er 
bestimmte Freiheitspositionen einschränken will. In Arti­
kel 119 Absatz 2 der Bundesverfassung heisst es: «Der 
Bund erlässt Vorschriften über den Umgang mit menschli­
chem Keim- und Erbgut.» Es folgt die Ausführung dieses 
Grundsatzes. 
Man darf also als Bundesgesetzgeber den Umgang und da­
mit auch die Forschung mit menschlichem Keim- und Erbgut 
regeln, aber nicht die Forschung an einem Embryo; denn 
der ist weder Keim- noch Erbgut. Wenn das die Auslegung 
ist, dann stelle ich Ihnen von der Kommission allerdings die 
Frage, ob Sie glauben, die Verfassungsgrundlage sei hinrei­
chend, um einen Artikel 3 Absatz 2 Litera a1 Im vorliegen­
den Gesetz zu rechtfertigen; denn dort schllessen Sie die 
Forschung an Embryonen aus. Ich glaube, da sind Sie einen 
Schritt zu weit gegangen. Ob man es rechtspolitisch will 
oder nicht, Ist eine andere Frage. Aber wenn Sie schon ver­
fassungsmässlg argumentieren, müssen Sie mir erklären, 
wie Sie für die Beschreibung dessen, was man an Embryo­
nen forschen darf, keine Verfassungsgrundlage haben, aber 
wohl eine dafür haben, die Forschungen an Embryonen 
gänzlich auszuschllessen. Ich glaube, das geht nicht auf. 
Der Zweitrat sollte sich vielleicht noch einmal einige Gedan­
ken darüber machen, ob es nicht schlauer wäre, In diesem 
Gesetz auch die Forschung an Embryonen zu regeln, statt 
sie mit dem Hinweis auf eine fragwürdige Verfassungs­
grundlage auszuschliessen. Denn, wenn Sie gar nichts ma­
chen, dann Ist die Forschung an Embryonen frei. 
So viel zur Verfassungsgrundlage, In dieser Hinsicht eine In­
terpretation meinerseits, die natürlich etwas daher rührt, 
dass ich einige Skepsis gegenüber dieser verfassungsrecht­
lichen KaffeesatzrOhrerei habe, bei der wie In der «Chemie­
stube» aus verschiedenen Ingredienzen ein Resultat 
zusammengemlscht wird: Entweder Ist die Verfassung klar, 
oder sie Ist nicht klar. Wenn sie nicht klar ist, dann gilt die 
Freiheit des Christenmenschen: Er darf tun, was er will und 
was nicht verboten ist. 
Zur Ethik: Dieses Gesetz hat, wie das Fortpflanzungsmedi­
zingesetz auch, aus meiner Sicht einen grossen Mangel: Es 
handelt viel zu stark von Ethik. Ich bitte Sie, was ist schon 
Ethik? Jeder von uns hat seine eigene Ethik. Zum Teil Ist sie 
rellgiös motiviert, zum Teil Ist sie weltanschaulich, also nicht­
rellgiös, motiviert. Jeder hat eine private Ethik. Aber der 
Steat hat keine Ethik, es sei denn, sie schlage sich als Er­
gebnis eines politischen Prozesses Im Rahmen von Verfas­
sung und Gesetz nieder. Was wir heute machen, Ist - wenn 
man so will - am Schluss dann kristallisierte Ethik. Wenn 
das Volk damit einverstanden lst, dann Ist das die Volksethik 
der Schweiz im Bereich der Stammzellenforschung. 
Aber wir gehen einen Punkt weiter. In Artikel 13 sagen wir, 
dass ein Forschungsprojekt mit embryonalen Stammzellen 
erst begonnen werden darf, wenn eine befOrwortende Stel­
lungnahme der zuständigen Ethikkommission vorliegt. Wir 
geben also letzten Endes einer so genannten Ethikkommis­
sion den letzten Entscheid darüber in die Hand, ob eine For­
schung gemacht werden darf oder nicht. 
Verschiedentlich wird im Gesetz auch noch die Beachtung 
ethischer Grundsätze als Voraussetzung für die Bewilli­
gungspflicht verlangt. Ob dann das Bundesamt für Gesund­
heit besonders geeignet sei, die ethischen Grundsätze zu 
beachten, ist wirklich eine andere Frage; aber lassen wir 
das, das ist eine untergeordnete Geschichte. 
Was macht denn diese Ethikkommission? Wie Sie auf Seite 
1208f. der deutschsprachigen Botschaft lesen können, hat 
die Ethikkommission mit Bezug auf die hier anstehende 
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Frage drei Modelle gefunden: ein Personenmodell, ein Ob­
jekt- oder Sachmodell und ein Respektmodell. Wenn Sie 
schauen, was das Ist, sind dies vom Ergebnis her aufge­
zäumte Instrumente. Man braucht ein Instrument, um zu sa­
gen: Jawohl, die Forschung ist frei - das ist das Objekt- oder 
Sachmodell. Man braucht ein Instrument, um begründen zu 
können, dass die Forschung praktisch nicht frei ist - das ist 
das Personenmodell. Und dann - ich müsste nicht Mitglied 
der CVP sein - braucht man noch ein vermittelndes Modell, 
das im Einzelfall so oder anders anwendbar ist, und das ist 
das Respektmodell. 
Was passiert damit? Die Ethikkommission wird sich am Re­
spektmodell festbeissen und in jedem konkreten Fall nach 
Mehrheit entscheiden. Ist das die Aufgabe, die wir in diesem 
Saal haben? Wir geben Im Prinzip diese Verantwortung an 
die Ethikkommission ab, und wer ist diese Ethikkommission? 
Ich kenne ihre Mitglieder persönlich nicht, gehe aber davon 
aus, dass das alles cceminent persons» sind. Aber letzten 
Endes sind das Personen wie Sie und Ich, die noch - horri­
bile dlctu! - von einem Bundesrat gewählt worden sind. Was 
fOr eine Ethik dann dahinter steht, ist entweder barer Zufall 
und hat mit einer Gesamtethik dieses Landes gar nichts zu 
tun, oder der Bundesrat wird, wenn er machiavellistisch g&­
nug ist - und es gibt solche Bundesräte, nicht wahr, Herr 
Bundespräsident? (Heiterkeit) -, diese Ethikkommission g&­
nau so zusammensetzen, dass sie seiner privaten Ethik ent­
spricht Damit haben wir auch wieder eine partielle Ethik. 
Schaffen Sie die Ethikkommission ab; sie nützt nichts! Sor­
gen Sie dafür, dass die entsprechenden Entscheide in die­
sem Rat in Formeln gegossen werden. 
Ich gebe zu, dass man diese Bemerkungen natürlich schon 
bei der Beratung des Fortpflanzungsgesetzes hätte machen 
können, aber hie und da kommen einem halt die Gedanken 
erst, wenn man älter ist. 
Zum Ergebnis: Dieses Gesetz stellt Fragen, auf die endgül­
t!ge Antworten zu geben es sich scheut. Es sagt zwar, dass 
die Herstellung von Klonen verboten ist, von Chimären ver­
boten ist und von solchen - sagen wir einmal: nicht natürli­
chen - Kombinationen menschlicher und nlchtmenschlicher 
Elemente verboten ist. Aber es sagt nicht, was geschieht, 
wenn es trotzdem passiert. Wir haben nur eine Bestimmung, 
und das Ist die Strafbestimmung: Man wird mit Gefängnis 
oder mit einer Busse bis zu 200 000 Franken bestraft. Aber 
müssen die Klone und die Chimären weg? Was passiert da? 
Damit komme ich zum Anfang: Die Forschung tut, was sie 
kann. Sie wird forschen, und sie wird solche abartigen Dinge 
produzieren. Unsere Aufgabe müsste es sein zu beantwor­
ten, was mit diesen Ergebnissen passiert. Darauf finde Ich 
keine Antwort. 
Ich habe versucht, Ihnen meine Vorbehalte gegenüber die­
sem Gesetz darzustellen. Es geht nicht darum, dass ich 
nicht auf den Entwurf eintreten möchte. Aber es ist darum 
gegangen, Ihnen zu zeigen, dass es Fragen gibt, die mich 
umtreiben. Ich hoffe, dass ich darauf in der Beratung in die­
sem Rat oder im Nationalrat vielleicht doch noch etwas kon­
sistentere Antworten erhalte. 

Schlesser Fritz (R, GL): Ich habe mich als Mitglied der 
Kommission In der Diskussion bewusst zurückgehalten, und 
zwar deshalb, weil ich am Entscheid des Schweizerischen 
Nationalfonds, der heute des Ottern zitiert worden Ist, betei­
ligt war. Ich habe als Mitglied der Kommission letztlich der 
Vorlage zugestimmt, allerdings mit gewissen mentalen Vor­
behalten, die allerdings im Einzelnen nicht so weit gehen, 
wie sie jetzt von Kollege Schmid dargestellt worden sind. Bei 
seinem Votum war ich versucht zu bemerken, dass es Tage 
gibt, an denen ich Oberhaupt nicht mit dem, was Herr 
Schmid sagt, einverstanden bin, und Tage, an denen ich 
sehr gerne höre, was er sagt. Es gibt verschiedene Vorbe­
halte, die Herr Schmid angesprochen hat, auf die ich Im ei­
nen oder anderen Punkt noch kurz eingehen möchte. 
1. Ein paar Worte zum Entscheid des Nationalfonds: Sie 
kennen die Umstände und die Voraussetzungen, unter de­
nen der Nationalfonds entschieden hat. Wir waren uns be-

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Ständerat 02.083 

wusst, dass wir damit einen Entscheid fällten, der letztlich zu 
politischen Reaktionen führen musste. Wenn ich jetzt zu­
rückblicke, was sich seither ereignet hat, so muss ich sagen, 
dass dieser Entscheid des Nationalfonds - bei dem es um 
eine sehr kleine Summe ging, wenn man andere For­
schungsprojekte betrachtet - Diskussionen und auch eine 
Handlung des Staates ausgelöst hat. 
Ich bin überzeugt, dass wir diese Vorlage heute nicht bera­
ten warden, wenn nicht damals der Nationalfonds entschie­
den und auch gefordart hätte, dass der Staat eine ent­
sprechende Gesetzgebung erlassen müsse. Ich bin auch 
damit einverstanden, dass es durchaus wieder zu solchen 
Situationen kommen könnte - das ist verschiedentlich ange­
deutet worden, auch in der Kommission -, nämlich im B&­
relch der Embryonenforschung. Deshalb möchte ich auch 
aus dieser Sicht darauf drängen, dass der Gesetzgeber eine 
Antwort gibt, wie in solchen Fällen zu entscheiden wäre. Ich 
anerkenne auch, dass der Bundesrat sehr rasch gehandelt 
und ein umfassendes Gesetz Ober die Forschung an 
menschlichen embryonalen Stammzellen und an Embryo­
nen vorgelegt hat. Die Kommission hat aber aus unter­
schiedlichen, Insbesondere aus verfassungsrechtlichen 
Überlegungen zurückbuchstablert und die Forschung an 
Embryonen ausgeschlossen. 
Herr BOrgl hat darauf hingewiesen, dass die Verfassungs­
grundlage sehr schmal sei und dass im Bereich der Embryo­
nenforschung zusätzllche Diskussionen geführt werden 
müssten. Ich gehe davon aus, dass der Anstoss der Kom­
mission, hier eine breitere Verfassungsgrundlage zu schaf­
fen, auch zu dieser öffentlichen Diskussion führen wird. Ich 
gehe aber auch davon aus, dass nachher die Gesetzgebung 
erfolgen muss und ein Entscheid des Gesetzgebers erfor­
derlich sein wird. 
Von mir aus gesehen hätte man bei der Frage der For­
schung an Embryonen nicht unbedingt zurückbuchstabieren 
müssen; aber es ist eine klare Entscheidung der Kommis­
sion. Und vielleicht Ist es politisch gesehen sinnvoll, dass 
hier zuerst eine öffentliche Diskussion geführt wird - gerade 
Ober die zu errichtende Verfassungsgrundlage-, damit auch 
hier eine breitere Abstützung erfolgen kann. 
Ich bin der Auffassung, dass das, was jetzt vonseiten der 
Kommission vorliegt- und ich sage noch einmal, ich habe in 
der Kommission letztlich zugestimmt -, ein restriktives Ge­
setz über die Stammzellenforschung Ist. Es liegt ein restrikti­
ves Gesetz vor, meiner Auffassung nach das Minimum des­
sen, was vernünftigerweise noch akzeptiert werden kann. 
Wenn man weiter zurückbuchstabieren möchte, müsste man 
wahrscheinlich offen dazu stehen, dass man die Stammzel­
lenforschung im eigenen Lande so nicht will. 
Die Abtrennung der Embryonenforschung, dieses Zurück­
buchstabieren, macht eine klare Trennung zwischen Stamm­
zellenforschung und Embryonenforschung notwendig und 
damit eine Schnittstelle, und genau bei dieser Schnittstelle 
liegt eines der grossen Probleme. Die Kommission hat sich 
veranlasst gesehen, diese Schnittstelle in dem Sinn zu re­
geln, dass eben auch noch etwas Embryonenforschung zu­
lässig sein muss, und zwar im Bereich der Gewinnung von 
Stammzellen. 
Wir mussten uns sagen lassen, dass es auch eine For­
schung darüber gibt, wie man Stammzellen besser gewin­
nen soll, vielleicht sogar in der Weise, dass der Embryo nicht 
abstirbt. Und wenn Sie hier Erkenntnisse gewinnen wollen, 
müssen Sie eine gewisse Forschung zulassen. Das haben 
wir mit Litera a1 in Artikel 3 Absatz 2 zum Ausdruck g&­
bracht, die dann, hier sei es gesagt, mit einer entsprechen­
den Strafbestimmung - die Gefängnis vorsieht - gekoppelt 
ist. Das zeigt die Problematik, der wir die Forschenden hier 
aussetzen. 
Zum einen müssen wir eine klare Grundlage dafür schaffen, 
wo im Sinne des Gesetzes noch Stammzellenforschung vor­
liegt und wo die unzulässige Embryon~nforschung beginnt. 
Auf der anderen Seite müssen wir das Uberschrelten dieser 
Trennlinie mit harten Strafen sanktionieren, nämlich mit Ge­
fängnisstrafen. Es geht also um ein Vergehen. Der Zweitrat 
wäre meines Erachtens sehr gut beraten, wenn er sich noch 
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einmal mit dieser Problematik auseinander setzen worde, 
denn der Übergang von der Stammzellenforschung zur Em­
bryonenforschung ist eben nicht schwarzweiss, sondern 
grau. Und da stellt sich die Frage, was im Sinne des Geset­
zes noch als Stammzellenforschung betrachtet werden kann 
und was nicht mehr. 
2. Restriktives Gesetz mit der Sieben-Tage-Regel in Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe b: Ich habe mir In einer Informationsver­
anstaltung nach den Gesetzesberatungen sagen lassen, 
dass eine Vierzehn-Tage-Regel durchaus auch angängig 
wäre. Es gibt nationale Gesetzgebungen, die das haben, 
weil offenbar die entscheidenden Ausbildungen nicht zwi­
schen dem siebten und dem vierzehnten Tag, im Stadium 
der Plurlpotenz, stattfinden, sondern nach diesen vierzehn 
Tagen. 
Es ist ein politischer Entscheid, wie weit man hier gehen wlll. 
Die Wissenschafter haben festgestellt: Man kann mit dieser 
Sieben-Tage-Regel, die auch nicht mit der Frist im Fortpflan­
zungsmedizingesetz übereinstimmt, den Entwicklungspro­
zess zwischen dem siebten und dem vierzehnten Tag nicht 
verfolgen und nicht erforschen. Die Kommission hat ganz 
klar an der Sieben-Tage-Regel festgehalten. Das ist eine re­
striktive Regel. Auch hier müsste man sich Oberlegen, ob 
diese Regelung wirklich der Weisheit letzter Schluss ist. 
3. Schliesslich ein Punkt, der Ihnen auch zeigt, In welchem 
Umfeld die Beratungen stattgefunden haben. Die Kommis­
sion hat sich sehr seriös mit dieser schwierigen Problematik 
auseinander gesetzt. Ich kritisiere also nicht die Seriosität 
der Beratungen. Aber das folgende Beispiel zeigt Ihnen, wie 
unsicher die Grundlagen waren, auf denen wir gearbeitet 
haben. Es geht um die Frage der überzähligen Embryonen: 
Hier gehen die Meinungen auseinander. Es gibt Wissen­
schafter, die sagen, es gebe praktisch keine Oberzähllgen 
Embryonen; sie wenden offenbar das Fortpflanzungsmedi­
zingesetz entsprechend an; und es gibt andere, die sagen, 
es gebe überzählige Embryonen In relativ beträchtlicher 
Zahl. Auch hier mu.ss Klarheit geschaffen werden. In der 
Kommission sind wir einmal von hundert überzähligen Em­
bryonen ausgegangen; dann sind wir auf fünfzig bis hundert 
Embryonen zurückgegangen; nachher sind Stimmen laut 
geworden, die gesagt haben, es gebe überhaupt keine über­
zähligen Embryonen; und nach neuesten Erkenntnissen soll 
es doch wiederum eine beträchtliche Zahl geben. Dieses 
Beispiel zeigt auch, wie eine Gesetzgebung - das Fortpflan­
zungsmedizingesetz-, die ja eigentlich davon ausgeht, dass 
keine überzähligen Embryonen entstehen sollten oder nur in 
ganz besonderen Ausnahmefällen, eben nicht In strikter Art 
und Welse gehandhabt werden kann. 
Wenn das Gesetz so durchgeht, wie es jetzt von der Kom­
mission vorgeschlagen wird - wobei ich den Minderheitsan­
trag Fünfschilling unterstütze -, dann gehe Ich davon aus, 
dass die Stammzellenforschung, wenn sie denn Auf­
schwung erhält, in der Schweiz nicht in allzu grossem Um­
fang durchgeführt wird. Es gibt dann Länder, die ein 
besseres Umfeld bieten. Wahrscheinlich wird die Forschung 
dort stattfinden. Darum sehen wir uns mit folgender Proble­
matik konfrontiert: Wollen wir diese Forschung andernorts 
geschehen lassen, oder wollen wir die gesetzlichen Rah­
menbedingungen derart statuieren, dass wir eine Stammzel­
lenforschung In unserem Land haben, zu den Bedingungen, 
die wir festlegen, und mit den Kontrollen, die wir ausführen? 
Da ist es die Kunst des Gesetzgebers, einen Mittelweg zu 
beschreiten, der den Wissenschaftlern diese Möglichkaiten 
eröffnet, eber unter unserer Gesetzgebung und unter unse­
rer Kontrolle. Ich bin - ich sage es ganz offen - noch nicht 
davon überzeugt, dass wir hier den optimalen Weg gefun­
den haben. Ich meine, wir seien einen Schritt zu weit zurück­
gegangen. 
Letztlich ist es ja so: Ich glaube nicht, dass wir - wenn der­
einst im Ausland Erkenntnisse gewonnen werden, auch mit 
Methoden, die nicht unseren Vorstellungen entsprechen -
die Kraft haben werden zu sagen, diese Erkenntnisse wür­
den bei uns nicht umgesetzt. Wenn die Erkenntnisse dazu 
führen sollten - In mittlerer oder fernerer Zukunft -, dass mit 
der Stammzellenforschung wirklich entscheidende Durch-
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brüche erzielt werden können, dann, davon bin ich über­
zeugt, wird der Druck gross werden, diese Erkenntnisse 
auch in unserem Land zu verwerten, auch wenn sie auf eine 
Art und Weise gewonnen worden sind, die nicht unseren ge­
setzlichen Bestimmungen entspricht. 
Noch ein Wort zur Motion 03.3007: Ich habe nichts gegen 
diese Motion, weil ich die öffentliche Diskussion, die sich aus 
einer solchen Verfassungsgrundlage ergibt, als wertvoll und 
gut empfinde. Wir sagen aber bei jeder Gelegenheit, eine 
Frage werde dann im Zusammenhang mit dem Bundesge­
setz über die Forschung am Menschen geregelt. Wenn ich 
mir vorstelle, was alles in diesem Zusammenhang geregelt 
werden muss. bin Ich nicht sicher, ob dann dereinst nicht ge­
fordert wird, wir müssten einzelne Bereiche abspalten, weil 
die Komplexität dieses Gesetzgebungsprogramms ein Aus­
mass annehme, das nicht mehr zu bewältigen sei. Hier 
setze ich ein Fragezeichen: Wäre es nicht sinnvoller, ge­
wisse Bereiche einzeln zu regeln, weil sonst dieses Gesetz 
über die Forschung am Menschen derart komplex wird, dass 
es kaum mehr zu bewältigen ist? 
Ich möchte mit einem Zitat schllessen. Faust hat gesagt: 
«Zwar weiss ich viel, doch möchf ich alles wissen.» Ich 
glaube nicht, dass es auf dem Gesetzgebungsweg gelingt, 
diese Antriebsfeder der Wissenschaft einzuschränken, ihr 
Zügel anzulegen. Es geht nur darum, dass wir die Leitplan­
ken setzen, in denen sich dieser Forschungsdrang bewegen 
darf. Der Drang aber, alles zu wissen, den kann man nicht 
mit einem Gesetz einschränkan. 
Ich werde für Eintreten stimmen. Ich werde letztlich dem Ge­
setz auch zustimmen. Aber ich glaube, der Zweitrat wird sich 
noch einmal gründlich damit befassen müssen, ob wir nicht 
in der einen oder anderen Frage zu weit zurückgegangen 
sind. 

Stadler Hansruedi (C, UR): Auch wenn ich gewisse Sympa­
thien für das Respektmodail habe, äussere ich mich nicht 
zur Ethik, sondern zu einem Punkt, den Kollege Carlo 
Schmid aufgegriffen hat: zur Frage der verfassungsmässl­
gen Grundlage. Seine Frage lautete eigentlich: Braucht es 
ein ausdrückliches Verbot der Forschung an überzähligen 
Embryonen in der Verfassung, damit wir auf GesetzessMe 
ein Verbot erlassen können, das heute eine Art moratori­
umsähnlichen Charakter hat? Ich meine Nein. Ich verstehe 
unsere Verfassung nicht so, dass etwas, was nicht explizit 
und wortwörtlich verboten ist, einfach erlaubt Ist. Wir können 
durchaus auf eine verfassungsrechtliche Diskussion eintre­
ten. Die folgenden kurzen Bemerkungen seien mir erlaubt: 
Massgebend sind In der Bundesverfassung Artikel 7, Men­
schenwürde, Artikel 1 O, Recht auf Leben und persönliche 
Freiheit, Artikel 20, Wissenschaftsfreiheit. Wenn ich von Arti­
kel 7, MenschenWOrde, ausgehe, fliesst aus dieser Men­
schenwürde die Schutzpflicht. Die Schutzpflicht haben wir In 
Artikel 119 der Bundesverfassung aufgefangen. Dort haben 
wir die verschiedenen Verbote und die verschiedenen Ge­
bote aufgeführt. Diese Verbote und Gebote sind explizit, wir 
wissen, was verboten und was geboten ist. 
Aber aus Artikel 7 der Bundesverfassung fliesst auch, dass 
ein Embryo in vltro um seiner selbst Wlllen einen grundsätz­
lichen Anspruch auf Achtung seiner Würde hat. Dieser 
grundsätzliche Anspruch fliesst somit aus Artikel 7 der Bun­
desverfassung. Das Volk hat in der Bundesverfassung einen 
Wertentscheid getroffen. In der Verfassung gibt es keinen 
allgemeinen Rechtfertigungsgrund Forschung. Man kann 
sich deshalb in der Kommission mit Recht fragen, ob fOr die 
Ermöglichung der Forschung in sensiblen Bereichen nicht 
ein positiver Wertentscheid des Verfassunggebers notwen­
dig Ist. Dies war eine der Überlegungen unserer Kommis­
sion, die zu der Abkoppelung der Forschung an überzähli­
gen Embryonen geführt hat. Ich denke, so dumm war diese 
Unterscheidung eigentlich auch wieder nicht. 

BQrgl Hermann (V, TG): In Ergänzung zu dem, was Kollege 
stadler gesagt hat, möchte ich einfach aus meiner Sicht 
noch kurz zusammenfassen, welches die für uns massgebll-
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ehe verfassungsrechtliche Grundlage war. Ich meine, Herr 
Schmid hat jetzt - er möge mir verzeihen - einiges zur Ver­
wirrung Ober die verfassungsrechtliche Ausgangslage beige­
tragen. Herr Stadler hat zu Recht mit Artikel 20 der Bun­
desverfassung begonnen. Die Verfassung garantiert selbst­
verständlich die Wissenschaftsfreiheit. Aber damit ist nicht 
alles verfassungsmässig erlaubt, sondern die gleiche Verfas­
sung gebietet uns, Schranken aufzustellen, beispielsweise 
im Bereich von Artikel 119, Fortpflanzungsmedizin und Gen­
technologie im Humanbereich. Die Wissenschaftler dürfen 
nicht alles machen. Die Verfassung schränkt das ein, wie 
das Kollege Stadler gesagt hat. 
zusammenfassend ist einfach festzustellen, dass im Grund­
satz keine Unklarheit in Bezug auf Artikel 119 besteht. Es 
besteht nur eine Unklarheit im Zusammenhang mit der ei­
gentlichen Forschung am Menschen. Das Ist der Zweifel, 
und den wollen wir mit einer Überprüfung der Verfassung, al­
lenfalls mit einer neuen Verfassungsbestimmung, in den 
Griff bekommen. zusammenfassend, Herr Kollege Schmid: 
Die Wissenschaftsfreiheit ist gewährleistet, aber sie wird 
durch Artikel 119 eingeschränkt, und Artikel 119 Absatz 2 
enthält Felgendes: Nach Wortlaut, Entstehungsgeschichte 
und Zweck gilt erstens in Bezug auf die Forschung an Em­
bryonen und Stammzellen, dass die Forschungsbedürfnisse 
grundsätzlich anerkannt sind. Dann gibt es als zweites aber 
eine Schranke, und, Herr Kollege Schmid, diese Schranke 
wird in der Verfassung selbst aufgestellt, und zwar in den Li­
terae a und b von Artikel 119 Absatz 2. Ich habe das heute 
schon einmal gesagt. Beispielsweise sind Klonen, Eingriffe 
in die menschlichen Keimzellen usw. von der Verfassung 
verboten. Das hat nichts mit Wissenschaftsfreiheit zu tun. 
Dann kommt der dritte Bereich, der die Frage betrifft, inwie­
weit eben Forschungen an so genannten überzähligen Em­
bryonen zulässig sind. Gemeint sind Forschungen, wenn 
diese überzähligen Embryonen beschädigt und zerstört wer­
den. Hier haben wir einen verfassungsrechtlichen Graube­
reich. Hier ist eines klar, Herr Kollege Schmid: Wenn wir 
nichts sagen, ist nicht einfach alles erlaubt. (Zwischenruf 
Schmid Carlo: Absatz 1 !) 
Nein, das Ist nicht so! Ich zitiere jetzt Absatz 1 von Arti­
kel 119 der Bundesverfassung, Herr Kollege Schmid: «Der 
Mensch ist vor Missbräuchen der Fortpflanzungsmedizin 
und der Gentechnologie geschatzt.» Das heisst nun ganz 
klar und eindeutig, dass nicht einfach alles, was nicht explizit 
im Gesetz erwähnt wird, erlaubt ist. Das ist eine Verfas­
sungsinterpretation, die Oberhaupt nicht zutreffend ist, son­
dern es ist Aufgabe des Gesetzgebers zu sagen, was vor 
diesem Hintergrund zulässig ist und was nicht. Wir regeln 
jetzt die Stammzellenforschung, und dann ist eben das an­
dere nicht einfach, wie Herr Schmid gesagt hat, erlaubt. Das 
ist eine Fehlinterpretation. Ich muss das In aller Deutlichkeit 
festhalten. 
Was sich aus dieser verfassungsrechtlichen Lage ergibt, ist 
klar: Der Gesetzgeber muss diese Frage regeln. Das ist 
zwingend, der Gesetzgeber muss dies tun! Wir regeln jetzt 
diese Frage. Die weitere Frage, wenn es dann nämlich in die 
eigentliche Humanforschung hineingeht, muss das Human­
forschungsgesetz regeln. So ist die verfassungsrechtliche 
Ausgangslage gestaltet. 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Vorerst herzlichen 
Dank für die gute Diskussion, die wir in diesem ausseror­
dentlich heiklen Bereich geführt haben. Wenn nun die Mei­
nungen vielleicht etwas auseinander gegangen sind und 
gewisse Unsicherheiten bestehen, bestätigt sich eigentlich 
damit nur das, was wir selber in der Kommission erlebt ha­
ben - so auch vonseiten der Juristen und Verfassungsge­
lehrten, die bei dieser Frage einen Graubereich festgestellt 
haben. Es ergab sich aus der Erkenntnis unserer Kommis­
sion, dass wir im Gegensatz zum Bundesrat im Ingress den 
ganzen Artikel 119 der Bundesverfassung erwähnen und da­
mit verdeutlichen, was Herr Stadler und Herr BOrgi gesagt 
haben, dass wir bei der Regelung der Missbräuche im Be­
reich der Fortpflanzungsmedizin gesetzgeberisch aktiv wer-
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den müssen. Indem wir dieses Gesetz auf diesen ganzen 
Artikel 119 abstützen, glauben wir, eine entsprechende, ge­
nügende verfassungsrechtliche Grundlage gefunden zu ha­
ben. 
Die Abgrenzung zwischen Stammzellenforschung und Em­
bryonenforschung - das ist zuzugeben - ist heikel. Wir ha­
ben aber auch festgestellt, dass bei der ethischen Betrach­
tungsweise im Hinblick auf die Frage der Menschenwürde, 
wie sie in Artikel 7 der Bundesverfassung beschrieben ist, 
mit der zunehmenden Entwicklung die Menschenwürde 
einen höheren Grad erreicht und deshalb die Schutzbedürf­
tigkeit durch den Gesetzgeber grösser wird. Diese Frage ist 
verfassungsrechtlich noch auszudiskutieren. In diesem 
Sinne haben wir nicht entschieden, die Embryonenfor­
schung einfach zu verbieten, sondern wir haben festgestellt, 
dass hier ein verfassungsmässiger Diskussionsbedarf be­
steht - deshalb auch die Motion 03.3007. 
All denjenigen, die uns vorwerfen, wir hätten hier ein zu re­
striktives Gesetz geschaffen, muss entgegengehalten wer­
den: Wir haben nicht einfach Nein gesagt, wir haben 
festgehalten, was auch Kollege Schmid festgestellt hat, dass 
nämlich die verfassungsmässige Diskussion darOber noch 
zu führen ist. Dannzumal ist zu entscheiden, wie die Em­
bryonenforschung geregelt werden soll. 
Zu den Ethikkommissionen: Es kann zu Recht die Frage ge­
stellt werden, ob in Zukunft die Ethikkommissionen entschei­
den werden. Darf ich darauf hinweisen, dass eine Ethikkom­
mission bereits im Humanbereich mit dem Fortpflanzungs­
medizingesetz ins Leben gerufen wurde und dass wir mit der 
Gen-Lex ebenfalls im Ausserhumanbereich eine Ethikkom­
mission geschaffen haben? Diese Wissenschaftsfragen kön­
nen nicht einfach legalistisch beurteilt werden. Sie können 
auch nicht rein mathematisch und naturwissenschaftlich be­
urteilt werden. Es gibt hier eine dritte Komponente, nämlich 
die Frage der Werthaltungen unserer Gesellschaft. Diese 
gehen bekanntlich weit auseinander, wie wir das auch in der 
Kommission bei der Anhörung der Ethiker festgestellt haben. 
Hier muss sich ein gewisser gesellschaftlicher Konsens er­
geben - das Ist eine schwierige Aufgabe. Er Ist weder ma­
thematisch noch rein legalistisch zu beurteilen respektive 
festzulegen. Ich weiss, die Ethikkommission kann sich nicht 
allein auf Gesetze abstützen, und sie kann sich nicht allein 
auf Naturwissenschaften abstützen. Hier ist ein gewisser un­
beschriebener Raum vorhanden. Deshalb hoffen wir, dass 
diese Ethikkommissionen mit Persönlichkeiten bestackt wer­
den, die sich dieser Verantwortung bewusst sind. 
Ich möchte auch noch gewissen Votanten etwas entgegnen. 
Ich bin zum Teil auch etwas Ober die Mitglieder der Kommis­
sion enttäuscht, die dem Gesetz in der vorliegenden Form 
mit 12 zu o Stimmen ohne Enthaltung zugestimmt haben! 
Sie haben auch diesen wichtigen Pflöcken, die wir einge­
schlagen haben, zugestimmt, sie haben diese mitgetragen. 
Ich welss, dass im Nachgang gewisse Kreise der For­
schung, vor allem aus der Schweizerischen Akademie der 
Medizinischen Wissenschaften, gegen diesen Beschluss an­
gerannt sind und ihn als zu restriktiv beurteilt haben. 
Ich habe gestern Abend an einer Veranstaltung mit dem For­
schungschef von Novartis gesprochen. Er hat In aller Öffent­
lichkeit gesagt, dass die WBK des Ständerates hier ein 
gutes Gesetz geschaffen habe! Er hat gesagt, dass die For­
schung - und zwar die industrielle Grundlagenforschung -
mit all dem, was wir hier regeln, sehr wohl leben könne! Was 
die Embryonenforschung betrifft, stelle sich die Frage, ob wir 
zu restriktiv legiferierten. Die Forschungslabors hätten er­
stens Zeit - das sei im Moment nicht aktuell - und zweitens 
sei es korrekt, wenn wir hierzu in der Gesellschaft, im Be­
reich der Verfassunggebung und auch im Bereich der Ge­
setzgebung, zuerst die Diskussion führen und dann einen 
Konsens herbeiführen würden. Es kann niemand behaup­
ten, dass in der Schweiz irgendwelche Forschungsplätze, 
geschweige denn Arbeitsplätze, verloren gehen würden, 
wenn wir in diesem Gesetz zurückhaltend und vorsichtig 
sind. Vielmehr hat der Forschungschef von Novartis gesagt, 
dass die Zukunft höchstwahrscheinlich nicht im Bereich der 
embryonalen Stammzellen liege, sondern im Bereich der 
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adulten Stammzellen. Die Forschung gehe heute ganz ein­
deutig in diese Richtung. Im Bereich der adulten Stammzel­
len lägen bereits erste Forschungsergebnisse vor. vor allem 
im Bereich der Arbeit mit Nabelschnurblutzellen. Dort mache 
die Forschung grosse Fortschritte. Dieser Bereich sei heute 
gesetzlich bereits sehr wohl und sehr gut geregelt. Es be­
stehe kein Bedürfnis, hier in einer anderen Richtung Ober 
das Ziel hlnauszuschiessen. 
Mit dieser sehr klaren und positiven Aussage zu diesem Ge­
setz wird allen entgegengehalten, die heute in diesem Saal 
der Kommission vorgeworfen haben, wir seien zu zurückhal­
tend gewesen. Ich darf zu bedenken geben, dass es sich 
hier um werdendes menschliches Leben handelt, das einen 
verfassungsmässigen Schutz geniesst und eine Menschen­
wOrde für sich in Anspruch nehmen kann! Wir haben die Ge­
setzgebung deshalb mit der notwendigen Sorgfalt zu gestal­
ten. 
Ich bitte Sie, in unserem Sinne auf den Gesetzentwurf einzu­
treten. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Je vou­
drais d'abord me Joindre a ceux d'entre vous qui ont dit le 
respect que susclte la tenue de ce debat. Je crols que c'etait 
vraiment un debat d'un tres haut niveau et d'une tres haute 
quallte sur le plan democratique, dans la volonte d'exprimer 
les differentes posltions. Je crois aussi que c'etait un debat 
necessaire. Bien sOr, les scientifiques exprlment leur volonte 
d'elargir l'espace de la recherche. Je crois qu'a la fin, ce ne 
sont pas eux qul definlssent l'espace de la recherche; c;a 
doit etre falt dans un dlalogue et un debat avec l'ensemble 
de la societe, et le monde polltique exprlme l'ensemble de la 
sociätä. 
S'il exlste un secteur ou le prlmat de la polltlque peut se ma­
nifester, c'est blen ici - le prlmat de 1a politlque non pas en 
tant qu'expresslon d'un pouvolr contre un autre ou en tant 
qu'expression d'une tension, mais simplement la politique 
est l'ämanatlon du peuple, des valeurs que le peuple sou­
halte exprimer. En tant que telle, elle a le droit et le devolr de 
poser des llmites, si alle ie Juge necessaire, a la llbertä indi­
viduelle, y compris a celle du monde scientlflque. 
La lol qui a etä traltäe par la commlssion du Conseil des 
Etats sur la base du projet du Conseil fedäral est une loi qul 
cherche a donner la plus grande place posslble a la liberte 
sclentHique tout en tenant compte d'un certaln nombre de 
questions legitimes qua beaucoup de nos concltoyens se 
posent. Finalement, est-ce un compromis? «Compromls» 
est toujours un terme un peu nägatif, mais je crols qua cette 
loi est, dans l'etat actuel des choses, probablement la 
mellleure loi possible. Ce n'est pas la meilleure Joi possible 
dans l'absolu, mais c'est probablement, en fonction de l'evo­
lution du debat public, Ja meilleure loi possible hie et nunc, 
aujourd'hui et maintenant 
Nous voulons fixer des conditions strictes pour empecher 
une utillsation abusive des embryons et des cellules sou­
ches et proteger la dignlte humalne. Au depart, le Conseil 
federal souhaltalt traiter ce probleme plus tard, mais les cho­
ses se sont präclpitees, notamment a la suite de la declslon 
du Fonds national sulsse de la recherche sclentHlque, du 
28 septembre 2001, qul a autorise un projet de recherche 
utlllsant des celluJes souches embryonnalres humalnes lm­
portees des Etats-Unis. 
La base constitutionnelle: nous pensons que l'article 119 de 
la constltution fixe le cadre constitutionnel du projet de loi. 
Cet article formule certalnes lnterdlctlons, notamment celfes 
du clonage reproductif et therapeutique et de la production 
d'embryons a des fins de recherche. l..'.article 119 de la cons­
tltution et la loi fäderaJe du 18 decembre 1998 sur la pro­
creation medicalement assistee empechent, autant que 
posslble, la production d'embryons surnumeraires, puisque 
seul le nombre d'embryons necessaires a une grossesse 
peut etre developpe in vitro. Nous savons tous cependant 
qu'II est näcessalre de deveJopper davantage d'embryons 
que ceux qui sont implantes. II y a donc souvent des em­
bryons surnumeraires, notamment lorsque l'embryon ne se 
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developpe pas normalement, ou lorsque la femme a fäcon­
der tombe malade et que, pour ces raisons, l'embryon ne 
peut pas Atre implante. 
Comblen y a-t-il d'embryons surnumeraires? C'est une 
question qui est souvent posee, et elle se posera au sujet de 
la decision que Ja commission a prise, que nous regrettons 
et que nous combattrons, a l'article 8 alinea 2 - nous vous 
inviterons a soutenir la proposltion de minorite Fünfschilling. 
Une enquete a ete falte au mois de fevrier de cette annee 
pour savoir comblen on a «produit» d'embryons surnumerai­
res durant l'annee 2002. D'apres les reponses qui ont ete 
donnees jusqu'a ce jour - II peut y avoir encore d'autres re­
ponses, c'est donc un chlffre minimum qua celul que je cite 
maintenant -, il y a eu 81 embryons surnumeraires produits 
en 2002, mais il y en a probablement davantage pulsqu'II est 
posslble que l'enquete n'ait pas donne encore tous ses re­
sultats. 
Le projet de lol autorlse l'utlllsation d'embryons surnumeral­
res a des flns sclentlflques dans des cas blen precis. Pour­
quoi octroyer cette autorlsation? Dans le cas d'un embryon 
surnumeralre, les conditlons ne sont pas reunies pour qu'il 
devienne un ätre humaln. Un embryon surnumeraire n'a pas 
de chance de survle; la loi federaJe sur la procreation mädl­
calement assistee prevolt qu'il doit ätre abandonne a son 
sort. La recherche sur les embryons surnumeralres, y com­
prls le prelevement de cellules souches embryonnalres, peut 
des lors se Justlfier en raison de cette sltuatlon particuliere. 
L:embryon, meme surnumeraire, selon notre conceptlon du 
drolt, joult d'un drolt a la protection de sa dlgnltä. Mais ce 
drolt doit Atre pris en considäration en fonctlon aussi 
d'autres lnteräts juridiques, notamment la llbertä scientifi­
que. Salon le projet de loi, l'embryon surnumeraire ne benä­
flcle pas d'une protection absolue. La recherche a son sujet 
n'est pas totalement interdlte, son utlllsation n'est cependant 
pas lalssee au libre arbltre des chercheurs. l..'.utlllsatlon 
d'embryons surnumeralres a des flns de recherche n'est Jus­
tlfiee qu'a certalnes condJtions. 
Le Conseil federaJ, dans Je projet de Joi, prevoyait de regJer 
non seulement le probleme du prälevement des cellules 
souches sur les embryons et la recherche sur ces mämes 
cellules, mals aussi toutes Jes formes de recherche sur les 
embryons surnumäraires. Au depart, nous etions d'avis que 
c'etait justlfie d'avoir un plus large champ d'application que 
ce qui ressort des delibäratlons de la commisslon. 
Pourquoi? Tout d'abord parce que, comme l'ont dit plusleurs 
orateurs, la recherche sur les embryons et le prelevement 
de cellules souches embryonnaires sont etroltement lies. 
C'est probablement assez difflclle de separer ces deux do­
maines du point de vue strictement sclentlflque. Ensulte, le 
prelevement de cellules souches embryonnaires a partir 
d'embryons surnumäralres et la recherche sur les embryons 
surnumeraires relevant d'une recherche sur les embryons 
de type consumeriste, l'embryon etant detruit dans les deux 
cas, aussi bien si on fait des recherches uniquement sur 
l'embryon que si on preleve des cellules souches. Par con­
sequent, du point de vue ethique, le probleme est probable­
ment tres proche dans les deux cas. 
La commlssion propose cependant de limlter Je champ d'ap­
plicatlon au prälevement de cellules souches embryonnaires 
et a la recherche sur ces cellules, et le probJeme de 1a re­
cherche sur les embryons sera aborde dans le cadre de la 
Jol relative a la recherche sur l'Atre humain, sous reserve 
des probJemes constitutlonnels. Nous conslderons que cette 
restrlctlon est acceptable et Je Conseil federal ne s'y oppose 
pas. Nous acceptons, dans l'lnteret d'une solution equlll­
bree, que cette lol se concentre uniquement sur le probleme 
des prelevements de cellules souches embryonnaires et de 
la recherche sur ces cellules. La plupart des modlflcatlons 
proposäes par la commlsslon provlennent de ce choix initial. 
Concemant la restrlction du champ d'appllcatlon, cltons par 
exemple l'lnterdlction de l'utilisatlon d'embryons surnumerai­
res a des fins autres que le prelevement de cellules sou­
ches. D'autres restrlctions contenues dans Je projet de loi 
resultent de l'obligatlon d'un projet concret et du prlnclpe de 
subsldlarite, on y reviendra. Nous sommes toujours de l'avls 
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que la solution du Conseil federal, plus large, est meilleure. 
Deuxieme sujet qui a provoque une longue discussion dans 
la commission et qui a ete peu aborde lors du debat 
aujourd'hui, c'est celui de la brevetabilite. Le Conseil federal, 
dans son message, avait propose de prevolr une reglemen­
tation dans le cadre de la revision partielle de la loi sur les 
brevets. La commission va plus loin que le Conseil federal. 
Elle propose une reglementation de la brevetabilite dans le 
cadre de ce projet de loi (art. 28a). C'est une decision qui est 
politiquement motivee et la commission est cansciente du 
fait que la situation n'est pas encore clarifiee de fa9on ex­
haustive au niveau europeen. La cammlsslon souligne alnsi 
la sensibilite de ce domalne de la recherche, en particulier 
dans le contexte d'une eventuelle commerciallsation. II est 
lnconteste que les embryons in vitro, y campris les em­
bryons surnumeraires, ne canstituent pas une Invention et 
donc ne sont pas brevetables. 
La situation, par contre, est moins claire pour ce qui est des 
cellules souches. La brevetabilite de cellules souches em­
bryonnaires est-elle contraire a. !'ordre public? La commis­
sion pense que oul. Par consequent, les cellules souches et 
les lignees de cellules souches non modifiees ne peuvent 
pas ötre brevetees. Ce point de vue s'appule sur l'estimation 
du groupe d'ethlque de !'Union europeenne, bien qu'il faille 
mentlonner qu'une appreciatlon technlque et Juridique cor­
respondante de la part de !'Union europeenne elle-möme 
falt encore defaut. 
Le Conseil federal est d'avls qu'il serait plus judicieux de re­
gler ce probleme dans le cadre de la lol sur les brevets; mais 
nous n'allons pas ouvrir un front sur ce point-la et nous som­
mes d'accord d'accepter la solutlon proposee par la com­
misslon. Bien sOr, nous modlfierons la loi sur !es brevets, 
mais ici, c'est une modlfication partielle tandis que nous, 
nous pensions traiter ce probleme lorsqu'on aurait la vision 
d'ensemble de la loi sur les brevets, lorsqu'on reverralt la loi 
sur les brevets dans son ensemble - je ne me suis peut-ötre 
pas exprime de maniere tout a fait carrecte et j'apprecie 
qu'un hochement de töte de l'une d'entre vous m'ait incite a 
faire cette precision. 
Flnalement, nous sommes d'avis que le projet qui est pro­
pose, tel que modifie par votre commlssion, est equilibre. II 
permet de progresser, de fixer un cadre a une recherche qul 
porte de grands espolrs, mais aussi de tenir campte des dif­
ferentes valeurs. Je ne veux pas parler de differentes sensi­
bilites parce qu'une valeur, c'est quelque chose de plus 
objectif et que, dans ce domaine-la, on ne peut pas parler de 
sensibilite comme si c'etait en fonction d'un gene dans un 
sens ou dans l'autre, comme on alme une couleur bleue ou 
une couleur rouge. II ne s'aglt pas de choses aussi simples 
que c;:a. Les valeurs sont quand möme une chose objectlve 
et pas simplement un probleme de sensibilite. Je crois que 
cette lol permet de tenir campte des differentes valeurs qul 
se sont exprlmees et qui font que, dans une soclete plura­
liste, on est oblige de trouver un chemin qul n'est pas le ehe­
min vulgaire, median, mais un chemln qul tlenne campte des 
dlfferents systemes de valeurs qul, legitimement, s'oppo­
sent. 
C'est pourquoi le Conseil federal vous invite a entrer en ma­
tiere et a adopter le projet. 
Nous souhaitons qu'II soft adopte dans un sens un peu plus 
liberal que ce que souhaite la majorite de la commission, 
mais dans l'ensemble, nous sommes heureux des resultats 
des travaux de la cammission et nous l'en remercions. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L:entree en matfere est decidee sans opposftlon 
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Bundesgesetz über die Forschung an überzähligen Em­
bryonen und embryonalen Stammzellen 
Lol federale relative ill la recherche sur les embryons 
sumumeralres et sur les cellules souches embryonnal­
res 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel 
Antrag der Kommission 
Bundesgesetz über die Forschung an embryonalen Stamm­
zellen (Stammzellenforschungsgesetz, SFG) 

Tltre 
Proposition de Ja commisslon 
Loi federale relative a. la recherche sur les cellules souches 
embryonnaires (Loi relative a. la recherche sur les cellules 
souches, LRC) 

Ingress 
Antrag der Kommission 
.... gestützt auf Artikel 119 der Bundesverfassung •... 

Preambule 
Proposition de la commlssion 
.... vu l'artlcle 119 de la constitution .... 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Der neue Titel er­
gibt sich als Konsequenz aus dem enger gefassten Gel­
tungsbereich, d. h. der Beschränkung auf die Gewinnung 
embryonaler Stammzellen aus überzähligen Embryonen 
und die Forschung mit solchen Stammzellen. Deshalb helsst 
dieses Gesetz neu nicht mehr Embryonenforschungsgesetz, 
sondern Stammzellenforschungsgesetz. 
Beim Ingress schlägt die Kommission vor - ich habe es ein­
leitend erwähnt-, auf den ganzen Artikel 119 der Bundes­
verfassung zu verweisen, da Absatz 1 explizit erwähnt, dass 
der Mensch vor Missbräuchen der Fortpflanzungsmedizin zu 
schQtzen ist. Damit nehmen wir das Anliegen auf, das Herr 
Schmid beim Eintreten dargelegt hat. Ich hoffe, dass wir so 
den verfassungsmässigen Rahmen ganz klar abstecken 
können. 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Dieses Gesetz legt fest, unter welchen Voraussetzungen 
menschliche embryonale Stammzellen aus Oberzähligen 
Embryonen gewonnen und zu Forschungszwecken verwen­
det werden dQrfen. 
Abs.2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.1 
Proposition de la commission 
Al. 1 
La presente loi fixe las conditions regissant la production de 
cellules souches embryonnaires a. partlr d'embryons surnu­
meraires et l'utilisatlon de ces cellules souches a des fins de 
recherche. 
Al.2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Zu Absatz 1: Die 
Kommission will, wie gesagt, den Geltungsbereich des Ge­
setzes auf die Gewinnung von embryonalen Stammzellen 
aus überzähligen Embryonen und auf die Forschung mit sol­
chen Stammzellen beschränken. Dabei ist sie sich bewusst, 
dass ein Sachzusammenhang zwischen der Embryonen­
und der Stammzellenforschung besteht, dass sich die bei­
den Forschungsbereiche aber absolut voneinander abgren­
zen lassen. So werden insbesondere nicht nur bei der For-
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schung an überzähligen Embryonen, sondern auch bei der 
Stammzellengewinnung Embryonen verbraucht oder - viel­
leicht muss man auch diesen Begriff verwenden - zerstört. 
FOr den Kommissionsentscheid waren vor allem die folgen­
den zwei Gründe ausschlaggebend: Die Verfassungsgrund­
lage wird, wie gesagt, als schmal, aber für eine Regelung 
der Stammzellenforschung als genügend betrachtet. Die öf­
fentliche Diskussion in der Vergangenheit bezog sich fast 
ausschllessllch auf die Stammzellengewlnnung und -for­
schung. Demgegenüber ist die Diskussion der übrigen For­
schung an überzähligen Embryonen noch nicht abgeschlos­
sen worden und braucht noch eine gründliche, breite Dis­
kussion. 
Die Frage der Forschung an überzähligen Embryonen mit 
anderer Zielsetzung als der Stammzellenforschung soll im 
Rahmen der Gesetzgebung zur Forschung am Menschen 
an die Hand genommen werden. So viel zu Absatz 1. 
Zu Absatz 2: Die Kommission hat sich mit der Frage befasst, 
ob in Absatz 2 anstelle des Begriffes «Menschenwürde», 
wie er In der Verfassung steht, der Begriff, den die Nationale 
Ethikkommission vorschlägt, nämlich «Würde des menschli· 
chen Lebens», verwendet werden soll. Die Kommission Ist 
zum Schluss gekommen, den Begriff «Menschenwürde» 
beizubehalten, dies aus folgendem Grund: «Menschen• 
WOrde» Ist ein von Immanuel Kant geschaffener und eta• 
blierter Rechtsbegriff mit langer Tradition, während mit 
«Würde des menschlichen Lebens» ein neuer, interpretati­
onsbedürftiger Begriff ins schweizerische Recht eingeführt 
WOrde. 
Der Begriff «Menschenwürde» Ist im Zusammenhang mit 
Oberzähligen Embryonen aber nicht absolut zu verstehen 
sondern er lässt Güterabwägungen zu, d. h. Abwägungen 
mit anderen hochrangigen Rechtsgütem, ähnlich wie das bei 
der Organentnahme nach einem Hirntod der Fall Ist. In die­
sem Zusammenhang verweise ich auf die In der Botschaft 
dargelegten ethischen Überlegungen, Insbesondere auf das. 
so genannte Respektrnodell, das von den Annahmen aus­
geht, dass mit fortschreitender Embryonalentwicklung die 
Schutzwürdigkeit zunimmt, frühestes menschliches Leben 
aber bereits Respekt verdient und Anteil an der Menschen• 
WOrde hat. 

Angenommen -Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 

b ..... kann und deshalb keine Überlebenschance hat; 

Arl2 
Proposition de Ja commission 

b. •••• une grossesse et qui n'a par consequent aucune 
chance de survie; 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Bei Buchstabe b 
haben wir eine Ergänzung vorgenommen. Damit soll klarge­
~tellt werde!), dass der überzählige Embryo gemäss Defini• 
t1on keine Uberlebenschance · hat Nach geltendem Recht 
muss man Ihn absterben lassen, wenn er nicht zur Herbei­
führung einer Schwangerschaft verwendet werden kann. 

Angenommen - Adopte 

Art.3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 

a1. überzählige Embryonen zu einem anderen Zweck als 
der Gewinnung embryonaler Stammzellen zu verwenden; 
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b. aus einem überzähligen Embryo nach dem siebten Tag 
seiner Entwicklung Stammzellen zu gewinnen; 
c. einen zur Stammzellengewinnung verwendeten überzähli­
gen Embryo auf eine Frau zu übertragen. 

Art. 3 
Proposition de Ja commisslon 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 

a1. d'utiliser des embryons surnumeraires a une autre fin 
que celle de la production de cellules souches embryonnai­
res; 

b. de produire des cellules souches a partir d'un embryon 
surnumeraire au-delä de son septleme Jour de developpe­
ment; 
c. d'lmplanter chez une femme un embryon surnumeraire 
utilise pour produlre des cellules souches. 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Zu Absatz 2 Buch• 
stabe a1: Als Folge des Entscheides für den engen Gel• 
tungsbereich Ist zu klären, wie mit der übrigen Forschung an 
überzähligen Embryonen, zum Beispiel der Forschung zur 
Verbesserung der Erfolgsrate der In-vitro-Fertilisation, um­
gegangen werden soll. Es wäre denkbar, dazu nichts zu sa­
gen. Dies würde bedeuten, dass der Bereich der übrigen 
Forschung an Embryonen weiterhin ungeregelt und damit in 
einem rechtlichen Graubereich bliebe. 
Die Kommission hat sich für einen anderen Weg entschie­
den. Mit Ausnahme der Stammzellengewinnung soll die For­
schung an überzähligen Embryonen vorderhand verboten 
werden, bis die übrigen verfassungsmässigen Fragen disku­
tiert worden sind, wie es im Übrigen auch unsere Motion ver­
langt. Dieses Vorgehen ermöglicht es, zurzeit verbotene 
Handlungen beim Gesetz Ober die Forschung am Menschen 
neu zu beurteilen. In dem Sinne kann beim Verbot der Em­
bryonenforschung von einem Moratorium gesprochen wer­
den. 
Zu Buch_stabe b: Die Dauer der Weiterentwicklung eines 
Oberzähhgen Embryos steht Im Zusammenhang mit dem 
Geltungsbereich des Gesetzes. Die Vierzehn-Tage-Regel 
macht bei einem weiten Geltungsbereich Sinn. Nach dem 
heutigen Stand des Wissens werden embryonale Stammzel­
len von etwa einwöchigen Embryonen gewonnen. In diesem 
Sinne bea_ntragt_ die Kommission als Folge des Geltungsbe­
reiches, wie wir Ihn gewählt haben, die Dauer der Weiterent­
wicklung des Embryos von vierzehn Tagen auf sieben Tage 
zu verkürzen. Unsere Kommission nimmt in Anlehnung an 
das Respektrnodell bei der Darstellung der ethischen Be­
tr~chtungswelsen die Empfehlung der Nationalen Ethikkom­
mission auf, die argumentiert, dass die fortschreitende 
Entwicklung des Embryos mit einer zunehmenden Schutz­
würdigkeit verbunden ist, ohne jedoch zu vergessen, dass 
d~m ~mbryo bereits von Beginn an ein Eigenwert zukommt. 
Mit diesem Entscheid setzt die Kommission bewusst einen 
etwas anderen Akzent als Teile der Medizinwissenschaft die 
eine Verwendung_des Embryos bis zum vierzehnten Tag, an 
dem sich die drei Keimblätter zu entwickeln beginnen, for­
dern. 
Die Anpassung bei Buchstabe c Ist eine Folge des engeren 
Geltungsbereiches, wie wir ihn definiert haben. 

Angenommen -Adopte 

Art.4 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.4 
Entschädigt werden dürfen die Aufwendungen für: 
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Antrag der Minderheit 
(David) 
Abs.4 
streichen 

Art. 4 
Proposition de /s msjorite 
Al. 1-3 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.4 
Adherer au projet du Conseil federal 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 

Proposition de /s minorite 
(David) 
Al. 4 
Biffer 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Hier ergibt sich der 
erste Minderheitsantrag: Bel der Frage der Entgeltlichkeit re­
spektive der Unentgeltlichkeit stehen sich Minderheits- und 
Mehrheitsantrag gegenüber. Die Kommissionsmehrheit will 
mit dem Zusatz «Entschädigt werden dürfen die Aufwendun­
gen für» klarstellen, dass es um einen blossen Ersatz der ef• 
fektiven Kosten geht. Auch darf eine Entschädigung nur für 
diejenigen Aufwendungen verlangt werden, die in direktem 
Zusammenhang mit den Im Gesetz abschliessend aufge­
zählten Tätigkeiten wte etwa der "AUfbewahrung» oder der 
aWeitergabe» stehen. Demgegenüber wäre es nicht zuläs• 
sig, für die Embryonen oder embryonalen Stammzellen als 
solche etwas zu verlangen. 
Diese Bestimmung steht in Übereinstimmung mit der Verfas­
sung. Das Handelsverbot von Artikel 119 Absatz 2 Buch­
stabe e der Bundesverfassung besagt: aMit menschlichem 
Keimgut und mit Erzeugnissen aus Embryonen darf kein 
Handel getrieben werden.» Unsere Bestimmung bezieht 
sich eben auf Embryonen und embryonale Stammzellen als 
solche, nicht auf Tätigkeiten in Zusammenhang mit ihrer 
Verwendung. 
Die Minderheit der Kommission verlangt eine Streichung von 
Absatz 4. Dies würde bedeuten, dass nicht einmal mehr ein 
Ersatz für die Aufwendungen zulässig wäre. Konkret ginge 
eine Forschungsgruppe leer aus, die mit viel Aufwand em­
bryonale Stammzellen gewonnen hat und die daraus hervor­
gegangenen Stammzellenlinien nach Artikel 9 Buchstabe c 
anderen Forscnungsgruppen gratis weitergeben müsste. 
Damit würde der Sinn dieser an sich sinnvollen Verpflichtung 
zur kostenlosen Weitergabe von stammzellenllnlen infrage 
gestellt 
Die Minderheit David will die Unentgeltlichkeit nicht nur für 
die Übergabe von embryonalen Stammzellen sichern, was 
von uns durchaus auch vertreten wird und was auch verfas­
sungsmässig klar vorgeschrieben ist, sondern will zusätz• 
lieh, dass auch die übrigen Aufwendungen - im Speziellen 
die Aufwendungen für die Gewinnung, die Lagerung und 
den Versand dieser embryonalen Stammzellen - unentgelt­
lich sein müssen. 

David Eugen (C, SG): Es war sehr Interessant, der Eintre­
tensdebatte zu folgen, insbesondere auch im Blick auf die 
verfassungsrechtliche Thematik, weil es tatsächlich so ist, 
dass im Jahre 1992 das Volk aufgrund der «Beobachter­
initiative» mit 1 200 000 MIiiionen zu 450 000 stimmen den 
Verfassungsartikel 119 angenommen hat. Ich habe damals -
und darum fühle Ich mich in der Sache auch betroffen - an 
dieser Kampagne teilgenommen und habe auch Dinge ver­
treten, zu denen Ich heute noch als Wertentscheidungen 
stehen will und stehen möchte. Denn das Volk hat damals 
Wertentscheidungen Ober den Umgang mit menschlichem 
Leben getroffen. Daher, finde ich, müssen wir diese Wertent­
scheidungen hoch achten. 
Das Gesetz ist für mich so oder so verfassungsrechtlich 
schon eine Gratwanderung. Artikel 4 Absatz 4 des Gesetz­
entwurfes Ist jetzt jener Punkt, an dem ich nicht mehr mitma-
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chen kann, an dem nach meiner Überzeugung die In der 
Verfassung enthaltene Wertentscheidung verletzt wird. Der 
Kommissionspräsident hat es gesagt, die Verfassung sagt in 
Artikel 119 Absatz 2 Buchstabe e: " .... mit Erzeugnissen aus 
Embryonen darf kein Handel getrieben werden.» Der Zweck 
dieser Verfassungsbestimmung lautet - das hat in der da­
maligen Volksabstimmung übrigens eine nicht unerhebliche 
Rolle gespielt -, dass keine Kommerzialisierung im Bereich 
menschlichen Erbgutes stattfinden soll, und zwar wegen der 
Menschenwürde. Diese Grenze soll nicht überschritten wer­
den, eben aus Achtung vor der Menschenwürde. 
Wenn wir nun diesen Verfassungsartikel auslegen, ist eines 
ganz klar: stammzellen sind Erzeugnisse aus Embryonen. 
Darüber kann kein Zweifel bestehen. Es geht dann nur noch 
darum, die Frage zu beantworten: Was heisst Handel trei­
ben? Die Kommission kommt mit einer Lösung, wonach dle 
Bezahlung der Kosten noch nicht Handel treiben ist. Es gibt 
x Fälle, in denen man mit Handel keinen Gewinn erzielt, 
sondern sogar Verlust macht. Dennoch ist es Handel. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass die Verfas­
sung mit dem Begriff des Handels nur den Fall angenom­
men hat, dass Gewinn erzielt wird, wenn es Ober das 
hinausgeht, was z. B. als Kostenabgeltung für Aufwendun­
gen, die Forscher hatten, gelten kann. Die Wertentschei­
dung lautet leider anders. Sie lautet nämlich so: Es darf 
überhaupt kein Handel getrieben werden; keine Kommerzia­
lisierung mit menschlichem Erbgutl Das heisst, es darf dafür 
keln Entgelt geleistet werden, auch kein Entgelt für die Kos­
ten. 
Nun hat der Herr Kommissionspräsident gesagt, es könne 
doch nicht angehen, dass Jene Forscher, die Stammzellen 
entwickelt hätten, das einfach gratis tun müssten und diese 
gratis abgeben müssten. Man müsse doch zumindest das 
bezahlen dürfen, was sie an Aufwendungen für die Entwick­
lung dieser Stammzellen gehabt hätten. Dazu kann Ich nur 
eines sagen: Darüber kann man vielleicht diskutieren, in 
dem Sinne, dass man der Forschung Privilegien einräumen 
möchte. Aber das müssen wir Ober die Verfassung tun; dann 
müssen wir in der Verfassung eben eine Regel aufstellen, 
die der Forschung eine Ausnahme bewilligt. Ich bin aber 
nicht bereit, angesichts der in der Verfassung stehenden 
Wertentscheidung, die nun einmal so getroffen worden ist, 
und zwar erst vor zehn Jahren, jetzt einfach In diesem Fall 
zu erklären: Ja, wir legen das nun einfach so aus, per Ge­
setz, dass es kein Handel mehr sei, wenn Forscher diese 
Embryonen gegen Entgelt weitergeben. Daher denke ich, 
wir sollten aus Achtung vor der Wertentscheidung der Bevöl­
kerung, die damals getroffen worden ist, diesen Schritt nicht 
tun. Er tut dem Gesetz gar nicht gut; er nützt nichts - im 
Sinne einer wertorlentierten Zustimmung zu einer verant­
wortbaren Forschung mit menschlichen Embryonen -. son­
dern er wird diesem Anliegen schaden. 
Daher bitte ich Sie, auf Absatz 4 zu verzichten und ihn zu 
streichen. 

Beerll Christine (R, BE): Ich bitte Sie sehr, hier der Mehrheit 
zu folgen. Ich glaube, dass bei diesem Aufwendungsersatz 
wirklich nicht der Ort Ist, wo wir diese Wertediskussion füh­
ren können und dürfen. 
Ich werde bei Artikel a die Lösung der Mehrheit vertreten 
und mich klar zu dem bekennen, was von einigen als zu re­
striktiv erachtet wird. Ich glaube nicht, dass wir dort zu re­
striktiv sind. Wir tragen dort der Tatsache Rechnung, dass 
keine stammzellen entnommen werden sollen, ohne dass 
ein konkretes Projekt vorliegt. 
Wenn wir aber Artikel 8 in der Form der Mehrheit beschlies­
sen und dann auch zu Artikel 9 Buchstabe c stehen, der 
eben klar sagt, dass Forscher, wenn sie stammzellen ent­
nommen haben, diese auch an andere weiterzugeben ha­
ben - auch die Stammzelllinien -, dass sie also eine Ver­
pflichtung haben, ihren anderen Forscherkollegen damit zur 
Verfügung zu stehen, sind das Entscheidungen, die in einem 
logischen Zusammenhang stehen. Wenn wir bei den 
Schlussbestimmungen noch das Patentgesetz ändern - Ar­
tikel 2 des Patentgesetzes gemäss Artikel 28a des vorlie-
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genden Gesetzentwurfes - und dort festhalten, dass man 
eben originäre Stammzellen und Stammzelllinien nicht pa­
tentieren darf, dann fällen wir eine logische Reihe von Ent­
scheidungen, die klar besagt, wann man forschen darf, die 
das auf eine klare Art und Weise mit Leitplanken umschreibt, 
andererseits aber auch die Forschung ermöglicht und sie 
nicht kommerzialisiert 
In Artikel 4 des vorliegenden Gesetzentwurfes sprechen wir 
lediglich von den Aufwendungen. Wenn wir nicht einmal 
diese Aufwendungen entschädigen lassen, dann tun wir et­
was, was der Forschung Wirklich hinderlich ist Dann hätten 
wir schlussendllch gerade so gut von Beginn an sagen kön­
nen: Wir wollen diese Forschung nicht. Einzig diese Aufwen­
dungen zu entschädigen hat nichts mit Kommerzialisierung 
zu tun, sondern ist eine logische Folge aus den übrigen Ent­
scheidungen, die wir In Artikel 8, In Artikel 9 Buchstabe c 
und in Artikel 28 zu treffen haben. Wir müssen hier der 
Mehrheit folgen, die durch das ganze Gesetz hindurch keine 
Verbote ausspricht, aber klare Leitplanken setzt. 

Couchepln Pascal, president de la Confederatlon: Nous 
sommes d'avis que la proposition de minorite David doit ätre 
repoussee. Nous n'avons pas la mAme interpretatlon de la 
constltutlon et nous ne tlrons pas les concluslons qu'il a fai­
tes siennes de l'artlcle 119 alinea 2 lettre e. Cette lnterdictlon 
de commerce s'applique aux embryons et aux cellules sou­
ches embryonnalres en tant que tels, et non pas aux actlvi­
tes llees a leur utlllsation. 
La consequence de l'acceptatlon par le Conseil des Etats de 
la proposltlon de mlnorite serait, comme on l'a dit, que 
mäme une Indemnisation pour les frais ne seralt plus admis­
sible. Cela signifierait qu'un groupe de chercheurs qui ont 
deploye beaucoup d'efforts et de moyens pour produlre des 
cellules souches embryonnalres devraient gratultement re­
mettre ces cellules souches a d'autres chercheurs, et ce, 
sans aucune contrepartle. Dans la pratique, cela slgnifleralt 
que ce type de developpement ne se feralt plus et qu'on 
auralt ainsl le risque de devolr utiliser encore plus d'em­
bryons surnumeralres pour produire las cellules souches ne­
cessaires. 
Dans l'optique d'une utilisation econome des cellules sou­
ches et des embryons pour produlre des cellules souches, II 
est necessalre de permettre a ceux qul ont prodult des cellu­
les souches d'obtenlr une Indemnisation pour les activites 
liees a cette production, et non pas pour la vente de la cel­
lule souche elle-mäme. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 26 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

2. Kapitel Tltel 
Antrag der Kammissfon 
Gewinnung embryonaler Stammzellen 

Chapltre 2 tltre 
Proposition de /a commissian 
Productlon de cellules souches embryonnaires 

Angenommen -Adopte 

1. Abschnitt THel, Art. 5-7; 2. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Sectlon 1 tltre, art. 5-7; sectlon 2 tltre 
Proposition de ls commissian 
Blffer 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Die Artikel 5 bis 7 
werden aufgrund des engeren Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes, also aufgrund der Beschränkung auf die Stamm­
zellenforschung, gestrichen. 

Angenommen -Adapte 

Art.8 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1 
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.... des Bundesamtes für Gesundheit (Bundesamt). 
Abs.2 

a. die embryonalen Stammzellen für ein konkretes For­
schungsprojekt gewonnen werden: 
1. für das die befürwortende Stellungnahme der Ethikkom­
mission nach Artikel 13 vorliegt; oder 
2. das die wissenschaftlichen und ethischen Anforderungen 
nach Artikel Sa erfüllt; 
abis. für ein Forschungsprojekt nach Artikel 13 keine geeig­
neten embryonalen Stammzellen im Inland bereits vorhan­
den sind; 

Abs.3 
Für die Beurteilung des Bewilligungsgesuches zieht das 
Bundesamt unabhängige Expertinnen oder Experten bezie­
hu ngsweise unabhängige Gremien bei. 

Antrag der Minderheit 
(Fünfschilling) 
Abs. 2Bst. s 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 8 
Proposition de /a msjarite 
Al. 1 
•••• delivree par !'Office federal de Ja sante publique (l'offlce). 
Al.2 

a. sl les cellules souches embryonnalres sont produltes en 
vue d'un projet de recherche bien precls rempllssant l'une 
des conditlons suivantes: 
1. beneflcier de l'avis favorable de la commission d'ethique 
selon l'article 13; ou 
2. satisfalre aux exlgences scientlflques et ethiques enon­
cees a l'article Ba; 
abis. sl, dans le cas d'un projet selon l'artlcle 13, II n'y a pas 
de cellules souches embryonnalres adequates deja disponi­
bles en Suisse; 

A/.3 
L'.office charge des experts ou des groupes d'experts inde­
pendants pour examlner la demande d'autorlsation. 

Proposition de la minorfte 
(Fünfschilling) 
Al. 2 /et. a 
Adherer au projet du Consell federal 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Zunächst einige 
Vorbemerkungen zum Konzept des Artikels. Embryonale 
Stammzellen dürfen in zwei Fällen gewonnen werden: 
1. Forschende wollen ein konkretes Forschungsprojekt mit 
embryonalen Stammzellen durchführen, für das es in der 
Schweiz noch keine geeigneten embryonalen Stammzellen 
gibt. Aus diesem Grund möchten sie selbst embryonale 
Stammzellen gewinnen. In diesem Fall lassen sich das For­
schungsprojekt mit embryonalen Stammzellen und die 
Stammzellengewinnung relativ klar von einander abgrenzen. 
Für das konkrete Forschungsprojekt muss das zustimmende 
Votum der zuständigen Ethikkommission nach Artikel 13 ein­
geholt werden. Für die Stammzellengewlnnung wird eine 
Bewilligung des Bundesamtes für Gesundheit nach Artikel 8 
benötigt. 
2. Forschende wollen ein konkretes Forschungsprojekt 
durchführen, mit dem sie die Techniken der stammzellenge­
winnung verbessern wollen. Weil in diesem Fall das 
Forschungsprojekt und die Stammzellengewinnung zusam• 
mengehören und sich nicht sinnvoll unterscheiden lassen, 
ist das Bundesamt die alleinige Behörde. Es Ist für die Bewil­
ligung dieser Art von Forschungsprojekten zuständig. 
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Zu Absatz 1: Die Änderung Ist eine Folge der Streichung der 
Artikel 5 bis 7. 
Zu Absatz 2: Gemäss der Mehrheit der Kommission sollen 
embryonale Stammzellen nur fOr ein konkretes Forschungs­
projekt gewonnen werden dürfen. Damit soll vermieden wer­
den, dass embryonale Stammzellen auf Vorrat hergestellt 
werden. Die Minderheit möchte demgegenüber dem Entwurf 
des Bundesrates folgen. Dies bedeutet, dass embryonale 
Stammzellen nicht nur für ein konkretes Forschungsprojekt, 
sondern auch für die künftige Forschung gewonnen werden 
dürfen. Dabei sieht auch der Bundesrat eine gewisse Ein­
schränkung vor, Indem in diesem Fall der Bedarf glaubhaft 
gemacht werden muss. Die Mehrheit Ihrer Kommission er­
achtet es als vertretbar, eine Koppelung der Stammzellenge­
winnung an ein konkretes Forschungsprojekt zu verlangen, 
und dies aus folgenden Gründen: 
1. Jede Stammzellengewinnung ist eine RechtsgOterabwä­
gung zwischen dem Embryo einerseits, der einen Eigenwert 
besitzt, und dem Wert andererseits, mit dem das For­
schungsprojekt verbunden ist. Wenn die Rechtsgüterabwä­
gung vorzunehmen ist, dann muss auch hinreichend 
begründet werden, weshalb dieses Forschungsprojekt ge­
macht werden muss, d. h., es muss auch bei der Beurteilung 
einen gewissen Konkretisierungsgrad geben. 
2. Ein Forschungsprojekt, tor das eine Stammzellengewin­
nung nötig ist, braucht auch eine klare, erklärbare Zielset­
zung. Dies wird mit dem Anspruch erfüllt, dass dieses 
Forschungsprojekt auch konkretisiert, erklärt und begründet 
werden muss. 
3. Wir meinen, dass der Begriff «konkret» in der Grundla­
genwissenschaft immer auch eine gewisse Breite und eine 
gewisse Offenheit beinhalten muss und wir deshalb nicht 
von einer allzu engen Sichtweise ausgehen, die man unter 
Umständen unter «konkret» verstehen könnte. 
4. Es ist aufgrund der Aussagen der Wissenschaft davon 
auszugehen, dass nur sehr wenige Gesuche für die Stamm­
zellengewinnung eingehen werden, zumal ja die Stammzel­
len, wenn sie bereits gewonnen worden sind, in sich immer 
wieder vermehrungsfähig sind. Deshalb wird es auch In Zu­
kunft wenig Embryonen brauchen, bei denen eine erste 
Stammzellengewinnung vorgenommen werden muss. Auf­
grund der Sensibilität dieses Bereiches und aufgrund des 
schwierigen Umfeldes der Rechtsgoterabwä.gung zwischen 
dem werdenden Leben einerseits und den Bedürfnissen der 
Forschung andererseits meinen wir, dass es hier gerechtfer­
tigt ist, bei den Bewilligungsgesuchen die Angabe «konkrete 
Forschungsprojekte» verlangen zu dürfen. 

Fünfschllling Hans (R, BL): Ich bitte Sie, bei Absatz 2 
Buchstabe a der Formulierung des Bundesrates zuzustim­
men, und zwar vor allem wegen der Formulierung «für künf­
tige Forschung, soweit .... Bedarf besteht». Ich möchte 
nochmals darauf hinweisen, dass eine Stammzellenlinie, die 
weiterentwickelt werden kann, eine Stammzellenlinie ist, die 
auch Zellkerne enthält. Diese Zellkeme tragen eine spezifi­
sche genetische Information. Wenn es Forschungsprojekte 
gibt, die Ober verschiedene genetische Informationen ge­
macht werden können, dann brauchen wir Grundlagen, um 
solche Forschungen zu machen. 
Ich gebe ein Beispiel: Ich habe beim Eintreten das Beispiel 
der Bluttransfusion gewählt. Nehmen wir an, es gelänge, 
aus embryonalen Stammzellen Blutzellen zu entwickeln. 
Wenn wir nachher aus einer Stammzellenlinie eine grosse 
Menge von Blutzellen gewinnen können - dass das sinnvoll 
und hilfreich wäre, brauche Ich weiter nicht auszuführen -, 
dann haben wir das Blut der Blutgruppe des Embryos, aus 
dem diese Stammzellenlinie entwickelt worden ist. Wenn wir 
nachher das Blut wirklich therapeutisch einsetzen müssen, 
dann brauchen wir die verschiedenen Blutgruppen und brau­
chen die verschiedenen Blutfaktoren, die für eine Bluttrans­
fusion notwendig sind; das als praktisches Beispiel, warum 
es sinnvoll sein könnte, wenn wir Zugriff auf verschiedene 
Stammzellenlinien hätten, die einfach zur Verfügung stehen, 
ohne dass sie mit einem konkreten Projekt in Verbindung 
stehen. 
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Dann zur Frage der Rechtsgüterabwägung: Der Kommissi­
onspräsident hat gesagt: Weil wir jedes Mal einen Embryo 
brauchen, müssen wir dann immer das konkrete For­
schungsprojekt, das ein Rechtsgut ausweist, dagegenstel­
len. Aber ich möchte immer wieder darauf hinweisen: Wenn 
dieser Embryo nicht zur Stammzellengewinnung gebraucht 
wird, dann wird er so oder so vernichtet. 
Jetzt komme ich zu einem zusätzlichen Punkt: In Artikel 10 
werden wir nachher eine weitere Einschränkung der Stamm­
zellenentwicklung diskutieren, und zwar die, dass das be­
troffene Paar einverstanden sein muss, damit aus einem 
überzähligen Embryo Stammzellen gewonnen werden kön­
nen. Jetzt müssen Sie sich bewusst sein, was es fOr das 
Paar, vor allem fOr die Frau, bedeutet, wenn es Oberhaupt 
einmal so weit kommt. dass ein überzähliger Embryo ent­
steht. Diese Frau hat sehr viele psychische und physische 
Beeinträchtigungen - immer motiviert durch den Wunsch 
nach einem Kind - auf sich genommen, und jetzt ist der 
überzählige Embryo da. 
Ich habe mit einer betroffenen Frau über dieses Thema ge­
redet. Diese Frau trägt immer den Transplantationsausweis 
mit sich. Ich weiss nicht, ob Sie das kennen. FOr den Fall, 
dass sie einen Unfall erleiden wOrde, steht auf dem unter­
schriebenen Ausweis - der Kommissionspräsident wird ihn 
zeigen - geschrieben: Ich bin einverstanden, dass meine 
Organe im Falle meines Todes zu Transplantationszwecken 
gebraucht werden. 
Diese betroffene Frau hat auch gesagt: Nach allem, was ich 
auf mich genommen habe, ist es mein Wunsch und auch der 
meines Mannes, dass ein solcher überzähliger Embryo 
nachher noch einen sinnvollen Einsatz hat, Indem er näm­
lich vielleicht irgendwann einmal zur Förderung der Gesund­
heit eines Dritten beitragen kann; andernfalls wird er ja 
sowieso vernichtet. 
Aufgrund dieser Überlegungen möchte ich Sie bitten, bei der 
Fassung des Bundesrates zu bleiben und diese zusätzliche 
Einschränkung nicht vorzunehmen. 

Bierl Peter (C, ZG), für die Kommission: Ich habe meine Aus­
führungen gemacht, weshalb wir zu dieser Erkenntnis ge­
langt sind: Ich habe gesagt, der Begriff «konkret» lasse eine 
gewisse Breite zu, es sei aber aufgrund der Güterabwägung 
angebracht, dass von den Forschenden verlangt werden 
könne, ihr Forschungsprojekt zu konkretisieren, damit dieser 
Embryo für die Stammzellengewinnung verwendet werden 
könne. 
Noch eine kurze Ergänzung: Aufgrund meiner Rechtskennt­
nisse meine ich, dass auch dem zum Absterben geweihten 
Embryo letztlich eine Würde zukommt, die ihm nicht ohne 
weiteres genommen werden kann, und dass die «Verzweck­
lichung» für einen fremden Zweck nicht ohne Güterabwä­
gung vorgenommen werden kann. Auch aus diesen 
Uberlegungen haben wir den Begriff «konkret» hier aufge­
nommen. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Le Con­
seil federal a souleve cette questlon dans le cadre de la con­
sultation et s'est prononce contre une telle contrainte dans le 
projet de loi. Nous pensons que la proposltion de mlnorite 
Fünfschilling, c'est-a-dire le texte du Conseil federal, est pre­
ferable pour deux raisons: 
1. La production de cellules souches embryonnaires par des 
iaboratoires speciallses, donc independamment de projets 
de recherche concrets, permettra d'affiner les techniques de 
production des cellules souches; cela devrait permettre de 
reduire le nombre d'embryons surnumeraires effectivement 
utilises. 
2. Sur le plan ethique, le principe de produire des cellules 
souches embryonnaires independamment des projets con­
crets se justlfie dans la mesure ou la production de cellules 
souches n'est autorisee qu'a des fins de recherche. Meme 
s'il n'y a pas un projet concret, les cellules souches ne peu­
vent etre produites en Suisse qu'ä des flns de recherche. On 
ne peut pas produlre de cette faQOn des cellules souches de 
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maniere lllimltee, d'autant plus que l'interdiction de commer­
cialiser les cellules souches - on peut simplement obtenir 
une indemnite pour las frais lies a la production -, las restric­
tlons au commerce feront qua, mflme si on choisit la solutlon 
la plus liberale, il n'y a pratlquement pas de risque qu'on pro­
dulse des cellules souches de reserve parce qu'il n'y a pas 
d'interflt economique a le faire. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 26 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

Art Ba 
Antrag der Kommission 
Titel 
Wissenschaftliche und ethische Anforderungen 
Text 
Ein Forschungsprojekt im Zusammenhang mit der Gewin­
nung embryonaler Stammzellen darf nur durchgeführt wer­
den, wenn: 
a mit dem Projekt wesentliche Erkenntnisse zur Verbesse­
rung der Verfahren zur Stammzellengewinnung erlangt wer­
den sollen; 
b. gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem Weg 
erlangt werden können; 
c. das Projekt den wissenschaftlichen Qualitätsanforderun­
gen genügt; und 
d. das Projekt ethisch vertretbar ist. 

Antrag Leumann 

b. gleichwertige Erkenntnisse mit einer hohen Wahrschein­
lichkeit nicht auch auf anderem Weg erlangt werden können; 

ArlBa 
Proposition de la commlssion 
Tltre 
Exigences scientiflques et ethiques 
Texte 
Un projet de recherche en rapport avec la productlon de cel­
lules souches embryonnaires ne peut Atre realise que: 
a. sl le projet vise a obtenir des connaissances fondamenta­
Jes pour l'amelioration du processus de productlon des cellu­
les souches embryonnaires; 
b. s'il est Impossible d'obtenlr d'une autre maniere des con­
nalssances d'egale valeur; 
c. si le projet satlsfait aux exigences de qualite scientlfiques; 
et 
d. s'il est acceptable au plan ethique. 

Proposition Leumann 

b. s'II est Impossible d'obtenir avec une haute probabilite 
d'une autre maniere des connalssances d'egale valeur; 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Artikel 15 enthält die 
wissenschaftlichen und ethischen Anforderungen an ein For­
schungsprojekt mit embryonalen Stammzellen. In Analogie 
dazu umschreibt Artikel Sa die wissenschaftlichen und ethi­
schen Anforderungen für ein Forschungsprojekt im Zusam­
menhang mit der Gewinnung embryonaler Stammzellen. 
Dieser Artikel Sa ist eine Konsequenz der neuen Fassung, 
die wir geschaffen haben, damit das System in sich kongru­
ent und stimmig ist. 

Leumann-Würsch Helen (R, LU): Zuerst muss ich mich 
entschuldigen, dass ich einen Einzelantrag stelle, obwohl Ich 
Mitglied der Kommission bin. Diesen Antrag habe ich bereits 
In der Kommission gestellt, allerdings zu Artikel 6. Dieser 
wurde gestrichen. Entsprechend ist mein Antrag herausge­
fallen und ging nachher vergessen. Deshalb komme Ich bei 
Artikel Sa nochmals darauf zurück. Es betrifft das Gleiche, 
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wie es bei Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Fall gewesen 
wäre. 
Ich kann mich hier sehr kurz fassen. Die Formulierung, wie 
sie bei Buchstabe b von Artikel Ba daherkommt - wenn 
«gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem Weg 
erlangt werden können» -, ist sehr absolut. In der For­
schung ist es nicht möglich, etwas immer absolut ein- oder 
auszuschliessen. Deshalb beantrage ich Ihnen analog zum 
Gentechnikgesetz, wo wir eine analoge Bestimmung haben, 
die Formulierung «gleichwertige Erkenntnisse mit einer ho­
hen Wahrscheinlichkeit„ einzufügen. 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Frau Leumann hat 
ausgeführt, sie habe diesen Antrag zu Artikel 6 gestellt. Er 
wurde aber nicht diskutiert. Bei Artikel Sa wurde er In der 
Kommission nicht eingereicht, Ich kann demzufolge nicht die 
Meinung der Kommission wiedergeben. Aber ich habe mir 
die Sache überlegt und bitte Sie, diesen Antrag abzulehnen. 
Der Bezug zur Gen-Lex ist hier nicht stimmig. Wir haben bei 
Artikel 6 der Gen-Lex, beim Schutz von Mensch, Tier, Um­
welt und biologischer Vielfalt, den Begriff der «höchsten 
Wahrscheinlichkeit» eingeführt, aber in einem anderen Zu­
sammenhang. Dort haben wir nämlich gesagt, dass mit 
höchster Wahrscheinlichkeit keine negativen Folgen entste­
hen können. Hier bezieht sich die hohe Wahrscheinlichkeit 
auf die Frage der Durchführung einer Forschungstätigkeit. 
Dieser Zusammenhang ist nicht gegeben. 
Wenn Sie ein Forschungsprojekt durchführen, müssen Sie 
bereits vor der Durchführung festlegen, ob diese Forschung 
notwendig ist oder nicht, ob gleichwertige Erkenntnisse auch 
auf anderem Weg erreicht werden können oder nicht. Das 
muss bereits Im Voraus beurteilt und bewertet werden. Die 
Festlegung von wissenschaftlich zu erhärtenden Wahr­
scheinlichkeiten Ist zu diesem Zeitpunkt schlicht nicht mög­
lich. Deshalb macht es hier auch keinen Sinn, von irgend­
welchen Wahrscheinlichkeiten auszugehen, sondern es 
muss klar gesagt werden, und auch bei der Beurteilung 
müssen die Bewilligungsinstanzen klar sagen können, dass 
dieses vorgehen der richtige Weg Ist und es keinen anderen 
gibt. Dass es in der Wissenschaft einen gewissen Ermes­
sensspielraum geben mag, ist zuzugeben. Aber es kann 
nicht einfach mit irgendwelchen Wahrscheinlichkeiten ge­
rechnet werden. Wie gesagt, der Bezug zur Gen-Lex gilt hier 
mit Sicherheit nicht. 
Ich bitte Sie, hier der Kommission zu folgen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 24 Stimmen 
Für den Antrag Leumann .... 1 o Stimmen 

Arl9 
Antrag der Kommission 

bbls. den Abschluss oder Abbruch eines Forschungsprojek­
tes nach Artikel 8a dem Bundesamt zu melden; 
bter. nach Abschluss oder Abbruch eines Forschungsprojek­
tes nach Artikel Ba innert angemessener Frist eine Zusam­
menfassung der Ergebnisse öffentlich zugänglich zu ma­
chen; 
c ..... Entschädigung nach Artikel 4 für .... 

Art9 
Proposition de la commissfon 

bbis. de notifler a l'office l'achevement ou !'Interruption du 
projet de recherche selon l'article Sa; 
bter. de rendre public un resume des resultats dans un delal 
ralsonnable apres l'achevement ou l'lnterruptlon du projet de 
recherche selon l'artlcle Sa; 
c ..... des frais au sens de l'article 4, les cellules .... 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Zu den Buchsta­
ben bbls und bter: Bei Forschungsprojekten mit embryona­
len Stammzellen sind die Pflichten der Forschenden in Artl-
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kel 15 verankert. In Analogie dazu sind auch Forschende, 
die Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Stamm­
zellengewinnung durchfOhren, zu verpflichten, den Abschluss 
oder Abbruch des Forschungsprojektes dem Bundesamt zu 
melden, wie das in Buchstabe bbis erwähnt ist. Sie sind 
auch zu verpflichten, eine Zusammenfassung der Ergeb­
nisse öffentlich zugänglich zu machen, wie das In Buchstabe 
bter erwähnt ist. 

Angenommen -Adopte 

Art.10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
..•• Embryo darf zur Gewinnung embryonaler Stammzellen 
nur verwendet werden, wenn das betroffene Paar frei und 
schriftlich eingewilligt hat. Bevor .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
.... bis zum Beginn der Stammzellengewinnung widerrufen. 
Abs. 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 5 
Streichen 

Art.10 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
.... ne peut Eitre utilise en vue de la production de cellules 
souches embryonnaires que si le couple concerne .... 
Al.2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
.... tant que Ja production de cellules souches n'a pas com­
mence. 
Al.4 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.5 
Bitter 

Blerl Peter (C, ZG), fOr die Kommission: Absatz 5 betrifft den 
Fall, dass ein Embryo überzählig wird, weil die Frau oder der 
Mann stirbt und nicht mehr beide die in Absatz 1 geforderte 
Einwilligung geben können. Dieser Absatz ist aus Gründen 
der Pietät gestrichen worden. 

Angenommen -Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Die an der Stammzellengewinnung betefligten Personen .... 

Art. 11 
Proposition de /a commission 
Les personnes qui participent a la production des cellules 
souches n'ont pas le droit .•.. 

Blerl Peter (C, ZG), fOr die Kommission: Die Änderung ist 
eine Folge des engen Geltungsbereiches. 

Angenommen -Adopte 

Art.12 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Wer 0berzähllge Embryonen für die Gewinnung embryona­
ler Stammzellen aufbewahren will, braucht eine Bewilligung 
des Bundesamtes. 
Abs.2 

a. die Stammzellengewinnung nach Artikel 8 bewilligt ist; 
b. die Aufbewahrung zur Stammzellengewinnung unbedingt 
erforderlich ist; und 
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Al. 1 
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Ouiconque veut conserver des embryons surnumeraires 
pour la productlon de cellules souches embryonnaires doit 
Eitre en possession .... 
Al.2 

a. si la productlon de cellules souches visee a l'article 8 a 
ete autorisee; 
b. si la conservatlon est absolument necessaire pour pro­
duire des cellules souches; et 

Angenommen - Adopte 

Art.13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art.14 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Leumann 

b. gleichwertige Erkenntnisse mit einer hohen Wahrschein­
lichkeit nicht auch auf anderem Weg erlangt werden können; 

Art.14 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Leumann 

b. s'il est impossible d'obtenir avec une haute probabilite 
d'une autre maniere des connaissances d'egale valeur; 

Präsident (Plattner Gian-Reto, Präsident): Über den Antrag 
Leumann wurde bei Artikel Sa entschieden. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art.15 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 

a1. regelmässig der zuständigen Ethikkommission einen 
Zwischenbericht zu erstatten; 
a .... . 
b .... . 
1. Ober die Ergebnisse dem Bundesamt und der zuständi­
gen Ethikkommission Bericht zu erstatten; 

Art.15 
Proposition de la commisslon 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 

a1. d'adresser regulierement un rapport intermediaire a ia 
commission d'ethique competente: 
a .... . 
b .... . 
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1. de rendre compte des resultats de la recherche a l'offlce 
et a la commission d'ethique competente; 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Eine Bemerkung zu 
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe a1: Die zuständige Ethikkom­
mission soll nicht nur nach Abschluss oder Abbruch eines 
Forschungsprojektes mit embryonalen Stammzellen Mel­
dung erhalten, wie es In Buchstabe a erwähnt ist, sondern 
auch während der Durchführung des Forschungsprojektes 
regelmässig in Form von Zwischenberichten informiert wer­
den. 
Die Forschenden haben neu gemäss Buchstabe b auch das 
Bundesamt Ober die Ergebnisse des Forschungsprojektes 
zu informieren. Dies soll dazu beitragen, dass das Bundes­
amt für Gesundheit seine Aufsichtspflichten nach diesem 
Gesetz besser wahrnehmen kann. 

Angenommen - Adopte 

Art 16 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art.17 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2, 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 

a. die embryonalen Stammzellen für ein konkretes For­
schungsprojekt verwendet werden; 

Art 17 
Proposition de la commisslon 
Al. 1, 2, 4 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 

a ....• sont utllisees pour un projet de recherches precis; 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Eine Bemerkung 
zu Absatz 3 Buchstabe a: Diese Änderung ist die Konse­
quenz daraus, dass gemäss Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a 
die Gewinnung embryonaler Zellen an ein konkretes For­
schungsprojekt gekoppelt Ist. 

Angenommen - Adopte 

Art.18 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au pro]et du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.19 
Antrag der Kommission 

b ..... nach den Artikeln a, 12 und 17 .... 
C ..... nach Artikel 9 ...• 

dbls. führt den Inhalt des Registers nach Artikel 19a genauer 
aus; 

12 mars 2003 

Art 19 
Proposition de Ja commission 

b ..... aux articles 8, 12 et 17; 
c ..... en vertu de l'article 9 et .... 

dbis. preclse le contenu du registre vise a l'article 19a; 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Was die Buchsta­
ben b und c betrifft: Sie sind eine Folge des von uns be­
schlossenen engen Geltungsbereiches. 
Buchstabe dbis ermöglicht es dem Bundesrat, Ausführungs­
bestimmungen zum Register nach Artikel 19a zu erlassen. 

Angenommen -Adopte 

Art 19a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Register 
Text 
Das Bundesamt führt ein öffentliches Register der im Inland 
vorhandenen embryonalen Stammzellen und der For­
schungsprojekte. 

Art.19a 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Registre 
Texte 
L:office tlent un registre public recensant les cellules sou­
ches embryonnalres existant en Suisse et les projets de re­
cherche. 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Das Subsidiaritäts­
prinzip bei der Stammzellengewinnung kann nur sinnvoll 
angewandt werden, wenn der Zugriff auf die Daten über be­
reits bestehende Stammzellen sichergestellt Ist. Forschende 
müssen sich Im Rahmen der Ausarbeitung eines For­
schungsprojektes über bereits bestehende und entspre­
chend charakterisierte Stammzellenlinien Informieren kön­
nen. Das Register dient aber ebenso der Verwaltung beim 
Vollzug des Gesetzes, da es die Kontrolle darüber ermög­
licht, ob ein Forschungsprojekt nicht mit bereits bestehen­
den Stammzellenllnien durchführbar wäre. 

Angenommen - Adopte 

Art.20 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 21 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Stammzellen umgeht, muss .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.21 
Proposition de Ja commisslon 
Al. 1 
. ... embryonnaires est tenue .... 
Al.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 
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Art. 22-24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mit Gefängnis wird bestraft, wer .... 

b. einen überzähligen Embryo zu einem anderen Zweck als 
der Gewinnung embryonaler Stammzellen verwendet oder 
ein- oder ausführt oder aus einem überzähligen Embryo 
nach dem siebten Tag seiner Entwicklung Stammzellen ge­
winnt oder einen zur Stammzellengewinnung verwendeten 
überzähligen Embryo auf eine Frau überträgt (Art. 3 Abs. 2). 
c. Streichen 
d. Streichen 
e. Streichen 
Abs. 1bis 
Mit Gefängnis oder mit Busse bis 200 000 Franken wird be­
straft, wer vorsätzlich: 
a. überzählige Embryonen oder embryonale Stammzellen 
gegen Entgelt erwirbt oder veräussert oder überzählige Em­
bryonen oder embryonale Stammzellen, die gegen Entgelt 
erworben worden sind, verwendet (Art. 4); 
b. die Vorschriften Ober die Einwilligung des betroffenen 
Paares verletzt (Art. 1 O); 
c. bewilligungspflichtige Tätigkeiten ohne Bewilligung vor­
nimmt (Art. 8, 12 und 17). 
Abs.2 
Handelt die Täterin oder der Täter gewerbsmässlg, so Ist die 
Strafe für die Tatbestände nach Absatz 1 Gefängnis bis zu 
fünf Jahren und Busse bis 500 000 Franken, für die Tatbe­
stände nach Absatz 1 bis Gefängnis bis zu fünf Jahren oder 
Busse bis 500 000 Franken. 
Abs. 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 25 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Est passible de l'emprisonnement quiconque ...• 

b. a utilise un embryon surnumeraire a des fins autres que 
celle de la production de cellules souches embryonnaires, 
l'a Importe ou exporte, a prodult des cellules souches em­
bryonnaires a partir d'un embryon surnumeraire au-dela de 
son septieme jour de developpement, ou a lmplante chez 
une femme un embryon surnumeraire utillse en vue de la 
production de cellules souches embryonnalres (art. 3 al. 2). 
c. Bitter 
d. Biffer 
e. Biffer 
Al. 1bis 
Est passible de l'emprisonnement ou d'une amende pouvant 
aller jusqu'a 200 000 francs, quiconque, intentionnellement: 
a a acquis ou cede des embryons surnumeraires ou des 
cellules souches embryonnaires contre remuneration, ou uti­
lise des embryons surnumeralres ou des cellules souches 
embryonnaires acquis contre remunerations (art. 4); 
b. a contrevenu aux prescriptlons regissant le consentement 
du couple concerne (art. 10); 
c. s'est livre a des actes soumis a autorisation sans E)tre en 
possession d'une teile autorisatlon (art. 8, 12 et 17). 
AJ.2 
SI l'auteur a agl par metier, dans le cas vlse a l'alinea 1 er, la 
peine d'emprisonnement est de cinq ans au plus et l'amende 
de 500 000 francs au plus, et dans le cas vise a l'alinea 1 bis, 
la peine d'emprlsonnement est de cinq ans au plus ou 
l'amende de 500 000 francs au plus. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Ständerat 02.083 

Al. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Zu Absatz 1: Das 
Strafmass der Tatbestände in den Buchstaben a und b wird 
verschärft. Hier geht es um den Schutz frühesten menschli­
chen Lebens In der Forschung. Diese Tatbestände weisen 
einen Bezug zu Tatbeständen des Fortpflanzungsmedizin­
gesetzes auf, die ebenfalls mit Gefängnis bestraft werden. 
Dadurch entsteht eine Konkordanz zwischen den beiden 
Gesetzen. 
Zu Absatz 1 bis: Das Strafmass dieser Tatbestände bleibt 
gleich wie vom Bundesrat vorgeschlagen, das heisst, Ge­
fängnis oder Busse bis 200 000 Franken. 
Auch bei Absatz 2 wird differenziert. Bei gewerbsmässigem 
Handeln bezüglich der Tatbestände in Absatz 1 wird eben­
falls das Strafmass erhöht. Die Strafe beträgt Gefängnis 
bis zu fünf Jahren und Busse bis zu 500 ooo Franken. 
Demgegenüber bleibt das Strafmass bei den Tatbeständen 
nach Absatz 1 bis gleich wie vom Bundesrat vorgeschlagen, 
nämlich Gefängnis bis zu fünf Jahren oder Busse bis zu 
500 000 Franken. So weit meine Bemerkungen zu Arti­
kel 25. 

Angenommen -Adopte 

Art. 26 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

b •..•. verletzt (Art. 9, 12, 15, 17 .... 

Abs. 2-4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 26 
Proposition de la commission 
Al. 1 

b ..... (art. 9, 12, 15, 17 .... 

Al.2-4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Diese Änderung ist 
eine Folge des engen Geltungsbereiches. 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.28 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Antrag Beerli 
Art. 42 Abs. 2 
Die Embryonen dürfen höchstens bis zum 31. Dezember 
2008 aufbewahrt werden. 

Art. 28 
Proposition de Ja commission 
Biffer 

Proposition Beerli 
Art. 42 al. 2 
Les embryons peuvent E)tre conserves au maximum jus-, 
qu'au 31 decembre 2008. 
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Art. 30 Abs. 1 - Art. 30 al. 1 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Hier haben wir zu 
unterscheiden: In Artikel 30 Absatz 1 des Fortpflanzungsme­
dizingesetzes Ist die Änderung nicht mehr nötig, weil in Arti­
kel 3 Absatz 2 Buchstabe b des Entwurfes zum Embryo­
nenforschungsgesetz die Frist für die Weiterentwicklung von 
Embryonen zu Forschungszwecken von vierzehn Tagen !luf 
sieben Tage verkürzt wurde. Deshalb erübrigt sich diese An­
derung In Artikel 30 des Fortpflanzungsmedizingesetzes. 

Angenommen -Adopte 

Art. 42 Abs. 2 -Art. 42 al. 2 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Wir haben In der 
Kommission mit 7 zu 1 Stimmen beschlossen, die Frist für 
die Weiteraufbewahrung der Embryonen, die produziert wur­
den, bevor das Fortpflanzungsmedizingesetz In Kraft getre­
ten ist, nicht zu verlängern. Die Kommission beantragt dies 
aus verschiedenen Gründen: 
1. Es ist unsicher, wie weit die vor Inkrafttreten des Fort­
pflanzungsmedizingesetzes entstandenen Embryonen für 
die Stammzellengewinnung technisch überhaupt noch ge­
eignet wären. Wir stützen uns hier auf die wissenschaftli­
chen Aussagen aus der Verwaltung. 
2. Ein weiterer Grund dafür, diese Verlängerung nicht zu ge­
währen, ist die Frage des Bedarfes an Embryonen aus wis­
senschaftlicher Sicht. Wie uns von Wissenschaftlern und 
vonseiten der Verwaltung erklärt wurde, geht man davon 
aus, dass es nur sehr wenige Embryonen für diese primäre 
Stammzellengewinnung braucht und es deshalb nicht not­
wendig ist, diese in etwa tausend Embryonen, die in der 
Schweiz noch aus der Zeit vor Inkrafttreten des Fortpflan­
zungsmedizingesetzes existieren, in der Forschung zu ver­
wenden. 
3. Es dürfte schwierig sein, die verschiedenen hohen admi­
nistrativen Hürden dieses Gesetzes zu nehmen; so etwa die 
Einholung der Einwilligung der Eltern. 
Letztlich, so glaube ich, dürfte es auch aus politischen Über­
legungen sinnvoll sein, hier den vermeintlichen Druck von 
diesem Gesetz wegzunehmen. Wenn wir diese Weiteraufbe­
wahrung gesetzlich regeln wollen, dann muss der Bundesrat 
dieses Gesetz noch vor Ende dieses Jahres In· Kraft treten 
lassen; eine Ausweichmöglichkeit wäre allenfalls ein separa­
ter Bundesbeschluss. 
Die Frage der Anzahl der Embryonen ist bereits mehrmals 
gestellt worden. Wie viele bestehen aus dieser frühen Zeit 
und sind heute tiefgefroren, d. h. in flüssigem Stickstoff, 
noch vorhanden? Man geht davon aus - aber es gibt keine 
exakten Zahlen -, dass es In etwa tausend Embryonen sein 
dürften. Wie viele werden nun Jahr für Jahr produziert? 
Auch da gibt es keine genauen Zahlen. Die Wissenschafter 
sagen uns, dass aufgrund der heutigen ln-vitro-Fertilisati­
onsverfahren nur mehr sehr wenige anfallen und deshalb 
auch wenige zur Vertagung stehen. Wie mir das Bundesamt 
für Gesundheit in einer Aktennotiz mitgeteilt hat, hat eine 
noch nicht abgeschlossene Umfrage bei den zuständigen 
medizinischen Stellen ergeben, dass 81 überzählige Em­
bryonen im Jahre 2002 produziert wurden respektive vor­
handen waren, wobei jedoch diese Umfrage, wie gesagt, 
nicht vollständig ist 
Wenn wir davon ausgehen, dass rund fünfzig bis hundert 
Embryonen pro Jahr produziert werden - davon können ja 
nicht alle verwendet werden, weil sie vielleicht nicht geeignet 
sind oder weil die Forscher keine Einwilligung von den Eltern 
kriegen -, werden für die Forschung genügend Embryonen 
vorhanden sein. Es ist nicht notwendig, diesen Druck auf 
diesem Gesetz zu belassen. Es sollte der Klugheit dieses 
Rates anheim gestellt sein, den vorsichtigen Weg zu gehen. 
Wir sollten Embryonen, die aus einer Zeit stammen, in der 
die Fragestellung der Verwendung der Embryonen zur 
Stammzellenforschung nicht vorhanden war, nicht weiterver­
wenden. 
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Der Bundesrat hat in seiner Botschaft eine Verlängerung um 
ein Jahr vorgesehen, hat dann aber in der Kommission ge­
sagt, er könne sich aufgrund der Auskünfte aus der Wissen­
schaft damit einverstanden erklären, dass diese Verlänge­
rung nicht vorgenommen werde. Wie gesagt, haben wir 
vonseiten des Bundesrates und der Verwaltung eine etwas 
widersprüchliche Aussage erhalten, aber ich meine, auf­
grund der neuesten Auskünfte, die wir von der Verwaltung 
und vom Bundesrat erhalten haben, sei es angebracht, hier 
diese Streichung vorzunehmen. 

Beerll Christine (R, BE): Wie der Kommissionspräsident 
ausgeführt hat, verpflichtet uns das Fortpflanzungsmedizin­
gesetz, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes entstandenen 
überzähligen Embryonen bis zum 31. Dezember 2003, also 
bis Ende dieses Jahres, zu vernichten. In die Vorlage, die uns 
der Bundesrat präsentierte, wurde mit Artikel 42 Absatz 2 ein 
Absatz aufgenommen, wo gesagt wird, diese Frist sei um ein 
Jahr - bis zum 31. Dezember 2004 - zu verlängern. Dies 
wohl in der Erwartung, dass bis zu diesem Zeitpunkt das 
heute in Beratung stehende Gesetz in Kraft tritt und man 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes handeln kann. 
In der Tat haben wir in der Kommission diese Bestimmung 
diskutiert. Wir sind aufgrund der Aussagen, die vonseiten 
des Bundesrates und der Verwaltung gemacht wurden, zum 
Schluss gelangt, dass genügend überzählige Embryonen 
anfallen, um die Forschung, die wir in diesem Gesetz behan­
deln und regulieren. mit neu anfallenden Embryonen betrei­
ben zu können. Wir haben nach Abschluss der Behandlung 
in der Kommission Diskussionen geführt. Namentlich hat 
dieses Podium der Gruppe Wissenschaft und Gesundheit 
stattgefunden, wo wir mit diversen Wissenschaftlern disku­
tiert haben. Wir sind dort zu neuen Erkenntnissen gelangt, 
die wir dann wiederum der Verwaltung zugeführt haben. Wir 
haben darum gebeten, die ganze Situation noch einmal da­
hin gehend zu überprüfen, ob in der Tat genügend neue Em­
bryonen anfallen oder ob es so sei, wie uns von diversen 
Wissenschaftlern bestätigt wurde, nämlich dass der Anfall 
nur ein ganz geringer sei. 
Ich muss Ihnen sagen: Mein Wissensstand Ist immer noch 
sehr nebulös. Es werden die verschiedensten Angaben ge­
macht. Es wird gesagt, man habe eine Umfrage bei ver­
schiedenen Fortpflanzungsmedizinkliniken gemacht und 
man könne davon , dass im Jahr etwa fünfzig bis 
achtzig solche ü Embryonen anfallen. Wenn Sie 
andererseits mit den Chefs der entsprechenden Fortpflan­
zungsmedizinkliniken sprechen, wird klar gesagt, dass prak­
tisch keine oder nur ganz wenige, vereinzelte Embryonen 
anfallen. So sind wir ziemlich im Unklaren darüber, wie viele 
solche überzähligen Embryonen in der Tat anfallen und zur 
Verfügung stehen würden. 
Ich finde es bei diesem Wissensstand unverantwortlich, 
wenn wir Embryonen, die vorhanden sind, die gefroren sind, 
die für die wissenschaftliche Forschung gebraucht werden 
können, schlicht und einfach vernichten. Denn es geht 
darum, sie zu vernichten, ohne dass wir zumindest eine ge­
wisse Gewissheit in diesem Bereich abwarten und die Frist 
erstrecken und diese Embryonen so lange weiter in dem Zu­
stand belassen, in dem sie heute sind. Wir sollten erst dann 
entscheiden, was mit Ihnen gemacht wird, wenn wir mehr 
Gewissheit haben und wenn vor allem dieses Gesetz in 
Kraft getreten ist. 
Ich möchte einem Argument noch ganz entschieden entge­
gentreten, das vom Herrn Kommissionspräsidenten hier 
noch eingebracht worden ist und das uns - ich gebe dem 
Herrn Kommissionspräsidenten völlig Recht - in der Kom­
mission auch so präsentiert worden ist. Deshalb haben wir ja 
so entschieden. Aber ganz offensichtlich ist es nach all den 
Angaben, die ich in der Zwischenzeit noch erhalten habe, 
nicht so, dass diesen Embryonen, die gefroren worden sind, 
die technische Eignung abgesprochen werden muss. Sie 
können ganz klar, und zwar noch sehr gut, fOr die weitere 
Forschung gebraucht werden - das hat man mir von ver-
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schiedener Seite versichert -, weil sie ja im Prinzip auch 
noch eingepflanzt werden könnten. Sie sind ja auch deshalb 
gefroren worden, damit sie noch gebraucht werden könnten. 
Daher stehen sie ganz sicher für die weitere Forschung im 
Bereiche der Stammzellen noch zur Verfügung und sind 
auch in einer Qualität vorhanden, dass keinerlei Einbusse 
an der Forschungsarbeit befürchtet werden muss. 
Ich bitte Sie sehr, hier nicht einfach etwas zu vernichten, das 
wir allenfalls noch gebrauchen könnten und das noch von 
wissenschaftlichem Nutzen sein kann. Deshalb beantrage 
ich Ihnen, die Frist um fünf Jahre zu verlängern. Wieso um 
fünf Jahre? Ich habe ursprünglich gedacht, ich würde den 
Antrag so stellen, dass ich die Vernichtung bis zum Inkraft­
treten des Gesetzes über die Forschung am Menschen auf­
schieben möchte. Das ist in etwa der Zeitraum, den ich 
sehe; man sollte diese Embryonen so lange aufbewahren, 
bis man eine gewisse Sicherheit hat. Man hat mir aber dann 
empfohlen - gerade auch vonseiten des EJPD, ich habe 
diese Argumentation eingesehen -, dass man keine Fristen 
an Gesetze binden sollte, die irgendeinmal in Kraft treten 
oder noch in Beratung sind. Es sei zu ungewiss, Fristen an 
ein solches Inkrafttreten von Gesetzen zu binden. Man solle 
eine klare, zeitlich umschriebene Frist geben, die es er­
laube, das Gesetz innerhalb dieser Frist zu erarbeiten und in 
Kraft zu setzen. Deshalb habe ich die fünf Jahre gewählt. 
Die Frist muss auf jeden Fall länger sein als die Frist von ei­
nem Jahr im Entwurf des Bundesrates; diese ist auf jeden 
Fall zu kurz. 
Ich möchte noch einen Punkt kurz antönen, der allenfalls 
dann von der nationalrätlichen Kommission aufzunehmen ist 
oder vom Bundesrat selber noch eingebracht werden muss: 
Ich habe grösste Zweifel daran, dass dieses Gesetz, das wir 
heute beraten bis Ende dieses Jahres wirklich in Kraft ge­
setzt werden kann. Wir sind der Erstrat, und es handelt sich 
um eine heikle Materie, die sicher auch im Nationalrat noch 
einiges zu diskutieren geben wird. Sollte es nicht möglich 
sein, dieses Gesetz bis Ende dieses Jahres in Kraft zu set­
zen, müsste die Bestimmung, die ich Ihnen beantrage, d. h. 
die Änderung von Absatz 2 von Artikel 42 des Fortpflan­
zungsmedizingesetzes, dringlich in Kraft gesetzt werden. 
Sonst laufen wir Gefahr, diese jetzt gefrorenen Embryonen 
trotzdem vernichten zu müssen. Ich würde es dem Bundes­
präsidenten ans Herz legen, an die Dringlichkeit zu denken, 
wenn die Gefahr besteht, dass die Inkraftsetzung nicht zeit­
gerecht erfolgen kann. 

David Eugen (C, SG): Ich empfinde diesen Vorschlag als 
überstürzt, denn wir haben in der Kommission wirklich inten­
siv darüber beraten und uns auch von Wissenschaftlern be­
raten lassen, inwieweit diese Embryonen noch benutzt 
werden können. Und jetzt kommen andere Wissenschaftler 
und sagen: Nein, das ist ganz anders; die gefrorenen Em­
bryonen können noch viel länger benutzt werden. Das löst 
bei mir - ich bezweifle nicht, dass es hier verschiedene Mei­
nungen gibt - folgende Reaktion aus: Die Verlässlic~ke)t 
dieser Auskünfte ist nicht in dem Mass gegeben, dass wir ei­
nen so empfindlichen, sensiblen Entscheid einfach kurzer­
hand treffen könnten. Ich bin der Meinung, es sei Sache des 
Zweitrates sich darüber nochmals von allen Seiten ganz ge­
nau inform'ieren zu Jassen, auch von jenen Seiten selbstver­
ständlich, die Frau Beerli informiert haben, dass das ganz 
anders sei, als man es in der Kommission gesagt habe. 
Daher wäre es nicht richtig, wenn wir ohne Kenntnis der wis­
senschaftlichen Basis hier einfach wieder eine Wertent­
scheidung in die andere Richtung fällten, nämlich Richtung 
Freigabe menschlichen Keimgutes für die Nutzung der For­
schung am Menschen. Ich denke, das ist nicht richtig. Wir 
haben jetzt den Weg eingeschlagen, sehr sorgfältig zu ent­
scheiden: ich bitte darum, ihn auch so zu gehen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 22 Stimmen 
Für den Antrag Beerli .... 12 Stimmen 
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Art. 28a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Änderung bisherigen Rechts 
Einleitung 

Ständerat 02.083 

Das Bundesgesetz vom 25. Juni 1954 über die Erfindungs­
patente wird wie folgt geändert: 
Art. 2Abs. 1 
Von der Patentierung ausgeschlossen sind Erfindungen, de­
ren Verwertung gegen die öffentliche Ordnung oder die ~u­
ten Sitten verstossen würden. Insbesondere werden keme 
Patente erteilt für: 
a. Verfahren zum Klonen menschlicher Lebewesen und die 
damit gewonnenen Klone; 
b. Verfahren zur Bildung von Chimären und Hybriden unter 
Verwendung von menschlichen Keimzellen oder menschli­
chen totipotenten Zellen und die damit gewonnenen Wesen: 
c. Verfahren zur Veränderung der in der Keimbahn enthalte­
nen genetischen Identität des menschlichen Lebewesens 
und die damit gewonnenen Keimbahnzellen: 
d. unveränderte menschliche embryonale Stammzellen und 
Stammzelllinien. 
Art. 2 Abs. 2 
Von der Patentierung sind ferner ausgeschlossen die Ver­
fahren der Chirurgie, Therapie und Diagnostik, die am 
menschlichen oder tierischen Körper angewendet werden. 

Art. 28a 
Proposition de la commission 
Titre 
Modlfication du droit en vigueur 
lntroduction 
La loi federale du 25 juin 1954 sur les brevets d'lnvention est 
modifiee comme suit: 
Art. 2al. 1 . . . 
Les inventions dont la mise en oeuvre serait contraire a 
l'ordre public ou aux bonnes moeurs sont exclues du brevet. 
Aucun brevet n'est delivre notamment pour: 
a. les procedes de clonage des etres humains et les clones 
ainsi obtenus: 
b. les procedes de formation de chimeres et d'hybrides en 
utilisant des gametes humains ou des cellules totipotentes 
humaines et l'ätre ainsi obtenu; 
c. les procedes de modification de l'identlt~ g~netiq~e ~ermi­
nale de l'etre humain et les cellules germInatIves amsI obte­
nues; 
d. des cellules souches d'embryons humains non modifiees 
et des lignees de cellules souches. 
Art. 2al. 2 
Sont en outre exclues du brevet les methodes de traitement 
chirurgical ou therapeutique et les methodes de diagnostic 
appliquees au corps humain ou animal. 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: In Artikel 28a neh­
men wir die Änderung des Patentgesetzes vor. Hier erlaube 
ich mir, einige Ausführungen zu machen, weil es einen ganz 
wesentlichen Schritt darstellt, Im Rahmen des Stammzellen­
forschungsgesetzes das Patentgesetz zu ändern. 
Die Kommission hat sich dafür ausgesprochen, dass der 
Entwurf des Bundesrates durch eine Bestimmung ergänzt 
wird welche die Grenzen der Patentierung im Anwendungs­
ber~ich des Stammzellenforschungsgesetzes aufzeigt. Die 
Kommission ist sich bewusst, dass das Patentrecht weder 
dazu berufen noch geeignet ist, die Forschung zu lenken 
oder gar Missbräuche neuer Technologien zu verhi~dern. 
Dies ist Aufgabe der jeweiligen Sachgesetzgebung. Die vor­
geschlagene Änderung des Patentgesetzes soll d)es_ auch 
nicht leisten. Vielmehr ist es die Absicht der KommIssIon zu 
vermeiden dass in dieser äusserst sensiblen Materie die Er­
teilung von' Patenten zu fundamentalen, rechtlichen und ethi­
schen Wartungsentscheidungen in Widerspruch tritt. Den 
Ansatzpunkt einer Regelung sieht die Komm(ssion dement­
sprechend im Vorbehalt zugunsten der öffentlichen Ordnung 
und der guten Sitten im geltenden Artikel 2 Absatz 1 des Pa-
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tentgesetzes. Dieser Bestimmung zufolge werden für Erfin­
dungen, deren bestlmmungsgemässe Verwendung gegen 
tragende Grundgedanken der Rechtsordnung oder allge­
mein anerkannte Normen der Sozialmoral verstossen wür­
de, keine Patente erteilt. Diesen heute sehr generell formu­
lierten Patentierungsausschluss will die Kommission aus 
Gründen der Transparenz konkreter fassen. Dies geschieht 
durch eine Aufzählung von vier Kategorien von möglichen 
Erfindungen, deren Verwertung als Verstoss gegen die öf­
fentliche Ordnung und die guten Sitten zu werten wäre. 
Die Aufzählung soll den Rechtsanwendern klarere Leltllnlen 
zur Handhabung des Patentausschlusses in die Hand ge­
ben. Die Konkretisierung beschränkt sich dabei auf den 
Geltungsbereich des Stammzellenforschungsgesetzes, ein­
schllessllch der durch dieses Gesetz tangierten Bereiche 
des Fortpflanzungsmedizingesetzes. Diese Beschränkung 
sowie die besondere Sensibilität der Thematik rechtfertigen 
nach Ansicht der Kommission, dass der laufenden Teilrevi­
sion des Patentgesetzes, welche die Patentierung auf dem 
Gebiet der belebten Natur insgesamt als Kernthema hat, 
vorgegriffen wird. Die Aufzählung der von der Patentierung 
ausgenommenen Erfindungen in Absatz 1 ist nicht ab­
schliessend. Dies erlaubt eine Beschränkung auf wesentli­
che Leitlinien. Zu detaillierte gesetzliche Vorgaben riskieren 
ohnehin, durch die technische Entwicklung rasch überholt zu 
werden. Dann bieten sie keine HIifeieistung mehr. 
Folgende Erläuterungen zum neuen Artikel 2 des Patentge­
setzes sind angezeigt: 
1. Der Begriff «Verfahren zum Klonen» In Buchstabe a von 
Absatz 1 umfasst nach dem gegenwärtigen Meinungsstand 
zu Artikel 119 der Bundesverfassung sowohl das reproduk­
tive als auch das therapeutische Klonen. In technischer Hin­
sicht sind das Embryonenspllttlng und der Zelltransfer 
erfasst. Der Wortlaut entspricht Artlkel 6 Absatz 2 Buchstabe 
a der Europäischen Richtlinie Ober den rechtlichen Schutz 
biotechnologischer Erfindungen. Aus Gründen der Transpa­
renz sind allerdings auch noch die mit den Verfahren er­
zeugten Lebewesen genannt 
2. Nach Buchstabe b sind die Verfahren zur Erzeugung von 
Mischwesen aus Mensch und Tier sowie die Mischwesen 
selbst von der Patentierbarkeit ausgenommen. Der Aus­
schluss erfasst solche Mischwesen, bei denen nicht nur ein­
zelne Zelltypen genetisch verschieden sind, sondern deren 
Zellen und Gewebe Insgesamt Erbgut von Mensch und Tier 
vereinigen. Ein Tier, in das ein menschliches Gen einge­
bracht wird, ist beispielsweise nicht erfasst. Dies besagt al­
lerdings nicht, dass solche Mischwesen Im Einzelfall nicht 
doch wegen eines Verstosses gegen die öffentliche Ord­
nung und die guten Sitten von der Patentierung ausgenom­
men sind. Dies Ist In etwa denkbar, wenn die genetische 
Veränderung der Tiere geeignet Ist, diesen Tieren Leiden zu 
verursachen, und keinen wesentlichen medizinischen Nut­
zen für Mensch oder lier mit sich bringt. 
3. Buchstabe c sieht vor, dass Verfahren der Keimbahnthe­
rapie von der Patentierung ausgeschlossen sind. Bel der 
Keimbahntherapie handelt es sich um eine verfassungs­
rechtlich verbotene Methode zur Behandlung von Krankhei­
ten durch Eingriffe In die Erbsubstanz von Keimbahn oder 
Keimzellen. Verfahren und Produkte der somatischen Gen­
therapie sind demgegenüber nicht von der Patentierung 
ausgeschlossen. 
4. Schliessllch bestimmt Buchstabe d, dass für unveränderte 
embryonale Stammzellen und für unveränderte embryonale 
Stammzelllinien menschlichen Ursprungs keine Patente er­
teilt werden. Dem Begriff «unverändert» in Buchstabe d liegt 
ein enges biologisches Verständnis, das heisst die Identität 
mit den Zellen unmittelbar vor der Entnahme aus der Blasto­
zyste, zugrunde. In dieser Form haben nach Ansicht der 
Kommission embryonale Stammzellen noch an der Men­
schenwürde teil, die den Embryo mittelbar schützt. Eingriffe, 
die Ober die Konservierung von embryonalen Stammzellen 
in diesem Zustand oder über die Entwicklung von mit der ur­
sprünglichen embryonalen Stammzelle Identischen Stamm­
zelllinien hinausgehen, führen zu einer Veränderung. Die 
entsprechend veränderten embryonalen Stammzellen bzw. 
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Stammzelllinien unterliegen nicht mehr dem Vorbehalt der 
öffentlichen Ordnung und der guten Sitten. Im Weiteren ist 
darauf hinzuweisen, dass Verfahren beispielsweise zur Iso­
lierung oder Konservierung von embryonalen Stammzellen 
durch Buchstabe d nicht von der Patentierbarkeit ausge­
schlossen sind. Es kann nach wie vor ein Verfahrenspatent 
hierfür erteilt werden. 
Entschuldigen Sie meine etwas langen Ausführungen zu 
dieser etwas schwierigen Materie, doch es ist wichtig, dass 
unsere Meinung auch später, im Hinblick auf die Interpretie­
rung dieser Änderung Im Patentrecht, entsprechend festge­
halten ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 29; 30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 23 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Ordnungsantrag - Motion d'ordre 
Botschaft des BundeSllltes 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat- Deuxleme Conseil) 
Natlonalrat/Consell natlonat 17.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Natlonalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Sländerat/Conseil des Etats 01.10.03 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 02.10.03 (Dringlichkeitsklausel- Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/ConseQ des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vota l\naO 
Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acte legislatil 2 (AO 2003 3681) 

Ordnungsantrag Schmied Walter 
Behandlung der Einzelanträge in Kategorie III 

Motion d'ordre Schmied Walter 
Traiter les amendements individuels en categorie III 

Schmied Walter (V, BE): Dans le cadre du debat sur la loi 
relative ä la recherche sur las embryons, je vous propose de 
classer an categorie III le traitement des propositions et 
d'accorder ainsi ä leurs auteurs le drolt d'intervenir. 
II m'a ete rapporte qu'il n'y a pas de propositions individuel­
les. C'est vrai, mais j' en depose une qui est en cours de tra­
duction. II me semble que, dans un dossier aussi important 
que celui de la loi relative ä la recherche sur les embryons, 
ceux qui ne sont pas membres d'une commission ont aussi 
le droit, ne serait-ce que pendant trois minutes, de presenter 
leur reflexion. 
La proposition que j'ai deposee et qui vous sera distribuee 
en temps utile a trait aux mesures penales, que j'estime trop 
legeres dans ce projet de loi. Mais i;:a, je le developperal si 
vous acceptez que les propositions soient traitees an cate­
gorie III. 
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Je vous invite a adopter ma motion d'ordre. Vous voyez qu'il 
y a tres peu d'amendements et que cela ne va pas fonciere­
ment chambouler le programme fixe par le Bureau. 

Le presldent (Christen Yves, president): Je voudrais sim­
plement vous rappeler que le Bureau a decide de classer en 
categorie IV les propositions individuelles concernant les 
gros objets, a savoir la loi relative a la recherche sur les em• 
bryons, 1a loi sur les stupefiants, le programme d'allegement 
du budget. lncontestablement, l'adoption de cette motion 
d'ordre perturberait passablement notre programme. Le Bu­
reau vous invite donc a la rejeter. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Schmied Walter .... 58 Stimmen 
Dagegen .... 82 Stimmen 
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Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat- Premier Consell) 

Nationalrat/Conseil national 17 .09.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat- Deuxleme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Natlonalrat/Consell national 18.09.03 (Fortsetzung-Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Slilnderat/Consell des Etats 01.10.03 (Fortsetzung- Suite) 

Natlonalrat/Consell national 01.10.03 (Drlngllchkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.10.03 (Dringlichkeitsklausel -Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acie lllglslatif 2 (RO 2003 3681) 

Le presldent (Christen Yves, president): Nous devons faire 
une legere entorse a l'ordre du jour. S'agissant du message 
du Conseil federal relatif a l'encouragement de la tormation, 
de la recherche et de la technologie, nous avons besoin de 
la presence de M. Deiss, conseiller federal. Or, comme il 
rentre de Cancun en fin de matinee, II ne sera la qua cet 
apres-midi. 
D'entente avec les rapporteurs, nous pouvons commencer 
le debat d'entree en matiere sur la loi relative a la recherche 
sur las embryons. Nous ne menons qu'un seul debat au su­
Jet des propositions de non-entree en matiere et de renvoi. 
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1. Bundesgesetz über die Forschung an überzähligen 
Embryonen und embryonalen Stammzellen 
1. Lol federale relative a la recherche sur les embryons 
surnumeralres et sur les cellules souches embryonnal­
res 

Antrag der Mehrheit 
Eintreten 

Antrag der Minderheit 
(Graf, Simoneschi, Sommaruga, Studer Heiner, Widmer) 
Nichteintreten 
(?ie g~setzliche Regelung der Forschung an Embryonen 
(inklusive Stammzellenforschung) soll im Rahmen des 
Gesetzes zur «Forschung am Menschen» behandelt wer• 
den. 

Antrag der Minderheit I 
(Dormann Rosmarie, Chappuis, Galli, Graf, MQller-Hemmi, 
Sommaruga, Strahm) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit folgenden zwei Auflagen: 
1. Es sei ein Rechtsgutachten bezüglich der Verfassungs­
mässigkeit der Forschung an Embryonen und der Gewin­
nung von embryonalen Stammzellen zu erstellen. Das 
Gutachten hat auch Auskunft zu geben zur vorgesehenen 
Relativierung des heute in Artikel 119 Absatz 2 unserer 
Bundesverfassung ungeteilten Schutzes der Menschen­
würde. 
2. Das Bundesamt fQr Statistik sei anzuweisen, einen Be­
richt zu erstatten zur Anzahl der angefallenen überzähligen 
Embryonen seit dem 1. Januar 2001; ebenfalls soll dieser 
Bericht Ober die zur «Oberzähligkelt» geführten Ursachen 
Auskunft geben. 

Antrag der Minderheit II 
(Studer Hafner, Graf, M0ller-Hemmi, Widmer) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag: 
Unterbreiten einer Vorlage, welche: 
- den verfassungsmässigen Schutz des Lebens gewährleis­
tet; 
- das gesetzliche Verbot der Embryonenforschung sicher­
stellt; und 
- die Einfuhr von embryonalen Stammzellen verbietet. 

Proposition de 1a majorite 
Entrer en matiere 

Proposition de 1a minorlte 
(Graf, Simoneschi, Sommaruga, Studer Hafner, Widmer) 
Ne pas entrer an matiere 
Las regles relatives ä la recherche sur las embryons (y com­
pris Ja recherche sur les cellules souches) doivent &tre ex­
aminees dans le cadre de Ja loi relative a Ja «recherche avec 
des &tres humains». 

Proposition de la minorite I 
(Dormann Rosmarie, Chappuis, Galli, Graf, M0ller-Hemmi, 
Sommaruga, Strahm) 
Renvol au Conseil federal 
avec mandat: 
1. de faire etablir une expertise sur Ja constitutlonnallte de la 
recherche sur las embryons et de la productlon de cellules 
souches embryonnaires. l..'.expertise doit egalement fournir 
des informations sur la relatlvisation de Ja protection unani­
mement admlse de Ja dignite humaine consacree a l'arti­
cle 119 alinea 2 de la Constltution federale, relativisation 
qu'indulrait Je projet; 
2. de mandater l'Offlce federal de la statistique d'etablir un 
rapport sur le nombre d'embryons surnumeraires comptes 
depuis le 1 er janvier 2001; ce rapport doit egalement fournir 
des renseignements sur las causes qui ont debouche sur cet 
exces. 
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Proposition de la minorite II 
(Studer Heiner, Graf, Müller-Hemmi, Widmer) 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat de proposer un texte qui: 
- garantisse Ja protection de la vie conformement a Ja 
constitution; 
- garantlsse, au niveau de la loi, l'interdiction de la recher­
che sur les embryons; et 
- interdise l'importation de cellules souches embryonnaires. 

Randegger Johannes (R, BS), fQr die Kommission: Anlass 
fQr den vorliegenden Gesetzentwurf gab der Schweizerische 
Nationalfonds am 28. September 2001 mit dem Entscheid, 
ein Forschungsprojekt an menschlichen embryonalen 
Stammzellen mit einem Förderbeitrag zu unterstützen. Die 
Stammzellen sollten aus dem Ausland importiert werden. 
Ein solcher Import fällt in eine Rechtslücke, sofern die 
Stammzellen unentgeltlich beschafft werden. Am 21. No­
vember 2001 hat der Bundesrat entschieden, tar die Rege­
lung der Forschung an überzähligen Embryonen und an 
embryonalen Stammzellen ein eigenes Bundesgesetz vor­
zulegen und dafür nicht bis zum Erlass des Bundesgesetzes 
Ober die Forschung am Menschen zu warten. 
Bereits ein Jahr später, am 20. November 2002, beantragte 
der Bundesrat der Bundesversammlung, einem Bundesge­
setz Ober die Forschung an überzähligen Embryonen und 
embryonalen Stammzellen, dem Embryonenforschungsge­
setz, zuzustimmen. Der Ständerat hat am 12. März 2003 
beschlossen, momentan nur die Gewinnung embryonaler 
Stammzellen aus überzähligen Embryonen und die For­
schung mit embryonalen Stammzellen zu regeln. Damit 
wurde des Embryonenforschungsgesetz zum Stammzellen­
forschungsgesetz. Am 21. August 2003 hat die WBK ihre 
Vorberatung des Gesetzentwurfes abgeschlossen. Sie be­
wegt sich im Grossen und Ganzen auf der Linie des Stände­
rates. 
Die Stammzellenforschung ist ein noch junger Forschungs­
zweig, in den grosse Hoffnungen gesetzt werden, z. B. für 
die Behandlung bisher noch nicht oder nur schwer behan­
delbarer Krankheiten wie Diabetes, Parklnson oder Alzhei­
mer. Als Stammzellen bezeichnet man Zellen, die sich durch 
folgende Eigenschaften auszeichnen: Sie sind noch nicht 
differenziert; sie haben die Fähigkeit zur Selbsterneuerung 
und damit zur Vermehrung; sie haben die Fähigkeit, sich in 
spezialisierte Zelltypen zu differenzieren, z. B. in Herz-, Ner­
ven-, Muskel- oder Hautzellen. Je nach ihrer Herkunft unter­
scheidet man adulte Stammzellen, die z. B. aus Knochen­
mark oder Nabelschnurblut gewonnen werden, embryonale 
Keimzellen, die aus Keimanlagen von Embryonen oder Fö­
ten aus Schwangerschaftsabbrüchen zwischen der fünften 
und der eHten Entwicklungswoche stammen, oder schliess­
lich embryonale Stammzellen, die aus der Blastozyste eines 
etwa fünf Tage alten, ausserhalb des weiblichen Körpers 
entwickelten Embryos stammen. 
Die Forschung mit embryonalen Stammzellen ist besonders 
vielversprechend, weil embryonale Stammzellen so genannt 
pluripotent sind, das heisst, sie können sich in die verschie­
denen Zelltypen des menschlichen Körpers differenzieren; 
sie vermögen sich aber nicht zu einem Menschen zu entwi­
ckeln, da sie nicht, wie man sagt, totipotent sind. Eine wei­
tere spezielle Eigenschaft dieser Stammzellen ist es, dass 
sie sich nahezu unbegrenzt vermehren können. 
Ein wesentliches Ziel dieser Forschung ist nun die Entwick­
lung von Zell- und Gewebeersatztherapien fQr schwere 
Krankheiten wie die oben erwähnten. So sollen in Zukunft 
embryonale Stammzellen sowie daraus gezüchtetes Ge­
webe funktionsunfähige Zellen oder funktionsunfähiges Ge­
webe ersetzen. 
Die Forschung mit embryonalen Stammzellen befindet sich 
gegenwärtig aber noch in der Phase der Grundlagenfor­
schung. Bevor embryonale Stammzellen als Zell• oder Ge­
webeersatz beim Menschen im Rahmen klinischer Versuche 
verwendet werden können, müssen noch sehr viele Fragen 
geklärt werden. Auf dem Weg zur therapeutischen Anwen-
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dung sind damit noch einige Hürden zu nehmen. Ebenfalls 
ist noch unklar, in welchem Zeithorizont eine therapeutische 
Anwendung realistisch werden könnte. 
Worum geht es beim Gesetzentwurf? Der Gesetzentwurf re­
gelt in der Fassung des Ständerates die Forschung mit em­
bryonalen Stammzellen. Die Forschung mit adulten Stamm­
zellen und mit embryonalen Keimzellen soll dann im 
Rahmen des Gesetzes Ober die Forschung am Menschen 
angegangen werden. 
Embryonale Stammzellen werden, wie schon gesagt, aus 
Embryonen gewonnen, die ausserhalb des Körpers der Frau 
erzeugt worden sind. Die Embryonen, die für die Stammzell­
gewinnung verwendet werden, können auf verschiedenen 
Wegen entstanden sein. Es werden gezielt Embryonen für 
die Stammzellgewinnung hergestellt, so durch kOnstliche 
Befruchtung (In-vitro-Fertilisation) oder Klonierung. Beides 
ist in der Schweiz aber verfassungsrechtlich klar verboten; 
ich verweise auf Artikel 119 der Bundesverfassung. Oder es 
werden Embryonen verwendet, die im Rahmen einer fort­
pflanzungsmedizinischen Behandlung durch In-vitro-Fertili­
sation erzeugt worden sind, aber überzählig werden. Das 
heisst, sie können aus bestimmten Gründen nicht mehr zur 
Herbeiführung einer Schwangerschaft verwendet werden. 
Das Fortpflanzungsverfahren der In-vitro-Fertilisation ist im 
Fortpflanzungsmedizingesetz vom 18. Dezember 1998 ge­
regelt. Dieses ist so ausgestaltet, dass bei der In-vitro-Fertili­
sation möglichst wenige überzählige Embryonen anfallen. 
Um dies zu erreichen, dOrfen im Rahmen einer fortpflan­
zungsmedizinischen Behandlung nur imprägnierte Eizellen, 
d. h. befruchtete Eizellen vor der Kernverschmelzung, kon­
serviert werden. Auch dOrfen pro Zyklus höchstens drei im­
prägnierte Eizellen zu Embryonen entwickelt werden. 
Trotz dieser Massnahme fallen aber unter Umständen über­
zählige Embryonen an. Dies Ist dann der Fall, wenn sich der 
Embryo nicht normal entwickelt oder die Frau erkrankt, ver­
unfallt, stirbt oder ihre Meinung ändert und deswegen der 
Embryo nicht auf die Frau Obertragen werden kann. 
Nach geltendem Recht muss man überzählige Embryonen 
absterben lassen. Um die Verwendung solcher Oberzähliger 
Embryonen zu Forschungszwecken geht es bei diesem Ge­
setzentwurf. Die Verwendung Oberzähliger Embryonen zu 
Forschungszwecken, auch zur Stammzellengewinnung, wirft 
schwierige ethische Fragen auf. Darf ein Embryo, also wer­
dendes menschliches Leben, in der Forschung verbraucht 
oder sogar zerstört werden, auch wenn damit hochwertige 
Forschungsziele verfolgt werden? Dem Embryo, auch dem 
überzähligen Embryo, kommt verfassungsrechtlicher Schutz 
zu. Er hat Anteil am Schutz der MenschenwOrde, das heisst, 
er darf nicht wie eine blosse Sache behandelt werden. Dar­
aus folgt allerdings kein absolutes Verbot der Embryonenfor­
schung. 
Der Gesetzentwurf wählt hier einen mittleren Weg. Überzäh­
lige Embryonen, die man ohnehin absterben lassen muss, 
sollen unter gewissen restriktiven Bedingungen der For­
schung zugeführt werden dürfen. Die Verwendung überzäh­
liger Embryonen zu Forschungszwecken liegt aber nicht im 
Belieben der betreffenden Forscher, sondern ist nur unter re­
striktiven Bedingungen zulässig. 
Damit komme ich zur Verfassungslage: Intensiv wurde in der 
Kommission die Frage der Verfassungsmässigkeit der Vor­
lage diskutiert. Für die Mehrheit der Kommission ist die Ver­
fassungsgrundlage für eine Regelung der Forschung an 
überzähligen Embryonen gegeben, selbst wenn sie schmal 
sein mag, wie der Ständerat festgestellt hat. Die Kommission 
beantragt jedoch, die Motion der WBK-SR zur Schaffung ei­
nes spezifischen Verfassungsartikels zur Forschung am 
Menschen zu überweisen. 
Bei der parlamentarischen Beratung von Artikel 24novies 
der alten Bundesverfassung - heute Artikel 119 - im Jahre 
1991 stand die Frage im. Zentrum, wie die Entstehung über­
zähliger Embryonen verhindert werden kann, ohne das Fort­
pflanzungsverfahren der In-vitro-Fertilisation verbieten zu 
müssen. Als Ergebnis wurde die fortpflanzungsmedizinische 
Behandlung der In-vitro-Fertilisation lediglich unter dem Ge­
bot erlaubt, keine überzähligen Embryonen entstehen zu 
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lassen. Hingegen blieb die Frage letztlich offen, was mit den 
überzähligen Embryonen geschehen soll, die planwidriger­
weise trotzdem anfallen. Damals forderten einzelne Parla­
mentarierinnen und Parlamentarier ein ausdrückliches Ver­
bot der Embryonenforschung. Andere wiederum gingen von 
einem Impliziten Verbot aus. Die Mehrheit beschränkte sich 
jedoch auf ein Verbot gewisser Handlungen, namentlich des 
Erzeugens von Embryonen zu Forschungszwecken. 
Im Übrigen wurden auch im Rahmen der parlamentarischen 
Debatte 1997/98 zum Fortpflanzungsmedizingesetz in bei­
den Räten gleich lautende Anträge von Ständerat Onken 
und von Kollege Hans Widmer abgelehnt, wonach menschli­
che Embryonen nicht als Forschungsobjekte verwendet wer­
den dürfen; denn für die Mehrheit beider Räte ging ein 
umfassendes Verbot der Embryonenforschung zu weit. 
Nun komme ich zu den Hauptpunkten der Kommissionsbe­
ratung. Unsere Kommission ist in den grossen Linien dem 
Ständerat gefolgt. In Übereinstimmung mit dem Ständerat 
beantragt sie, die Vorlage auf die Forschung an embryona­
len Stammzellen zu beschränken. Die Forschung an über­
zähligen Embryonen soll erst im Rahmen des Gesetzes 
Ober die Forschung am Menschen angegangen werden. Die 
Mehrheit der Kommission will, wie der Ständerat, die Gewin­
nung embryonaler Stammzellen aus überzähligen Embryo­
nen und die Forschung an solchen Stammzellen unter 
bestimmten Bedingungen erlauben. Die Minderheit verlangt 
eine Beschränkung auf den Import und die Forschung an 
embryonalen Stammzellen. 
Im Unterschied zum Ständerat spricht sich die Mehrheit der 
Kommission tar drei wesentliche Änderungen der Vorlage 
aus: 
1. für die Streichung des Subsidiaritätsprinzips im Gesetz­
entwurf, d. h. für die Streichung der Forderung, dass vor Be­
ginn eines Forschungsprojektes der Nachweis erbracht 
werden muss, dass das gleichwertige Forschungsergebnis 
auf einem anderen Weg nicht erreicht werden kann; 
2. für die Aufnahme eines Verbotes der Parthenoten, das 
sind Embryonen, die ohne Befruchtungsvorgang aus Eizel­
len entwickelt werden; 
3. für die Ausweitung des Patentierungsverbotes von nicht 
modifizierten embryonalen Stammzellen, was blossen Ent­
deckungen entspricht, auf modifizierte embryonale Stamm­
zellen und Stammzelllinien, was einer Erfindung mit gewerb­
licher Nutzungsmöglichkeit entspricht. 
Ferner beantragt die Kommission eine neue Vorlage, die die 
Frist zur Vernichtung der Embryonen, die vor Inkrafttreten 
des Fortpflanzungsmedizingesetzes am 1. Januar 2001 ent­
standen sind, durch ein dringliches Bundesgesetz verlän• 
gart. 
Die Kommission beantragt mit 9 zu 4 Stimmen bei 4 Enthal­
tungen, auf die Vorlage einzutreten. Die Notwendigkeit ra­
schen Handelns in diesem Bereich ist gegeben. 
Demgegenüber will eine Minderheit nicht auf die Vorlage 
eintreten und die Frage der Embryonenforschung einschliess­
lich der Forschung an embryonalen Stammzellen erst im 
Rahmen des Gesetzes zur Forschung am Menschen behan­
deln und die heute bestehende Gesetzeslücke beim Import 
von embryonalen Stammzellen vorläufig offen lassen. 
Weiter liegen zwei Rückweisungsanträge vor. Die Mehrheit 
der Kommission bejaht die Verfassungsmässigkeit der Vor­
lage. Für die Minderheit ist sie nicht gegeben bzw. unklar. 
Die Minderheit l verlangt - der Antrag wurde in der Kommis­
sion mit 12 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt -wei­
tere Gutachten zur Abklärung der Verfassungsmässigkeit 
der Embryonenforschung und der Forschung an embryona­
len Stammzellen. 
Für die Minderheit II, das Resultat lautete hier 8 zu 1 Stim­
men bei 7 Enthaltungen, folgt aus der Bundesverfassung ein 
vollständiges Verbot dieser Forschung und des Importes von 
embryonalen Stammzellen. 
Im Namen der Kommission bitte ich Sie, auf die Vorlage ein­
zutreten und die Rückweisungsanträge abzulehnen. 

Groas Jost (S, TG): Herr Randegger, stimmen Sie mir zu, 
dass 1991 bezüglich der In-vitro-Fertilisation medizinisch 
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bekannt war, dass Oberzählige Embryonen entstehen kön­
nen? Und wenn dem so ist, können Sie mir erklären, wes­
halb der Verfassunggeber in Artikel 119 der Bundesverfas­
sung gleichwohl an einem absoluten Forschungsverbot 
festgehalten hat? 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Der Ver­
fassunggeber hat, wie ich Ihnen das in meinem Eintretens­
votum dargelegt habe, weder 1991 noch in der Phase der 
Legiferierung des Fortpflanzungsmedizingesetzes an einem 
absoluten Forschungsverbot festgehalten. Ich habe an die 
Anträge Onken und Widmer erinnert - sie waren beide nicht 
mehrheitsfähig. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commission: En resu­
mant la proposition qui vous est falte par la majorite de la 
commission, on peut dire slmplement qu'elle represente le 
resultat des travaux du Conseil des Etats a trois details pres. 
La modification la plus importante qui a ete apportee par le 
Conseil des Etats par rapport au projet du Conseil federal 
change l'objet ml!!me de la loi. Toute la section 1 du projet du 
Conseil federal traitant de la recherche sur les embryons 
surnumeraires a ete biffee. Et logiquement, selon le Conseil 
des Etats, le titre de la loi devient donc «loi relative a la re­
cherche sur les cellules souches embryonnaires». Cette res­
triction est capitale. On ne parle plus de recherche sur des 
embryons, sur de futurs l!!tres humains, mais sur des cellules 
isolees qui ne peuvent en aucun cas donner naissance a un 
bebe; ce sont des cellules pluripotentes et non totipotentes, 
selon les explications de mon collegue Randegger. 
La recherche dont II est question se situe donc au mäme ni­
veau que la dissection classique pratiquee dans les facultes 
de medecine, en tout cas depuis le XVlle siecle, ou encore 
que la medecine de transplantation qui est autorisee dans 
notre pays. II taut donc eviter dans le debat ä venir de parler 
de recherche sur les embryons ou encore de dignite de la 
creature. Nous n'avons jamais parle de dignite de la creature 
pour les transfusions sanguines. 
Les cellules souches en question sont prelevees sur les em­
bryons surnumeraires qul seraient actuellement au nombre 
de 1 millier en Suisse. En principe, selon le droit actuel, ils 
auraient du Atre detruits a la fin de cette annee. 
Si vous acceptez la modification proposee par la commis­
slon, ils seront conserves, soit jusqu'a fin 2005 si vous sui­
vez la majorite, soit fin 2008 si vous suivez la minorlte (pro­
jet 2, art. 42 al. 2). Leur utilisation pour produire des lignees 
de cellules souches a fins experimentales correspond ä la 
pratlque actuelle avec des organes preleves sur un mort aux 
fins de transplantation. Et bien entendu, nous n'en sommes 
ici qu'au stade de la recherche, et non pas de l'applicatlon. 
Le prelevement de ces cellules souches est assorti de nom­
breuses conditions restrictives. Bien entendu, il n'est pas 
questlon de reprodulre des embryons pour fabriquer des cel­
lules souches, contrairement ä ce que laisse supposer une 
des propositions de renvoi de minorite au Conseil federal. 
Parmi ces conditions, la plus importante est le consente­
ment eclaire du couple concerne, qui reproduit, encore une 
fois, celul qui est exige de la farnille d'un mourant lors du 
prelevement d'organes. 
Bien evidemment, ce don de cellules ne peut pas faire l'objet 
d'une transaction financiere. La lignee de cellules doit etre 
developpee pour des objectlfs de la recherche fondamen­
tale, en vue de traiter des maladies graves, apres consulta­
tion d'une commission d'ethique. 
Cet ensemble de precautions permet a la fois de developper 
la recherche et d'eviter les abus. Je me permets de rappeler 
ici qu'il existe un article 20 de la constitution qui garantit la li­
berte de la recherche. Tout ce que la presente loi fait, c'est 
d'enoncer des restrictions a cette liberte de la recherche. 
La majorite de la commission vous recommande donc d'en­
trer en matiere et de ne pas renvoyer le projet de loi au Con­
seil federal. 
Et tel est bien l'objet du debat de fond qui va s'ouvrir: sou­
tlent-on, oui ou non, la recherche dans ce domaine en 
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Suisse? ou bien, la refusant, renvoyons-nous les chercheurs 
et les laboratoires suisses dans des pays plus tolerants? 
lt existe au sein de la commission et de ce plenum une mino­
rite qui ne veut absolument pas de recherche dans ce do­
maine. La majorite de la commission pense au contraire que 
cette recherche augmentera non seulement nos connais­
sances abstraites, mais aussi et surtout notre capacite de 
deceler, de prevenir et de guerir des maladies d'origine ge­
netique contre lesquelles la medecine est aujourd'hui im­
puissante. 
Refuser de prelever des cellules sur un embryon avant de le 
detruire, c'est rester insensible face au devoir essential de la 
medecine humaine; c'est refuser d'apprendre et de connai­
tre; c'est enfermer la Suisse dans un corset de prejuges. La 
voie de la generosite consiste a respecter une liberte bien 
temperee de la recherche. 

Graf Maya (G, BL): Ich habe einen Nichteintretensantrag 
zum vorliegenden Stammzellenforschungsgesetz gestellt 
und möchte Ihnen darlegen, welche Gründe es gibt, auf die­
ses Gesetz jetzt zu verzichten. Es sind Im Wesentlichen fünf 
Punkte: 
1. Die Verfassungsmässigkeit ist nicht gegeben. 
2. Die Aufsplitterung des Embryonenforschungsgesetzes in 
ein Gesetz, das nur Stammzellenforschung betrifft, ist kunst­
lich und unehrlich. 
3. Es darf kein Schnellverfahren auf Druck eines voreiligen 
Entscheides des Nationalfonds geben, die Regelung wird im 
geplanten Bundesgesetz Ober die Forschung am Menschen 
vorgenommen. 
4. Menschliches Leben darf nicht instrumentalisiert werden. 
5. Prävention und Alternativen sollen gefördert werden; die 
adulte Stammzellenforschung hat gerade in der Schweiz ein 
grosses Potenzial. 
Zu Punkt 1 : Die Bundesverfassung äussert sich meiner 
Ansicht nach in Artikel 119 Absatz 2 Buchstabe a sehr deut­
lich - ich bin da auch mit Herrn Randegger nicht gleicher 
Meinung -: «Alle Arten des Klonens und Eingriffe in das 
Erbgut menschlicher Keimzellen und Embryonen sind unzu­
lässig.» 
Der Verfassunggeber und später auch der Gesetzgeber im 
Fortpflanzungsmedizingesetz haben das Verbot tor die For­
schung an Embryonen immer als aus diesem Artikel gege­
ben angesehen. Die Stimmburgerinnen und Stimmburger 
haben mit Wissen, dass Missbräuche wirksam unterbunden 
sind, sowohl die Änderung der Bundesverfassung im Jahre 
1992 wie auch das neue Fortpflanzungsmedizingesetz im 
Jahre 1998 angenommen. Es ist nun eine Spitzfindigkeit zu 
behaupten, Forschung an so genannt überzählig geblieb~ 
nen Embryonen wurde knapp nicht darunter fallen. Ich bin 
der Meinung, dass Sie zuerst die Verfassung ändern mus­
sen, wenn Sie Forschung für fremde Zwecke an menschli­
chen Embryonen und deren Stammzellen wollen, und Sie 
mussen auch noch einmal die Bevölkerung daruber befra­
gen. 
Zu Punkt 2: Das Herausbrechen der Stammzellenforschung 
aus dem vom Bundesrat vorgelegten Embryonenfor­
schungsgesetz ist genau ein Trick, um die «schwache Ver­
fassungsmässigkeit» zu umschiffen. Der Ständerat, der auf 
diese Idee gekommen ist, hat denn auch ziemlich offen ge­
sagt, das Eis sei dunn, hier aber begehbar. Ausserdem wird 
naturlich gehofft, dass einem Referendum der Wind aus den 
Segeln genommen werden könnte, wenn das Gesetz nur 
noch von Stammzellenforschung spricht. 
Stellen Sie sich das vor; das ist doch keine Gesetzgebung in 
einem ethisch derart heiklen Gebiet! Sie wissen genau, dass 
zum Zweck der Gewinnung von embryonalen Stammzellen 
immer auf Embryonen zuruckgegriffen werden muss, die bei 
einer In-vitro-Fertilisation entstanden sind. Diese Embryo­
nen werden bei der Gewinnung zerstört. Embryonen und de• 
ren Stammzellen sind also eine Einheit und können doch 
nicht einfach, weil es gesetzestechnisch bequemer ist, aus­
einander dividiert werden. Darum muss die Forschung an 
Embryonen und Stammzellen, wenn schon, im gleichen Ge­
setz geregelt werden. Das bringt uns zum nächsten Punkt. 
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Zu Punkt 3: Warum dieses Tempo für dieses Gesetz, das 
doch verfassungsmässig und gesetzestechnisch nicht «ver­
hält»? Weil der Nationalfonds im Jahre 2001 mit seinem vor­
schnellen Entscheid Forschungsgelder für die Forschung an 
importierten embryonalen Stammzellen gesprochen hat, da­
mit ein Präjudiz geschaffen und damit Druck auf die Politik 
ausgeübt hat. Wegen eines bis heute wahrscheinlich einzi­
gen Forschungsprojektes in der Schweiz müssen wir nun im 
Eilzugstempo ein Gesetz durchboxen, das verfassungsmäs­
sig auf wackligen Beinen steht. Stellen Sie sich das Verhält­
nis vor: Wir haben vermutlich viele Tausende von Projekten, 
die an Menschen forschen; wir haben dazu noch immer kein 
Gesetz. Aber wir haben ein einziges, ehrgeiziges, mit öffent­
lichen Geldern unterstütztes Forschungsprojekt an mensch­
lichen Stammzelllinien und müssen dafür ein Gesetz bas­
teln. 
Zu Punkt 4: Hier möchte ich Ihnen kurz meine grundsätz­
liche Kritik darlegen. Die Gewinnung von embryonalen 
Stammzellen aus einem menschlichen Embryo bedeutet die 
Instrumentalisierung dieses Embryos für fremde Zwecke. Ich 
gehe davon aus, dass alle menschlichen Wesen Menschen­
würde haben, auch Embryos, die zu einem Menschen her­
anwachsen. Es gibt aus meiner Sicht kein Recht, sie für 
Drittzwecke zu benützen, auch wenn diese Zwecke ethisch 
hoch stehend sind. Wir wehren uns daher als Grüne dage­
gen, dass menschliches Leben und menschliches Erbgut 
derart instrumentalisiert werden. 
Zu Punkt 5: Ich weise darauf hin, dass das Potenzial von 
adulter Stammzellenforschung noch lange nicht ausge­
schöpft Ist und dass hier die Möglichkeiten sehr gross sind. 
Warum z. B. lenken wir dann unsere Forschungsgelder in 
der Schweiz nicht ganz bewusst in diese Richtung, dorthin, 
wo es ethisch weniger heikel ist und wo therapeutische Mög­
lichkeiten bereits bestehen? 
Ich bitte Sie also, meinen Nichteintretensantrag zu unterstüt­
zen. Alle Fragen des Forschens am Menschen gehören 
ganzheitlich im bereits in Vorbereitung stehenden Gesetz 
Ober die Forschung am Menschen geregelt und sollen nicht 
im Schnellzugstempo hier durchgeboxt werden. 

Dormann Rosmarie (C, LU): 1991 haben wir dem Volk ei­
nen Verfassungsartikel vorgelegt, der die In-vitro-Fertilisa­
tion zulässt, aber die Forschung an und den Handel mit 
Embryonen verbietet Diesem besagten Artikel 119 BV hat 
das Volk zugestimmt. Das Volk hat das Forschungsverbot 
ein zweites Mal sanktioniert, nämlich anlässlich der Abstim­
mung Ober das Fortpflanzungsmedizingesetz, das als Ge­
genvorschlag zur Volksinitiative «für eine menschenwürdige 
Fortpflanzung„ diente. Noch In der Debatte zum Fortpflan­
zungsmedizingesetz hat der damalige Bundesrat Koller von 
einem generellen Forschungsverbot im Gesetz abgeraten, 
da ja - wie er ausdrücklich sagte - die fremdnOtzige For­
schung am Embryo aufgrund von Verfassung und Gesetz 
verboten sei. 
Plötzlich soll dies nun nicht mehr gelten, obwohl Professor 
Rainer J. Schweizer in seinem Gutachten, das er im Auftrag 
der TA-Swiss erstellt hat, klar zum Schluss kommt, dass 
man bis anhin in allen Beratungen und Entscheiden auf 
Stufe Verfassung und Gesetz immer davon ausgegangen ist, 
dass keine Forschung am Embryo möglich ist. Dieser Über­
zeugung ist auch der Ständerat, indem er sagt, er sehe für 
die Forschung am Embryo keine Verfassungsgrundlage. Für 
die Forschung an embryonalen Stammzellen allerdings ha• 
ben wir diese; die Rede ist allerdings von einer schmalen 
Grundlage. Bildlich übertragen: Für die Forschung an einem 
Hühner• oder Entenei, das befruchtet ist, haben wir keine 
Grundlage, sein Eigelb können wir allerdings entnehmen 
und an ihm forschen. Das müssen Sie mir noch erklären. 
Der Ständerat scheint nun für die Forschung an embryona­
len stammzellen ausdrücklich eine schmale Verfassungs­
grundlage gefunden zu haben. Er beruft sich auf die 
Entnahme der embryonalen Stammzellen im Vernichtungs­
prozess eben dieses überzähligen Embryos. Gleichzeitig re­
lativiert er den Schutz der Menschenwürde dieses Embryos, 
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da dieser ohnehin dem Tod geweiht ist. Das Bundesgericht 
hat aber allerdings in einem seiner Entscheide dem Embryo 
den ungeteilten Schutz der Menschwürde zugesprochen. 
Es scheint mir zusätzlich problematisch, weil die Verfassung 
und das Fortpflanzungsmedizingesetz das Aufziehen von 
Embryonen ausserhalb des Mutterleibes nur zur unmittelba­
ren Implantation derselben in den Mutterleib zulassen, und 
für gar nichts anderes. Nun hat uns die Verwaltung versucht 
weiszumachen, dass das Aufziehen eines Embryos wäh· 
rend zwei bis fünf Tagen, das heisst, bis zur Bildung der Blas• 
tozyste zwecks Gewinnung von Stammzellen, vergleichbar 
ist mit dem künstlichen Am-Leben-Erhalten eines dem Tod 
geweihten Embryos zwecks Entnahme von Organen. Diese 
Argumentation überzeugt mich nicht. Nach ihr hat man ge­
sucht und meint nun, die Basis zur Legiferierung der For­
schung an embryonalen Stammzellen gefunden zu haben. 
Der gleiche Professor Rainer J. Schweizer, der das Gutach­
ten zuhanden der TA-Swiss verfasst hat, kommt in einem 
zweiten Gutachten, welches er für den Bundesrat erstellt 
hat, zu keinem eindeutigen Schluss. Das ist bei der uns allen 
bekannten Seriosität dieses Gutachters nicht überraschend. 
In einem zweiten Teil des Rückweisungsantrages verlangt 
die Minderheit I auch eine klare Statistik über die Anzahl 
überzähliger Embryonen und vor allem Ober die Ursachen, 
die zu dieser Überzähligkeit geführt haben. Gemäss Arti­
kel 11 Absatz 4 des Fortpflanzungsmedizingesetzes hat die 
Bewilligungsbehörde die Daten Ober die ln-vitro-Verfahren, 
namentlich Ober die Anzahl der überzähligen Embryonen, 
dem Bundesamt für Statistik zur Auswertung und Veröffentli­
chung zu übermitteln. Offensichtlich ist man dieser gesetzli­
chen Verpflichtung bis heute nicht nachgekommen, denn 
allzu lange konnten die Medien Ober die Anzahl überzähliger 
Embryonen - seien diese alt- oder neurechtlicher Natur -
nur spekulieren, weil kein genaues Zahlenmaterial vorhan­
den war und weil auch heute noch kein solches vorhanden 
ist. Und was als «überzählig» gilt, ist schliessllch auch inter• 
pretationsbedQrftig. Vielleicht variieren die Zahlen aus die­
sem Grund zwischen 100 und 200 Embryonen pro Jahr. 
Nach wie vor wissen wir auch nicht, unter welchen Umstän­
den es überhaupt überzählige Embryonen gibt. Bei den Be­
ratungen zum Gesetz sind wir immer davon ausgegangen, 
dass es eigentlich keine überzähligen Embryonen geben 
darf und dass sie, wenn es doch welche gibt, in die Vagina 
der Frau eingeführt und dort so genannt würdig beseitigt 
werden. In der Tat gibt es z. B. im Spital in Basel keine über­
zähligen Embryonen, obwohl sich dieses Spital durch erfolg• 
reiche ln-vitro-Verfahren auszeichnet. 
Liegt das Schicksal der überzähligen Embryonen schliess­
lich in der Hand des behandelnden Arztes? Mir ist eine sta­
tistik Ober die Ursachen, die zur Überzähligkeit geführt 
haben, sehr wichtig, denn ich bezweifle in aller Form, dass 
wir Oberhaupt je genügend überzählige Embryonen für die 
Forschung haben werden. Das ist mit ein Grund, weshalb 
ich bei dieser Gesetzesübung von mangelnder Seriosität 
spreche. Muss ich riskieren, dass uns die Forschung in zwei 
bis drei Jahren - vielleicht auch schon früher - dazu nötigt, 
Verfassung und Gesetz so zu ändern, dass genügend Mate­
rial für die Forschung bereitgestellt werden kann? Diesem 
Begehren könnte auf drei verschiedenen Wegen nachge­
kommen werden: erstens durch Entwicklung und Herstel­
lung von Embryonen, die nur für die Forschung bestimmt 
sind, zweitens durch die Aufhebung der heute gültigen Be­
schränkung auf drei Embryonen pro ln-vitro-Verfahren, drit­
tens durch die Zulassung des therapeutischen Klonens. Alle 
drei Wege warden eine Verfassungsänderung bedingen. 
Es kommt noch ein Faktor hinzu: Die Schweizerische Aka­
demie der Medizinischen Wissenschaften hat uns darüber 
orientiert, dass gemäss Schätzungen nur etwa die Hälfte der 
angefragten Paare bereit sein wird, ihre überzähligen Em­
bryonen der Forschung zur Verfügung zu stellen. Den Auf­
bauprozess der überzähligen Embryonen zwecks Entnahme 
von Stammzellen würden gemäss Schätzungen dieser In­
stanz nur 65 Prozent überleben. Davon können sich etwa 
20 Prozent zu Blastozysten entwickeln. zur Herstellung ei­
ner stabilen Stammzelllinie braucht es im Durchschnitt an-
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geblich 5 bis 10 Blastozysten. Ausgehend von diesen Zahlen 
kann man ausrechnen, dass von 200 so genannten über­
zähligen Embryonen gerade mal zwei Zelllinien etabliert 
werden könnten. 
Das war für mich ausschlaggebend dafür, dass ich in viel­
leicht weiser Voraussicht der Verlängerung der Frist für die 
Vernichtung der altrechtlichen überzähligen Embryonen zu­
gestimmt habe, da diese einen in meinen Augen ohnehin 
pietätlosen Aufenthalt im Kühlgerät bei minus 196 Grad ver­
bringen müssen. Was ich sicher nie will und nie verantwor­
ten könnte, das ist die Herstellung von Embryonen zu 
Forschungszwecken oder das therapeutische Klonen. Des­
halb sollten Sie den Rückweisungsantrag meiner Minderheit 
mit den beiden Forderungen unterstützen. Erstens geht es 
darum, seriöse Gesetzesarbeit zu leisten, wie wir sie ge­
wohnt sind, und zweitens geht es darum, dann nicht im 
Nachhinein zu bisher verbotenen Machenschaften genötigt 
zu werden und der Forschung genügend Embryonen liefern 
zu müssen. 
Das Volk hat einen Anspruch darauf, ganzheitlich orientiert 
zu werden, handelt es sich bei diesem Forschungsmaterial 
doch um Embryonen, die den ungeteilten Schutz der Men­
schenwürde geniessen. Davor habe ich Respekt. 
Bitte unterstützen Sie den Rückweisungsantrag der Minder­
heit L Wir verpassen keine Fristen, da kein Gesuch um eine 
Bewilligung zur Forschung an embryonalen Stammzellen 
hängig ist. Das Humanforschungsgesetz ist der richtige Ort, 
um zur Embryonenforschung sowie zur Forschung an em­
bryonalen Stammzellen zu legiferieren. 

Studer Heiner (E, AG): Die Minderheit II ist forschungs­
freundlich, auch wenn es die Kommissionssprecher anders 
sehen. Wir gehören zu denen, die, wenn es um die Mittel 
und um die Rahmenbedingungen ging, immer auch zu den 
Grosszügigen gehörten und gehören. Wir wollen und unter­
stützen, dass die Forschung an den adulten Stammzellen 
wirklich engagiert weitergeführt wird. Es geht also nicht 
darum zu verhindern, sondern darum, Grenzen zu setzen, 
und zwar eben ethische Grenzen zu setzen; und diese kom­
men nicht aus dem Zufall heraus. Sonst würde unsere Ver­
fassung nicht eine klare Bestimmung für Lebensschutz 
enthalten, wie schon meine Vorredner gesagt haben, das 
will ich nicht wiederholen. Wir sind als Minderheit II klar zur 
Überzeugung gekommen, dass die Vorlage, wie sie jetzt vor­
liegt, diesen Lebensschutz nicht mehr konsequent und so, 
wie es die Verfassung will, einhält. 
Das ist auch der Unterschied zur Minderheit 1. Unser Haupt­
anliegen ist nicht ein weiteres Rechtsgutachten, das span­
nend sein kann. Sondern: Was wir als Fakten zur Verfas­
sungsmässigkeit vernommen haben, ist für uns genügend, 
um festzustellen, dass dieser verfassungsmässige Auftrag 
des Schutzes des Lebens durch dieses Gesetz nicht einge­
halten wird. Nachdem wir keine Verfassungsgerichtsbarkeit 
haben, haben wir auch keine Instanz, die überprüfen könnte, 
ob ein Gesetz, das eben liberaler formuliert ist, als es die 
Verfassung will, einer solchen Prüfung standhält. 
Deshalb müssen wir als Gesetzgeber die Rahmenbedingun­
gen setzen. Deshalb bitten wir Sie, dieses Gesetz an den 
Urheber, an den Bundesrat, zurückzuweisen. Die Rahmen­
bedingungen sind klar, wir haben sie folgendermassen auf­
gelistet: Die Verfassung muss in diesem Bereich voll und 
ganz eingehalten werden. Wir sind aber auch der Überzeu­
gung, dass das Verbot der Embryonenforschung, wie es im 
Fortpflanzungsmedizingesetz steht, ebenfalls respektiert 
werden muss und dass eben auch die Einfuhr von embryo­
nalen Stammzellen zu verbieten ist. Wir sind also für ein 
ganz klares ethisches Nein zur embryonalen Stammzellen­
forschung. Dazu stehen wir, und dafür kämpfen wir. 

BOhlmann Cecile (G, LU): Im Namen der grünen Fraktion 
bitte ich Sie, auf das vorliegende Gesetz nicht einzutreten, 
aus den Gründen, die Maya Graf genannt hat, und die Frage 
im Zusammenhang mit dem Bundesgesetz über die For­
schung am Menschen zu regeln. Unsere Vorbehalte gegen-

17 septembre 2003 

über der Forschung an Embryonen und an embryonalen 
Stammzellen haben aber über die Frage hinaus, wo das 
Ganze geregelt werden soll, ganz grundsätzlichen Charak­
ter. Was hier so technisch als Forschung an Zellen zum 
Zwecke der Heilung daherkommt, hat grosse Bedeutung für 
die Frage, wie wir mit der Würde menschlichen Lebens um­
gehen, wie sehr wir und ob wir dieses vor dem Zugriff der 
Forschung und der Kommerzialisierung schützen wollen 
oder eben nicht. 
Wieder einmal wird uns unsere Zurückhaltung dieser For­
schung gegenüber von einigen von Ihnen bestimmt als 
Zumutung für jene ausgelegt, die doch nichts sehnlicher 
wünschen, als von so schlimmen Krankheiten wie Diabetes, 
Parkinson oder Alzheimer geheilt zu werden; und wer 
möchte das schon nicht? Wenn es nur so einfach wäre! Wie­
der einmal stehen wir vor der Herausforderung, den Heils­
versprechen der Forschung und der Arzneimittelindustrie 
unsere Bedenken grundsätzlicher Art über den Umgang mit 
menschlichem Leben entgegensetzen zu müssen. Wir tun 
das nicht, weil wir forschungsfeindlich sind, sondern weil wir 
die Gefahren dieser Forschung höher als die möglichen Er­
kenntnisse zur Heilung von Krankheiten gewichten und weil 
wir überzeugt sind, dass es andere und ethisch unproblema­
tischere Methoden gibt, um das Ziel zu erreichen, als die 
umstrittene Forschung an embryonalen Stammzellen. Un­
sere Erfahrung bezüglich des Umgangs der Forschung mit 
menschlichem Erbgut hat uns zu dieser kritischen Haltung 
gebracht. 
Blenden wir kurz zurück: Mit der Einführung der ln-vitro-Me­
thoden wurde der Forschung der Zugriff auf weibliche Eizel­
len ermöglicht. Wir feministischen Frauen haben schon 
damals davor gewarnt, damit werde die Büchse der Pandora 
geöffnet. Beschwichtigung war angesagt: Es wurde verspro­
chen, man werde am menschlichen Erbgut nicht forschen 
und die ln-vitro-Methode einzig und allein dazu gebrauchen, 
kinderlosen Paaren zu Ihrem vermeintlichen Recht auf ein 
eigenes Kind zu verhelfen; wer konnte ihnen das schon ver­
argen? Dank dieser Zusicherung haben wir schliesslich dem 
Fortpflanzungsmedizingesetz zugestimmt. 
Nun soll die Büchse der Pandora weiter geöffnet werden. 
Dass die In-vitro-Fertilisation eine aufwendige, schmerzhafte 
und keinesfalls risikolose Methode ist, bei der sich die 
Frauen einer happigen Hormonbehandlung unterziehen 
müssen, damit statt nur einer Eizelle pro Zyklus gleich meh­
rere Eizellen heranreifen, und dass man diese den Frauen 
dann in einer keineswegs leichten Operation entnehmen 
muss, sei hier doch auch noch einmal in Erinnerung gerufen; 
nur damit ja niemand meint, es sei für die Betroffenen un­
problematisch, an weibliche Eizellen heranzukommen. Die­
se sollen nun ja nicht mehr nur für den ursprünglichen 
Zweck, nämlich für die Fortpflanzung, gebraucht werden, 
sondern eben neu zum Forschungsgegenstand «embryo­
nale Stammzellen» umfunktioniert werden. 
Ich habe das so drastisch geschildert, wie es ist, damit ja 
niemand vergisst, dass es sich hier nicht um einen For­
schungsgegenstand wie jeden anderen handelt. Die Be­
schwichtigungen, wonach die ln-vitro-Methode nur zur Fort­
pflanzung zugelassen werde, sind aber bereits Schnee von 
gestern. Bereits wird in der Schweiz an embryonalen 
Stammzellen geforscht, der Tabubruch ist mit der Stammzel­
lenforschung bereits Realität, und der nächste Tabubruch 
steht schon vor der Tür, das so genannte therapeutische 
Klonen. Warum denn sonst müssten wir im Schnellzugs­
tempo dieses Gesetz durchpauken? Damit wir die politische 
Rechtfertigung für etwas nachschieben, was in den For­
schungslabors bereits gemacht wird. 
Ich wette mit Ihnen, dass das beim nächsten Tabubruch, 
eben beim therapeutischen Klonen, dann genau so sein 
wird. Man wird uns erzählen: Wenn es die Schweiz nicht tut -
das hat auch der Kommissionssprecher gesagt-, tun es lta• 
lien oder ein anderes Land, Herr Antlnori soll ja bereits am 
Forschen sein. Man wird uns erzählen, dass es zum Heilen 
von Krankheiten nötig sei und dass unsere Wirtschaft zu­
grunde gehe, wenn wir nicht mitziehen. So wird Schritt um 
Schritt der Zugriff auf menschliches Erbgut vor sich gehen, 
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und die Industrialisierung und Kommerzialisierung menschli­
chen Lebens wird weitergehen. 
Es wird auch versprochen, mit der embryonalen Stammzel­
lenforschung nicht nur einzelne Zelltransplantationen errei­
chen, sondern ganze Organe entwickeln zu können. Bei 
dieser utilitaristischen Logik machen wir Grünen nicht mit, 
denn wenn überhaupt je einmal mit dieser Methode anwen­
dungsreife Therapien erreicht werden sollen, was selbst von 
vielen Wissenschafterinnen und Wissenschaftern schwer 
bezweifelt wird, müsste man zuerst Embryonen als Massen­
ware haben, die man dann forschend ccvernutzen» kann -
eine schreckliche Vorstellung. Wir bieten nicht Hand zu die­
ser Entwicklung, zumal es Alternativen wie die Forschung an 
adulten Stammzellen, an Nabelschnurblutzellen und andere 
ethisch viel weniger heikle Methoden gibt, die unserer Mei­
nung nach und auch nach der Meinung vieler Forscher noch 
gar nicht genügend erforscht sind. 
Wir sind nicht bereit, uns von der Forschung den Takt und 
die Richtung diktieren zu lassen, wenn es um so heikle Fra­
gen wie die Würde menschlichen Lebens geht, und aus die­
sen grundsätzlichen Überlegungen bitten wir Sie, gar nicht 
auf die Vorlage einzutreten. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Habituellement, 
on se moque de l'admlnistration et des politiques a cause de 
leur lenteur. Eh bien, cette loi dement completement cette 
representation, alle temoigne au contraire d'une precipita­
tion rarement observee. Alors que la loi sur la recherche sur 
l'lltre humaln est en preparation, voila qu'on laisse tomber 
ce chantier pour en ouvrir un autre! Pourquoi cette impa­
tience? Ce n'est certainement pas parce que !es malades 
concernes font pression pour obtenir de nouveaux moyens 
therapeutiques. Certes, ils ont de l'espoir, mals il faut recon­
naitre que, du point de vue therapeutique, les promesses 
sont incertaines et les progres aleal:oires. 
En fait, on ne salt pas vraiment si Je potential des cellules 
souches est aussi important qu'on le dit. Redacteur en chef 
du periodlque «Medecine et hygiene», Bertrand Kieferrap­
pelle, a propos des therapies geniques qui etaient presen­
tees il y a quelques annees comme uprioritalres, urgentes, 
porteuses d'avancees therapeutiques quasi certaines», que 
ce phenomene s'est degonfle comme un vaste souffle. De 
plus, les specialistes s'accordent aussi a reconnaitra qu'on 
n'a pas epuise le potential therapeutique des cellules sou­
ches adultes. Comme l'affirme la Commission nationale 
d'ethique dans le domaine de la medecine humaine, «les 
derniers resultats de la recherche scientifique montrent que 
les cellules souches adultes recelent un potential de diffe­
renciation et une plasticite nettement superieurs a ce qui 
etait admis jusqu'alors» («Bulletin des medecins suisses», 
No 83/2002). 
Pourtant, la majorite de la commission souhaite biffer cette 
clause de subsidiarite qui soumettait la recherche sur les 
cellules embryonnaires a la condltion qu'aucun autre moyen 
d'atteindre les mllmes resultats ne soit disponible. Cette de­
cision nous parait de tres mauvais augure. Force est donc 
de reconnaitre que les pressions exercees pour l'elaboration 
de cette loi par las milieux proches de la recherche et les fir• 
mes de biotechnologies sont en relation etroite avec l'am• 
pleur des enjeux economiques. Les medecins suisses le 
reconnaisserit aussi, semble-t-il, puisqu'on peut lire dans 
leur Bulletin No 82/2002: «II n'exlste pas de relatlon directe 
entre le projet actuel de recherche genevois et la necessite 
de sauver des vies humaines.» 
Faut-il rappeler que las entreprises de biotechnologies sont 
florissantes, que leur nombre a passe ces trols dernieres an­
nees de 70 a 130, que le leadership mondial en la matiere, 
evldemment, leur echappe de plus en plus, mais que cela ne 
justifie en aucun cas qu'on se precipite täte baissee dans 
des recherches ethiquement discutables? 
De l'ethique, par1ons-en. Pour les Verts, il n'est pas question 
d'interdire taute recherche, dans une orientation fondamen­
taliste, et par respect de «la vie en soi». Nous estimons que 
«la vie en soi» n'est pas une vie humaine dont la dignite doit 
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lltre protegee. Nous ne soutiendrons donc pas la minorite II 
(Studer Heiner) qui va trop loin dans l'affirmation du droit a 1a 
vie. En revanche, nous estimons que ce dont il est question 
ici n'est rien moins que l'instrumentalisation et la marchandi­
sation de la vie humaine et cela nous deplait profondement. 
Avec cette loi, nous ouvrons la porte a d'autres manipula­
tions et nous detruisons un tabou. 
A cela s'ajoute l'indecence qu'il y a a poursuivre des recher­
ches aussi sophistiquees, alors que seule une infime mino­
rite de la population mondiale pourra en profiter. II est pour le 
moins choquant de penser que des millions de gens meu­
rent chaque annee dans les pays du Sud de maladies qu'on 
pourrait facilement soigner si les firmes pharmaceutiques 
acceptaient de produire les medicaments necessaires au 
lieu de se laisser eblouir par les perspectives des fabuleux 
profits des blotechnologies. 
Compte tenu des dispositions tres restrictives inscrites dans 
la Constitution federale et dans la loi federale sur la procrea­
tion medicalement assistee, on peut considerer que la loi 
qu'on nous propose ici n'est rien d'autre qu'une loi de trans­
gression, une loi qui a pour objectif de contourner les obsta­
cles explicitement et deliberement formules dans d'autres 
leis. Nous estlmons au contraire qu'il convient de revoir l'en­
semble dans une vision globale. 
C'est pourquoi le groupe ecologiste soutient la proposition 
de non-entree en matiere de la minorite Graf qui demande 
l'integration de cette problematique dans le domaine plus 
vaste de la recherche sur l't\tre humain. Le groupe ecolo­
giste soutiendra egalement la proposition de renvoi de la mi­
norite 1 (Dormann Rosmarie) demandant une expertise sur 
la constltutionnalite de cette recherche. 

Rlklln Kathy (C, ZH): Schon wieder ein Kampf zwischen 
dem wissenschaftlich-medizinisch Machbaren und dem 
ethisch Verantwortbaren. Kaum ein Thema wurde in den 
letzten zwei Jahren medial und wissenschaftspolitisch so 
breit behandelt. Nach den bei der Bevölkerung geweckten 
Hoffnungen auf Heilung schwerer Krankheiten würde ein rei­
nes Verbot der Embryonenforschung nicht verstanden. Ei­
nes ist aber sicher: Mit der Embryonen- respektive Stamm• 
zellenforschung betreten wir ein ethisch schwieriges Gebiet. 
Was dürfen wir am werdenden Leben tun? Ist Forschung am 
werdenden Leben ethisch vertretbar? Wenn ja, welche Em­
bryonen dürfen wir verwenden? Auch hier sind klare und re­
striktive gesetzliche Leitplanken nötig, welche die Forschung 
kontrollieren. 
Artikel 119 Absatz 2 Litera a der Bundesverfassung verbietet 
Eingriffe in das Erbgut menschlicher Keimzellen und Em­
bryonen. Bei seiner Beratung im Parlament vor rund zwölf 
Jahren wollte eine grosse Minderheit die In-vitro-Fertilisation 
gar nicht zulassen, damit der Embryo nie für die Forschung 
zugänglich wird. Schliesslich entschied man sich für den 
Kompromissvorschlag, dass beim ln-vitro-Verfahren nur so 
viele Ei- und Samenzellen zu Embryonen entwickelt werden 
dürfen, wie der Frau unmittelbar eingepflanzt werden kön• 
nen - um jegliche Forschung an überzähligen Embryonen 
auszuschliessen. Dieser eindeutige Wille fand denn auch in 
den Bestimmungen des Fortpflanzungsmedizingesetzes sei­
nen Niederschlag, verbietet doch Artikel 5 jegliche Zellent­
nahme von einem Embryo. Obwohl dieses Verbot primär im 
Zusammenhang mit der Präimplantationsdiagnostik steht, 
wurde es im Nationalrat in mehr als einer Abstimmung be­
stätigt. Nicht umsonst kommt denn auch Professor Rainer 
Schweizer in seinem Gutachten zum Schluss, dass weder 
Bundesrat noch Parlament im damaligen Zeitpunkt eine For­
schung an Embryonen ermöglichen wollten. Schliesslich war 
das Fortpflanzungsmedizingesetz das ausführende Gesetz 
zu Artikel 119 der Bundesverfassung, das Forschung an und 
Handel mit Embryonen verbietet; gleichzeitig war es auch 
der Gegenvorschlag zur Volksinitiative «für menschenwür­
dige Fortpflanzung», die die In-vitro-Fertilisation verbieten 
wollte, um die Forschung am Embryo zu verhindern. 
Wir sind überzeugt, dass nur dank dem restriktiven Gesetz 
ein Erfolg der Initiative in der Volksabstimmung verhindert 
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werden konnte. In ihrer Vernehmlassungsantwort hat daher 
die CVP verlangt, dass die Materie im Bundesgesetz über 
die Forschung am Menschen geregelt werde. Dieses neue, 
umfassende Gesetz steht heute leider aber noch nicht be­
reit. 
Die Bewilligung eines einzigen Forschungsgesuches durch 
den Nationalfonds hat nun eine sorgfältige Planung einer 
umfassenden Gesetzesarbeit verunmöglicht. Wir bedauern 
cties! 
Zum vorliegenden Gesetzentwurf: Bei den Stammzellen 
handelt es sich um Zellen in vitro ohne irgendeinen Status 
oder eine besondere ethische Schutzwürdigkeit. Bei den 
Blastozysten hingegen, aus denen die Stammzellen zur Bil­
dung von Stammzelllinien gewonnen werden, handelt es 
sich um einen sich entwickelnden Organismus. Wird ein we­
nige Tage alter Embryo für die Forschung verwendet, wird er 
ein blasses Mittel zum Zweck. Wir erachten dies als proble­
matisch, da auch der sehr frühe humane Embryo ein heran­
wachsender Mensch ist. Heranwachsende Menschen zu 
schützen, ist tief in unserem Menschen- und Weltbild veran­
kert und bildet eine entscheidende Grundlage für die Ge­
währleistung von Humanität und Menschenwürde. Es sind 
daher alle Anstrengungen zu treffen, für Forschungszwecke 
soweit möglich adulte Stammzellen oder Stammzellen aus 
Nabelschnurblut zu verwenden. Dieses so genannte Subsi­
diaritätsprinzip ist der CVP sehr wichtig. 
Wir möchten aber auch keine Abwanderung der Forschung 
und der Forschenden ins Ausland. Wir fordern den Bundes­
rat auf, sich aktiv für weltweite Standards auf dem Gebiet 
der Embryonenforschung einzusetzen - z. B. über die Uno. 
Nur so kann dem Missbrauch der Technik und der Abwande­
rung von Forschern ein Riegel vorgeschoben werden. 
Im Fortpflanzungsmedizingesetz vom 18. Dezember 1998 
wurde bestimmt, dass die bis zum lnkrafflreten dieses Geset­
zes entstandenen überzähligen Embryonen längstens bis 
Ende 2003 aufbewahrt werden dürfen. Die CVP unterstützt in 
dieser Frage das dringliche Bundesgesetz zur Verlängerung 
der Aufbewahrungsfrist altrechtlicher Embryonen. Die Aufbe­
wahrungsfrist für diese Embryonen soll bis zum 31. Dezem­
ber 2005 verlängert werden. Diese Frist soll In Analogie zu 
den imprägnierten Eizellen, die gemäss dem gültigen Fort­
pflanzungsmedizingesetz fOnf Jahre aufbewahrt werden dür­
fen, um zwei Jahre verlängert werden. Werden Embryonen 
nicht mehr zu Fortpflanzungszwecken verwendet oder läuft 
diese Frist ab, dürfen sie, nach Aufklärung des betroffenen 
Paares und mit dessen schriftlicher Einwilligung, bis zum 
31. Dezember 2008 zu Forschungszwecken aufbewahrt und 
nach lnkrafflreten der entsprechenden Gesetzgebung ver­
wendet werden. 
Wichtig ist uns auch, dass die Verfassungsgrundlagen fOr 
den Bereich der Embryonenforschung geschaffen werden. 
Wir begrüssen daher die Motion des Ständerates zu dieser 
Frage sehr. Wir wollen in diesem ethisch und moralisch heik­
len Bereich der Embryonenforschung sehr behutsam legife­
rieren. Der Respekt im Umgang mit dem werdenden 
menschlichen Leben hat erste Priorität. 
Dle Mehrheit der CVP-Fraktion ist für Eintreten und unter­
stützt die vom Ständerat vorgegebene Linie. 

Fetz Anita (S, BS): Ich vertrete hier eine Minderheit der SP­
Fraktion, die für Eintreten auf das Stammzellenforschungs­
gesetz ist. 
Unsere Bilanz nach der Kommissionsberatung ist positiv. 
Wir finden, dass das Gesetz die Forschung an Stammzellen 
zu medizinisch-therapeutischen Zwecken regelt - das ist 
richtig. Wir finden, dass die Forschung in diesem Bereich 
nicht behindert, sondern ganz klar geregelt werden sollte, 
insbesondere auch, um Missbräuche zu vermeiden. Wir 
können verstehen, dass man aus ethisch-moralischen Grün­
den oder auch aus christlichen Überlegungen gegen die 
Forschung an embryonalen Stammzellen ist. Aber ethisch 
ist es genauso vertretbar, eine Forschung zuzulassen, die 
sich mit der Therapie schwerer Krankheiten auseinander 
setzt, auch wenn die Ergebnisse noch in weiter Farne lie-
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gen. Wichtig sind uns aber in diesem heiklen Bereich wirk­
lich klare Auflagen, strenge Regelungen, und entsprechend 
werden wir dann auch abstimmen. Dazu gehören das Subsi­
diaritätsprinzip - da werden wir der Minderheit zustimmen -
und auch die Einschränkung der Patentierung, wie es die 
Mehrheit der Kommission vorschlägt. 
Wenn diese Auflagen erfüllt sind, dann wird ein Teil der SP­
Fraktion diesem Gesetzentwurf zustimmen. 

Sommar"ga Simonetta (S, BE): Vor fünf Jahren hat dieses 
Parlament entschieden, dass wir für die Forschung am Men­
schen eine gesetzliche Grundlage schaffen sollen. Dieses 
Gesetz liegt noch immer nicht vor, nicht einmal Im Entwurf. 
Stattdessen hat man jetzt in ungewöhnlichem Tempo ein 
Embryonenforschungsgesetz ins Parlament gebracht, das 
unter grossem Druck schnell verabschiedet werden soll. 
Dies nur deshalb, weil anlässlich eines einzigen For­
schungsprojektes eine Gesetzeslücke festgestellt wurde. 
Eine einzige Forscherin In der Schweiz arbeitet mit mensch­
lichen embryonalen Stammzellen. 7000 Forschende betrei­
ben Forschung am Menschen. Das Parlament setzt deshalb 
falsche Prioritäten. Falsch sind die Prioritäten auch, weil es 
zur Forschung mit embryonalen Stammzellen nicht nur eine 
valable, sondern auch eine Erfolg versprechende und be­
reits weit entwickelte Forschung mit adulten Stammzellen 
gibt. 
Weil dieses Gesetz eine reine Zwängerei ist, weil es unaus­
gereift ist, weil die Verfassungsgrundlage fehlt und weil die 
Alternativen vorhanden sind, unterstützen ich und ein Teil 
der SP-Fraktion den Nichteintretensantrag der Minderheit 
Graf. 
Dass die Verfassungsgrundlage für dieses Gesetz auf mehr 
als wackligen Füssen steht, hat auch der Ständerat aner­
kannt. Er hat deshalb eine Aufspaltung vorgenommen, die 
ich nicht nachvollziehen kann. Gemäss Verfassung ist die 
Forschung an Embryonen nicht erlaubt. Was anderes aber 
ist die Gewinnung von embryonalen Stammzellen als For­
schung am Embryo? Schliesslich wird der Embryo für die 
Gewinnung von embryonalen Stammzellen vernichtet. Die 
Verfassung, aber auch das Fortpflanzungsmedizingesetz 
erlauben die Forschung am Embryo aber nur, wo diese die 
Lebenschancen des Embryos verbessern - das ist das Ge­
genteil von vernichten. Die Bevölkerung hat 1992 unter die­
sen Voraussetzungen einen Verfassungsartikel angenom­
men. Um glaubwürdig zu sein, sind wir es deshalb der Be­
völkerung schuldig, die Verfassungsfrage vertieft zu beurtei­
len, oder noch besser: die Bevölkerung erneut zu befragen. 
Der heutige Gesetzentwurf hat keine genügende Verfas­
sungsgrundlage, er ist mit der Verfassung nicht zu vereinba­
ren. Deshalb unterstütze ich auch den Rückweisungsantrag 
der Minderheit 1 (Dormann Rosmarie). Die Minderheit I ver­
dient aber auch aus einem anderen Grund unsere Unterstüt­
zung. Während der Beratung dieses Gesetzes war viel die 
Rede von überzähligen Embryonen. Wir haben verschie­
denste Zahlen gehört, und jede Klinik handhabt den Um­
gang mit überzähligen Embryonen etwas anders. Wir haben 
deshalb eine Präzisierung des Fortpflanzungsmedizingeset­
zes gefordert. Dies wurde abgelehnt. 
Auch aus diesem Grund beantragen wir Ihnen, den Antrag 
der Minderheit 1 (Dormann Rosmarie) auf Rückweisung zu 
unterstützen. 

Wldmer Hans {S, LU): Ich spreche für jenen Teil der SP­
Fraktion, der die restriktivste Haltung einnimmt und deshalb 
den Rückweisungsantrag der Minderheit II unterstützt. Ich 
möchte nicht mehr Ober das eingeschlagene Tempo spre­
chen, sondern mit meiner Kritik nur beim Vorprellen des Na­
tionalfonds in diesem Zusammenhang anknüpfen. Das war 
nicht beispielhaft; das hat ganze Bevölkerungsschichten in 
diesem Land nicht für die Forschung eingenommen; das war 
eigentlich ein Skandal! 
In einer Demokratie kann es nicht angehen, dass ein kleiner 
Teil der Gesellschaft - nämlich eine bestimmte «scientlfic 
community» - einfach davon ausgeht, dass eine Mehrheit 
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vom gleichen Menschenbild ausgehe wie sie, von einem 
Menschenbild, das die befruchtete Eizelle einfach als Ware 
betrachtet, als eine Grösse, deren Wert relativiert wird, so­
bald die so genannten hochrangigen Forschungsziele ins 
Spiel kommen. Es gibt in der Ethik auch kategorische Impe­
rative, und das heisst, dass es kain Wenn und kein Aber gibt. 
Uns macht es Angst, dass man jetzt die Urzelle des Leben­
digen antastet und dass man das verfügbar macht. Wir ha­
ben eben ein anderes Menschenbild, das auch dem 
deutschen Embryonenschutzgesetz zugrunde liegt, nämlich 
jenes, dass schützenwertes menschliches Leben mit der 
Verschmelzung von Ei und Samenzelle beginnt. Wer von ei­
ner solchen Auffassung ausgeht, für den - und er schämt 
sich nicht, das zu sagen - gibt es eben ein Tabu. Dieses 
Tabu kann man auch nicht mit der raffinierten Sprachrege­
lung von «Zellhäufchen» einfach wegdiskutieren. 
In einer Demokratie darf es verschiedene Menschenbilder 
geben, das soll man ausmehren. Aber man soll die einen 
nicht einfach überrennen, nur weil man mit der Wirtschaft 
oder mit der Forschung «verheiratet» ist. Auch die anderen 
sind ernst zu nehmen, und erst recht ist die Verfassung ernst 
zu nehmen. Sie soll zuerst festlegen, was geht, und nachher 
erst kommt die Gesetzgebung. Aus diesem Grund bedanken 
wir uns, wenn Sie auch für diese Minderheiten Verständnis 
haben. Denn es wird für die Gesellschaft in unserem Jahr­
hundert sehr wichtig sein, dass es noch Leute gibt, die sa­
gen: Es gibt noch gewisse Dinge, die man nicht antastet. 
Und die Forscher müssen sich auch der Demokratie unter­
ordnen, wenn sie von diesem staat Geld wollen. Ich bin 
nicht forschungsfeindlich, aber es gibt Forschungen, die de­
mokratisch in die Schranken gewiesen werden müssen. 
Aus diesem Grunde bitte ich Sie, die Minderheit II respektive 
die Rückweisungsanträge zu unterstützen. 

Haller Ursula (V, BE): Dass wir hier nicht nur ein ethisch­
moralisches, sondern auch ein emotionales Thema behan­
deln, hat mein Vorredner soeben bewiesen. Der Ständerat 
hat das Gesetz in der Frühjahrssession 2003 bekanntlich 
einstimmig mit 23 zu O Stimmen verabschiedet. Dies zeigt, 
dass die künstliche Trennung zwischen Embryonenfor­
schung und Stammzellenforschung politisch vertretbar ist, 
weil für die Stammzellenforschung eine breite Unterstützung 
vorhanden ist, währenddem die Embryonenforschung emo­
tional stark verunsichert und nicht zuletzt mit dem Thema 
der Reproduktionsmedizin verbunden wird. Auch die in un­
serer Fraktion geführte Diskussion hat dies deutlich ge­
macht. Es scheint denn auch aus unserer Sicht sinnvoll, die 
Diskussion der Embryonenforschung mit dem Bundesgesetz 
über die Forschung am Menschen zu verbinden. Ob aller­
dings aus rein wissenschaftlicher Sicht die nun beabsichtigte 
Trennung zwischen Embryonenforschung und stammzellen­
forschung sinnvoll ist, weil möglicherweise nicht konsequent 
umsetzbar, muss hier mindestens gefragt werden, da bin ich 
mit Maya Graf einverstanden. 
Auch muss die Frage erlaubt sein, ob wir uns mit der Tren­
nung zwischen Embryonen- und Stammzellenforschung 
nicht selbst behindern. Ist es in der Praxis möglich, nur an 
Stammzellen zu forschen? Verlieren wir nicht zu viel Zeit, die 
andere Länder nutzen? Ich hoffe, dass der Forschungsplatz 
Schweiz dadurch nicht gefährdet wird und unsere Forscher 
und Forscherinnen ihre Arbeit deshalb nicht ins Ausland ver­
legen. 
Wenn die Diskussion Ober die Embryonenforschung mit dem 
Bundesgesetz über die Forschung am Menschen verbunden 
wird, hat dies jedoch mindestens den Vorteil, dass man bei 
anderen Vorschlägen hinsichtlich der Ausweitung des Gel­
tungsbereichs darauf verweisen kann, dass es verfehlt wäre, 
die zurzeit auch gemäss Gesetz Ober die medizinisch unter­
stützte Fortpflanzung geltende Definition eines Embryos, der 
durch die Befruchtung einer Eizelle entsteht, ändern zu wol­
len. Sicher haben Sie alle die jüngsten Meldungen über die 
Möglichkeit der Produktion von Eizellen und von totipotenten 
Zellen aus Stammzellen bei Mäusen gelesen. Diese Mel­
dungen zeigen eigentlich nur, wie problematisch die Diskus-
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sion Ober Pluri- oder Totipotenz von Zellen ist. Es wird 
letztlich eine jahrelange Grundlagenforschung brauchen, um 
auf alle auftauchenden Fragen auch eine entsprechende 
Antwort zu finden. Diese Zeit sollte genutzt werden, um sinn­
voll über Chancen und Risikan zu diskutieren, um offene 
Fragen jetzt zu beantworten wie diejenige, was mit den vor 
Inkrafttreten des Fortpflanzungsmedizingesetzes entstande­
nen altrechtlichen Embryonen passieren soll, die spätestens 
am 31. Dezember dieses Jahres zu vernichten wären- übri­
gens ein schrecklicher Ausdruck. 
Wir sind uns bewusst, dass die Fassung des Ständerates re­
striktiver ist als die Vorlage des Bundesrates. Dies hat je­
doch eindeutig auch den Vorteil, dass der Entwurf dadurch 
breiter abgestützt ist und damit die zurzeit dringliche Rege­
lung der Forschung mit embryonalen Stammzellen, die aus 
überzähligen Embryonen gewonnen werden, offen hält. 
Wir sind uns auch bewusst, dass die Chancen für eine ra­
sche und vernünftige Regelung der Stammzellenforschung 
steigen, wenn sich unsere Version an der Fassung des Stän­
derates anlehnt. Die auf die Stammzellenforschung redu­
zierte Vorlage bringt die auch aus unserer Sicht zu begrüs­
sende Öffnung für die Grundlagenforschung. Das Gesetz 
hat somit realistische Chancen für eine gute Akzeptanz, 
auch wenn letztlich nicht alle Mitglieder der SVP-Fraktion zu­
stimmen werden. 
Trotzdem möchte ich noch einen Aspekt erwähnen, nämlich 
die Frage der Moral und der Ethik, letztlich auch die Frage 
betreffend die religiösen Gefühle. Der Kommissionspräsi­
dent hat ebenfalls darauf hingewiesen, und ich wiederhole 
die Frage: Darf ein Embryo, also werdendes menschliches 
Leben, in der Forschung Oberhaupt verbraucht, also zerstört 
werden, auch wenn damit hochwertige Forschungsziele ver­
folgt werden? Dies im Wissen, dass auch der Embryo -
auch der überzählige - ein Recht auf den Schutz der Men­
schenwürde hat, wie es vorhin Herr Wldmer ausgedrückt 
hat, und nicht als blosse Sache oder Ware betrachtet wer­
den kann. 
Ich darf Ihnen versichern, die SVP-Fraktion hat diese morali­
schen, ethischen und religiösen Fragen sehr seriös disku­
tiert. Wir sind also froh, dass diesen Fragen auch in der 
Kommission ein grosser stellenwert zukam und dass einge­
hend darüber diskutiert wurde. Schlussendlich muss aber je­
der und jede diese Fragen selbst beantworten. Es gilt, die 
daraus resultierende Haltung respektive Meinung zu respek­
tieren, auch bei einer anderen eigenen Auffassung. 
Zusammenfassend stelle ich fest, dass die zur Diskussion 
stehende Vorlage die wichtige Öffnung für die Grundlagen­
forschung bringt. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der Mehrheit der SVP-Frak­
tion, auf das Gesetz einzutreten und die Rückweisungsan­
träge abzulehnen. 

Donz.-i Walter (E, BE): Ich spreche im Namen der evangeli­
schen und unabhängigen Fraktion und stelle fest, dass wir 
eigentlich zwei Grundprobleme vor uns haben. Das eine 
sind die so genannt planwidrig anfallenden Embryonen. 
Hierzu will die Minderheit 1 (Dormann Rosmarie) einen Be­
richt. Dann haben wir das zweite Problem, dass der Verfas­
sungsauftrag, das Leben grundsätzlich zu schützen, tangiert 
wird. Nach unserer Auffassung wird er auch verletzt, und 
hierzu will die Minderheit I wenigstens ein Gutachten verlan­
gen. 
Was wollen wir von der evangelischen und unabhängigen 
Fraktion? Wir unterstützen die Minderheit II und damit unse­
ren Fraktionskollegen Studer Helner. Wir wollen nicht nur 
eine neue Abklärung, sondern wir wollen eine neue Lösung. 
Wir wollen den Sack zubinden und dem Bundesrat einen 
klaren Auftrag für eine neue Vorlage geben. Ich möchte be­
tonen, dass unsere Haltung nicht fundamentalistisch, auch 
nicht einfach konservativ ist. Unser Motiv ist die Ehrfurcht 
vor dem Leben und vor dem, der das Leben gegeben hat. 
Unsere Haltung ist auch nicht forschungs- oder wirtschafts­
feindlich. Wir meinen, die Schweiz soll und kann sich in der 
Forschung an den adulten Stammzellen, an den nichtem-
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bryonalen Stammzellen spezialisieren. Dieser Forschung 
stellen wir kein Hindernis in den Weg. 
Ich bitte Sie deshalb: Respektieren Sie die Gewissenshal­
tung eines Teils unseres Volkes, aber auch das selbstbe­
wusste Menschenbild eines anderen Teils der Bevölkerung, 
der mit uns zum gleichen Schluss kommt, nämlich zum 
Schluss der Minderheit II, dass das Gesetz an den Bundes­
rat zurückzuweisen ist mit dem Auftrag, eine Vorlage auszu­
arbeiten, die den verfassungsmässigen Schutz des Lebens 
gewährleistet, das gesetzliche Verbot der Embryonenfor­
schung sicherstellt und die Einfuhr von embryonalen 
Stammzellen verbietet. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est inte"ompu 

Schluss der Sitzung um 12.45 Uhr 
La seance est /evee a 12 h 45 

17 septembre 2003 
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Embryonenforschungsgesetz 
Loi relative 
a la recherche sur les embryons 

Fortsetzung - Suite 
Botschall des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil fäderal 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Consell) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
Nationalral/Conseil nallonal 17.09.03 (Zweitrat- Dewd(lme Conseil) 
Nationalrat/Conseil nallonal 17.09.03 (Fortsetzung-Suite) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Nallonalrat/Consell national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 01.10.03 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/ConseU national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel- Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 02.10.03 (Dringllchkeltsklausel - Clause d'Ur· 
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Natlonalrat/ConseH national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acle leglslatlf 2 (RO 2003 3681) 

Le prealdent (Christen Yves, president): Je voudrais dire 
en deux mots comment las debats devraient se derouJer. 
Nous sommes a l'article 2. Nous menerons trois debats es­
sentiels: le premier, c'est le debat sur les parthenotes qul 
conceme las articles 2, 3, 22, 25 et 28a article 2 alinea 1 er 
tattre bbts; le deuxieme sur le princlpe de subsidlarite, sont 
concemes les articles 8 alinea 2 lettre abis, Ba alinea 3 let­
tre b et 14 lettre b; le troisleme sur le probleme des brevets a 
l'article 28a article 2 alinea 1er lettre d. II y a encore des pro­
positions individuelles, l'une de M. Schmied Walter concer­
nant les dispositions penales qua nous traiterons a la fin du 
debat. 

1. Bundesgesetz Ober die Forschung an Oberzihllgen 
Embryonen und embryonalen Stammzellen 
1. Lol federale.relaUve a la recherche sur les embryons 
sumumeralres et sur les cellules souches embryon­
nalres 

Art.2 
Antrag der Mehrheit 

d. Parthenote: Organismus, der aus einer unbefruchteten Ei­
zelle hervorgegangen ist. 

Antrag der Minderheit 
(Gutzwiller, Bangerter, Guisan, Heberlein, Kunz, Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Bst. d 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.2 
Proposition de /a majorite 

d. Parthenote: organisme issu d'un ovule non feconde. 
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Proposition de la minorite 
(Gutzwiller, Bangerter, Guisan, Heberlein, Kunz, Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Let. d 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Zu Arti­
kel 2: Hier geht es um die Begriffsdefinitionen; es geht da­
rum, einen neuen Begriff einzuführen, nämlich die so ge­
nannte Parthenote. Dieser Begriff hat in Artikel 3, bei den 
«verbotenen Handlungen», eine Mehrheit von 10 zu 9 Stim­
men in der Kommission gefunden. Bevor die Debatte über 
die Parthenote lanciert wird, möchte ich Ihnen gerne in ein 
paar kurzen Sätzen sagen, worum es sich handelt. Was ist 
unter Parthenogenese und was ist unter Parthenote zu ver­
stehen? 
Eizellen entwickeln sich ohne Befruchtung zu vollständigen 
Individuen, das ist die Parthenogenese. Diese Entwicklung 
kommt z. B. bei Pflanzen und Insekten, aber auch bei gewis­
sen Reptilien und Amphibien vor. Bei Säugern sterben die 
Embryonen in der Regel in einem sehr frühen Entwicklungs­
stadium ab. Parthenoten sind also «Embryonen», die par­
thenogenetisch entstanden sind. Es Ist allerdings strittig, ob 
sie sich als Embryonen bezeichnen lassen, da die her­
kömmliche Definition eines Embryos die Befruchtung mit 
einschliesst. Nach dem derzeitigen Wissensstand kann sich 
eine Parthenote nicht zu einem Menschen entwickeln. Ver­
suche, parthogenetisch erzeugte Mausembryonen im Uterus 
einer Maus weiterzuentwickeln, sind bisher misslungen. So 
viel also zur Definition der Parthenote. 
Wir werden bereits hier bei Artikel 2 die Diskussion über die 
Einführung der Parthenote fuhren. Wenn die Aufnahme der 
Parthenote im Gesetz eine Mehrheit findet, dann heisst das, 
dass dieser Begriff in den Artikeln 3, 22, 25 und 28a einge­
führt wird. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commission: Avant de 
parler de parthenotes, il vaut peut-€!tre la peine d'en donner 
brievement une definition, parce que votre rapporteur doit 
avouer qu'avant d'aborder cette loi, il n'avait meme pas 
entendu le mot. Las parthenotes sont des ovules qui se 
developpent sans fecondation. Des lors, ce n'est pas un 
embryon. Ces developpements sont crees par certaines 
conditions chimiques dans lesquelles on place las ovules. 
Dans le cas des mammiferes, jusqu'a present, il a ete im­
possible de pousser ce developpement jusqu'a un etre hu­
main ou meme un mammifere complet; en revanche, dans le 
cas d'insectes et de plantes, il est possible de developper a 
partir d'une cellule un dispositif complet. C'est le cas specia­
lement lorsque l'on fait des boutures avec des plantes. 
Quelle position ethique prendre par rapport aux parthenotes, 
qui ne sont pas des embryons mals qui pourraient donner 
naissance a des cellules souches? II est trop töt pour le deci­
der. Je vais vous citer la position qui a ete prise en juin 2002 
par la Commission nationale d'ethique pour la medecine hu­
maine: «Comme cette recherche en est encore a ses de­
buts, la commission recommande que las options ne soient 
pas pour !'Instant decidees. II faudrait d'abord que le poten­
tial scientifique aussi bien que las implications ethiques et 
sociales soient soigneusement etudiees.» 
Malgre cette recommandation, une courte majorite de la 
commission a decide d'inclure les parthenotes dans la liste 
des organes qua l'on ne peut pas developper. II vous appar­
tient de decider en fonction de ces elements de fait. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Nachdem die beiden Kommissi­
onssprecher hier schon frühmorgendlich ein kleines medizi· 
nisches Seminar abgehalten haben, sind die Begriffe ge­
klärt, und ich kann gleich „in medias res» einsteigen: Es 
geht hier also um die - auf Deutsch - «Jungfernzeugung», 
die Parthenogenese, also um die Tatsache, dass sich Eizel­
len ohne Befruchtung zu einer Weiterentwicklung anregen 
lassen. Man darf vielleicht beifügen, dass es erst seit einein­
halb, zwei Jahren Oberhaupt gelungen ist, menschliche Ei-
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zellen derart zu entwickeln. Es gibt Untersuchungen, die ver­
mittels physikalischer und chemischer Reize solche Parthe­
nogenesen oder eben Jungfernzeugungsprozesse anregen 
können. 
Ich glaube, der Grund, weshalb Ihnen die Minderheit hier 
vorschlägt. dieses Thema noch nicht zu regeln es wird ei­
nes Tages eine Regelung brauchen -, ist im Prinzip der glei­
che Grund, der gestern bei den Rückweisungsanträgen für 
das ganze Gesetz angeführt wurde. Dort hat man ja gesagt, 
es reiche, wenn die Frage im Bundesgesetz über die For­
schung am Menschen geregelt werde. Das Gefühl der Min­
derheit ist, dass wir hier in einem Gebiet sind, das noch so 
wenig entwickelt ist, dass sinnvollerweise damit zugewartet 
werden kann, bis das Bundesgesetz über die Forschung am 
Menschen dann so weit ist. 
Alle diejenigen, die gestern grundsätzlich eine Rückweisung 
des Bundesgesetzes über die Forschung am Menschen 
wollten, könnten also eigentlich ohne Probleme der Minder­
heit zustimmen. 
Ich darf schliesslich darauf hinweisen - der Kommissions­
sprecher welscher Zunge hat das getan-, dass sich auch 
die Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedi­
zin (NEK) mehrheitlich klar in diese Richtung geäussert hat. 
Die Mehrheit der NEK hat nämlich festgehalten, dass noch 
kein Regelungsbedarf besteht, bevor das wissenschaftliche 
Potenzial und die ethischen Implikationen dieser Verfahren 
geprüft sind. Ich zitiere aus der Stellungnahme der NEK: 
«Da die diesbezügliche Forschung noch in ihren Anfängen 
steckt, empfiehlt die NEK, die Option alternativer Stammzell­
gewinnungsmethoden» - und darum handelt es sich bei der 
Jungfernzeugung - .. noch nicht abschliessend zu regeln. 
Zuerst sollen das wissenschaftliche Potenzial sowie die ethi­
schen und gesellschaftlichen Implikationen sorgfältig geprüft 
werden.» 
Die starke Minderheit beantragt Ihnen deshalb, dieses 
Thema aus diesem Gesetz herauszunehmen und dann 
eben im Rahmen des Bundesgesetzes über die Forschung 
am Menschen zu regeln. Das ist der Antrag, den wir Ihnen 
hier stellen möchten. 

Polla Barbara (L, GE): Comme on vous l'a explique, le par­
thenote comporte 46 chromosomes par dedoublement du 
material ovocytaire, mais en l'absence de material genetique 
mäle. En fait, il existe dans la nature un mecanisme qu'on 
appelle l'ccimprinting» genomique qui interdit le developpe­
ment embryonnalre en l'absence de chromosomes des deux 
sexes. II faut, pour le developpement embryonnaire, que des 
chromosomes des deux sexes soient presents dans l'em­
bryon. Les parthenotes ne peuvent donc pas se developper, 
ou tout au plus jusqu'au stade de l'implantation tres precoce. 
II est vrai que ce phenomene d'«imprinting» genomique peut 
avoir des implications importantes pour la comprehension 
de certains cancers. II est activement etudie - notamment 
au National Institute of Health des Etats-Unis -, mais les 
connaissances que nous avons a !'heure actuelle sur les 
parthenotes sont tellement limitees que, comme l'ont dit mes 
preopinants, ou en tout cas M. Gutzwiller, je pense qu'il est 
vraiment premature et inadequat de legiferer. 
Cette question aura toute sa place dans le travail que nous 
allons faire prochainement - que nous ne pourrons pas re­
tarder beaucoup plus longtemps - sur la recherche sur les 
embryons et sur la recherche sur l'etre humain en general, 
mais pas ici puisque cette loi ne porte que sur les cellules 
souches embryonnaires. Une autre possibilite concernant 
les parthenotes - une fois que les connaissances seront ac­
quises - serait eventuellement, si la conclusion est qu'il faut 
effectivement lnterdire leur production ou leur utilisation, de 
l'inscrire dans la loi sur la procreation medicalement assis­
tee puisque c'est la. aussi que figure l'interdiction de creer 
des chimeres et des hybrides. 
J'aimerais encore rappeler que la parthenogenese peut ra­
rement Atre spontanee et qu'elle se retrouve dans certaines 
tumeurs humaines, notamment des tumeurs ovariennes. 
Evidemment, on ne peut pas imaginer qu'on va interdire des 
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erreurs de la nature et, d'une maniere plus generale, qu'on 
puisse legiferer sur elles. 
Je l'ai dit hier, l'un des avantages tres importants de la 
Suisse et la raison pour laquelle les recherches de ce type 
doivent vraiment ätre effectuees dans notre pays, c'est notre 
double competence remarquable au niveau scientifique et 
ethique. Mais ces competences, qu'elles soient scientifiques 
ou ethiques, ne sont pas des competences spontanees; ce 
sont des competences qui doivent s'exercer. Or - et tous les 
preopinants l'ont mentionne - la Commisslon nationale 
d'ethique pour la medecine humaine elle-mEime le souligne, 
eile n'a en fait pas encore eu l'opportunite, vu que cet objet 
n'est arrive dans le champ des investigations scientifiques et 
ethiques que depuis peu de temps, d'examiner la question, 
de se prononcer, de pouvoir nous donner un avis. 
D'une certaine fai;:on, le fait de legiferer sur les parthenotes 
serait decider que nous court-circuitons la commission 
d'ethique et que nous ne lui laissons pas le temps de nous 
donner un avis. Ce serait temoigner un certain mepris par 
rapport a l'avis d'une commission d'ethique que nous avons 
mise en place parce que nous estimons justement que nous 
avons besoin de ses competences et de son avis avant de 
pouvoir legiferer. On ne peut pas legiferer avant de savoir. 
En l'occurrence, il nous taut faire preuve de modestie et lais­
ser le temps aux personnes competentes, dans les domai­
nes ethique et scientifique, de pouvoir nous donner un avis, 
avis sur lequel nous pourrons ensuite baser notre opinion 
avant de legiferer. 
Je pense qu'il est urgent d'attendre, ce n'est pas souvent 
que je le dis, et je vous remercie de soutenir la proposition 
de minorite Gutzwiller. 

Dormann Rosmarie (C, LU): Beim vorliegenden Antrag der 
Minderheit geht es um einen Grundsatzentscheid: Er betrifft 
die Parthenotenbildung, die heute weder in diesem noch in 
einem anderen Gesetz geregelt ist. Herr Gutzwiller, es hält 
uns nichts davon ab, vollständige Arbeit zu leisten. Da die 
Mehrheit der Kommission dieses Gesetz heute beraten will, 
wollen wir vollständige Arbeit leisten. Sie haben vorhin ge­
sagt, man sei widersprüchlich, nachdem man einen Antrag 
auf Rückweisung gestellt hat und dann hier für die Auf­
nahme der Parthenotenbildung ins Gesetz eintritt. 
Die Bildung einer Parthenote Ist weder eine Illusion noch 
eine Utopie, sondern sie ist bereits erfolgt; erste Erfolge gibt 
es in den USA, die sind bekannt. 
Deshalb unterstütze ich den Antrag der Mehrheit der Kom­
mission, damit die Bildung einer Parthenote zwecks Ent• 
nahme von Stammzellen verboten ist. Gegen das eigentli­
che Verbot der Parthenotenbildung kommen denn auch 
keine Einwände, weder von Herrn Gutzwiller noch von Herrn 
Randegger. Einwände werden nur aus formaljuristischen 
und aus gesetzestechnischen Gründen gemacht. Die Bil­
dung von Parthenoten muss aber in diesem Gesetz explizit 
verboten werden. Das Hinausschieben auf das Humanfor­
schungsgesetz, wie es die Minderheit der Kommission will, 
ist eine Vertagung, vielleicht auf einige Jahre. 
Gerade im Zeltpunkt der Beratungen dieser Vorlage konnten 
wir von einem grossen Forschungserfolg in den USA lesen, 
nachdem dort die Bildung einer Parthenote möglich gewor­
den ist. Eine Parthenote ist ein durch eine so genannte ein­
geschlechtliche Fortpflanzung aus unbefruchteten Eizellen 
entstandener Embryo, der allerdings nicht entwicklungsfähig 
ist. Seine Bildung kommt aber unmissverständlich der ver­
brauchenden Forschung gleich, da durch die Mutierung von 
Eizellen die Gewinnung von embryonalen Stammzellen 
möglich wird. Aus dem eigenmächtigen Handeln des 
Schweizerischen Nationalfonds, der mittels Gutachten eine 
Lücke im Fortpflanzungsmedizingesetz gefunden und des­
halb den Import von embryonalen Stammzellen unterstützt 
und bejaht hat, möchten wir die Lehren ziehen: Wir möchten 
hier die bereits bekannte Lücke schliessen und keine Grau­
zone offen lassen. 
Ich bitte Sie namens der CVP-Fraktion, den Minderheitsan­
trag Gutzwiller abzulehnen und die Kommissionsmehrheit 
zu unterstützen. 
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Haller Ursula (V, BE): Frau Dormann, wir alle wollen tat­
sächlich vollständige Arbeit machen, da haben Sie Recht. 
Insofern bedaure ich es sehr, dass wir dieses wichtige Ge­
setz nur stückweise beraten. Ich bedaure es, dass die Dis­
kussionen mit immer wieder unterschiedlicher Besetzung 
geführt werden und dass die Eintretensdebatte zerstückelt 
wird. Da wird die ganze Gesetzesberatung unwürdig unter­
brochen, obwohl es gerade bei diesem Gesetz ja so wichtig 
ist, dass man das Pro und Kontra kennt. 
Ich will das nur einmal tun. Ich werde in Zukunft nicht mehr 
ans Mikrofon kommen, einfach nur, um mich den Vorrednern 
anzuschliessen. Dafür ist unsere Zeit zu wertvoll. Aber trotz­
dem möchte ich hier doch noch im Namen der SVP-Fraktion 
sagen - auch auf die Gefahr hin, dass Frau Dormann sagt, 
es seien nur formaljuristische und gesetzestechnische 
Gründe, die uns veranlassten, die ganze Diskussion auf die 
Beratung Ober das Bundesgesetz Ober die Forschung am 
Menschen zu verschieben-: Auch wir haben nach einer lan­
gen Diskussion in der Kommission den Eindruck, dass die 
Bedeutung der Parthenoten in der Forschung noch unklar 
ist; es ist deshalb aus unserer Sicht falsch, sie hier regeln zu 
wollen. Wir wissen, dass es in der Natur diese Variante gibt: 
Sowohl bei Pflanzen und Insekten als auch bei gewissen 
Reptilien kommen Parthenoten vor. Wir sind uns aber auf­
grund des heutigen Wissensstandes bewusst, dass sich 
Parthenoten nicht zu einem Menschen entwickeln können, 
weil die Embryonen in einem sehr frühen Stadium abster~ 
ben. Dies sind die Grande dafür, dass wir jetzt die Diskus­
sion Ober das Stammzellenforschungsgesetz zu Ende 
fahren möchten und dann die ausgiebige Diskussion über 
die Parthenoten im Bundesgesetz über die Forschung am 
Menschen führen wollen. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der SVP-Fraktion, den Min­
derheitsantrag Gutzwiller anzunehmen. 

Präsident (Christen Yves, Präsident): Die grüne Fraktion 
und die SP-Fraktion unterstützen die Mehrheit Die FDP­
Fraktion unterstützt die Minderheit Gutzwiller. 

Randegger Johannes (R, BS), fOr die Kommission: Die 
Mehrheit will hier der Forschung vorsorglich einen Riegel 
vorschieben. Frau Dormann hat eine amerikanische Arbeit 
zitiert, bei der es gelungen ist, parthenogenetische Entwick· 
lungen aufzuzeigen. Diese Arbeit stammt von Cibelli und 
wurde am 26. November 2001 im «The Journal of Regene­
rative Medicine» publiziert. Was hat Cibelli festgestellt? 
Dass menschliche Eizellen durch chemisch-physikalische 
Reize zu parthenogenetischen Entwicklungen angeregt wer­
den können. Einige dieser Eizellen entwickelten sich nach 
fQnf Tagen zu Gebilden, die wie Blastozysten aussahen, 
aber keine Embryoblasten enthielten, sodass keine embryo­
nalen Stammzellen daraus gewonnen werden konnten. So 
viel zu dieser wissenschaftlichen Arbeit, die Sie - vermut­
lich - zitiert haben; ich habe hier eine ziemlich genaue Über­
sicht über diese Arbeiten. 
Ich erinnere noch einmal daran, wie es der welsche Kom­
missionssprecher schon getan hat, was die Nationale Ethik­
kommission (NEK) im Juni 2002 festgehalten hat: «Da die 
diesbezügliche Forschung noch in ihren Anfängen steckt, 
empfiehlt die NEK, die Option alternativer Stammzellgewin­
nungsmethoden» - und das ist jetzt eine alternative Stamm­
zellgewinnung - «noch nicht abschliessend zu regeln. Zu­
erst sollen das wissenschaftliche Potenzial sowie die ethi­
schen und gesellschaftlichen Implikationen sorgfältig geprüft 
werden.» Jetzt geht es hier darum, dass wir ein Forschungs­
gesetz bearbeiten, und dieses Forschungsgesetz basiert auf 
überzähligen Embryonen. Nur aus diesen überzähligen Em­
bryonen und unter den bereits gestern ausführlich dargeleg­
ten Bedingungen dürfen embryonale Stammzellen entnom­
men werden. 
Die Mehrheit der Kommission empfiehlt Ihnen - der Ent­
scheid fiel in der Kommission mit 10 zu 9 Stimmen-, die 
Parthenote als Begriff in die Definitionen und dann später in 
die Artikel 3, 22, 25 und 28a aufzunehmen. 

18 septembre 2003 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Herr Randegger, ich bin bis 
jetzt davon ausgegangen, dass die Kommissionssprecher 
die Meinung der Kommissionsmehrheit vertreten. Gilt das 
für Sie nicht? 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Die 
Kommissionssprecher haben auch die Aufgabe, die Dinge 
wahrheitsgetreu darzustellen. Wenn Publikationen zitiert 
werden, dann muss auch richtig gestellt werden, wie diese 
Publikationen veröffentlicht werden und was sie beinhalten. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Je vous 
rappelle que nous avons decide de restreindre la portee de 
cette loi a l'utilisation des embryons surnumeraires et des 
cellules souches embryonnaires. Le Conseil federal a refle­
chi aux problemes qul sont discutes maintenant. II a en son 
temps renonce a reglementer la parthenogenese dans cette 
loi. A l'heure actuelle, les questions aussi bien scientiflques 
qua juridiques et ethiques liees a la parthenogenese appli­
quee ä la production de cellules souches embryonnaires 
n'ont pas ete definitivement clarifiees. 
Ainsi, la question de savoir si les organismes issus de la par­
thenogenese peuvent ätre designes comme embryons est 
controversee. On continue de se poser la question de savoir 
si la parthenogenese est un processus de production de cel­
lules souches molns sensible du point de vue ethique et l'on 
ne sait pas si des organismes issus de la parthenogenese 
pourront un Jour ätre utilises pour la production de cellules 
souches embryonnalres fonctionnelles. Finalement, il est, 
comme disait un minlstre de la llle Republique, urgent d'at­
tendre dans ce domaine et il ne taut pas essayer de dissiper 
tous les doutes par une Intervention hätive. Je crois qua la 
legislation sera meilleure si on renonce a introduire cette de• 
finition dans la loi et si l'on suit la minorite Gutzwiller. 
La Conseil federal vous recommande de rejeter cet amen­
dement, de suivre Je Conseil des Etats et donc d'adopter la 
proposition de minorite Gutzwiller. 

Le presldent (Christen Yves, president): Ce vote est valable 
pour les articles 3, 22, 25 und 28a. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit ..•. 60 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit ••.• 57 Stimmen 

Art.3 
Antrag der Mehrheit 
Abs.1 

cbis. eine Parthenote zu entwickeln, daraus embryonale 
Stammzellen zu gewinnen oder solche zu verwenden; 
d ...•. eine Chimäre oder eine Hybride oder eine Parthenote 
ein- oder auszufahren. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Gutzwiller, Bangerter, Guisan, Heberlein, Kunz, Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.3 
Proposition de la majorite 
Al. 1 

cbis. de developper un parthenote, de produlre des cellules 
souches ä partir d'un parthenote, ou d'utiliser de telles cellu­
les; 
d ...•. une chimere, un hybride ou un parthenote. 
A/.2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Proposition de la minorite 
(Gutzwiller, Bangerter, Guisan. Heberlein, Kunz, Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemliss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 4; 2. Kapltel Titel; 1. Abschnitt Tltel, Art. 5-7; 2. Ab­
schnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 4; chapltre 2 tltre; sectlon 1 Utre, art. 5-7; sectlon 2 
tltre 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen --Adopte 

Art. 8 
Antrag der Mehrheit 
Titel 
Bewilligungspflicht für die Stammzellengewinnung 
Abs. 1 
Wer aus überzähligen Embryonen embryonale Stammzellen 
im Hinblick auf die Durchführung eines Forschungsprojektes 
gewinnen will, braucht eine Bewilligung des Bundesamtes 
für Gesundheit (Bundesamt). 
Abs.2 

a. für das Forschungsprojekt die befürwortende Stellung­
nahme der Ethikkommission nach Artikel 13 vorliegt; 
abis. Streichen 

Abs.3 
Streichen 

Antrag der Minderheit 
(Dormann Rosmarie, Bruderar, Chappuis, Fetz, Graf, Müller­
Hemmi, Riklin, Simoneschi, Sommaruga) 
Abs. 2 Bst. abis 
abis. keine geeigneten embryonalen Stammzellen im Inland 
bereits vorhanden sind; 

Art. 8 
Proposition de la majorite 
Titre 
Autorisation pour la production de cellules souches 
Al.1 
Quiconque veut produire des cellules souches embryonnai­
res a partir d'embryons surnumeraires en vue de realiser un 
projet de recherche doit etre en possession d'une autorisa­
tion delivree par !'Office federal de la sante publique (l'ot­
fice). 
Al.2 

a. si le projet de recherche a r8',U l'avis favorable de la com­
mission d'ethique selon l'article 13; 
abis. Bitter 

Al.3 
Blffer 

Proposition de la minorite 
(Dormann Rosmarle, Bruderar, Chappuis, Fetz, Graf, Müller­
Hemmi, Riklin, Simoneschi, Sommaruga) 
Al. 2 /et abis 
abis. s'il n'y a pas de cellules souches embryonnaires ade­
quates deja disponibles en Suisse; 

Randegger Johannes (R, BS). für die Kommission: Arti­
kel 8 in der Fassung des Ständerates beinhaltet die Bewilli-
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gungspflicht für die Stammzellengewinnung im Hinblick auf 
Forschungsprojekte mit embryonalen Stammzellen wie auch 
für Forschungsprojekte zur Verbesserung des Gewinnungs• 
verfahrens. Um die Verständlichkeit des Gesetzes zu ver­
bessern, hat unsere WBK beschlossen, die beiden Bereiche 
zu trennen: Artikel 8 regelt nun also die Bewilligungspflicht 
für die Gewinnung embryonaler Stammzellen im Hinblick auf 
Forschungsprojekte mit embryonalen Stammzellen und Arti­
kel Ba die Forschungsprojekte zur Verbesserung des Verfah­
rens zur Gewinnung von embryonalen Stammzellen. 

Neirynck Jacques (C, VD), pour la commission: Le Conseil 
des Etats a rajoute, par rapport au projet initial du Conseil fe­
deral, une clause supplementaire qui a fait probleme dans 
notre commission. C'est celle qui dit qu'on ne peut faire des 
recherches en utilisant des cellules souches embryonnaires 
que s' «il est impossible d'obtenir d'une autre maniere des 
connaissances d'egale valeur" (art. Ba let. b). C'est le genre 
de clause qu'un juriste peut imaginer mais qui n'a stricte­
ment aucun sens en recherche. En recherche fundamentale, 
le chercheur ne sait pas a l'avance ce qu'il va trouver. S'il le 
savait, ce ne serait pas de la recherche. 
On ne peut pas demontrer a l'avance que la recherche sur 
les cellules souches embryonnaires apportera des resultats 
que l'on ne pourrait pas obtenir avec des cellules souches 
adultes ou animales. Tout incline a penser que c'est le con­
traire. C'est seulement en comparant les cellules souches 
embryonnaires et des cellules souches adultes que l'on ap­
prendra forcament quelque chose que l'on ne pourrait pas 
apprendre autrement. C'est une question de bon senset de 
logique. 
Autre consideration. Dans l'etat actuel de la legislation ou 
l'on a multiplie les obstacles a l'utilisation des cellules sou­
ches embryonnaires, aucun chercheur ne va les utiliser s'il 
n'a pas de bonnes raisons de le faire. S'il doit commencer 
par expliquer ses raisons pour se justifier, qui en sera le 
juge? Ce chercheur est probablement le meilleur expert du 
pays sur le sujet considere, et ses collegues, qui en connais­
sent un petit peu moins, ne viendront certainement pas le 
contredire pour des raisons elementaires de solidarite pro­
fessionnelle. 
Cette clause introduite par le Conseil des Etats est donc en 
pratique vide de sens, alle ne veut strictement rien dire et 
pour des raisons d'honn€ltete intellectuelle, la commission 
du Conseil national l'a supprimee. Je vous invite ä la soute­
nir. 

Dormann Rosmarie (C, LU): Ich begründe meine drei Min­
derheitsanträge gleichzeitig. Laut Artikel 8 Absatz 2 Buch­
stabe abis darf eine Bewilligung zur Forschung an embryo­
nalen Stammzellen nur erteilt werden, wenn keine geeigne­
ten embryonalen Stammzellen im Inland bereits vorhanden 
sind. 
Laut Artikel Ba Absatz 3 Buchstabe b darf ein Forschungs­
projekt zur Verbesserung der Verfahren zur Stammzellenge­
winnung nur durchgeführt werden, wenn gleichwertige 
Erkenntnisse nicht auch auf anderem Wege, d. h. mit tieri­
schen Embryonen, erlangt werden können. 
Laut Artikel 14 Buchstabe b soll ein Forschungsprojekt mit 
embryonalen Stammzellen nur durchgeführt werden dürfen, 
wenn gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem 
Wege, d. h. über Stammzellen tierischen Ursprungs und 
über adulte Stammzellen, erlangt werden können. 
Als Voraussetzungen für die Bewilligung von Forschungs­
projekten mit Stammzellen und überzähligen Embryonen 
gelten einerseits die ethische Vertretbarkeit und anderer­
seits die wissenschaftliche Qualität. So steht es im Gesetz. 
Ein wesenUiches Element der ethischen Vertretbarkeit von 
Forschungsprojekten bezieht sich auf den sorgfältigen Um­
gang mit den Embryonen. Der Entscheid, grundsätzlich nur 
überzählige Embryonen zu verwenden -- und auch diese 
nur, wenn plausibel nachgewiesen werden kann, dass es 
gute wissenschaftliche Gründe dafür gibt -, basiert auf dem 
Status von Embryonen und der Schutzwürdigkeit, die ihnen 



02.083 Conseil national 

zukommt. Damit werden die Forschenden über das Subsi­
diaritätsprinzip zu Recht in die Verantwortung genommen, 
und sie müssen sich auch im konkreten Einzelfall Rechen­
schaft über die ethische Vertretbarkeit ihres Projektes able­
gen. 
Die Prüfung der ethischen Vertretbarkeit von Forschungs­
~rojekten mit embryonalen Stammzellen basiert auf der 
Uberprüfung der Zielsetzung der Proje~te und der Plausibili­
tät der Begründung und nicht auf der Uberprüfung des wis­
senschaftlichen Beweises, warum keine anderen Arten von 
Stammzellen - tierische oder adulte Stammzellen - verwen­
det werden dürfen. Für die Gewinnung von embryonalen 
Stammzellen ist gemäss Gesetz ein konkretes Gesuch vor­
zulegen, welches durch eine Ethikkommission befürwortet 
worden ist. Damit nicht willkürlich überzählige Embryonen 
für die Generierung neuer Stammzellen verwendet werden, 
ist es richtig, dass geprüft werden muss, ob nicht bereits im 
Inland geeignete Stammzellen verfügbar sind, für die sogar 
eine Weitergabepfllcht besteht. Denn bei den überzähligen 
Embryonen handelt es sich nicht einfach um gewöhnliche 
Zellhäufchen, sondern um befruchtete Zellen, aus denen ein 
Mensch erwachsen könnte. 
Die Prüfung der ethischen Vertretbarkeit von Projekten zur 
Verbesserung der Gewinnungsverfahren, die an überzähli­
gen Embryonen durchgeführt werden, beruht wesentlich auf 
dem Nachweis, dass entsprechende Kenntnisse nicht über 
die Forschung an Tierembryonen gewonnen werden kön­
nen. Meines Erachtens darf eine ethische Beurteilung nicht 
mehr vorgenommen werden, wenn diese Begründung fehlt. 
Das 6. EU-Rahmenprogramm sieht für die Forschung an 
embryonalen Stammzellen ebenfalls das Subsidiaritätsprin­
zip vor. Mit der Eliminierung dieses Prinzips aus dem 
Stammzellenforschungsgesetz gemäss den von Herrn Rand­
egger begründeten Anträgen warden die Schweizer For­
schungsprojekte dem Standard der EU nicht mehr genügen. 
Wollen Sie das? 
Ich kann Ihnen die Stelle zur Finanzierung einzelner For­
schungsprojekte im entsprechenden Dokument der EU vom 
8. Juli 2003, auf Seite 4, in der Übersetzung vorlesen, wo es 
heisst: aDiese Forschung darf nur finanziert werden, wenn 
es keine andere adäquate Methode gibt. Im Einzelfall muss 
bewiesen werden, dass keine anderen bereits existierenden 
embryonalen Stammzelllinien oder adulten Stammzellen 
vorhanden sind.» 
Selbst wenn das Subsidiaritätsprinzip tatsächlich aus dem 
Gesetz gestrichen werden sollte, wird dies im Rahmen des 
Bewilligungsverfahrens bei der Prüfung eines Forschungs­
projektes ein Beurteilungskriterium bleiben. Das hätte dann 
aber eine Umkehr der Beweislast zur Folge. Durch diese 
Umkehr der Beweislast hätte das Bundesamt oder die Ethik­
kommission nach einer plausiblen Begründung zu suchen, 
mit der Konsequenz, dass nicht nur das Bewilligungsproze­
dere aufwendiger würde, sondern dass bei einem ablehnen­
den Entscheid die Forschenden selbst gegen die Begrün­
dung der Bewilligungsinstanz argumentieren müssten. Da• 
durch könnte sich die Streichung des Subsidiaritätsprinzips 
zum Bumerang für die Forschenden entwickeln. Mindestens 
ein Forscher hat dies bereits gemerkt. Er hat mir mitgeteilt, 
dass er mit dem Festhalten am Subsidiaritätsprinzip gut le­
ben könnte. 
Aus all diesen Gründen bitte ich Sie, meine Minderheits­
anträge für eine Regelung gemäss Ständerat bei den Arti­
keln 8, 8a und 14 zu unterstützen. 

Le presldent (Christen Yves, presldent): Je vous rappelle 
qua nous traitons maintenant l'article 8 alinea 2 lettre abis. II 
s'agit des autorisations delivrees pour mener une recherche 
au cas ou il n'y aurait pas de cellules souches embryonnai­
res disponibles en Suisse. Nous menerons un autre debat 
sur l'article Ba, a savoir sur le principe de subsldiarite. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Ich äussere mich nur zu Buch• 
stabe abis von Artikel 8 Absatz 2, nämlich zur Einschrän­
kung auf den Fall, wenn «keine geeigneten embryonalen 
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Stammzellen im Inland bereits vorhanden sind», was die 
Minderheit Dormann Rosmarie möchte. Ich glaube, die Ar­
gumente für die Mehrheit, also für die Streichung, sind hier 
klar: Es handelt sich beim Antrag der Minderheit um eine 
Einschränkung der Forschungsfreiheit bezüglich der Aus­
wahl der Stammzelllinien. Hier sollen die Forschenden aber 
frei sein. Die Forschenden sollen die Stammzelllinien aus­
wählen können, die ihrem Projekt, die ihren Bedürfnissen 
am besten entsprechen; da gibt es grosse Unterschiede. Es 
gibt einen internationalen Austausch. Man soll hier nicht un­
nötig einschränken oder sie an solche Zelllinien binden, die 
in der Schweiz entwickelt worden sind, wenn es für das Pro­
jekt im Ausland bessere gäbe. Zudem sind auch die Aus­
wirkungen dieser Einschränkung, die unnötig erscheint, 
schwierig zu beurteilen. Es ist eine unnötige Auflage in die­
sem Gebiet, das von einem intensiven internationalen Aus­
tausch lebt, der in der Zukunft in beide Richtungen geht: 
schweizerische Forschende und Hochschulen in Kontakt mit 
dem Ausland und umgekehrt. Hier ist es nicht einsichtig, 
weshalb eine Einschränkung definiert werden soll. 
Wir bitten Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Graf Maya (G, BL): Wie Sie gehört haben, geht es bei den 
genannten Artikeln um das Subsidiaritätsprinzip, das die 
Mehrheit nun aus dem Gesetz streichen will. Das Prinzip, 
das besagt, dass zuerst festgestellt und festgehalten werden 
muss, dass es keine Alternativen zur Erreichung eines 
gleichwertigen Forschungszieles gibt, ist gerade in diesem 
Gesetz sehr wichtig. Vergessen wir nicht: Es geht um 
menschliche Embryonen und deren Stammzellen. Gerade 
der Bundesrat hat damals bei der Vorstellung der Botschaft 
damit geworben, dass das Prinzip der Subsidiarität eine Be­
dingung für die Durchführung von Forschungsprojekten sein 
wird. Der Ständerat ist ihm gefolgt und hat dann noch in Arti­
kel 8 Absatz 2 Buchstabe abis eine weitere Sicherheit einge­
baut, dass nämlich bei der Gewinnung von embryonalen 
Stammzellen zuerst abgeklärt werden muss, ob Im Inland 
nicht bereits geeignete embryonale Stammzellen vorhanden 
sind. 
Für die grüne Fraktion ist es eine Selbstverständlichkeit, 
dass bei dieser ethisch heiklen Forschung äusserst genau 
vorgegangen werden muss und darum die Bedingungen 
streng sind. Das Subsidiaritätsprinzip gehört klar dazu. Jede 
Forscherin und jeder Forscher wird sich doch bei einem sol­
chen Gesuch grundsätzlich überlegen und genau wissen, 
warum sie oder er mit menschlichen Stammzellen forschen 
muss und warum es keine Alternativen gibt Ausserdem ver­
hindern wir mit diesem Prinzip, dass an menschlichen 
Stammzellen geforscht wird, ohne dass es wirklich unbe­
dingt notwendig ist. Der Ständerat hat dies nicht bestritten 
und die Subsidiarität anerkannt. Es geht auch um die Glaub­
würdigkeit des ganzen Gesetzes. 
Die grüne Fraktion beantragt Ihnen darum, alle Minderheits­
anträge Dormann Rosmarie -- alle Anträge zu den Artikeln 8, 
8a und 14 - unbedingt zu unterstützen. 

Slmoneschl Chiara (C, Tl): Per prima cosa vorrei dire ehe 
per la prima volta da quando sono a Berna svolgero questo 
dibattito nella mia lingua madre. Ouesto perche e un tema 
talmente difficile e siamo talmente stressati ehe preferisco 
esprlmerml nella mia lingua madre per poter esprimere com­
pletamente quello ehe e II mio pensiero. Caso mal, prego 
qulndi i colleghi di girare sulla traduzione simultanea. 
Pensavamo di fare un dibattito sul princlpio di sussidiarieta. 
Adesso e stato detto dal presidente ehe ne discuteremo 
all'articolo 8a anche se in fondo questo articolo si potrebbe 
sommare sotto il principio della sussidiarieta. Per cui vorrei 
solo dlre due parole. 
Nol riteniamo ehe la proposta della minoranza Dormann Ros­
marie sia importante. ll gruppo popolare-democratico la so­
stiene poiche non e affatto chiaro cosa succedera esatta­
mente in futuro vlsto ehe siamo probabilmente all'lnizlo di 
una grande era per la ricerca scientifica. Ma siamo, appunto, 
all'inizio e non si sa ancora esattamente cosa succedera. 
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Noi sappiamo comunque ehe ci sono delle notizie contra­
stanti da parte del campo scientifico. C'e chi dice ehe ci si 
puo basare su una sola linea o due linee o al massimo cin­
que linee di cellule staminali embrionali in tutto il mondo e 
ehe e dunque posslbile non andare a distruggere continua­
mente degli embrioni, ehe per molti di noi hanno dei diritti 
fondamentali come la djgnita umana e il diritto alla vita. C'e 
chi invece dice ehe bisogna continuamente prelevare cellule 
staminali embrionali per continuamente fare delle nuove li­
nee. 
Ecco, noi pensiamo - e abbiamo sentito tanti esperti - ehe la 
proposta di minoranza Dormann Rosmarie tiene conto delle 
ultima importanti comunicazioni ehe ci sono state fatte e ehe 
non c'e bisogno di continuamente andare a prelevare delle 
cellule embrionali staminali. 
Per cui vi prego di sostenere la proposta di minoranza Dor• 
mann Rosmarie. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Ich werde alle drei Artikel -
8, Ba und 14 - zusammen begründen, weil die Kommissi­
onsmehrheit ebenfalls in allen drei Artikeln die gleiche Argu­
mentation verwendet. 
Die Kommissionsmehrheit begründet ihren Standpunkt mit 
der Forschungsfreiheit. Es geht in diesen drei Artikeln um 
die Subsidiarität, ein Prinzip, das wir in heiklen Fragen im­
mer wieder und mit Erfolg anwenden. Subsidiarität bedeutet 
hier nichts anderes, als in einem Ablauf zu denken und 
schrittweise vorzugehen. In Artikel 8 geht es darum, dass 
die Forschung zuerst schauen muss, ob in der Schweiz em­
bryonale Stammzellen vorhanden sind, in den Artikeln Ba 
und 14 geht es darum, dass sich die Forschung darum küm­
mert, ob gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem 
Wege erhältlich sind. 
Der Bundesrat hat in der Botschaft die Subsidiarität als ei­
nen wichtigen Bestandteil dieser Gesetzesvorlage bezeich­
net. Die Kommissionsmehrheit will nun die Subsidiarität 
ganz aus dem Gesetz streichen. Ich frage: Was soll denn 
schlecht daran sein, wenn die Forschung, um ein Projekt be­
willigen zu lassen, zuerst abklären soll, ob im Inland bereits 
geeignete embryonale Stammzellen vorhanden sind oder ob 
gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem Weg er­
langt werden können? Die Forschenden müssen diese Fra­
gen für die Beurteilung durch die Ethikkommission ohnehin 
beantworten, also können sie die entsprechenden Antwor­
ten auch der Bewilligungsbehörde, dem Bundesamt für Ge• 
sundheit, unterbreiten. 
Diese Forderung ist zumutbar. Das sehen auch Bundesrat 
und Ständerat so. Wenn nun aber die Kommissionsmehrheit 
nicht einmal bereit ist, eine solche Abklärung vorzuschrei­
ben, dann ist das eine reine Zwängerei und eine Macht­
demonstration. Mit Forschungsfreiheit hat das Oberhaupt 
nichts zu tun. Ich kann nicht nachvollziehen, weshalb man 
diese Abwägung verweigert. Es ist eine falsch verstandene 
Forschungsfreiheit, wenn man meint, man dürfe der For­
schung überhaupt keine Vorgaben mehr machen. Das ist 
das gleiche Missverständnis wie die antiautoritäre Erzie­
hung: Kinder gedeihen nicht ohne Regeln am besten. Es 
gibt keine unbegrenzte Freiheit. Jede Freiheit definiert sich 
innerhalb bestimmter Grenzen, und es ist deshalb nicht nur 
legitim, sondern es ist die Aufgabe der Politik, diesen Rah­
men zu definieren. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der SP-Fraktion, den Anträ­
gen der Minderheit Dormann Rosmarie in den Artikeln 8, Sa 
und 14 zuzustimmen. 

Le presldent (Christen Vves, president): Je vous rappelle 
qua, concernant ce debat, certains ont parle de la disponibi­
lite des cellules souches embryonnaires en Suisse et qua 
d'autres ont parle du principe de subsidiarite (art. Sa). Nous 
separerons las votes. Nous traitons maintenant l'article 8 ali­
nea 2 lettre abis qui regle la question de la disponibilite des 
cellules souches embryonnaires en Suisse. Les rapporteurs 
s'exprtment sur ce point, puis nous voterons. Ensuite, nous 
entamerons la discussion sur l'article Sa. 
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Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Bei Arti­
kel 8 Absatz 2 Litera abis geht es jetzt wirklich um eine redu­
zierte Subsidiarität. Das heisst, es ist der Nachweis zu 
erbringen, dass keine geeigneten embryonalen Stammzel­
len im Inland gefunden werden können. Bei Artikel Ba Ab­
satz 3 Litera b und Artikel 14 Litera b geht es dann um das 
gesamte Subsidiaritätsprinzip. Dort muss der Nachweis er­
bracht werden, dass es eben nicht andere Methoden gibt, 
um das Forschungsziel zu erreichen. 
Nun noch einmal zur Argumentation für Artikel 8 Absatz 2 
Litera abis, ich fasse das zusammen: Es geht der Minderheit 
Dormann Rosmarte darum, ein Gesamtkonzept zur Verrin• 
gerung des Embryonenverbrauchs zu präsentieren. Die 
Weitergabe von embryonalen Stammzellen im Inland für 
Forschungsprojekte ist sichergestellt; gemäss Artikel 19a 
wird ein Register geführt, wo diese embryonalen Stammzel­
len aufgeführt sind. Entsprechend können sich die Forscher 
orientieren. Die Minderheit Dormann Rosmarie führt an, 
dass kein zusätzlicher Verbrauch von Embryonen zur Ge­
winnung embryonaler Stammzellen nötig ist, wenn bereits 
geeignete vorhanden sind. Das sind die Hauptargumente 
neben dem Argument, dass diese Form der Subsidiarität in 
Bezug auf im Inland vorhandene Stammzellen einen Beitrag 
zu einer Erhöhung der Akzeptanz des Gesetzes in der brei­
ten Bevölkerung leisten kann. 
Die Argumente der Mehrheit sind: Es handelt sich hier um 
eine Einschränkung der Forschungsfreiheit bei der Auswahl 
der Stammzellen. Die Mehrheit führt an, dass unsere For­
scher die Möglichkeit haben sollen, sich dem internationalen 
Forschungswettbewerb zu stellen, und dementsprechend 
die Stammzellen auch auf einer international breiten Basis 
auswählen können sollen. Es wird auch ausgeführt, dass die 
langfristigen Auswirkungen dieser Einschränkung, wie sie 
von der Minderheit verlangt wird, im Moment schwierig zu 
beurteilen sind. Sie hält diese Einschränkung für eine unnö­
tige Komplikation. 
Die Kommission hat mit 9 zu 7 Stimmen beschlossen, die 
Streichung vorzunehmen. Im Namen der Kommissions­
mehrheit bitte ich Sie, dies auch zu tun. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commission: Je vou­
drais taut d'abord corriger une erreur recurrente dans les in­
terventions aussi bien de Mme Dormann Rosmarie que de 
Mme Graf. Elias ont parle de cellules qui peuvent se deve­
lopper Jusqu'a devenir un etre humain. Les cellules souches 
dont nous parlons sont des cellules souches pluripotentes et 
non totipotentes. II est impossible, a partir de ces cellules, 
de developper un ätre humain. Cela a ete dit et repete et ca 
devrait ätre clair pour tout le monde: on ne parle pas d'em­
bryons dans ce debat. 
La sujet qui nous occupe a l'article 8 alinea 2 lettre abis est 
celui de savoir si un chercheur peut developper urie lignee 
de cellules souches neuves alors qu'il y an a deja de dispo­
nibles an Suisse. Selon la majorite, oui, selon la minorite 
Dormann Rosmarie, non. Cette derniere fait intervenir un 
principe assez curieux. Developper des cellules souches de­
vrait ätre autorise ou interdit, mais pas un petit peu autorise 
et un petit peu interdit. Cela introduit une espece de zone 
grtse Oll les choses sont autorisees a !'extreme limite, a con­
trecoeur. Las chercheurs ne vont pas comprendre ce genre 
d'attitude. Et las gens qui decident d'installer un laboratoire 
quelque part ne vont pas admettre ce genre de restrictions 
Oll, quand on essaie de faire un travail - ce qui est toujours 
difficile -, on rencontre des obstacles continuels et on doit 
mener une bataille administrative perpetuelle. 
Cette morale elastique, ou las choses sont un petit peu auto­
risees parce qu'on ne peut pas faire autrement, me fait pen­
ser - si je puis me permettre la comparaison - au code 
moral du cinema americain a l'epoque de McCarthy: oui, des 
comediens pouvaient s'embrasser, mais pas plus qu'une mi• 
nute; oui, ils pouvaient Eitre dans la mäme chambre, mais 
dans deux llts differents, etc. C'est une morale mesquine qui 
ne mene strictement a rien du tout. 
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Je crois qu'il vaut mieux s'en tenir a l'avis de la majorite et 
biffer cette clause. 

Couchepln Pascal. president de la Confederation: Pour une 
fois, le Conseil federal ne peut suivre la le~n donnee par le 
professeur Neirynck. A l'article 8 alinea 2 lettre abis, II sou­
tient le maintien du principe de subsidiarite et la proposition 
de minorite Dormann Rosmarie. 
Je ne crois pas que les choses soient aussi simples et rigi­
des que cela: blanc ou noir, autorise ou pas autorise. Toute 
la legislation a pour but d'encadrer un certain nombre d'ex­
periences qui posent des questions legitimes et l'aventure 
ne doit pas Atre totale, II doit y avoir un certain nombre de 
garde-fous au sens propre du terme. Au fond, la discussion, 
c'est de savoir en quoi consiste ce principe de subsidiarite. 
Personne ne pretend que le principe de subsidiarite implique 
qu'un scientifique qui veut faire une recherche doive deja. 
donner le resultat avant d'entreprendre la recherche, ce se­
rait absurde et ridicule. Par contre, le principe de subsidlarite 
nous permet de demander aux scientifiques de justifier de 
maniere plausible qu'il n'y a pas de solution de remplace­
ment. 
D'apres le concept du Conseil federal, la plausibilite doit Atre 
evaluee par la commission competente ou par l'autorite 
competente dans le cas du traitement de la demande d'auto­
risation. De surcroll, dans la mesure ou nous participons a 
l'aventure scientifique europeenne, nous serons soumis 
aussi a. des exigences de ce type. Je ne crois pas qu'il faille 
en faire une affalre d'adhesion ou de non-adheslon a la li­
berte de la recherche scientifique. 
Et cela ne vaut pas que pour ce seul secteur. Pour prendre 
un secteur qui est aussl sensible du point de vue de l'opinion 
publique, bien que tres different de celui-ci, le recours a l'ex­
perimentation animale: on admet aussi qu'on ne dolt y re­
courir que dans la mesure ou il est improbable ou impossible 
d'obtenlr des resultats similaires sans y avoir recours. Le 
Conseil federal ne veut pas limiter la liberte de la recherche, 
mals il croit que cette exlgence est necessaire pour eviter 
des aventures. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 80 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 69 Stimmen 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Les autres dispositions sont adoptees 

Art. Sa 
Antrag der Mehrheit 
Titel 
Bewilligungspflicht für ein Forschungsprojekt zur Verbesse­
rung der Gewinnungsverfahren 
Abs. 1 
Wer im Rahmen eines Forschungsprojektes zur Verbesse­
rung der Gewinnungsverfahren aus überzähligen Embryo­
nen embryonale Stammzellen gewinnen will, braucht eine 
Bewilligung des Bundesamtes. 
Abs. 2 
Die Bewilligung wird erteilt, wenn: 
a. das Projekt die wissenschaftlichen und ethischen Anfor­
derungen nach Absatz 3 erfüllt; 
b. nicht mehr überzählige Embryonen gebraucht werden, als 
zur Erreichung des Forschungszieles unbedingt erforderlich 
sind; und 
c. die fachlichen und betrieblichen Voraussetzungen gege­
ben sind. 
Abs. 3 
Ein Forschungsprojekt darf nur durchgeführt werden, wenn: 
a. mit dem Projekt wesentliche Erkenntnisse zur Verbesse­
rung der Gewinnungsverfahren erlangt werden sollen; 
b. Streichen 
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Abs.4 
Für die wissenschaftliche und ethische Beurteilung des Pro­
jektes zieht das Bundesamt unabhängige Expertinnen oder 
Experten bei. 

Antrag der Minderheit 
(Dormann Rosmarie, Bruderar, Chappuis, Fetz, Graf, Müller­
Hemmi, Riklin, Simoneschi, Sommaruga) 
Abs. 3Bst. b 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. Sa 
Proposition de /a majorlte 
Titre 
Autorisation pour un projet de recherche visant a ameliorer 
les processus de production de cellules souches 
Al. 1 
Quiconque veut, dans le cadre d'un projet de recherche vi­
sant a. ameliorer les processus de production de cellules 
souches, produire des cellules souches embryonnaires a 
partir d'embryons surnumeraires doit Atre en possession 
d'une autorisation delivree par l'office. 
A/.2 
l'.autorisation est delivree: 
a. si le projet remplit les exigences scientifiques et ethiques 
enoncees a l'alinea 3; 
b. si le nombre d'embryons surnumeraires utilises ne 
depasse pas le nombre strictement necessaire au but pour­
suivi par la recherche; et 
c. sl le personnel scientifique et l'exploitation satisfont aux 
exigences requises. 
Al. 3 
Un projet de recherche ne peut Atre realise que: 

b. Bitter 

A/.4 
l'.office convoque des experts independants pour evaluer le 
projet des points de vue scientlfique et ethique. 

Proposition de la minorlte 
(Dormann Rosmarle, Bruderar, Chappuis, Fetz, Graf, Müller­
Hemml, Riklin, Simoneschi, Sommaruga) 
Al. 3 let. b 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Polla Barbara (L, GE): Je vais donc, au nom du groupe li­
beral, m'exprimer en mäme temps sur l'article Sa et sur l'arti­
cle 14. 
Je vous rappelle qu'hier, lors du vote sur l'entree en matiere 
sur ce sujet sensible, notre Conseil a fait globalement 
preuve d'ouverture, avec un large soutien, d'ailleurs, d'une 
partie du groupe democrate-chretien d'une part, et du 
groupe socialiste de l'autre. J'aimerais a cet egard saluer ce 
qu'a fait Mme Sommaruga hier en retirant sa proposition de 
minorite a. l'article 1 er, respectant ainsi d'une certaine ma­
niere le vote auquel nous venions de proceder sur l'entree 
en matiere. 
Mme Sommaruga nous a dit ce matin aussi que la recher­
che, comme les enfants dans leur education, avait besoin de 
limites. Evidemment, je ne suis pas certaine que les cher­
cheurs soient ravis d'ätre compares a des enfants. Mais, au­
dela de cela, il est vrai que les limites sont necessaires dans 
les deux cas. Elias sont d'ailleurs largement introduites dans 
le projet de loi. 
Mais par contre, je crois qu'il faut que nous fassions tres at­
tention, dans la mesure ou nous avons decide d'entrer en 
matiere, de ne pas rendre impossible la pratique de ce que 
nous avons voulu autoriser, et de ne pas proceder dans la 
contradiction permanente qui veut qu'on ouvre d'abord pour 
fermer ensuite: on autorise la recherche, mais seulement si 
on ne peut pas faire autrement, et on dit que la recherche 
est permise seulement s'il n'est pas possible d'obtenir autre­
ment des connaissances de qualite egale. Mais, va;ez-
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vous, Je pense qu'aujourd'hui, les scientlfiques non seule­
ment se soumettent, mais se passionnent pour les questions 
ethiques et, avec nous, avec !es citoyens, cherchent reelle­
ment a engager un dialogue coherent et constructlf entre les 
exigences ethiques et les exigences scientifiques. 
Mais ceci suppose qua nous, de notre cöte, prenions en 
campte non seulement les exigences ethjques, mais aussi 
les exigences scientifiques, si tant est que quelque chose 
qui est scientifiquement bancal ne peut pas etre ethique­
ment acceptable. La premiere necessite abso(ue pour 
qu'une recherche soit ethiquement acceptable, c'est qu'elle 
soit scientifiquement fondee. Or il est scientifiquement ban­
cal de subordonner une recherche a la condition que les 
connaissances qu'elle serait amenee a nous apporter ne 
puissent pas ätre obtenues autrement, parce qua cela ne 
peut ätre etabli qu'apres qua la recherche a ete conduite. Ce 
n'est qu'une fois qua la recherche - en l'occurrence, sur des 
cellules souches embryonnaires - aura ete conduite et qua 
les resultats auront ete publies qu'on pourra les comparer a 
d'autres procedes de recherche et dire: .. La, on a des con­
naissances de valeur similaire», car alles ne seront de toute 
far;on pas de valeur egale, au mieux de valeur similaire. 
Je vous recommande donc, aux artlcles Sa alinea 3 lettre b 
et 14 lettre b, notamment a tous ceux qui se sont prononces 
pour l'entree en matiere sur ce projet de loi, de suivre la ma­
jorite et de rejeter la proposition de minorite Dormann Ros­
marie, parce qu'autrement, on introduit reellement une 
restriction fondamentale. Pour ceux qui ont vote l'entree en 
matiere sur la loi, II taut ici soutenir la propositlon de la majo­
rite. 
Fondamentalement, le projet de loi a pour but d'autoriser et 
non d'interdire, de poser des conditions claires, repondant 
en ceci a l'exigence de Mme Sommaruga, et non pas de 
mettre en place des exceptions trop complexes pour qu'elles 
puissent ätre suivies et qui soient en contradictlon avec 
l'autorisation meme. Nous voulons nous positionner dans 
l'ouverture, et non dans la mefiance; nous ne voulons pas 
nous mettre en porte-a-faux avec la realite de la recherche, 
parce qu'il ne sert a rien de faire un projet de loi qui nous 
matte fondamentalement en porte-a-faux avec la recherche, 
surtout si nous avons decide de l'autoriser. Et puis, finale­
ment, nous voulons absolument assumer la responsabilite 
qui nous incombe, a savoir celle de creer et de travailler 
avec nos propres cellules souches, et non pas de nous ba­
ser uniquement sur du material importe. La Suisse a les 
moyens, scientifiquement et ethiquement, de conduire cette 
recherche dans les meilleures conditions. Elle pourrait 
mäme a terme servir de modele en la matiere. 
Je vous recommande donc de suivre la majorite de far;on a 
voter d'une maniere logique et coherente par rapport a l'en­
tree en matiere. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Bei Artikel Ba geht es nur um die 
Bewilligungskriterien fOr Gewinnungsprojekte, für Projekte, 
die den Prozess der Gewinnung von Stammzellen verbes­
sern sollen. Wir werden Ober das gleiche Prinzip Subsidiari­
tät auch bei Artikel 14 sprechen. Dort geht es dann um das 
generelle Prinzip bei sämtlichen Projekten. 
Hier, bei Artikel 8a, müssen Sie, wie immer Sie nachher 
stimmen, schon nur darum diesen Minderheitsantrag ableh­
nen und der Mehrheit folgen, weil er unlogisch ist. Sie kön­
nen doch nicht einen Artikel betreffend Gewinnungsprojekte 
fOr Stammzellen einfügen und dann sagen, nur dann seien 
solche Projekte gestattet, wenn gleichwertige Erkenntnisse 
nicht auf einem anderen Weg gewonnen werden könnten. 
Sie können ja gar nicht auf anderen Wegen gewonnen wer­
den, wenn sie Gewinnungsprozesse verbessern sollen. Also 
hier muss ich die Befürworterinnen und Befürworter des 
Subsidiaritätsprinzips einfach darauf hinweisen, dass es zu­
mindest unlogisch wäre, dieser Minderheit Dormann Ros­
marie zuzustimmen. 
Darüber hinaus aber geht es um ein fundamentales Prinzip, 
das wir dann bei Artikel 14 sicher nochmals diskutieren, 
nämlich: ob Sie wirklich der Forschung hier solche Barrieren 
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errichten wollen, Barrieren, die verlangen, dass man nach­
weist, dass man Erkenntnisse nicht auf einem anderen Weg 
gewinnen kann. Wir haben die gleiche Debatte hier schon im 
Zusammenhang mit der Gentechnologie geführt. Da ist der 
Vergleich von Frau Sommaruga mit der antiautoritären Er­
ziehung völlig daneben. Das ist nicht eine antiautoritäre 
Erziehung, sondern es ist ein «Hägtein», ein Gang, ein Ge­
fängnis für die Forschenden, das da errichtet werden soll. 
Das sind keine Spielregeln, das sind Barrieren, die der 
Grundlagenforschung nicht angemessen sind. 
zusammengefasst geht es hier nur um Gewinnungsprojekte, 
und für diese muss an entsprechenden embryonalen 
Stammzellen geforscht werden, wenn Sie die Prozedere 
verbessern wollen. Gerade auch für diejenigen, die einen 
möglichst zurückhaltenden Umgang mit überzähligen Em­
bryonen möchten, sind solche Projekte wichtig, denn· sie 
werden dazu führen, dass man optimierte Stammzelllinien 
hat. Dann ist weniger verbrauchende Forschung nötig, und 
das sollte im Interesse aller liegen. Hier können Sie also in 
jedem Fall den Antrag der Minderheit ablehnen. Ich ver­
weise aber schon auf das grössere, wichtigere Prinzip der 
Forschungsfreiheit, das auch dahintersteht und das uns bei 
Artikel 14 beschäftigen wird. 
Folgen Sie der Mehrheit. 

Simoneschl Chiara (C, Tl): Parlo a nome del gruppo popo­
lare-democratico ehe anche questa volta sostlene a grande 
maggloranza la proposta di minoranza Dormann Rosmarie, 
la quale corrisponde anche alla decisione del Consiglio degli 
Statt. Cosa si dice in questo articolo? Si dice ehe un progetto 
di ricerca puo essere realizzato solo se e impossibile otte­
nere in un'altra maniera delle conoscenze di pari valore. 
lo non starei qui a fare delle distinzioni cosi sottili come fa il 
signor Gutzwiller per confondere un po' le idee. Sappiamo 
ehe ci sono del progetti per produrre le cellule staminali em­
brionali, ehe c'e la ricerca ehe intende migliorare ll procedi­
mento dl produzione e pol ehe c'e la ricerca sulle cellule 
staminali embrionali. Comunque, il principio di sussidiarieta -
lo troveremo anche all'articolo 14 - non va tanto a vedere 
ehe tlpo dl progetto e. II principio di sussidiarieta e un prlnci­
pio generale superiore ehe praticamente dice: se e possibile 
trovare delle alternative - vedremo poi ehe le alternative ci 
sono -, se esistono cioe altri mezzi per ottenere delle cono­
scenze di uguale valore, bisogna rinunciare alla ricerca sugli 
embrioni, bisogna rinunciare alla produzione di cellule stami­
nali embrionali, dunque prelevate dagli embrioni. Se non si 
riprende questo principio, la conseguenza sarebbe ehe an­
ehe quando si potrebbero condurre delle ricerche con em­
brionl animali o con cellule staminali adulte questo non 
verrebbe fatto. 
Quindi, sono queste le alternative ehe esistono, ehe sono 
molto meno problematiche dal punto di vista etico. Sono al­
ternative importanti, perche, cara collega Polla, bene o male 
c'e una grande parte di questo Parlamento ehe ha dei pro­
blemi etici con questa ricerca e bisogna rispettare questo 
sentimental Se si puo farlo in un'altra maniera, bisogna tro­
vare delle alternative di fronte ai problemi etici ehe sono 
apert!. Crediamo ehe questo principio di sussidiarieta sia 
molto importante. 
None vero ehe i ricercatori devono fornire delle prove scien­
tlflche, come e stato detto dal slgnor Gutzwiller. Devono solo 
attestare ehe c'e una soluzione di rimpiazzo. Non viene dun­
que richiesta loro una prova scientifica, devono solo rendere 
plausibile il fatto ehe ci sono altre strade. La liberta di ricerca 
non verrebbe assolutamente ristretta. 
Per cui vi prego di sostenere questa proposta di minoranza 
ehe corrisponde alla decisione del Consiglio degli Stati per­
ehe noi vorremmo ehe la ricerca in Svizzera non si svincoli 
completamente dalla questione etica e cerchi delle alterna­
tive. Le alternative gia ci sono e sono anche promettenti vi­
sto ehe dei ricercatori sono riusciti a riprogrammare delle 
cellule staminali adulte facendole diventare talvolta ancora 
pluripotenti. 
VI prego di sostenere la proposta dl minoranza. 
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Sommaruga Simonetta (S, BE): Ich habe zwar vorher be­
reits alle drei Artikel, die zur Diskussion stehen, begründet; 
und ich gehe auch davon aus, dass all diejenigen, die vorher 
die Minderheit der Kommission unterstützt haben, auch in 
diesen beiden Artikeln logischerweise der Minderheit folgen 
müssten. Trotzdem möchte ich noch etwas dazu sagen. Der 
Antrag der Minderheit wurde jetzt von der Mehrheit der Kom­
mission so dargestellt, als ob es sich hier um eine erneute 
massive Einschränkung der Forschungsfreiheit handeln 
würde und als ob wir hier eine neue Schikane gegen die For­
schung einbauen würden. Ich muss Sie einfach daran erin­
nern, dass bei all diesen Projekten eine wissenschaftliche 
und ethische Beurteilung durch die Bewilligungsbehörde, 
also durch das Bundesamt für Gesundheit, vorgenommen 
wird. Zu einer ethischen Beurteilung gehört eben die Abwä­
gung, ob man gleichwertige Erkenntnisse auch auf anderem 
Weg erlangen kann. Diese Abwägung wird ohnehin ge­
macht, und das Ergebnis muss der Ethikkommission vorge­
legt werden. Ich kann nicht nachvollziehen, warum man sich 
dagegen wehrt, dass diese Beurteilung auch dem Bundes­
amt für Gesundheit übermittelt wird. Es handelt sich eigent­
lich hier um ein Papier - wenn Sie so wollen -. das dann 
nicht nur an die Ethikkommission, sondern auch an das Bun­
desamt für Gesundheit, also an die Bewilligungsbehörde, 
geschickt wird. Ich möchte Sie auch daran erinnern, dass 
der Bundesrat die Subsidiarität als ein wesentliches Prinzip 
für das Gesetz festgelegt hat und dass der Bundesrat und 
der Ständerat dem Subsidiaritätsprinzip diskussionslos zu­
gestimmt haben. 
Ich bitte deshalb im Namen der SP-Fraktion, hier der Min­
derheit Dormann Rosmarie zu folgen. 

Haller Ursula (V, BE): Wir haben es von Frau Sommaruga 
gehört: Es ist in der Tat so, dass die Ethikkommission und 
auch das Bundesamt für Gesundheit hier eine wichtige Rolle 
spielen. Ich betone noch einmal, was ich in der Eintretens­
debatte gesagt habe: Es ist uns wichtig, dass wir alle diese 
ethischen Aspekte schwer gewichten. Es ist uns aber auch 
wichtig, nicht ein Gesetz zu erarbeiten - es handelt sich 
nach meiner Meinung nicht nur um ein Papier, sondern die­
ses Gesetz strahlt auch eine gewisse Grundtendenz aus-, 
das sich schlussendlich, und da können wir lange darüber 
diskutieren, eben doch als, ich sage es einmal vorsichtig, 
nicht sehr forschungsfreundlich präsentiert. Insofern sind 
wir, die SVP-Fraktion, wie die Mehrheit der Kommission der 
Meinung, dass wir die Resultate, die Forschungsresultate, 
nicht vorwegnehmen dürfen. Wir müssen die Verfahren zur 
Verbesserung der Gewinnungstechnik erforschen können. 
Aus diesem Grund bitte ich Sie, den Antrag der Minderheit 
Dormann Rosmarie hier und ebenso bei Artikel 14 abzuleh­
nen. 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Ich stelle 
fest, dass einige Missverständnisse vorliegen. Schauen Sie 
auf der Fahne auf Seite 7 die Version des Ständerates zu Ar• 
tikel Sa an: Der Ständerat hat in Artikel Sa die wissenschaft­
lichen und ethischen Anforderungen festgelegt. Wir in der 
WBK haben eine Trennung vorgenommen und gesagt: Wir 
wollen die Bewilligungspflicht für die Forschung an embryo­
nalen Stammzellen und die Bewilligung für die Verbesserung 
der Gewinnung von embryonalen Stammzellen in zwei Arti­
kel aufteilen: Das ist Artikel 8, über den wir vorhin abge­
stimmt haben, und jetzt sind wir bei Artikel Sa. Es stellt sich 
nun die Frage, wo die wissenschaftlichen und ethischen An­
forderungen angesprochen werden sollen. Diese Frage ist 
nicht hier in Artikel Sa in der Version der WBK zu regeln, 
sondern diese Anforderungen finden Sie In Artikel 14. Wenn 
Sie also Ober das Subsidiaritätsprinzip befinden wollen, in 
zustimmendem oder in ablehnendem Sinne, dann gehört 
das in Litera b von Artikel 14. Hier, an dieser Stelle, wo es 
um die Bewilligungspflicht geht - Stammzellengewinnungs­
verfahren zu verbessern, das kann man nur mit embryona­
len Stammzellen machen -, macht es keinen Sinn. 
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Darum empfiehlt Ihnen die Mehrheit, die Subsidiarität hier zu 
streichen. Sie kommt in Artikel 14; dort können Sie den Na­
gel einschlagen, aber nicht hier. Hier ist der falsche Ort dafür. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commission: Dans les 
Interventions de ceux qui defendent la minorite Dormann 
Rosmarie, on utilise tantöt l'argument ethique, tantöt l'argu­
ment sclentifique. C'est clalr qu'un projet doit d'abord satis­
faire a des conditions ethiques: ou bien il y satisfait, ou bien 
il n'y satlsfalt pas. S'il n'y satisfait pas, on n'en parle plus. S'il 
y satisfait, le probleme ethique ne se pose plus. Et, ne se 
posant plus, il est anormal, comme le Conseil des Etats l'a 
decide, de demander au chercheur de se justifier au polnt de 
vue scientifique pur. 
«Scientifique pur», cela slgnifie que le chercheur dolt venir 
expliquer devant un expert quelle est sa methode. Mais ceci 
suppose qu'un chercheur connaisse a l'avance ce qu'il va 
trouver, comment, quand et par quel dispositif il va le trou­
ver. C'est une conception juridique de la recherche qui ne 
tient pas du tout. En pratique, ce qui va se passer, c'est qua 
Je chercheur va remplir un papier de plus, exposer les excel­
lents arguments qu'il a pour utiliser Ja voie qu'il va prendre, 
et il n'y a en pratique personne qui pourra le contredire. Mais 
si, une seule fois, comme on Je dit a l'article Sa, l'office con­
voque des experts et interdit une recherche de ca type, a 
partir de ce moment-la, l'ensemble des chercheurs sulsses 
vont se dire qu'ils sont a la merci d'une procedure purement 
administrative et que, effectivement, il n'est plus possible de 
faire de la recherche en Suisse. Donc pratiquement, cette 
clause est inapplicable. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Le Con­
seil federal s'est prononce en faveur du prlncipe de subsidia­
rite qui trouve icl aussi son application. Mais je voudrais 
attlrer votre attention sur un glissement semantique entre la 
traduction franliBise et Je texte allemand initial, qui montre 
bien qu'on est la sur une cime d'ou on peut basculer d'un 
cöte ou de l'autre, et d'un cöte ou le Conseil federal ne sou­
haite pas qu'on bascule. Le texte fram;:ais de la version du 
Conseil des Etats dit: «s'il est impossible d'obtenir d'une 
autre maniere des connaissances d'egale valeur» (art. Sa 
al. 3 let. b). Le texte allemand va moins loin, II est plus ouvert 
dans son expression. 
C'est dire qua si la solution de la mlnorlte l'emporte, eile doit 
ätre interpretee de maniere large. Au contraire de ce qua 
semble lndlquer le texte franliBis, qui decidement va beau­
coup trop loin et ne correspond pas a la volonte du legisla­
teur et en particulier du Conseil des Etats, on ne peut pas 
exlger des scientifiques des preuves qu'ils ne peuvent pas 
donner. Pour nous, si le principe de subsidiarite est main­
tenu - comme vous semblez Je souhaiter -, il suffit, pour 
remplir cette condition, que Je chercheur justifie de maniere 
plausible qu'll n'y a pas de solution de remplacement moins 
problematique du point de vue ethique pour son projet de re­
cherche. Les chercheurs ne peuvent pas ätre forces de livrer 
des preuves scientifiques attestant qu'une solution de rem­
placement fait defaut. Lorsqu'on parle de preuves scientifi­
ques, c'est entre guillemets parce qua, naturellement, il taut 
donner des elements scientlfiques, mals II ne faut pas faire 
la preuve definitive de l'impossibillte de reusslr avec une SO­
iution de remplacement. 
Finalement, il taut Interpreter cette disposition je crois 
qu'on appelle i;:a avoir une vision teleologique de la chose -
en ce sens qu'on veut eviter une vision consumeriste des 
cellules souches et de la recherche sur las embryons en ge­
neral. Par consequent, l'ideal pourrait ätre qua le Conseil 
des Etats revoie son texte. Pour cela, II faudrait creer une di• 
vergence et adopter la proposition de majorite. Mais si la mi­
norite l'emporte et qua vous suivez le Conseil des Etats, 
cette decision doit se referer d'abord au texte allemand -. 
c'est un peu douloureux pour moi de dire qu'un des deux 
textes, le texte allemand, devrait avoir la priorite, mais dans 
le cas precis, c'est le texte allemand - et celui-ci doit ätre in• 
terprete dans le sens Je plus large possible, c'est-a-dire 
qu'on ne peut pas exiger de preuves scientifiques. On doit 
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simplement rendre plausible qu'il n'y a pas de solution de 
remplacement moins problematique. 

Polla Barbara (L, GE): Notre argumentaire consiste a dire 
qu'on ne peut pas evaluer si des connaissances sont de va­
leur egale avant de les avoir obtenues. La version franc;aise 
dit: «b. s'il est impossible d'obtenir d'une autre maniere des 
connaissances d'egale valeur.» (Remarque intermediaire 
Couchepin Pascal, president de la Confederation: «Impos­
sible», 9a ne va pas!) La phrase modifiee d'apres vos expli­
cations dirait, je pense: «b. si des connaissances de valeur 
egale ne peuvent pas etre obtenues d'une autre maniere.» 
Je ne vois pas en quoi cette nouvelle formulation change la 
realite des choses, a savoir le fait qu'on ne peut pas compa• 
rer des connaissances avant de les avoir. Donc, comme j'ai 
compris la chose, c;a ne modifie en rien l'argumentaire; mais 
peut-etre que je n'ai pas bien compris. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Je crois 
que si on dit d'une chose: «II faudrait montrer que c'est im­
possible», c'est tout a fait clair, et la preuve negative, elle, 
n'est jamais reallsable. Par consequent, le texte franc;ais 
permettrait - ce qui n'arrive naturellement jamais - a un haut 
fonctionnaire, un petit peu zele, de decider a la place du 
Conseil federal ce qui est peut-etre autorise ou non comme 
essai dans ce domalne-la. Naturellement, c'est une hypo­
these tout a fait irrealiste, qu'un haut fonctionnaire decide 
d'interpreter la loi dans un sens tres ideologique. 
Par contre, le texte allemand parle de solutions d'egale va­
leur, «gleichwertige Erkenntnisse». Alors, si on y ajoute l'in­
terpretation selon laquelle il taut simplement rendre plau­
sible .... Car en effet, meme la on ne peut pas apporter de 
preuves, sur ce point-la on est tout a fait d'accord. Mais il y a 
quand meme des choses qui sont hors de portee et d'autres 
qui sont a portee de Ja recherche scientifique. Pour cela, je 
crois que Ja solution du Conseil des Etats, dans le texte alle­
mand et interprete tel que nous le concevons, me paraTt ac­
ceptable, et surtout, elle est une application correcte du 
principe de subsidiarita qui a ete vote il y a un Instant par vo­
tre Conseil. 

Le presldent (Christen Yves, president): A l'article Sa ali­
nea 3 lettre b, nous prenons une decision sur la base du 
texte allemand: «b. gleichwertige Erkenntnisse nicht auch 
auf anderem Weg erlangt werden können.» Le texte franc;ais 
dit: «b. s'il est Impossible d'obtenir .... » II y a donc la incon­
testablement une difference qui a ete relevee par M. Cou­
chepin, president de la Confederation. Nous prenons notre 
decision sur la base du texte allemand, puis la traduction 
sera revue. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 75 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 72 Stimmen 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Les autres disposltions sont adoptees 

Art. 9 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewilligung nach Arti­
kel 8 oder Sa ist verpflichtet: 

bbis. Streichen 
bter. Streichen 

Abs.2 
Sie bzw. er ist bei einem Forschungsprojekt zur Verbesse­
rung der Gewinnungsverfahren zudem verpflichtet: 
a. den Abschluss oder Abbruch des Projektes dem Bundes­
amt zu melden; 
b. nach Abschluss oder Abbruch des Projektes innert ange­
messener Frist eine Zusammenfassung der Ergebnisse öf­
fentlich zugänglich zu machen. 
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Le titulaire de l'autorisation selon l'article 8 ou 8a est tenu: 

bbis. Biffer 
bter. Biffer 

Al.2 
Le titulaire de l'autorisation pour un projet visant a ameliorer 
les processus de production est en outre tenu: 
a. de notifier a l'office l'achevement ou l'interruption du projet 
de recherche; 
b. de rendre public un resume de ces resultats dans un delai 
raisonnable apres l'achevement ou l'interruption du projet de 
recherche. 

Angenommen -Adopte 

Art.10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1-4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 10 
Proposition de Ja commission 
Al. 1-4 
Adherer a. la decision du Conseil des Etats 
Al. 5 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Pro'position de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 

a. die Stammzellengewinnung nach Artikel 8 oder Sa 
bewilligt ist; 

Art.12 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al.2 

a. si la production de cellules souches visee a l'article 8 ou 
8a a ete autorisee; 

Angenommen -Adopte 

Art.13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 
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Art.14 
Antrag der Mehrheit 

b. Streichen 

Antrag der Minderheit 
(Dormann Rosmarie, Bruderar, Chappuis, Fetz, Graf, Müller­
Hemmi, Riklin, Simoneschi, Sommaruga) 

b. Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.14 
Proposition de 1a majorite 

b. Bitter 

Proposition de Ja minorite 
(Dormann Rosmarie, Bruderer, Chappuis, Fetz, Graf, Müller­
Hemmi, Riklin, Simoneschi, Sommaruga) 

b. Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Die 
Kommission hatte mit 12 zu 9 Stimmen für die Streichung 
von Artikel 14 Buchstabe b gestimmt. Ich habe nun vorhin 
relativ ausführlich begründet, was die Argumente dafür und 
dagegen sind. Ich verzichte hier auf weitere Erklärungen. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Die Argumente sind auf dem 
Tisch. Wir haben das schon bei Artikel 8a gesagt, hier bei 
Artikel 14 geht es aber um die Verallgemeinerung dieses 
Prinzips. Ich möchte einfach denjenigen, die hier diesem 
Prinzip zustimmen, also der Minderheit Dormann Rosmarie 
folgen wollen, noch einmal klar sagen, dass das eine mas­
sive Einschränkung der Grundlagenforschung beinhaltet. Ich 
möchte gerade denjenigen Teilen der rot-grünen Koalition, 
die sich in den letzten Monaten besonders forschungs­
freundlich gegeben haben - Sie haben sich etwa bei den 
Kreditforderungen im Bereich der Forschungsförderung an 
die Spitze gesetzt-, in Erinnerung rufen, dass das Geld das 
eine ist, aber die Rahmenbedingungen das andere sind. Es 
braucht beides, wenn Sie wirklich forschungsfreundlich sein 
wollen. 
Die FDP· und die SVP-Fraktlon folgen offensichtlich diesem 
Prinzip: vernünftige finanzielle Unterstützung der Forschung, 
aber adäquate Rahmenbedingungen. Wenn Sie diesem 
Prinzip huldigen, dann sollten Sie hier nicht der Minderheit, 
sondern der Mehrheit folgen und dieses Subsidiaritätsprin­
zip streichen. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Herr Gutzwiller, das Parla­
ment hat sich für die Subsidiarität entschieden. Müssten Sie 
jetzt nicht im Sinne der Logik dieses Gesetzes auch akzep­
tieren, dass die Parlamentsmehrheit auch hier das Subsidia­
ritätsprinzip zur Anwendung bringen muss? Hier müssten 
Sie doch über Ihren eigenen Schatten springen können. 
wenn Sie die Demokratie akzeptieren. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Selbstverständlich akzeptiere und 
respektiere ich die Demokratie. Ich glaube, es ist einfach 
sinnvoll, auch hier noch einmal darauf hinzuweisen, wie man 
sich entscheidet und welche Bedeutung dieser Entscheid 
hat. Selbstverständlich gilt: Ist der Entscheid einmal getrof­
fen, werde ich mich diesem Entscheid unterziehen. 

Wldmer Hans (S, LU): Herr Gutzwiller, Sie haben in Ihrem 
Votum an uns von der links-grün-roten Seite appelliert, mit 
unserem Bekenntnis zur Forschungsfreundlichkeit doch 
glaubwürdig zu bleiben. Nun meine Frage: Glauben Sie 
nicht, dass man zwischen den unterschiedlichen For-

schungsgebieten unterscheiden muss? Es gibt Forschun­
gen, die an ethische Grenzen kommen, und es gibt andere, 
die in diesem Bereich völlig unproblematisch sind. Wir sind 
dort ganz vehement forschungsfreundlich, wo wir nicht noch 
unheimliche Überzeugungsarbeit im Volk machen müssen 
und schnell vorwärts kommen wollen. Ich bitte Sie, unter­
scheiden Sie doch zwischen Forschungsfreundlichkeit auf 
verschiedenen Gebieten, und werfen Sie uns nicht vor, dass 
wir total forschungsfeindlich sind, nur weil wir ein Gebiet 
ausschliessen. Sind Sie mit dieser Differenzierung einver• 
standen? 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Danke, Herr Kollege Wldmer, ich 
weiss natürlich, dass Sie persönlich forschungsfreundlich 
sind. Ich weiss allerdings auch, dass in diesem Gesetz die 
notwendigen Rahmenbedingungen definiert sind: Es braucht 
eine Ethikkommission; selbstverständlich werden alle diese 
Anliegen einbezogen; es braucht Bewilligungen durch das 
BAG usw. Ich glaube aber, es gibt unter denjenigen, die die­
sem Subsidiaritätsprinzip hier huldigen, solche, die eigent­
lich gar keine Forschung in diesem Bereich wollen. 
Die Mehrheit ist angesprochen. Die Mehrheit ist nun einmal 
eingetreten. Wir wollen Kontrollen, wir wollen klare Rahmen­
bedingungen. Aber wir wollen die Forschung ermöglichen 
und diesem Gesetz nun nicht durch Auflagen, die die For­
scher nicht erfüllen können, durch ein Hintertürchen, letztlich 
dann wieder «jeglichen Boden unter den Füssen» wegneh• 
men; darum geht es. 

Slmoneschl Chlara (C, Tl): lo pensavo di non dover piu ln­
tervenire vlsto ehe abblamo gia deciso due volte su questo 
importante principio della sussidiarieta, ma devo dire ehe il 
signor Gutzwlller con la sua tenacla mi ha provocata, per­
che, come vl avevo detto prima, non si tratta di fare delle dif• 
ferenziazioni su quale tipo di progetto noi dobbiamo realiz• 
zare. Per princlpio, sia ehe si tratti di produrre delle cellule 
stamlnali, sia ehe si tratti di migliorare II procedimento per 
l'estrazione delle cellule staminali, noi dobbiamo rispettare II 
principio della sussidiarieta, ehe e un principio importante, 
un principio ehe il Consiglio federale ha sostenuto e ehe il 
Consiglio degli Statl fortunatamente ha messo nella sua ver­
sione, poiche noi sappiamo ehe e possibile poter cercare e 
trovare le risposte scientifiche anche producendo delle cel• 
lule staminali animali e usando le cellule staminali adulte. 
In commissione abbiamo ascoltato una ricercatrice - Lei, 
Signor Gutzwiller, se la ricordera - ehe ci ha detto ehe i ricer­
catori, siccome la ricerca sulle cellule animali e piu com­
plessa, preferiscono usare Je cellule umane. Ripeto, in que­
sto Parlamento ci sono delle persone ehe hanno del pro­
blemi etici a usare e abusare dell'embrione umano. 
Vi prego dunque di rispettare questa sensibilita e, per pia­
cere, di votare anche questa volta per il principio di sussidia­
rieta. 

Graf Maya (G, BL): Bleiben Sie glaubwürdig, und bleiben 
Sie beim Prinzip der Subsidiarität, das wir vorher beschlos­
sen haben. Hier gehört es verankert. 
Jetzt möchte ich noch etwas zu Herrn. Gutzwiller sagen: Ich 
möchte mich hier, auch im Namen der Grünen, einmal öf­
fentlich gegen die Unterstellung wehren, wir seien for­
schungsfeindlich. Wir werden immer als forschungsfelndlich 
hingestellt, nur weil wir uns getrauen, kritische Fragen zu 
stellen, und weil wir uns getrauen, einzelne Forschungsvor­
haben, die vielleicht nur Promille des ganzen Forschungs­
kuchens ausmachen, genauer zu hinterfragen und nach 
ethischen, gesellschaftlichen und demokratischen Rahmen­
bedingungen zu fragen. Es gibt diese Rahmenbedingungen 
im Staat, und auch die Forschung hat sich nach ihnen zu 
richten. Wer diese Rahmenbedingungen ins Spiel bringt, ist 
nicht forschungsfeindlich, sondern ist eine verantwortungs­
volle Begleiterin einer verantwortungsvollen Forschung, die 
allen Menschen dient - der Gesellschaft, der Demokratie 
und uns allen. Ich halte Ihnen dies einfach entgegen, damit 
es hier einmal gesagt ist. 
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Couchepln Pascal, president de la Confederation: lci, a l'ar­
ticle 14 lettre b, nous retrouvons la mime problematique que 
tout a !'heure. Encore une fois, la traduction franyaise est 
fausse et ne correspond pas a notre volonte. L:ideal, a la li­
mite, serait de creer la divergence avec le Conseil des Etats 
en biffant la lettre b, non pas parce qu'on adhere au point de 
vue de la majorite, mais. pour obliger le Conseil des Etats a 
revoir son texte pour etre sQr qu'il est clair et va dans le sens 
ouvert que veut le leglslateur et que veut le Conseil federal. 
Par consequent, du point de vue du fond, nous sommes plus 
proches de la minorite Dormann Rosmarie; du point de vue 
de l'avancement des travaux legislatifs, il serait bon de creer 
une divergence pour inciter a rediger un texte meilleur et 
pour eviter qu'on doive toujours se referer a l'une des lan­
gues officlelles et non pas a toutes. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 78 stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit •... 72 Stimmen 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 

a 1. Streichen 

Art. 15 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
A/.2 

a1. Bitter 

Angenommen -Adopte 

Art.16-18 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 19 
Antrag der Kommission 

b ..... nach den Artikeln 8, Ba, 12 und 17 .... 

Art.19 
Proposition de Ja commission 

b ..... aux articles 8, Ba, 12 et 17; 

Angenommen -Adopte 

Art. 19a, 20, 21 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 22 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Abs.2 

c ..... entsprechen, sowie Klone, Chimären, Hybriden und 
Parthenoten einzuziehen und zu vernichten. 
Abs.3 
...• embryonale Stammzellen, Klone, Chimären, Hybriden 
und Parthenoten auch im Fall .... 
Abs. 4 
.... embryonalen Stammzellen, Klonen, Chimären, Hybriden 
und Parthenoten an der Grenze •... 

Antrag der Minderheit 
{Gutzwiller, Bangerter, Guisan, Heberlein, Kunz, Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Abs.2-4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 22 
Proposition de Ja majorite 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
A/.2 

c ..... des chimeres, des hybrides ou des parthenotes. 
Al. 3 
. ... placer sous sa garde des embryons, des cellules sou­
ches embryonnaires, des clones, des chimeres, des hybri­
des ou des parthenotes contestes. 
A/.4 
.... d'embryons, de cellules souches embryonnaires, de clo­
nes, de chimeres, d'hybrides ou de parthenotes suspectes 

Proposition de Ja minorite 
{Gutzwiller, Bangerter, Guisan, Heberlein, Kunz. Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Al. 2-4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Le presldent (Christen Yves, president): Cette disposition a 
deja ete reglee a l'article 2. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon Ja proposition de Ja majorite 

Art. 23, 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commlssion 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Le presldent (Christen Yves, president): Nous prendrons 
les articles 25 a 27 a la fin et nous traitons maintenant l'ar­
ticle 28 et l'article 28a qui concerne le probleme des brevets. 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Einleitung, Art. 30 Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Art. 42 Abs. 2 
Streichen (Siehe neue Vorlage 2) 

Art. 28 
Proposition de Ja commission 
lntroductlon, art. 30 al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Art. 42 al. 2 
Biffer (voir nouveau projet 2) 

Angenommen -Adopte 
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Art. 28a 
Antrag der Mehrheit 
Einleitung 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Art. 2Abs. 1 

bbis. Verfahren der Parthenogenese unter Verwendung 
menschliches Keimgutes und die damit erzeugten Partheno­
ten; 

d. menschliche embryonale Stammzellen und Stammzellli­
nien. 
Art. 2Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit / 
(Gutzwlller, Bangerter, Egerszegi, Guisan, Heberlein, Kunz, 
Pfister Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Art. 2 Abs. 1 Bst. bbis 
Streichen 

Antrag der Minderheit II 
(Gutzwiller, Christen, Gadient, Kunz, Nabholz, Pfister Theo­
phil, Randegger, Scheurer Remy, Seiler, Wandfluh) 
Art. 2 Abs. 1 Bst. d 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 28a 
Proposition de la majorite 
lntroduction 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Art. 2al. 1 

bbis. procedes de parthenogenese par utilisation de material 
germinal humain, et les parthenotes ainsi obtenus; 

d. des cellules souches d'embryons humains et des lignees 
de cellules souches. 
Art. 2al. 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de /a minorite I 
(Gutzwiller, Bangerter, Egerszegi, Guisan, Heberlein, Kunz, 
Pfister Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Art. 2 a/. 1 Jet. bbis 
Bitter 

Proposition de Ja minorite II 
(Gutzwiller, Christen, Gadient, Kunz, Nabholz, Pfister Theo­
phil, Randegger, Scheurer Remy, Seiler, Wandfluh) 
Art. 2 al. 1 Jet. d 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Zum 
Patentierungsartikel: Die Kommission war diesbezüglich 
wirklich geteilt. Der Ständerat hat die Patentierung im Ge­
gensatz zum Bundesrat aufgenommen - der Entwurf des 
Bundesrates sieht vor, dass die ganze Patentierungsfrage 
mit der RevisioR des Patentgesetzes behandelt wird. Der 
Ständerat hat eine Selbstverständlichkeit aufgenommen, 
wonach unveränderte menschliche embryonale Stammzellli­
nien nicht patentiert werden können, denn hier handelt es 
sich um Entdekkungen, und nach Definition des Patentge­
setzes sind Entdeckungen nicht patentierbar. 
Unsere Kommission will jetzt, mit Stichentscheid des Präsi­
denten, einen grossen Schritt weiter gehen, indem eben ver­
änderte, also modifizierte Stammzelllinien auch von der 
Patentierung ausgeschlossen werden können. Der Stände­
rat ist auf der auch in der EU angewandten Linie, diese ent­
spricht den Empfehlungen der European Group on Ethics in 
Science and New Technologies to the European Commis­
sion (EGE). Unsere Kommission will jetzt einen grossen 
Schritt weiter gehen. 
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Ich werde dann nach den Referaten der Fraktionssprecher 
und des Minderheitssprechers zu dieser Frage noch einmal 
Stellung nehmen. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commission: Salon le 
Conseil des Etats, seules peuvent ätre brevetees des cellu­
les souches d'embryons qui ont ete modifiees, c'est-a-dire 
qui sont le resultat d'une certaine Intervention technique. 
Bien evidemment, on ne peut pas breveter des cellules sou­
ches d'embryons humains non modifiees, parce que c'est un 
produit de la nature. 
La commission de notre Conseil est allee plus loin. A une 
tres courte majorite obtenue par la voix preponderante du 
president, la commission a refuse que soient brevetees des 
cellules souches d'embryons humains mäme modifiees, 
c'est-a-dire mäme resultant d'une Intervention technique. 
Ainsi que vous pouvez le constater, la commission est divi­
see et il vous appartient de prendre une decision. 
Manitestement, deux principes s'opposent ici. Le principe, 
d'une part, selon lequel on ne pourrait en aucun cas breve­
ter une partie d'un ätre humain a cause du respect que l'on 
doit a l'espece humalne, et d'autre part, la necessite qu'ont 
des entreprises de pouvoir breveter le resultat de leurs tra­
vaux. II y a manifestement deux droits qui sont en conflit et il 
vous appartient de trancher. 
Salon ce qu'a decide la majorite de la commission, je vous 
recommande la formulation qui empeche de breveter quoi 
que ce soit, mäme des cellules souches d'embryons hu­
mains modifiees. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Wir kommen hier zu einem sehr 
wichtigen Punkt dieses Gesetzes. Sie haben gehört, dass 
die Kommission mit Stichentscheid des Präsidenten die Pa­
tentierung ausgedehnt hat. Ich möchte Ihnen dringend ans 
Herz legen, dass wir die gleiche Lösung finden wie der Stän­
derat und davon ausgehen, dass unveränderte Zellen nicht 
patentierbar sind - da stimmen wir alle überein -, dass aber 
veränderte, modifizierte Stammzelllinien patentiert werden 
können. 
Die Patentierungsfrage ist vom Ständerat in Übereinstim­
mung mit der European Group on Ethics in Science and 
New Technologies geklärt und ist in Anlehnung an die euro­
päische Richtlinie über die Patentierung von biotechnologi­
schen Erfindungen geregelt. Ich darf nochmals unterstrei­
chen: Auch nach diesen europäischen Richtlinien erfüllen 
unveränderte menschliche Stammzellen die Kriterien der 
Patentierbarkeit nicht, da sind wir einverstanden. Aber modi­
fizierte, veränderte Stammzellen und Stammzelllinien müs­
sen patentierbar sein. 
Die von der Mehrheit der WBK eingebrachte, schwer wie­
gende Ausnahme ist in diesem gesamteuropäischen und in­
ternationalen Kontext wirklich schwer zu begründen. Es ist 
klar: Es geht hier um das Verbot der Patentierbarkeit für em­
bryonale Stammzelllinien, die modifiziert sind. 
Es wird angeführt, dass embryonale Stammzellen unter dem 
Gesichtspunkt des Verstosses gegen die öffentliche Ord­
nung und die guten Sitten von der Patentierung auszu­
schliessen seien. Hier wird in einem gewissen Sinn unter­
stellt, dass die Patentierung selber schon eine Verletzung 
bestimmter Moralvorstellungen beinhaltet. Dies ist aber un­
seres Erachtens klar nicht der Fall. Zudem verstösst diese 
Sicht auch gegen Artikel 27 des Trips-Abkommens. Die Ver­
wertung einer Erfindung muss dieser Vorschrift zufolge zum 
Schutz höherer Interessen insgesamt verboten sein. Man 
kann aber nicht die Nutzung erlauben und die Patentierung 
anschliessend verbieten. Genau dies wird hier aber vorge­
schlagen. 
Ich darf nochmals daran erinnern: Wenn wir schon auf diese 
Vorlage eingetreten sind, dann ist es sinnvoll, dass die For­
schung durchgeführt werden kann, dass sie später einem 
Nutzen zugeführt werden kann, und dann muss es auch 
möglich sein, die Ergebnisse und den Schutz der eigentli­
chen Erfindungen zu patentieren. Alles andere wäre unlo­
gisch und unredlich. 
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Ich darf weiter hinzufügen, dass diese Position nicht nur der 
EU-Richtlinie entspricht, die ich zitiert habe, sondern auch 
der European Group on Ethics in Science and New Techno­
iogies, ebenfalls einem offiziellen Beratungsgremium der 
EU-Kommission. In einem neuen Gutachten kommt diese 
Kommission zum Schluss, dass nicht modifizierte Stamm­
zellen den technischen Kriterien fQr Patentierbarkeit nicht 
genügen - wir sind damit einverstanden-, dass nicht modifi­
zierte Stammzellen dem Embryo relativ nahe stehen und de­
ren Patentierung aus ethischer Sicht nicht infrage kommt; 
auch hier sind wir einverstanden. Umgekehrt besagt dieser 
Bericht sehr klar, dass veränderte Stammzelllinien unabhän­
gig von ihrer Herkunft patentierbar sind, sofern die entspre­
chende Modifikation vorgenommen worden ist. 
Ich möchte die Schlussfolgerungen ziehen: Ich darf noch 
einmal sagen, dass wir es grundsätzlich ablehnen, die Pa­
tentierbarkeit von Erfindungen schon an sich unter einen 
moralischen Generalverdacht zu stellen, wenn man die For­
schung zulässt. Diese Dinge gehören zusammen. In einem 
Forschungsgesetz zudem eine allfällige Nutzung voraus­
schauend zu blockieren, wie wir das hier eigentlich tun - wir 
beschliessen Eintreten und bauen dann aber entsprechende 
Hindernisse auf-, kann nicht dem grundsätzlichen Ziel die­
ses Forschungsgesetzes entsprechen, das wir heute verab­
schieden wollen. Es kann nicht die Absicht des Gesetz­
gebers sein, hier die Forschungsfreiheit, die Grundlagenfor­
schung, zu regeln, die Nutzung der gewonnenen Erkennt­
nisse jedoch a priori zu unterbinden. 
Wir meinen mit der Minderheit, dass die Regelung der 
Patentierbarkeit, wie sie der Ständerat vorschlägt, dem 
Wunsch nach klaren ethischen Schranken entspricht. Das 
lässt umgekehrt aber zu, dass diese Erfindungen, die eben 
den Kriterien der Patentierbarkeit entsprechen, später auch 
einmal zum Nutzen der Patienten geschützt werden können. 
Es ist uns allen klar, dass es auch keine Investitionen für die 
Forschung und Entwicklung neuer Therapien geben wird, 
wenn kein Schutz möglich ist. 
Ich möchte Sie also im Namen der Minderheit dringend bit­
ten, ihrem Antrag und dem ständerätlichen Konzept zu fol­
gen. Ich sage es noch einmal: Es lässt die Patentierbarkelt 
unveränderter Stammzellen nicht zu, sehr wohl aber die Pa­
tentierbarkeit veränderter Stammzelllinien und Stammzellen. 
Das ist ein Konzept, das nicht nur in der Schweiz, sondern, 
wie Sie gehört haben, in der EU und weltweit gilt. Die 
Schweiz darf hier sicher keine Ausnahme sein! 

Graf Maya (G, BL): Die grüne Fraktion wird hier die Mehr­
heit unterstützen. Die Frage der Patentierung ist zentral. Die 
Stammzellen für das Forschungsprojekt in Genf, von dem ja 
in diesem Zusammenhang viel gesprochen wird, wurden 
aus den USA importiert und sind patentiert. Sie stammen 
von einer US-Universität, aber eine Firma hat darauf eine 
Exklusivlizenz. Ist also die heutige Stammzellenforschung 
Auftragsforschung, z. B. für die amerikanische Industrie? 
Das wollen wir nicht. Darum wollen wir nicht nur ein Paten­
tierungsverbot für unveränderte Stammzellen, wie es der 
Ständerat vorschlägt, sondern auch eines für veränderte 
Stammzellen und Stammzelllinien. Wir sind grundsätzlich 
gegen Stoffpatente, auch bei menschlichen Stammzellen 
und Stammzelllinien. Noch pointierter ausgedrückt: Keine 
Patente auf Leben! 
Die grüne Fraktion stimmt darum hier mit Überzeugung der 
Mehrheit zu. 

Polla Barbara (L, GE): II s'agit donc ici de la question de la 
brevetabilite, qui est en fait quelque chose de tres important 
dans la mesure ou alle represente une reelle incitation a la 
recherche. Pour un chercheur qui fait une Invention, une de­
couverte potentiellement importante, d'importance plus ou 
moins grande, le fait que celle-ci soit reconnue par un bre­
vet, qu'il puisse dire: «C'est a mol! C'est mol qui ai invente 
ceci!» est un moteur de la recherche extremement important 
et qui la stimule. Alors, bien sOr - et la nous sommes tous 
d'accord - II ne s'aglt pas de dire: «J'ai invente las cellules 
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souches»; les cellules souches ont ete prelevees. En fait, 
l'importance du brevet arrive au moment ou on commence a 
parler d'application medicale. Et meme si on sait bien que ce 
n'est pas encore le cas aujourd'hui - encore que les choses 
commencent a se faire et je vous en parlerai tout a l'heure -, 
ä l'avenir, ce qui nous importera, ce sont las applications 
medicales de cette recherche. Or, pour pouvoir developper 
des applications medicales, il faut modifier les cellules sou­
ches. Les cellules souches embryonnaires qui sont utilisees 
pour la recherche ne peuvent fltre utilisees pour l'application 
finale des chercheurs - qui est toujours d'une certaine fay<>n 
Je bien dans la recherche blomedicale, le bien des patients 
potentiels - qu'apres modification. 
Sans cette slgnature, cette reconnaissance du travail du 
chercheur que represente le brevet, il existe un reel risque 
d'engourdissement de l'inventivite. Et voyez-vous, les cher­
cheurs, c'est un peu comme les politiciens: ce sont des gens 
qui s'engagent d'une fai;on absolument magnifique pour des 
causes extraordinairement difficiles; et, finalement, ce qui 
nous porte dans cet engagement, c'est la reconnaissance. 
La reconnaissance pour le chercheur, c'est notamment le 
brevet. 
Je vais vous donner un exemple concernant la maladie de 
Parkinson pour vous montrer comment, pour pouvoir deve­
lopper l'application des cellules souches dans le traitement 
de la maladle de Parkinson ou de la maladie d'Alzheimer, 
qui sont de reels fleaux pour notre soclete, il faut modifier les 
cellules souches. Le neurochirurgien quebecois, le docteur 
Michel Levesque - qui travaille a. Los Angeles desormais - a 
annonce aux rencontres de I' American Association of Neu­
rological Surgeons qu'un patient atteint de la maladie de 
Parkinson, auquel il avalt greffe des neurones issus de cellu­
les souches prelevees prealablement dans son cerveau, 
etait toujours en remission trois ans apres l'intervention. Les 
resultats de son etude revelent que le patlent a recupere 83 
pour cent de ses capacites motrices douze mois apres la 
greffe. 
C'est une observation extremement importante, mais ce 
n'est pas reproductible a. large schelle. Ce que le docteur 
Levesque a falt, c'est qu'il a preleve des cellules souches 
adultes du patient lui-meme pour las lui reinjecter. Pour pou­
voir traiter a large echelle la maladie de Parkinson ou la ma­
ladie d'Alzheimer au moyen des cellules souches - si je 
vous ai donne l'exemple du patient du docteur Levesque, 
c'est pour vous montrer que c'est possible, et que la recupe­
ration peut etre importante -, il faut rendre les cellules com­
patibles. C'est-a.-dire qu'il taut rendre la lignee de cellules 
souches qui sera choisie pour Je traitement a large echelle 
compatible avec l'ensemble des individus qui pourraient ätre 
soignes. 
Ceci suppose une inventivite extraordinaire de la part des 
chercheurs, une techniclte remarquable, la decouverte de 
nouvelles fai;ons de faire pour rendre les cellules compati­
bles, pour que tous les patients puissent beneficier potentiel­
lement de cette approche. Cela merfte certainement - en 
accord avec la loi sur les brevets, c'est bien comme cela 
qu'elle est convue - qu'on brevette une teile Invention. 
Malntenant, j'almerais parler de l'argent; parce que je pense 
que la raison pour laquelle on remet en cause la brevetabi­
llte de ce type d'invention, c'est une certaine vision de l'ar­
gent. Qui dit brevet dlt argent, dit reconnaissance par les 
pairs, mais dit aussi reconnaissance financiere. Certes, on 
cherche par passion, mais on cherche avec de l'argent. Et 
s'il n'y a pas d'argent investi dans la recherche •••. Nous 
sommes tous d'accord dans cet hemicycle pour dire qu'il 
faut soutenir la recherche avec de l'argent - eh bien, la re­
cherche, alle se falt avec de l'argent. 
D'une fai;on generale la pensee qui prevaut, c'est qua l'ar­
gent qu'on distribue, c'est du bon argent; et plus on en distri­
bue, plus on investit dans la recherche, mieux c'est; mais 
que par contre, l'argent que l'on gagne, i;a c'est du mauvais 
argent; et qua plus on en gagne, plus II est mauvais. J'aime­
rais refuter cette vision un peu manicheiste de l'argent, et 
dire que l'argent que l'on gagne et que l'on gagne notam­
ment par l'intermediaire des brevets, c'est du bon argent. 
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C'est du bon argent parce qu'il va permettre a la recherche 
de se poursuivre; il va permettre a terme de soigner le 
groupe des personnes qui peuvent beneficier potentielle­
ment des soins. 
Je vous recommande donc de suivre la minorite Gutzwiller 
et de permettre, ici comme dans tous !es autres domaines 
Oll nous le faisons parce que c'est indispensable pour la 
poursuite de la recherche, la brevetabilite de l'invention de 
nos chercheurs. 

Slmoneschl Chiara (C, Tl): La grande maggioranza del 
gruppo popolare-democratico si schiera con la maggioranza 
della commissione, la quale non vuole ehe le cellule stami­
nali embrionali umane e le linee di cellule staminali siano 
brevettabili. Non vogliamo dunque entrare nel merito della 
sottile suddivisione tra cellule staminali embrionali modifi­
cate e cellule staminali embrionali non modificate proposta 
dal Consiglio degli Stati e anche dagli oratori ehe mi hanno 
preceduto. Qui si tratta di una questione di principio. Noi rite­
niamo ehe le cellule umane non debbano essere brevetta­
bili. Lo sono per contro i procedimenti e queste dovrebbe 
bastare. Mi sembra di aver letto ehe il «numero uno» della 
Novartis, Daniel Vasella, ha proprio espresso queste pen­
siero. II ritorno in investimenti ehe sono stati fatti tornera sui 
processi e sui procedimenti. Noi non vogliamo sempre es­
sere messi nel mucchio dei rosso-verdi, siamo un partito di 
centro e di ispirazione cristiana ehe ci tiene a dire ehe la vita 
non e brevettabilel 
Lo stesso esperto della Commissione della scienza, 
dell'educazione e della cultura, nella sua presa di posizione 
scritta, ci ha detto ehe la questione della brevettabilita delle 
cellule staminali e ancora aperta. Secondo alcuni ricercatori 
i brevetti sono addirittura nemici della ricerca, soprattutto 
della ricerca fondamentale. Ricordiamoci ehe qui siamo nel 
campo della ricerca fondamentale, la quale e solo ai suoi 
inizi, e non siamo nel campe dell'applicazione. In queste 
campe ehe e ancora molto nuovo e ehe e ancora agli inizi, 
gli stessi esperti presenti in commissione non hanno saputo 
essere molto pill precisi su questa tematica. In effetti, non si 
sa bene come si stanno muovendo le cose perche siamo 
agli inizi. Non si sa bene cosa succede negli Stati Uniti, non 
e dappertutto la stessa cosa. Non si sa bene cosa sta succe­
dendo in Europa, si stanno preparando le legislazioni. 
Si sa per esempio ehe il Fondo nazionale di ricerca, quando 
ha importato le cellule staminali embrionali dagli Stati Uniti, 
ha importato cellule coperte da brevetto. II brevetto appar­
tiene a una ditta anche se le cellule provengono da una uni­
versita. Anche qui potremmo chiederci, a proposito di quel 
unico progetto di ricerca in Svizzera, a Ginevra, se questa ri­
cercatrice ricerca per tutti quanti e dunque per il bene collet­
tivo o se poi ricerca per questa ditta ehe ha il brevetto. 
Anche il Consiglio federale non ha ancora chiarito questa 
questione. Egli ha spostato pill in la la revisione della !egge 
su queste punto poiche in un documenta si !egge ehe il pro­
blema e troppo complesso e va approfondito. II rappresen­
tante dell'amministrazione ci ha informato ehe si sta appron­
tando un rapporto su queste tema e ehe i risultati dovreb­
bero essere resi noti in novembre. 
Per tutte queste ragioni vi invitiamo a votare la lettera d cosl 
come proposto dalla maggioranza della commissione ed a 
dire di no alla brevettabilita del vivente, in particolare dell'es­
sere umano. 

Le presldent (Christen Yves, president): Madame Simone­
schi, il y a une question d'un autre Tessinois en italien. Je 
vous remercie d'animer ce debat en Italien, et je constate au 
nombre d'auditeurs que vous avez que vous maitrisez par­
faitement cette langue, ce qui me rejouit. 

Maspoll Flavio (-, Tl): Se vuole, Presidente, posso parlare 
tedesco, se cio la rende pill felice, o dialetto, ehe e ancora 
meglio, non c'e nessun problema. L.:unica lingua ehe non 
posso parlare e il romancio, perche non la conosco abba­
stanza bene. 
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Collega Simoneschi, la domanda ehe le vorrei porre, non me 
ne voglia, non le fara molto piacere. Lei ha detto ehe il vostro 
partito non va accettato nel gruppo rosso-verde, ehe siete un 
partito di centro, di ispirazione cristiana. L.:ispirazione cri­
stiana, Lei non pensa, collega Simoneschi, ehe venga un 
po' meno quando accetta l'entrata in materia di una !egge 
come questa? Noi stiamo parlando qui di embrioni, l'ho detto 
ieri, come se fossero patate o grappoli d'uva. Dimentichiamo 
ehe stiamo parlando di una !egge ehe permette di giocare 
con la vita. 

Slmoneschl Chiara (C, Tl): Collega Maspoli, io la penso 
come lei. Non ho votato l'entrata in materia e non mi esprimo 
sui miei colleghi, non tocca a me. 

Polla Barbara (L, GE): Madame Simoneschi, il y a une seule 
femme a Geneve qui fait de la recherche sur les cellules 
souches embryonnaires. Donc, mAme si vous ne l'avez pas 
nommee explicitement, vous l'avez fait implicitement: il s'agit 
de la doctoresse Marisa Jaconi. Je voudrais savoir quels 
soupyons vous avez et sur quelles preuves vous vous basez 
pour vous permettre de mettre en cause dans ce Conseil 
l'ethique de recherche de cette personne, puisque vous avez 
dit qu'on ne savait pas si eile travaillait par interAt scientifi­
que ou pour d'autres interäts. Je vous remercie d'une re­
ponse precise. 

Slmoneschl Chiara (C, Tl): Madame Polla, vous n'avez pas 
tres bien compris ce que j'ai dit. J'ai dit que la question des 
brevets est encore ouverte. On sait que les cellules arrivees 
des Etats-Unis proviennent d'une universite, donc d'un lieu 
de recherche fondamentale important, mais qu'il y a un bre­
vet d'une entreprise americaine. Et je me suis pese la ques­
tion - je n'ai pas juge, je ne juge rien, je ne me permets pas 
de juger - de savoir si la femme, qui est d'ailleurs tessinoise, 
qui mene des recherches sur ces cellules souches, travaille 
pour une entreprise americaine ou pour la communaute 
scientifique. Parce que je ne sais pas si on doit payer quel­
que chose au cas oll la recherche aboutirait a un resultat po­
sitif. Voila le probleme que j'ai souleve. Vous voyez que c'est 
tres complique. Je trouve que dans la recherche fondamen­
tale, au moment oll on en est encore au premier stade, on 
ne devrait pas delivrer de brevets. On a la possibilite d'en 
delivrer sur les processus - ce que personne ne conteste -, 
mais on ne doit pas en delivrer sur les substances, dans le 
cas concret sur l'Atre humain, sur l'embryon humain. 

Haller Ursula (V, BE): Auch die SVP-Fraktion ist der Mei­
nung, dass die Frage der Patentierung geregelt werden 
muss. Die Regelung der Patentierbarkeit entspricht dem 
Wunsch nach klaren ethischen Schranken, lässt aber zu, 
dass Erfindungen, die den Kriterien der Patentierbarkeit ent­
sprechen, zum Nutzen der Patienten geschützt werden kön­
nen. Denn wenn kein Schutz möglich ist, wird es auch keine 
Investitionen für die Forschung und Entwicklung neuer The­
rapien geben. In einem Forschungsgesetz eine allfällige 
Nutzung der Forschung mittels eines Patentverbots voraus­
schauend zu blockieren stellt jedoch die Grundsatzfrage 
nach Sinn und Ziel einer derartigen Forschungsgesetzge­
bung. Ein sozialpolitisch wichtiges Ziel des Patentrechtes ist 
die Förderung der medizinischen Forschung und Innovation, 
indem mit einem zeitlich begrenzten Patentschutz die kom­
merzielle Nutzung und damit eine angemessene Abgeltung 
erbrachter Vorleistungen ermöglicht werden. 
Wir haben deshalb auch Mühe mit dem Antrag, welcher in 
der Kommission mit Stichentscheid des Präsidenten aufge­
nommen wurde, dass nun nicht nur ein Patentierungsverbot 
für unveränderte embryonale Stammzellen eingeführt wer­
den soll, sondern dass auch modifizierte embryonale 
Stammzellen von einer Patentierung ausgeschlossen sein 
sollen. Wir befürchten, dass dies den Nachteil hat, dass 
künftig Forschungsergebnisse nicht mehr offen gelegt wer­
den müssen und auf diese Weise auch das Forschungsprivi­
leg verloren ginge. 
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Der Schutz des geistigen Eigentums, also der Patentschutz 
der Erfindung, ist für die Bereitstellung finanzieller Mittel eine 
ganz wesentliche und wichtige Voraussetzung. 
Ich bitte Sie, Im Namen der SVP-Fraktion, dem Minderheits­
antrag Gutzwiller zuzustimmen. 

Fetz Anita (S, BS): Ich habe bereits erklärt, dass ich zur 
Minderheit der SP-Fraktion gehöre, die sagt, dass für sie 
Forschung an überzähligen Embryonen, vor allem an den 
embryonalen Stammzellen, ethisch vertretbar sei, wenn die 
Forschung hoch stehende Ziele verfolge, und dazu gehöre 
die Bekämpfung von Krankheiten. Allerdings haben wir auch 
bereits gesagt, dass wir in diesem ethisch sehr sensiblen 
Forschungsgebiet strenge Regelungen wollen. Dazu gehört 
das Subsidiaritätsprinzip, dem Sie zugestimmt haben, dazu 
gehört auch die Frage der Patentierung. Hier werden wir ein­
stimmig die Mehrheit der Kommission unterstützen, die auch 
die modifizierten embryonalen Stammzellen und Stammzell­
linien von der Patentierung ausschliessen will. 
Ich erinnere Sie daran, dass wir hier über die Grundlagenfor­
schung legiferleren. Diejenigen, die es ernst damit meinen, 
wenn sie sagen, dass man in einem ethisch heiklen Bereich 
forschen können sollte, wenn es möglich sei, schwere 
Krankheiten zu therapieren, milssen sich auch darauf be­
schränken lassen, dass diese Grundlagenforschung im Mo­
ment Priorität hat. Im Moment gibt es ja auch gar keine 
kommerzielle Anwendungsmöglichkeit für entsprechende 
Produkte. 
Es handelt sich ilbrigens nicht um ein generelles Patentie­
rungsverbot. Einfach zur Erinnerung: Was der Ständerat be­
schloss, ist ohnehin normal, denn Entdeckungen können in 
keinem Land der Welt patentiert werden. Was die Kommissi­
onsmehrheit unseres Rates beantragt, ist kein generelles 
Patentierungsverbot. Weiterhin erlaubt sind - und das unter­
stützen wir auch - die so genannten Verfahrenspatente. Das 
sind Erfindungen, die Unternehmen oder Forschungsinsti­
tute generieren, wenn es um bestimmte Verfahren geht, 
seien sie technologischer oder labormässiger Art, wenn es 
also darum geht, wie man mit entsprechenden embryonalen 
Stammzellen umgehen kann. Das kann man weiterhin pa­
tentieren; das schiltzt auch allfällige zukilnftige kommerzi­
elle Interessen. 
Wir wollen aber nicht, dass man menschliche Bestandteile 
patentieren kann; wir wollen nicht, dass man sozusagen 
Nachkommen dieser menschlichen Bestandteile - Zellen 
können sich ja teilen und weitervermehren - und ganze Li­
nien patentieren kann und dass damit, das ist für uns eine 
Kernilberlegung, auch das Forschungsprivileg, über das wir 
in dieser Debatte diskutieren, eingeschränkt wird. 
Unser Motiv dafür, dass wir auch veränderte embryonale 
Stammzellen von der Patentierung ausschliessen wollen -
das heisst nicht, wie gesagt, dass die Verfahren nicht paten­
tierbar sind-, ist auch ganz eng mit unserem Ziel verbun­
den, die Forschungsfreiheit zu stärken. Wir sehen, es gibt 
ein Forschungsprivileg im Patentgesetz, und wir wollen es 
verstärken. Wir sind übrigens nicht die Einzigen. In der EU 
gibt es mehrere Länder, die daran sind, die Patentierungs­
frage zu überarbeiten. Sie wollen eine Verstärkung des For­
schungsprivilegs und damit auch die veränderten Stamm­
zelllinien vom Patentrecht ausschliessen. Denn es kann 
nicht sein, dass Erkenntnisse, die aus der Forschung ge­
wonnen werden, nachher nicht mehr der Forschung, insbe• 
sondere der Grundlagenforschung, zur Verfügung stehen. 
Hier gehen wir, die Mehrheit der Kommission und die ge­
schlossene SP-Fraktion, auch einig mit dem Forschungs­
chef von Novartis International. Es handelt sich um Mark 
Fishman, internationaler Forschungschef von Novartis. Ich 
zitiere hier aus einem Interview; er hat gesagt: «Als Wissen­
schaftler sage ich, es steht ausser Frage, dass die Patentie­
rung von menschlichen Genen den Fortschritt der For­
schung verlangsamt, was eine unglückliche Entwicklung 
darstellt. Aus diesem Grund sollte man sich genau überle­
gen, was sinnvollerweise patentiert werden kann und was 
nicht.» Ich denke, dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen. 
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Gutzwlller Felix (R, ZH): Frau Fetz, Sie haben ja diesen An­
trag eingebracht, welcher die Patentierung verhindern will. 
Sie sagen jetzt, die Grundlagenforschung sei gleichwohl nö­
tig. 
Die Fragen lauten wie folgt: 
1. Wissen Sie, dass es in Europa das Forschungsprivileg 
gibt? Das heisst, dass unsere Forschenden auf jeden Fall 
entsprechende Ergebnisse nutzen können, auch wenn diese 
patentiert sind oder patentiert werden. 
2. Sie sagen, das alles sei in grosser, weiter Feme. Wissen 
Sie, dass es heute Im Bereich der Erwachsenenstammzel­
len schon Dutzende von Patenten gibt, dass Patentanmel­
dungen auch In anderen Bereichen erfolgen? Das ist nicht in 
weiter Fernei Wissen Sie, dass es erste vorklinische Versu­
che mit Stammzelllinien - wir haben gestern davon gespro­
chen - im Bereich der Herzkrankheiten, aber auch z. B. des 
Knorpelersatzes fOr Rückenmarklelden gibt? Das steht vor 
der TOre. Frau Fetz, wollen Sie wirklich, dass wir hier zu­
sätzliche Anreize zur Abwanderung der letzten forschenden 
schweizerischen Industrien einbauen? Wollen Sie wirklich 
den Forschungsstandard nicht aufwerten? Hier können wir 
konkret etwas für die günstigen Rahmenbedingungen, für 
den Forschungsstandort Schweiz, tun. Warum wollen wir 
das nicht? 

Fetz Anita (S, BS): Ich habe Ihnen gesagt: Alle diese Dinge 
kenne ich. Ich habe mich natürlich ausführlich damit be­
schäftigt, das können Sie sich ja vorstellen. Ich weiss. es 
gibt das Forschungsprivileg, ich weiss aber auch, dass das 
Forschungsprivileg nicht nur in der Schweiz, nicht nur von 
der Industrie, sondern im ganzen europäischen Raum und 
sogar in den USA verstärkt werden soll, weil - deshalb habe 
ich Ihnen das Zitat des Novartis-Forschungschefs vorgele­
sen - die Problematik heute darin besteht, dass man sofort 
auf alles Patente legt, egal, ob damit eine künftige Verwer­
tung gemeint ist oder nicht. Da das Forschungsprivileg rela­
tiv eng formuliert ist, wird also die weitere Forschung auch 
blockiert. Das ist das, was Mark Fishman eigentlich sehr gut 
ausdrückt; er macht sich Sorgen, dass damit die Grundla­
genforschung nicht gefördert, sondern eher verlangsamt 
wird. Das wollen wir nicht; wir wollen, dass die Forschung in 
diesem Bereich unabhängig von Einschränkungen und kom­
merziellen Überlegungen ihre Aufgaben wahrnehmen kann. 

Le presldent (Christen Yves, president): Le groupe radical­
democratique communique qu'il soutient la minorite. 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Ich 
knüpfe an das Votum von Frau Fetz an. Ich möchte hier klar­
stellen, dass die amerikanische Patentgesetzgebung kein 
Forschungsprivileg kennt. Das ist der grosse Unterschied 
zur Situation in Europa. In Europa ist das Forschungsprivileg 
gewährleistet. Wenn eine modifizierte embryonale Stamm­
zelle den Kriterien der PatentwOrdigkeit entspricht - d. h., es 
muss Erfindungscharakter vorhanden sein, es darf kein Ver­
stoss gegen die öffentliche Ordnung und das öffentliche mo­
ralische Empfinden vorliegen, und es muss eine gewerbliche 
Nutzung möglich sein-, kann also ein Patent erteilt werden. 
Forscher im europäischen Raum haben die Möglichkeit, wei­
tere Forschung an diesem patentierten Gegenstand - sei es 
nun eine modifizierte embryonale Stammzelllinie, sei es ein 
Verfahren - durchzuführen. Dies ist in Amerika nicht der 
Fall. Darum werden amerikanische Forscher, die sich zu die­
ser Situation äussern - und die nur die amerikanischen Ver­
hältnisse kennen, dieses Forschungsprivileg in Europa aber 
eben nicht -, auch oft missbräuchlich zitiert. So viel zum 
Punkt des Forschungsprivilegs. 
Nun wird gesagt, dass Verfahrenspatente möglich sind. Ver­
fahrenspatente sind möglich, ja, aber sie sind nicht möglich, 
wenn Sie die Bestimmung annehmen, dass das Verfahrens­
patent auf eine modifizierte Zelllinie erteilt werden soll. Hier 
besteht also ein gefährlicher Unterschied. Sie wissen, die 
Kommission war geteilt. Mit Stichentscheid des Präsidenten 
ist diese Mehrheit zustande gekommen. Wir sind hier an ei-
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ner ganz kritischen Stelle, was die Forschung betrifft. Wir 
sprechen über ein Forschungsgesetz. Wenn der Sinn und 
Zweck dieses Gesetzes darin besteht, dass Forschungsre­
sultate erzielt werden können, ist er dann natürlich schon in­
frage gestellt, wenn diese intellektuelle Leistung nicht 
geschQtzt werden kann. 
Ich empfehle Ihnen im Namen einer schwachen Mehrheit 
der Kommission - ich tue dies allerdings als Kommissions­
sprecher, ich werde anders stimmen -, ihr zu folgen. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commlsslon: Je precise­
rai ceci pour rappeler des prescriptions elementaires en droit 
des brevets: est brevetable une Invention, c'est-ä-dlre Je re­
sultat d'un artifice humain, n'est pas brevetable une decou­
verte. Las lols de la nature ne sont blen evldemment pas 
brevetables, pas plus que la nature teile qu'elle est et les 
cellules souches telles qu'elles nous sont parvenues. Par 
exceptlon, une Invention n'est pas brevetable sl alle est con­
traire ä l'ordre publlc ou aux bonnes moeurs. Et c'est cette 
exception que la majorite de la commission veut faire jouer. 
On se trouve donc devant deux positions. La position de la 
majorite consiste ä dlre: «Pour des raisons ethiques tonda­
mentales, le vivant n'est pas brevetable parce qua c'est con­
traire ä l'ordre public ou aux bonnes moeurs.» Certalns 
peuvent Interpreter cela comme un resultat de leur engage­
ment chretien. Je ne connals pas de passage de la Blble qul 
traite de la brevetabilite. 
Autre position, celle de la mlnorite, qui consiste ä dire: «Pour 
des raisons pragmatiques, une Invention an blologie mole­
culaire doit ätre brevetable, sinon le domaine ne sera pas 
developpe ou, plus exactement, sera developpe lä ou le re­
sultat est brevetable.» Donc, une fois de plus, on decide non 
pas si cette recherche se fera ou ne se fera pas, non pas sl 
ca brevet sera pris ou ne sera pas pris, mais ou II sera pris, 
an Suisse ou allleurs. 
Plusieurs tois dans le debat, Mme Graf an particulier a evo­
que l'amblguite de la recherche fondamentale ou rien n'est 
brevetable, car au depart, ca ne sont qua des decouvertes. 
Mais a. la longue, ä un certaln stade, la recherche fondamen­
tale devient appliquee et brevetable. Et ä ce moment-lä, si 
on veut Atre coherent, il exlste - c'est le cas actuellement -
une presslon sur las universites et sur las EPF pour operer 
le transfert de technologies, c'est-a.-dire an particuller pour 
prendre des brevets qui appartiendront aux universites ou 
aux EPF et qui serviront ä flnancer la recherche ulterieure. 
Je voudrais aussi m'elever, comme l'a fait Mme Polla, contre 
les soupr;ons d'immoralite qui sont jetes sur un chercheur 
parce qua ses resultats sont brevetables ou sont brevetes 
ou parce qu'il emploie du material brevetable. Ce n'est pas 
parce qu'il existe des brevets dans l'environnement d'un 
chercheur qu'il devient pour autant un ätre immoral ou qua 
l'on peut soup,;onner de l'ätre. II taut prendre garde lci ä ne 
pas tomber dans le travers que Sartre a si bien decrit en par­
lant des gens qui ont une grande purete an disant: «lis ont 
las mains propres, parce qu'ils n'ont pas de mains.» 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Ich stelle fest, dass die 
Kommissionssprecher ihre Aufgabe hier bei diesem Artikel 
nicht erfüllt haben. Herr Randegger ist mit keinem Wort auf 
die Begründung der Mehrheit eingegangen, und. beide Be­
richterstatter haben ungehemmt die Meinung der Minderheit 
verteidigt. Ich bin mit dieser Art der Berichterstattung nicht 
einverstanden. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: La Con­
seil federal tient ä redire qu'il considere le systeme des bre­
vets d'une maniere generale comme tres positif. Car dans 
une partie de la discussion de ce jour, II y a quand meme un 
sentiment de grande mefiance ä l'egard du systeme des bre­
vets qui a ete exprime, comme si et on retrouve cela dans 
toute une serie d'articles de journaux ou de prises de posi­
tion publiques - l'idee etait qua las brevets empächent la dif­
fusion des connaissances scientifiques et llmltent finalement 
le partage des connalssances. C'est le contraire qui est vrail 
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La systeme des brevets est extraordlnairement positif pour 
la diffusion des resultats de la recherche scientifique, puis­
que chaque chercheur sait a tout instant ou en sont ses 
«concurrents», puisque, dans las brevets, il y a la descrip­
tion de ce qui a ete decouvert et la maniere qui a permis de 
conduire a. ce resultat. Le systeme des brevets favorise la 
recherche scientifique et permet de ne pas redecouvrir dix 
fois ce qul a deja ete decouvert ailleurs et de partir sur 1a 
base de ce qui est deja decrit et livre ä la connaissance du 
public. 
Ensuite, le systeme des brevets permet le developpement 
de la science par les investissements. Tous las pays qui ont 
eu des hesitatlons en matiere de protection des brevets ou 
qui n'ont pas respecte le systeme de la protection des bre­
vets ont perdu ou perdent des rangs dans la competition 
scientifique mondiale. Par consequent, partant de la., nous 
sommes fondamentalement favorables ä la brevetabilite. La 
seule limite a la brevetablllte, c'est l'infraction ä l'ordre public 
et aux bonnes moeurs. II ne faut pas t\ltre oblige de prouver 
qu'un brevet est bon, II taut obliger les gens qui ne veulent 
pas donner de brevet a prouver que l'attribution d'un brevet 
est contraire ä l'ordre public et aux bonnes moeurs. 
En l'espece, la solution de la majorite nous parait insuffi­
sante, et nous sommes d'avis que c'est la minorite qu'il taut 
soutenir. t:interdiction telle que la voudrait la majorite contre­
viendrait aux engagements internationaux de la Suisse. Elle 
auralt des effets negatifs sur la place financiere suisse, et 
elle ne se justifie pas moralement ou en fonction de !'ordre 
public. 
C'est pourquoi le Conseil federal se rallie ä la version du 
Conseil des Etats, qui propose une reglementation equili­
bree, et vous invite ä en faire de mäme. 

Le presldent (Christen Yves, president): La proposition de 
la minorite I est caduque ä la suite du vote a. l'artlcle 2. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage -Annexe 02.083/4310) 
Für den Antrag der Minderheit II .... 81 Stimmen ~,=g&~ ... ~itvo~ ~~e.. ~ 
Ubrige Bestimmungen angenommen •-..j 
Les autres dispositions sont adoptees 

Art. 29,30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Le presldent (Christen Yves, president): Nous passons 
maintenant au dernier point de ce projet, c'est le probleme 
des dispositions penales. Nous sommes ici en presence 
d'une proposition Schmied Walter. l..'.auteur a developpe sa 
proposition par ecrit, mais il souhaite s'exprlmer sur la 
procedure de vote. 

Art. 25 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1 

a ..... oder aus einem Klon, einer Chimäre oder einer Hy­
bride oder einer Parthenote embryonale Stammzellen ge­
winnt oder solche embryonalen Stammzellen verwendet 
oder einen solchen Embryo oder einen Klon, eine Chimäre 
oder eine Hybride oder eine Parthenote ein- oder ausführt 
(Art. 3 Abs. 1); 

Abs. 1bis 

c ..... (Art. 8, 8a, 12 und 17). 
Abs.2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Bulletin offlciel de !'Assemblee federale 
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Antrag der Minderheit 
(Gutzwiller, Bangerter, Guisan, Heberlein, Kunz, Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Schmied Walter 
Abs. 1 
Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Busse bis 
1 Million Franken wird •••. 

f. ein Forschungsprojekt durchführt, obschon es vom Bun­
desamt verboten worden ist, oder daran geknüpfte Auflagen 
nicht erfüllt (Art. 16). 
Abs.2 
Handelt die Täterin oder der Täter gewerbsmässig, so ist die 
Strafe für die Tatbestände nach Absatz 1 Freiheitsstrafe bis 
zu zehn Jahren und Busse bis 1 o Millionen Franken, für die 
Tatbestände nach Absatz 1 bis Freiheitsstrafe bis zu zehn 
Jahren oder Busse bis 10 Millionen Franken. 
Schriftliche Begründung 
Der Nutzen und die Praxistauglichkeit eines Gesetzes mes­
sen sich an seinen Strafbestimmungen zur Ahndung der 
Vergehen, gegen die sich dieses Gesetz richtet. 
Kapitel 5 «Strafbestimmungen» (Art. 25 bis 27) sieht als 
Höchststrafe Gefängnis bis zu fünf Jahren oder Busse bis 
500 000 Franken vor. Meines Erachtens ist dieses Strafmass 
viel zu milde, ja geradezu lächerlich, geht es hier doch um 
die Höchststrafe für Täter oder Täterinnen, die vorsätzlich 
und gewerbsmässig gegen dieses Gesetz verstossen ha­
ben. Natürlich reichen die von der Kommission vorgeschla­
genen Strafbestimmungen in den meisten Fällen aus, um 
den Täter angemessen zu bestrafen. Aber sie genügen bei 
weitem nicht, um die allerschlimmsten Fälle zu ahnden, zu 
denen es hoffentlich in unserem Land nie kommen wird, die 
sich aber nicht von vornherein ausschliessen lassen. 
Deshalb beantrage Ich, die Strafbestimmungen so zu ver­
schärfen, dass nötigenfalls auch der «worst case» ange­
messen bestraft werden kann. Ziel dieses Gesetzes ist es, 
die Würde des Menschen beziehungsweise des Embryonen 
zu schützen. Nun lässt sich nicht von der Hand weisen, dass 
in diesem Bereich, Ober dem stets die Gefahr eines interna­
tionalen, florierenden Schwarzmarktes schwebt, die For­
schung einem erheblichen Missbrauchspotenzial ausgesetzt 
ist. Unser Strafrecht beruht auf dem Vorbeugeprinzip. An­
gesichts eines solchen potenziellen Marktes und der dem­
zufolge stark erschwerten Kontrolle, da es hier um das 
«unendlich Kleine» geht, ist zu befürchten, dass die von der 
Kommission vorgesehenen Sanktionen nur in beschränktem 
Masse vorbeugend wirken dürften. Hier sei - für alle Fälle -
daran erinnert, dass die gesetzestreuen Forscher und For­
scherinnen sich nichts vorzuwerfen haben, da die besagten 
Strafbestimmungen ja nicht auf sie angewandt werden. 
Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe f: Diese Änderung ergänzt 
den Katalog der strafbaren Taten und bezeichnet Projekte, 
die gegen die Erlaubnis des zuständigen Bundesamtes 
durchgeführt werden, ausdrücklich als Vergehen. 

Art. 25 
Proposition de la majorite 
Al. 1 

a ..... ou d'un clone, d'une chimere, d'un hybride ou d'un 
parthenote, a utilise de telles cellules souches embryonnai­
res ou a importe ou exporte un tel embryon, un clone, une 
chimere, un hybride ou un parthenote (art. 3 al. 1er); 

Al. 1bis 

c ..... (art. 8, Ba, 12 et 17). 

Al.2,3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Proposition de la minorite 
(Gutzwiller, Bangerter, Guisan, Heberlein, Kunz, Pfister 
Theophil, Randegger, Scheurer Remy, Wandfluh) 
Al. 1 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Proposition Schmied Walter 
Al. 1 
Est passlble d'une peine privative de liberte de cinq ans au 
plus, ou d'une amende pouvant aller jusqu'a 1 million de 
francs, quiconque .... 

f. a realise un projet de recherche lnterdit par l'office, ou n'a 
pas respecte les charges dont le projet a ete assorti (art. 16). 
Al. 2 
SI rauteur a agi par metier, dans le cas vise a l'alinea 1er, la 
peine privative de liberte est de dix ans au plus et l'amende 
de 10 millions de francs au plus, et dans le cas vise a l'ali­
nea 1 a, la peine privative de liberte est de dix ans au plus ou 
l'amende de 10 millions de francs au plus. 
Developpement psr ecrit 
l.'.utilite d'une loi et sa pertinence en pratique se mesure a 
ses dispositions penales destinees a sanctionner les delits 
que ladite loi vise a combattre. 
Le chapitre 5 «Dispositions penales» {art. 26 a 27) prevoit la 
sanction maximale de l'emprisonnement de cinq ans au plus 
et de l'amende de 500 000 francs au plus. Je considere 
cette norme comme trop legere, voire derisoire, das lors qu'ii 
s'agit de la peine maximale a infliger en l'occurrence a l'au­
teur d'un delit qui intentionneilement et par metier se rend 
coupable au sens de la presente loi. Certes, las dispositions 
penales telles que proposees par la oommission suffisent a 
sanctionner de maniere appropriee l'auteur du delit dans la 
plupart des cas. Mais alles ne suffisent pas a sanctionner 
et de loin - les cas las plus extremes lesquels j'espere n'au­
ront jamais a etre juges dans notre pays, mais qui pourtant 
ne sauraient etre exclus d'office. 
En consequence, je vous propose de renforcer les disposi­
tions penales de sorte a disposer en cas de necessite d'une 
norme suffisante pour sanctionner le «worst case» pouvant 
se presenter. 
l.'.objectif de cette loi vise a proteger la dignite de l'homme, 
respectivement ceUe de l'embryon. Or force est d'admettre 
i'existence d'un grand potential d'abus a portee du cher­
cheur dans un domaine qui risque de devenir l'otage d'un 
marche noir juteux a l'Eichelle Internationale. Notre legisla­
tion penale repose sur le principe de la prevention generale. 
Au vu d'un tel marche potential et, partant, d'un contröle 
s'annom;ant d'ores et deja fort difficile des lors qu'il touche a 
«l'infiniment petit», il est a craindre que las mesures propo­
sees par la commission n'exercent qu'un effet limite en ma­
tiere de prevention. Rappelons - si bJ:lsoin etait - qua les 
chercheurs respeotueux de la ioi n'ont rien a se reprocher 
des lors qu'ils ne sont pas vises par les normes penales en 
question. 
Articie 25 alinea 1 lettre f: Cet amendement complete la liste 
des delits a sanctionner et declare expllcitement comme 
delit le fait de realiser un projet si ce dernier est refuse par 
l'office federal competent. 

Art. 26 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Schmied Walter 
Abs. 1 
Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Busse bis 1 Mil­
lion Franken wird bestraft .... 

Art. 26 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Proposition Schmied Walter 
Al. 1 
Est passible d'une peine privative de liberte de trois ans au 
plus ou d'une amende pouvant aller jusqu'a 1 million de 
francs quiconque .... 

Schmied Walter (V, BE): Vous ne m'avez pas accorde le 
droit ou la possibilite de developper ma proposition. Je res­
pecte cette decision et je n'entre pas en matiere sur le deve­
loppement de cette proposition; vous la voyez au versa de la 
feuille qui vous a ete distribuee. Quant a la procedure, vous 
voyez qua j'estime qua las mesures qua la loi preconise, 
dans la version de la commission, sont absolument derisoi­
res. Je vous propose de las modifier en introduisant une 
nouvelle lettre f; je crois qu'elle se passe de commentaires, 
pour l'instant en tout cas. 
Je vous invite a accepter ma proposition. 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Kollege 
Schmied Walter schlägt uns in seinem Antrag in den Arti­
keln 25 und 26 eine massive Erhöhung des Strafmasses vor. 
Die WBK des Ständerates hat sich mit der Frage des Straf­
masses recht eingehend auseinander gesetzt. Sie hat dann 
auch in Artikel 25, in dem es um die Vergehen geht, eine Er­
höhung des Strafmasses eingeführt, indem sie die Busse 
gestrichen hat. Die WBK des Nationalrates hat diese Fragen 
nicht diskutiert; sie hat sich dem Beschluss des Ständerates 
angeschlossen. 
Persönlich meine ich, dass weitere Erhöhungen unverhält­
nismässig sind. Ich nehme hier das Fortpflanzungsmedizin­
gesetz zu Hilfe: Wie werden die Vergehen dort geahndet? 
Gemäss Artikel 29 beispielsweise, in dem es um die 
missbräuchliche Gewinnung von Embryonen geht, wird ein 
Vergehen - analog der Lösung des Ständerates - mit Ge­
fängnis bestraft. Gemäss Artikel 30 des Fortpflanzungsme­
dizingesetzes wird mit Gefängnis bestraft, wer einen Embryo 
ausserhalb des Körpers der Frau über den Zeitpunkt hinaus 
sich entwickeln lässt, in dem die Einnistung in der Gebär­
mutter noch möglich ist usw. Was ich Ihnen damit darlegen 
wollte: Wir sollten darauf achten, dass wir eine Balance zwi­
schen dem Strafmass im Fortpflanzungsmedizingesetz und 
jenem hier im Stammzellenforschungsgesetz haben. 
In diesem Sinne empfehle ich persönlich, den Antrag 
Schmied Walter abzulehnen. 

Schmied Walter (V, BE): Herr Kollege Randegger, ich 
möchte Ihnen eine erste Frage stellen: Wovor haben Sie ei­
gentlich Angst, wenn man diese Strafmasse angemessen 
ein bisschen heraufsetzt? Wir beide wollen ja ein gutes, grif­
figes Gesetz. 
Frage zwei: Warum müssen Sie so weit ausholen und ein 
anderes Gesetz zum Vergleich heranziehen? Es geht doch 
letztlich nur darum, dass wir hier gewisse Strafmassnahmen 
einfügen, die auch eine abschreckende Wirkung haben kön­
nen. Ich hoffe, Sie werden diese Fragen beantworten. 
Ich stelle einfach immerhin fest, dass es hier um eine 
Höchstbusse von 500 000 Franken geht. Täter oder Täterin­
nen müssen - hören Sie gut - vorsätzlich und gewerbsmäs­
sig gegen dieses Gesetz verstossen haben. Da ist diese 
Busse mit einer Maximalgrenze von 500 000 Franken gera­
dezu lächerlich. 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Herr 
Schmied, ich habe meine persönliche, ablehnende Stellung­
nahme zu Ihrem Antrag begründet, indem ich das Strafmass 
mit jenem im Fortpflanzungsmedizingesetz verglichen habe. 
Ich bin der Auffassung, dass bei schweren Vergehen sowohl 
Gynäkologen wie auch Forscher, die mit überzähligen Em­
bryonen und embryonalen Stammzellen arbeiten, bezüglich 
des Strafmasses gleich behandelt werden sollen. Das war 
meine Argumentation. Sie, Herr Schmied, gehen wesentlich 
darüber hinaus. Ich stelle jetzt einen Vergleich an: Sie ver­
langen beispielsweise gemäss Absatz 1 Freiheitsstrafen von 
bis zu fünf Jahren oder eine Busse in der Höhe von bis zu 
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1 Million Franken. Gemäss Artikel 32 des Fortpflanzungsme­
dizingesetzes hingegen wird z. 8. mit Gefängnis oder mit 
Busse bis zu 1 00 000 Franken bestraft, wer menschliches 
Keimgut oder Erzeugnisse aus Embryonen entgeltlich ver­
äussert oder erwirbt und gewerbsmässigen Missbrauch von 
Keimgut tätigt. Sie gehen also mit einem um den Faktor 10 
höheren Strafmass weiter. Das war die Begründung für 
meine persönliche Ablehnung Ihres Antrages. 

Baumann J. Alexander (V, TG): Herr Randegger, unser 
Strafrecht ist auf der Basis der Generalprävention aufge­
baut. Nun haben wir diese milden Strafen. Ich gebe Ihnen 
ein Beispiel zu Absatz 1 Buchstabe f, den Herr Schmied bei 
Artikel 25 einführen will. Wer die Vorgaben des Bundesam­
tes für die Durchführung des Versuches nach Artikel 16 
missachtet, wer ohne Bewilligung einen Versuch durchführt, 
begeht nach den Normen des Entwurfes lediglich eine Über­
tretung. Wenn Sie bedenken, welches Gewinnpotenzial 
darin liegt, was für ein Schwarzmarkt in diesem Bereich auf­
kommen kann, müssen Sie doch die Bedenken akzeptieren, 
dass hier die Funktion der Generalprävention nicht mehr er­
füllt sein kann. 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Ja, Herr 
Baumann, nichtsdestotrotz wollen Sie, wenn Sie den Antrag 
Schmied Walter unterstützen, dass wir hier völlig unter­
schiedliche Strafkompetenzen haben für die Leute, die For­
schung an embryonalen Stammzellen betreiben, und für 
diejenigen Leute, die beispielsweise als Gynäkologen dem 
Fortpflanzungsmedizingesetz unterstehen. Dies trifft nicht 
nur für das Fortpflanzungsmedizingesetz zu, es trifft auch für 
das Heilmittelgesetz zu, und auch in dem in Vorbereitung 
begriffenen Transplantationsgesetz sind in keiner Art und 
Weise derart weit gehende Erhöhungen der Strafnormen 
festgelegt. 
Wenn Sie dem Antrag Schmied Walter folgen, dann ist es im 
Übrigen auch so, dass diejenigen Leute, die diese For­
schung betreiben, echt stigmatisiert werden. Das ist meine 
persönliche Auffassung. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commission: Comme l'a 
dit mon preopinant, la commission n'a pas discute de ce 
point et donc je defends le mäme avis qua celui du Conseil 
des Etats. A titre personnel, je dois dire qua j'avais deja des 
inquietudes en decouvrant le niveau des peines qua l'on 
peut infliger a des chercheurs. Nous parlons ici de cher­
cheurs, n'est-ce pas? Nous ne parlons pas d'entreprises. Le 
scenario qua je redoute - et qui probablement va se reali­
ser -, c'est qu'au sein d'une equipe de chercheurs ou il y a 
des gar~ons et des filles, le material biologique est a disposi­
tion et une loi trop contraignante va las amener a la contour­
ner, a se procurer ce material biologique et a developper 
leurs propres cellules souches. C'est un scenario qui est re­
gle comme du papier a musique et qui va se produire a un 
certain moment. 
Ce faisant, ils contreviendront a la loi et ils devront donc ätre 
sanctionnes. Mais las sanctions telles qu'elles sont deja pre­
vues - cinq annees d'emprisonnement, par exemple - sont 
absolument excessives. Et ce qua l'on va faire, tout simple­
ment, c'est engager un nouveau proces Galilee. II y aura un 
chercheur qui voudra se defendre en tant qua chercheur, qui 
aura contrevenu a la loi et qu'on va punir de fa~on tout a fait 
exageree. Je crois qu'il taut eviter cela et il taut maintenir las 
sanctions a l'interieur de certaines limites. 
Las propositions Schmied Walter aggravent encore ce qui 
est deja prevu dans la loi et je ne crois pas qua ce soit rai­
sonnable. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Je suis 
de l'avis du rapporteur seien lequel las propositions 
Schmied Walter aux articles 25 et 26 vont beaucoup trop 
loin. Je dois dire qu'en recherchant dans las documenta lies 
a ce dossier, j'ai constate qu'une voix s'etait exprimee lors 
de la preparation de cette legislation allant dans le mäme 
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sens que M. Schmied, et la reponse qui avail ete donnee a 
l'epoque reste encore totalement juste. Elle est signee par 
Mme Ruth Dreifuss, alors conseillere tederale, et montre 
comblen Mme Dreifuss etait visionnaire dans ce domalne. 
Elle utilise les arguments que ies orateurs qui se sont expri­
mes contre les propositions Schmied Walter ont avances, a 
savoir qua c'est disproportionne. En finde compte, par ces 
proposilions, on essaie de dire qua tout ce qui touche a ce 
domalne est suspect des le depart et qua, si par hasard 
quelqu'un va au-dela de la limite qu'on lui a tixee, il merite 
une sanction extraordinairement severe parce qua, d'une 
certaine maniere, il a deja presque commence a commettre 
le crime en s'occupant de cela et en allant au-dela. M. Rand­
egger a mentionne quelques lois, je pourrais las reprendre. 
~autre element sous-entendu dans las propositions 
Schmied Walter, c'est l'idee qu'il y a beaucoup d'argent a 
gagner dans ce secteur. Ce ne sera certainement pas le 
cas, de toute fac;on dans las prochaines annees. Par conse­
quent, on ne peut pas d'emblee penser que celui qui com­
mettrait un jour une faute en depassant les limites serait mO 
uniquement par la cupidite et devrait etre puni de maniere 
particulierement severe. Nous sommes pour un encadre­
ment strict, Monsieur Schmied, comme vous, mais nous 
pensons qua cet encadrement ne doit pas diaboliser le cher­
cheur, y compris celui qui a fait une faute. II doit etre puni de 
maniere severe, et la loi permet de le faire, mais il ne taut 
pas en faire une sorte d'auteur de crime contre l'humanite 
pour lequel II devrait y avoir une severite absolument hors 
normes. II taut rester dans la norme des autres lois liees a 
ces problemes. 

Baumann J. Alexander (V, TG): Ich möchte Sie fragen, ob 
Sie die Verstösse gegen Artikel 16 lediglich als Übertretung 
beurteilen möchten. Ist es nicht mindestens ein Vergehen, 
wenn nicht gar ein Verbrechen, wenn man ohne Bewilligung 
oder ohne die Auflagen der Behörden zu erfüllen, Versuche 
durchführt? Auf der einen Seite haben wir die relativ starke 
Forschung, und ihr gegenüber steht der wehrlose Embryo. 
Da muss doch für den Schutz ein relativ harter Messstab an­
gelegt werden. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Monsieur 
Baumann, tout d'abord, vous avez utilise des termes qui ont 
une connotation technique: crime, delit. Dans le Code penal, 
ces expressions sont definies et je crois qu'il taut les utiliser 
avec prudence. Las sanctions prevues font qua las infrac­
tions qui seraient punies en application de ces dlspositlons 
penales sont designees par un terme - dans ce cas-la, je 
crois qua c'est un crime vu l'importance de la sanction - et 
par consequent, II faut utiliser ce terme, mais dans la con­
ception penale. 
Les articles 15 et 16 contiennent des dispositions qui, si al­
les sont violees, entrainent l'application du droit penal. Mais 
dlre a l'avance, sans connaTtre toutes les circonstances d'un 
cas, qu'il merite telle ou telle sanction, c'est abandonner tou­
tes les regles de base du droit penal. Ces regles de base im­
pliquent qu'il y alt non seulement des falts objectifs qui 
justifient la condamnation, mais aussi !'Intention, avec toutes 
las nuances qui sont liees a !'Intention: le dol eventual, l'in­
tention, la negligence. Par consequent, je ne peux pas vous 
dire s'il y aura application des disposltions penales si on 
viole l'article 15 ou l'article 16. Je peux vous dlre qu'objecti­
vement, II y aura probablement des raisons d'appliquer las 
dispositlons penales, mais tout l'aspect subjectif dependra 
du cas et dependra du jl,lge. Je ne peux pas vous donner 
une reponse aussi claire, du genre: c'est blanc ou noir. 

Art. 25 Abs. 1 - Art. 25 al. 1 

Le presldent (Christen Yves, president): La proposition de 
minorite a l'alinea 1 er a deja ete reglee a l'article 2. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit ..•. 103 Stimmen 
Für den Antrag Schmied Walter .... 25 Stimmen 
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Art. 25 Abs. 2 -Art. 25 al. 2 

Abstimmung - Vote 

Nationalrat 

Für den Antrag der Mehrheit .•.. 82 Stimmen 
Für den Antrag Schmied Walter .... 49 Stimmen 

Art. 26 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Kommission .... 107 Stimmen 
Für den Antrag Schmied Walter .... 34 Stimmen 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Las autres dispositions sont adoptees 

Arl27 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

03.3007 

Le presldent (Christen Yves, president): M. Studer Heiner 
souhaite faire une declaration personnelle au nom de son 
groupe. 

Studer Heiner (E, AG): Unsere Fraktion hat sich in der De­
tailberatung bewusst nicht geäussert, um die Debatte nicht 
zu verlängern, und hat ihre Position beim Eintreten klar dar­
gelegt Deshalb sagen wir Ihnen zusammenfassend, dass 
wir diesem Gesetz nicht zustimmen können. Der zentrale 
Grund ist nicht einfach der, dass wir unterlegen sind - unter­
liegen kann man politisch immer -, sondern dass hier ein 
Gesetz formuliert ist, das vor unserer Bundesverfassung 
nicht standhält. Das ist für uns nicht nur inhaltlich, sondern 
auch staatspolitisch nicht nur problematisch, sondern auch 
nicht angängig. Das wollten wir vor der Abstimmung sagen, 
damit Sie wissen, aus welchem zentralen Grund wir hier 
nicht mitmachen können. 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nomjnatif: Beilage-Annexe 02.083/4311) 
Für Annahme des Entwurfes .... 88 Stimmen 

S~e\:e_53~~ 78/ va\'C P~ ~ 
Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 
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Embryonenforschungsgesetz 
Lol relative 
a la recherche sur les embryons 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Consell federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Sländerat/Consell des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conse!I) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag -Mollen d'otdre) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat- Dewdeme Conseil) 
Nationaltat/Conseil national 17.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Natlonalrat/Consell natlonal 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Natlonalrat/Consell national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Sländerat/Consell des Etats 01.1 o.oo (Fortsetzung - Suite) 
Natlonalrat/Consell national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur• 
gence) 
Ständerat/ConseD des Etats 02.10.03 (Drlnglichkeltsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung- Vote final) 
Natlonalrat/Consell national 03.10.03 (Schlussabstimmung- Vote final) 
Text des Erlasses2 (AS 2003 3681) 
Texte de racte leglslatif 2 (RO 2003 3681) 

2. Bundesgesetz über die medizinisch unterstOtzte 
Fortpflanzung 
2. Lol federale sur la procreatlon medlcalement asslstee 

Antrag Genner 
Nichteintreten 
Schriftliche Begründung 
Die im bisherigen Recht festgelegte Frist für die längstmögli­
che Aufbewahrungsdauer für Embryonen soll nicht verlän­
gert werden. 
Grundsätzlich stellen die Buchstaben a und c des Arti­
kels 119 Absatz 2 der Bundesverfassung einen klaren Han­
dlungsrahmen dar, der genau darauf hinweist, dass Embryo­
nen nicht für Forschungszwecke und nicht für die Gewin­
nung für Stammzellen gebraucht werden dQrfen. 
Die in einem neuen Artikel 42 Absatz 2 des Fortpflanzungs­
medizingesetzes formulierten Möglichkeiten widersprechen 
damit der Verfassung. Die für die Einpflanzung vorgesehe­
nen Embryonen dQrfen nicht zweckentfremdet eingesetzt 
werden. 

Proposition Genner 
Ne pas entrer en matiere 
Developpement par ecrit 
II n'y a pas lieu de proroger le delai maximal prevu 
aujourd'hui par la loi pour la conservation des embryons. 
L:article 119 alinea 2 lettres a etc de la Constitution federale 
indique sans ambiguite ce qui peut etre fait et ce qui ne peut 
etre fait en la matiere: en l'occurrence, il est clair que l'utili­
sation d'embryons a des fins de recherches scientifiques ou 
de production de cellules souches embryons destines a la 
procreation, je le rappelle - n'est pas envisageable. 
En consequence, les dispositions de l'article 42 alinea 2 
LPMA sont anticonstitutionnelles. 

Le presldent (Christen Yves, president): Nous traitons en­
semble la proposition de non-entree en matiere Genner, la 
proposition de minorite Gutzwiller a l'article 42 alinea 2 et la 
proposition Baumann J. Alexander concernant le meme arti­
cle. 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Wir kom­
men jetzt noch zum Fortpflanzungsmedizingesetz, und zwar 
zu Artikel 42 Absatz 2, der im geltenden Recht feststellt, 
dass so genannt altrechtliche Embryonen bis zum 31: De­
zember 2003 zu vernichten sind. 
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Der Bundesrat schlug uns in seiner Vorlage vor, in Artikel 28 
diese Frist um ein Jahr zu verlängern. Der Ständerat hat 
sich gegen diese Frist ausgesprochen. Er hat dann aber in 
der Plenumsdiskussion zwar den Antrag Beerli, der eine 
Fristverlängerung verlangt hat, abgelehnt, aber dann auch 
klar durch den Kommissionssprecher zum Ausdruck ge­
bracht, dass der Zweitrat dieser Frage noch einmal einge­
hend nachgehen soll. Die WBK-NR hat entschieden, die 
Frage der Fristverlängerung in einem separaten Gesetz zu 
behandeln, und da eben dieses Gesetz bis Ende diesen 
Jahres in Kraft treten muss, muss es im dringlichen Verfah­
ren erlassen werden. 
Die Mehrheit der Kommission schlägt Ihnen Folgendes vor: 
Es handelt sich bei diesen altrechtlichen Embryonen um ein 
sehr wertvolles Gut, und es hat sich gezeigt, auch gestern in 
der Debatte und vor allem auch in der Kommission, dass 
nach dem Fortpflanzungsmedizingesetz Qberzählige Em­
bryonen nur in sehr geringer Zahl anfallen, man spricht von 
200 pro Jahr. In der Kommission wurde auch klar ausge­
tahrt, dass der grosse Teil dieser 200 überzähligen Embryo­
nen nach der Regelung des Fortpflanzungsmedizingesetzes 
medizinisch oft nicht den Anforderungen für eine Implanta­
tion entspricht, also sehr viele davon wegfallen, weil sie so 
genannt morphologisch auffällig sind. Der zweite Punkt, der 
ebenfalls zu erwähnen wichtig Ist, ist, dass das betroffene 
Paar einer Freigabe von überzähligen Embryonen zustim­
men muss. Wir haben es gestern auch in einem Votum ge­
hört, dass etwa 50 Prozent der betroffenen Paare diese 
Zustimmung nicht erteilen. 
Also kann man nach Angaben des Bundesamtes für Ge­
sundheit mit der neuen fortpflanzungsmedizinischen Gesetz­
gebung - sie ist seit dem 1. Januar 2001 in Kraft - davon 
ausgehen, dass von diesen 200 etwa ein Dutzend überzäh­
lige Embryonen für Forschungszwecke infrage kommen. Das 
hat die Mehrheit der Kommission veranlasst, Ihnen eine Frist­
verlängerung vorzuschlagen, und zwar bis 2005. Die betrof­
fenen Paare können also diese Embryonen für die weitere 
Fortpflanzung bis Ende 2005 verwenden, dann mQssen sie 
darauf aufmerksam gemacht werden, dass ab diesem Datum 
diese Embryonen absterben müssen, d. h., nicht weiter auf­
bewahrt werden. Es wird den betroffenen Paaren dann aber 
auch die Frage gestellt, ob sie sie für hochwertige Forschung 
zur Vertagung stellen wollen. Für hochwertige Forschung 
können die so genannten altrechtlichen Embryonen, also 
jene, die aus der Zeit vor Inkrafttreten des Fortpflanzungs­
medizingesetzes stammen, für Forschungsarbeiten bis Ende 
2008 verwendet werden. 
Die Minderheit Gutzwiller will diese Frist von 2008 auch fQr 
die Implantation festsetzen. Frau Genner beantragt, auf 
dies~ Fristverlängerung gar nicht einzutreten. Ich habe nun 
die Uberlegungen der Kommission erläutert und kann Ihnen 
aufgrund dieser Überlegungen und der Mehrheitsverhält­
nisse beantragen, den Antrag Genner abzulehnen. 
Zum Antrag Baumann J. Alexander: Er beantragt Ihnen, 
diese altrechtlichen Embryonen ausschliesslich für Fort­
pflanzungszwecke zuzulassen, und zwar bis Ende 2005. Wir 
haben die Thematik in der Kommission ausführlich disku• 
tiert. Herr Baumann wählt zwei Möglichkeiten: erstens die 
Einpflanzung oder zweitens das Absterbenlassen. Das Kon­
zept des Bundesrates sieht die Einpflanzung, das Freigeben 
für die Forschung oder das Absterbenlassen vor. Ich mache 
Sie darauf aufmerksam, dass eine gewisse Ungleichbe­
handlung bezQglich der ethischen Beurteilung im Antrag 
Baumann J. Alexander vorhanden ist: Für die altrechtlichen 
Embryonen setzt er eine andere Wertebasis als jene, wie sie 
heute mit dem Fortpflanzungsmedizingesetz und dem so­
eben beschlossenen Stammzellenforschungsgesetz gege­
ben ist. 
Im Sinne der Mehrheit der Kommission beantrage ich Ihnen, 
auch den Antrag Baumann J. Alexander abzulehnen. 

Nelrynck Jacques (C, VD), pour la commlssion: Dans l'etat 
actuel de la legislation, les embryons existants seront de­
truits a la fin de cette annee. C'est pourquoi un projet de la 
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commission, selon la version de Ja majorite, vous propose 
de proroger Je delai de conservation a des fins de procrea­
tion jusqu'en 2005 et a des fins scientifiques Jusqu'en 2008, 
sous reserve bien entendu de l'accord du couple concerne. 
Une minorite propose une version plus large: les embryons 
pourraient etre conserves jusqu'en 2008, a la fois a des fins 
de procreation ou a des fins scientifiques. 
Mme Genner vous propose d'appliquer le droit en vigueur, 
c'est-a-dire de ne pas voter cette loi en urgence et de de­
truire les embryons dans un bref delai. 
Enfin, la proposition Baumann J. Alexander postule de les 
conserver jusqu'a la fin de 2005, mais uniquement a des fins 
de procreation et non pas a des fins scientifiques. 
Vous avez donc une panoplie de solutions a disposition. Je 
suppose, en ce qui me concerne, que dans les justifications, 
on s'en tient strictement a des raisons pratiques puisque je 
ne vois pas comment la protection de la vie pourrait nous im­
poser de detruire plus ou moins töt des embryons. 
En fonction de ces considerations pratiques, je vous recom­
mande d'accepter la proposition de la majorite de la com­
mission et de rejeter les propositions Genner et Baumann J. 
Alexander. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): In diesem zweiten Erlass geht es 
uns nun darum, dass man heute kein Fait accompli schafft, 
nachdem wir ja beschlossen haben, dass wir eben gerade 
ein solches Gesetz zur Stammzellenforschung wollen, und 
dass man damit nun auch die Konsequenz zieht und kein 
Fait accompli in Bezug auf die heute vorhandenen überzäh• 
Ilgen Embryonen schafft. Ich darf kurz daran erinnern, dass 
nach dem Fortpflanzungsmedizingesetz ja bis Ende Jahr, 
also bis Ende dieses Jahres 2003, diese so genannt über­
zähligen Embryonen vernichtet werden müssen. Ich denke, 
man darf im Rückblick sagen, dass natürlich die Situation 
bei der Beratung 1997/98 eine andere war: Man wusste 
noch nicht, dass dieses Thema der Stammzellenforschung 
sich nun derart entwickeln würde, sonst hätte man wohl die 
Frage dieses Zeitraumes schon damals etwas anders gese­
hen. Die Situation ist also heute anders. Wir sollten uns des­
halb überlegen, ob wir eben diese Frist nicht genau zu dem 
Zeitpunkt verlängern, an dem wir eine gesetzliche Grund­
lage für die Forschung mit Stammzellen schaffen. 
Das haben wir jetzt getan: Diese Forschung ist unter restrik­
tiven Bedingungen erlaubt, und sie ist natürlich darauf ange­
wiesen, dass Erzeuger von überzähligen Embryonen -
wenn ich das so sagen darf - früher oder später auch ein­
verstanden sind, dass es solche Forschungsprojekte gibt. 
Heute ist es so, dass wir nicht genau wissen, wie viele über­
zählige Embryonen zur Verfügung stehen. Wir wissen auch 
nicht genau, wie viele nötig sind, um entsprechende Stamm­
zelllinien zu entwickeln. Die Tendenz in der Forschung geht 
klar in Richtung einer möglichst wenig verbrauchenden For­
schung durch gute Stammzelllinien, die für verschiedene 
Zwecke verwendet werden können. Solange diese Fragen 
aber nicht geklärt sind, scheint es uns sinnvoll - und offen­
sichtlich ist das auch die Meinung der grossen Kommis­
sionsmehrheit -, dass wir diesen Termin etwas hinaus­
schieben, damit kein Präjudiz geschaffen wird. 
Ich erinnere daran, dass mit diesem Hinausschieben zwei 
Varianten verbunden sind: Die Mehrheitsvariante hält das 
Jahr 2005 für truchtbarkeitsmedizinische Zwecke und das 
Jahr 2008 für die Möglichkeit von Forschungen fest, wobei 
das betroffene Paar in jedem Fall seine Einwilligung geben 
müsste. Sie haben festgestellt, dass die Variante der Min­
derheit, die ich anführe, hier ein einheitliches Datum festle• 
gen möchte. 
Ich persönlich glaube nicht, dass das ein sehr entscheiden• 
des Thema ist. Das entscheidende Thema ist, dass Sie ein­
treten und die Frist verlängern. Man kann entweder eher 
legislatorisch argumentieren und sagen, nach der heutigen 
Gesetzeslage sei es sinnvoller, diese zwei Termine zu ha­
ben: Das Fortpflanzungsmedizingesetz äussert sich schon 
zur fortpflanzungsmedizinischen Verwendung; deshalb sollte 
dort der Termin nur zurückhaltend hinausgeschoben wer-
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den, währenddem bei den Stammzellen, also bei der Ver­
wendung für die Forschung, ja jetzt dieses neue Gesetz in 
Kratt tritt. 
Diese Optik würde eher für die Mehrheit sprechen. Unsere 
Optik ist eher auch eine ein bisschen aus dem Felde, in dem 
Sinne, dass uns etwa die Fruchtbarkeitsmediziner - wenn 
Sie verlängern - sagen: Ja, was sage ich dann einer betrof­
fenen Frau, die beispielsweise 2006 weiss, dass sie noch ei­
nen befruchteten Embryo hat, die eigentlich nicht mehr 
daran gedacht hat, diesen zu verwenden, und ihn nun ver­
wenden will? Er ist noch da; er kann für die Forschung ver• 
wendet werden, aber nicht mehr für die Frau. Wie soll das 
einem Elternpaar erklärt werden können? Das war die Über­
legung, weshalb die Minderheit eben doch gesagt hat: Es ist 
logischer, hier ein einheitliches Datum zu wählen. Es ist klar, 
dass dies Änderungen der Artikel 15 und 16 des Fortpflan­
zungsmedizingesetzes bedingen würde. Die sind in einem 
dringlichen Bundesgesetz nicht zu machen - das verstehen 
wir. Das müsste man dann wohl hinterher anpassen. 
Aber aus unserer Optik ist die Situation klar: Ich bitte Sie 
sehr, hier in jedem Fall einzutreten. Den Antrag Genner auf 
Nichteintreten sollte man ablehnen. Die Verfassungsmässig­
keit ist gegeben; das haben wir früher gesagt. Zudem den­
ken wir, dass der Antrag Baumann Alexander hier auch 
nichts beiträgt, weil dann ja die WahHreiheit der Eltern einge­
schränkt würde. Die Eltern müssen in jedem Fall befragt 
werden und ihren Entscheid - Forschung oder Fruchtbar­
keitsmedizin - kundtun. 
Schliesslich zur Frage: Minderheit oder Mehrheit? Solange 
Sie eintreten, ist das vielleicht etwas weniger wichtig. Ich 
denke, es gibt in Bezug auf die Praktikabilität des Ganzen, 
der Klarheit, der Zeitlimiten für die Eltern und die Erzeuger 
gute Gründe, hier für beide Verwendungszwecke For­
schung und Fruchtbarkeitsmedizin - bei 2008 zu bleiben. 

Baumann J. Alexander (V, TG): Ich habe jetzt Herrn Gutz­
willer für eine Frage ausgewählt, weil ich von ihm die präzi­
seste Antwort erwarte. Ich habe hier den Text der Verfas• 
sung, Artikel 119 Absatz 2 Buchstabe c, vor mir. Da steht 
ausdrücklich, dass diese Methoden nicht verwendet werden 
dürfen, um Forschung zu betreiben. Das ist der Rechtsstand 
bis heute, und das wird noch eine Weile der Rechtsstand 
sein, nämlich bis zu dem Zeitpunkt, wo das neue Gesetz in 
Kratt tritt. Das Embryonenforschungsgesetz gibt erst die 
Grundlage, um diese Forschung zu machen. Nun sind diese 
Embryonen, die heute in Aufbewahrung sind, unter altem 
Recht zustande gekommen, das heisst unter Ausschluss der 
Möglichkeit, Forschung zu betreiben. Es ist konsequent, 
dass man das jetzt nicht ändert und dass man da für die For­
schung nicht öffnet. Können Sie sich dem anschliessen, 
oder haben Sie Gründe dafür, dass man das ändert? 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Ich verstehe Ihre Frage gut, Herr 
Kollege Baumann. Meine Interpretation von Artikel 119 Ab­
satz 2 Buchstabe c war - ich glaube, das war auch mehr­
heitlich die Optik in der Kommission, wo wir uns ja ver­
schiedentlich mit den Juristen über diese Materie unterhal­
ten haben; ich selber bin ja auch kein Verfassungsrechtler-, 
dass solche Verfahren der medizinisch unterstützten Fort­
pflanzung, das heisst zum Beispiel In-vitro-Fertilisation, nicht 
angewendet werden dürfen in der Optik der Forschung. Das 
ist richtig, das ist verfassungsmässig, das heisst im Klartext, 
dass es verboten ist, Embryonen für die Forschung herzu­
stellen. 
Die Ausgangssituation für die jetzige Gesetzgebung ist aber 
eine umgekehrte. Wir stellen fünf Jahre nach Einführung 
dieses Gesetzes fest, dass es der Realität entspricht, dass 
überzählige Embryonen vorhanden sind, obwohl man ur­
sprünglich weder damit gerechnet noch allenfalls dies so ge­
wünscht hatte. 
Die Frage ist nun umgekehrt: Können diese überzähligen 
Embryonen unter bestimmten Umständen für die Forschung 
verwendet werden? Sie sind ja nicht für die Forschung er­
zeugt worden; das wäre nicht konform mit der Verfassung. 
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Da sie aber nicht für die Forschung erzeugt wurden, glauben 
wir, dass die Verfassungsmässigkeit für den Entscheid der 
Eltern, diese der Forschung zuzuwenden, gegeben ist. Wir 
haben Ja früher Ober diesen Artikel 119 Absatz 2 Buchsta­
be c gesprochen. 

Genner Ruth (G, ZH): Eingriffe in Embryonen sind unzuläs­
sig. Das ist das, was wir in Artikel 119 der Bundesverfassung 
lesen können, und das ist das, was auch die Bürgerinnen 
und BOrger glauben. Das am 1. Januar 2001 in Kraft getre• 
tene Fortpflanzungsmedizingesetz verbietet die Embryonen­
forschung und damit auch die Abspaltung eines Teils der 
Zellen zur Gewinnung von embryonalen Stammzellen expli• 
zit. Dieses Forschungsverbot war im Abstimmungskampf ein 
zentrales Argument der Befürworter und war ausschlag­
gebend dafür, dass das Gesetz Oberhaupt angenommen 
wurde. 
Das neue Embryonenforschungsgesetz will nun dieses For• 
schungsverbot explizit aufheben. Wir sind der Meinung, 
dass eine derartige Kehrtwendung in einem so sensiblen 
Bereich keineswegs ohne ausführliche Meinungsbildung in 
der Öffentlichkeit gemacht werden darf. FOr diese Meinungs­
bildung und eventuell neue Konsensfindung unter Verlet­
zung von heutigen Tabus brauchen wir Jahre. Die Forschen­
den und die interessierte Industrie haben diesen Sachver­
halt zu respektieren, zumal viel versprechende Alternativen 
bestehen. 
Dass der Bundesrat und die Mehrheit der Räte so unsorgfäl­
tig, ja fahrlässig und lasch, mit Artikel 119 der Bundesverfas­
sung umgehen, verlangt Kritik und lässt viele Leute daran 
zweifeln, ob wir hier drin mehrheitlich Volksinteressen oder 
eben reine Geschäfts- und Machtinteressen verfolgen. Das 
Fortpflanzungsmedizingesetz ist noch sehr jung, es ist noch 
keine drei Jahre alt. Die klare Abmachung, dass Embryo­
nen, die vor dem Inkrafttreten des Fortpflanzungsmedizin­
gesetzes erzeugt wurden, höchstens bis zum Ende des 
laufenden Jahres aufbewahrt werden dOrfen, soll nun miss­
achtet werden. Diese gefrorenen Embryonen sind einmal 
klar mit dem Ziel einer Einpflanzung erzeugt worden. Nie 
war davon die Rede, dass sie für Forschungszwecke ver­
wendet werden sollen. Und nun will die Kommissionsmehr­
heit nicht nur die Frist Ober jedes Mass hinaus, über Jahre 
hinaus, verlängern, nein, sie will die Embryonen, die einmal 
als künftige Föten gedacht waren, umwandeln und als For­
schungsrohstoff freigeben. 
Es geht mir darum, hier nochmals die grundsätzliche Kritik 
an der Forschung mit Embryonenverbrauch anzubringen. 
Die Vernutzung von Embryonen hat nicht nur direkte Auswir• 
kungen auf den Embryo, der dabei abstirbt; sie hat auch 
Auswirkungen auf die gesamte Gesellschaft. Es handelt sich 
um einen massiven Tabubruch, der unser Menschenbild in­
frage stellt. Alle Entwicklungsstufen des menschlichen Le­
bens und die Teile des menschlichen Körpers werden zu 
Material, das verbraucht und vermarktet werden kann. Aus­
serdem betrifft sie direkt Jene Frauen, denen In einem für sie 
aufwendigen und potenziell gesundheitsschädigenden Ver­
fahren - Stichworte Hormonstimulierungen, instrumenteller 
Eingriff - die Eizellen entnommen worden sind. Frauen aus 
Drittweltländern sind hier besonders mlssbrauchs- und aus­
nutzungsgefährdet. Zu den embryonalen Stammzellen be· 
stehen echte Alternativen, und das sind die adulten 
Stammzellen. Auch hier hat die Forschung erst angefangen; 
ihr Potenzial ist noch nicht ausgeschöpft. Bevor in einem 

· Hauruckverfahren die verbrauchende Forschung freigege­
ben wird, sollte diese Alternative ernsthaft untersucht wer­
den. 
Der Bundesrat hat die Aufbewahrungsfrist in Bezug auf Arti­
kel 42 im Wissen darum, dass es sich um eine heikle Frage 
handelt, wohlweislich um ein einziges Jahr verlängert. Die 
Kommissionsmehrheit dagegen hat - offensichtlich unter 
dem Druck der Lobby der Pharmaindustrie - nicht nur die 
Jahre für die Aufbewahrung massiv erstreckt, sie hat auch 
die Möglichkeit eröffnet, dass diese Embryonen zu For­
schungszwecken verwendet werden können. Die Verspre-
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chungen, dass aus Embryonen Chancen und Mittel gewon­
nen werden können, um Krankheiten zu heilen, sind bel wei­
tem Oberrissen. Der Motor für den Druck sind klar wirtschaft­
liche Interessen. Wir Grünen machen bei diesem «Stamm­
zellen-Monopoly» nicht mit 
Ich bitte Sie, auf den Gesetzentwurf nicht einzutreten, gel­
tendes Recht beizubehalten und die Minderheitsanträge klar 
abzulehnen. 
Ich möchte auch hier noch einmal betonen, dass wir für die 
Forschung eintreten; wir kämpfen auch dafür. Im Bereich der 
Stammzellen möchten wir aber wiederholen: Wir sehen 
durchaus, dass hier die Forschung mit adulten Stammzellen 
ein Potenzial hat. 
Vielleicht noch eine abschllessende Bemerkung rein zum 
Sprachgebrauch in dieser Debatte: Auch der Kommissions­
sprecher Nelrynck hat vorhin davon gesprochen, dass wir 
Grünen die Embryonen zerstören wollten; die Forschung 
wolle sie höchstens verbrauchen. Ich kann Ihnen sagen: Wir 
möchten sie einfach so sterben lassen, wie sie einmal ent­
standen sind, ohne dass wir eigentlich wollten, dass sie ent­
standen sind. 

Polla Barbara (L, GE): J'almerals aborder quatre polnts 
dans cette intervention: d'abord la proposition de non-entree 
en matiere Genner; puis la propositlon Baumann J. Alexan­
der, et notamment les questions juridiques qu'il a evoquees; 
troisiemement les questions ethiques qu'il souleve; et flnale­
ment la question du delal, c'est-a.-dire la proposition de mi­
norite Gutzwiller. 
En ce qui concerne 1a proposition Genner, dont l'auteur nous 
dit que nous avons travallle de fac;.:on «unsorgfältig», je dlrai 
au contraire que la commission et tous ceux qui l'ont assis­
tee dans ses trevaux ont travaille de maniere extrflmement 
«sorgfältig», notamment en se basant sur les travaux et les 
rapports de la Commission nationale d'ethique en matiere 
de medecine humaine (CNE). Je rappelle a Mme Genner, 
mais aussi a tous les deputes presents dans cette enceinte, 
que la CNE represente reellement les citoyens, que la fay0n 
dont alle est con(,?Ue et composee assure une representati­
vite de toutes les tendances et qu'elle reunit donc a la fois la 
representatlvite citoyenne et la competence dans le do­
maine ethique. C'est bien pour cette ralson-la, pour l'ecou­
ter, que nous avons mis en place une commission nationale 
d'ethique. Nous ne l'avons pas mlse en place, avec tout ce 
que c;.:a suppose de travail et d'investissements flnanciers, 
pour ensuite lgnorer ce qu'elle nous dit. 
Or que nous dit la CNE en la matlere? Elle nous dit d'abord -
en tout cas sa majorite, qui represente donc la majorite ci­
toyenne - qu'il faut tres clalrement distinguer le prelevement 
de cellules souches sur des embryons surnumeraires de la 
recherche sur les embryons, et que les prelevements de cel­
lules souches ne peuvent, sur une base juridique et ethique, 
&tre compares a la recherche sur l'embryon. Au sein de la 
CNE, on insiste beaucoup sur le fait que les embryons sur­
numeraires sont des embryons qui sont destines de toute fa­
y0n a &tre detruits. C'est notamment pour cette raison-la que 
le prelevement de cellules souches sur des embryons qui 
sont de toute fBQon destines a ätre detruits ne peut pas &tre 
compare a une recherche sur l'embryon. Donc les soucis 
evoques par Mme Genner sur le respec_t de l'article 119 de 
la constitution et de la LPMA sont infondes. 
La CNE «recommande au legislateur d'autoriser, sous cer­
talnes conditions» - nous avons aujourd'hui vote des condi­
tions exträmement restrlctives et severes - «l'utilisation de 
cellules souches prelevees sur des embryons surnumerai­
res pour la recherche et les applications therapeutiques.» 
C'est d'ailleurs aussi la CNE qui a recommande ce que nous 
avons fait, c'est-a-dire de separer la lol relative a la recher­
che sur les ceHules souches embryonnaires de la loi relative 
a la recherche sur les embryons. 
Je voudrais en venir maintenant au souci de M. Baumann J. 
Alexander et le rassurer. Je pense que la prolongation de 
delai en tant que telle ne pose en fait aucun probleme juridl­
que. Je peux l'assurer que les Juristes du departement dans 
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lequel se traite la LPMA, qui sont sans doute les juristes les 
mieux a mäme de se prononcer sur ca sujet, peuvent affir­
mer que cela ne pose pas de probleme juridique de prolon­
ger le delai. 
J'aimerais donc en venir ä la question ethique parce que M. 
Baumann l'evoque dans le developpement de sa propositlon 
et qu'elle est fondamentale. Je cite M. Baumann: «II ne fait 
aucun doute que la destruction des embryons ä l'expiration 
du delai de conservation pour la procreation assistee que 
comporte ma proposition est un mal du point de vue ethi­
que.» M. Baumann nous dit que sa proposition, et il lnsiste, 
cela ne fait aucun doute, est un mal du point de vue ethique. 
Je pense que nous ne pouvons pas soutenir une proposition 
dont l'auteur lui-meme - ä regret certes, pour des raisons ju­
ridiques que j'al deja refutees dit qu'elle est un mal du 
point de vue ethique. 
J'aimerais revenlr sur la raison pour laquelle nous pensons 
que le fait de prelever des cellules souches embryonnaires 
sur un embryon surnumeraire destine ä la destruction est en 
fait une additlon d'humanite, une addition d'ethique, et non 
pas une soustraction d'ethique, un mal d'ethique. Les em­
bryons surnumeraires ne repondent plus ä aucun projet pa­
rental, lequel est fondamental pour une vie future. Les 
embryons surnumeraires sont destines a la destruction. 
D'une certaine tw;on, le fait d'autorlser le prelevement de 
cellules souches embryonnaires remet cet embryon surnu­
meraire destlne a la destruction dans le cadre d'un projet hu­
maln, global, d'un projet de vie, de developpement et de 
soins a des &tres humains malades dans l'avenir. 
On peut, par rapport a 9a, reellement comparer le preleve­
ment de cellules souches embryonnaires sur des embryons 
destines a la destruction, au prelevement d'organes sur des 
enfants decedes, autorise par les parents. l.'.autorisation par 
les couples concernes est evidemment un point absolument 
essential et la demande et les reponses ecrites doivent etre 
obtenues ä cet egard. C'est un polnt tres important. Mais 
ceci etant obtenu, II y a lä reellement un plus au niveau ethi­
que et au niveau de l'humanite. 
Le dernier point concerne en fait la proposition de mlnorite 
Gutzwiller. Comme l'a tres bien rappele M. Gutzwiller, en 
1997/98, on ne savalt pas qu'en 2003, on allait traiter une 
nouvelle lol sur les embryons surnumeralres et les cellules 
souches embryonnaires. Nous sommes en 2003 et nous 
traitons le present projet de loi, mais nous allons devoir pro­
chainement preparer un projet de lol sur les embryons et sur 
la recherche sur l'humain. Le delai de deux ans est tres clai­
rement trop court; le delai de 2008 est plus raisonnable. II 
est vrai aussl qu'en 2005, on pourra toujours y revenir. 
Par ailleurs, II y a, dans la formulation de la proposition de 
majorlte, quelque chose que je trouve reellement deran­
geant, c'est le fait d'affirmer aux couples concernes que, 
jusqu'en 2005, les embryons sont conserves a des fins de 
procreation et qu'ensuite, de 2005 ä 2008, on peut les utili­
ser pour la recherche. Je pense que cette distinction dans le 
temps est tout ä fait lnadequate. Par comparaison, la formu­
lation de la proposition de minorite Gutzwiller, qui ne dlstin­
gue pas l'utilisation pour la procreation eventuelle de l'utili­
sation pour la recherche, est beaucoup plus adequate. 
En conclusion, surtout pour cette question de formulatlon, je 
vous recommande de suivre la proposition de mlnorite 
Gutzwiller. 

Rlklln Kathy (C, ZH): Die CVP-Frak:tlon hat Ja gesagt zum 
Stammzellenforschungsgesetz und damit zu einem For­
schungsgesetz mit klaren Leitplanken. Zur Stammzellenfor­
schung braucht es auch das Ausgangsprodukt: Embryonen. 
Es ist daher unsinnig, die bestehenden Embryonen, wie es 
gesetzlich vorgeschrieben wäre, Ende 2003 zu vernichten, 
d. h., dem Absterben zu überlassen. 
Der Antrag der Minderheit Gutzwiller ist hingegen zu wenig 
differenziert; ich denke, auch Barbara Polla wüsste - wenn 
sie das Protokoll genau gelesen hätte -, warum wir von der 
Mehrheit diese differenzierte Lösung vorschlagen. Der Min­
derheitsantrag Gutzwiller würde nämlich keinen Unterschied 
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zwischen der Aufbewahrungszeit der Embryonen zur Fort­
pflanzung und jener zu Forschungszwecken machen. Hier 
käme es zu Problemen, weil die Embryonen zu Fortpflan­
zungszwecken länger als fünf Jahre aufbewahrt werden 
könnten; dies soll gemäss den Auskünften, die wir erhalten 
haben, allenfalls auch ein Risiko für die Entwicklung des 
werdenden Kindes sein. Das wollen wir sicher nicht. 
Wir suchen einen Weg, und wir wollen mit unserem Ja zur 
Mehrheit ab 2005 klare gesetzliche Regelungen. Ich hoffe, 
dass es bis dann auch eine Verfassungsgrundlage gibt. Wir 
stimmen daher für die Mehrheit. Umgekehrt lehnen wir aber 
auch den Antrag Genner mehrheitlich ab, denn Frau Genner 
will das Gesetz ablehnen und damit logischerweise auch 
keine Embryonen für die Stammzellenforschung zur Verfü­
gung stellen. 

Haller Ursula (V, BE): Wir haben es gehört: Einer der 
Grunde, die Forschung an embryonalen Stammzellen In die­
sem Gesetz zu regeln und nicht zuzuwarten, bis das Gesetz 
zur Forschung am Menschen diskutiert wird, ist eben be­
kanntlich eine Antwort auf die Frage, ob einer allfälligen 
Fristverlängerung für die Lagerung der tiefgefrorenen Em­
bryos nach dem 31. Dezember dieses Jahres zugestimmt 
werden soll und was dann später mit diesen Embryos ge­
schehen soll. Weshalb melde ich mich noch einmal zu Wort? 
Ich möchte einfach noch einmal betonen, nachdem ich die 
Äusserungen von Frau Genner gehört habe - sie sagt hier 
einfach, das sei Willkür, die Eltern könnten sich nicht dazu 
äussern, ob sie einer allfälligen Forschung nach dem Ende 
des Jahres 2005 zustimmen würden -, Sie haben es gele­
sen, Sie wissen es: Es braucht die ausdrückliche schriftliche 
Bestätigung der Eltern! Es ist also nicht so, dass gegen den 
Willen der Eltern an einem tiefgefrorenen Embryo irgendeine 
Forschung gemacht werden kann. 
Die Mehrheit der SVP-Fraktion schliesst sich der Haltung 
der Kommissionsmehrheit an, welche die Frist um zwei 
Jahre, bis zum 31. Dezember 2005, verlängern will. Wir se­
hen darin eine Chance, weil damit betroffene Paare die Em­
bryonen für weitere zwei Jahre für die Fortpflanzung verwen­
den dürfen. Ebenso stimmen wir der Fristverlängerung bis 
Ende 2008 zu. Ich betone es nochmals: Dies geschieht im 
vollen Wissen, dass die Forschung an diesen Embryonen 
nur mit der ausdrücklichen schriftlichen Bewilligung der be­
troffenen Eltern geschehen darf! 
Ich bitte Sie also um Zustimmung zu diesem dringlichen 
Bundesgesetz. Ich bitte Sie, den Antrag Genner auf Nicht­
eintreten abzulehnen. Eine Minderheit der SVP-Fraktion 
wird möglicherweise den Antrag Baumann J. Alexander un­
terstützen. 

Slmoneschl Chlara (C, Tl): Una breve dichiarazione perso­
nale per dichiarare il mio no all'entrata in materia sulla modi­
fica della legge sulla procreazione assistita poiche ritengo 
ehe gia per la legge ehe abbiamo appena votato - ehe io 
pero non ho votato - non ci sia una base costituzionale suffi­
ciente. A maggior ragione non c'e una base costituzionale 
sufficiente per la modHica della legge sulla procreazione as­
sistita essendo questa legge una legge di applicazione 
dell'articolo 119 della costituzione. Ora, all'articolo 119 della 
costituzione - il quale e nato dalla votazione popolare 
sull'iniziativa molto piu restrittiva - letteralmente possiamo 
leggere ehe «le tecniche di procreazione assistita» non pos­
sono essere applicate «a fini di ricerca». Anche la legge 
sulla procreazione medicalmente assistita (LPAM) menziona 
la proibizione del prelevamento di una o piu cellule dall'em­
brione in vitro e del loro studio. E dunque molto chiara la vo­
lonta del popolo e del legislatore. Non si e voluto usare ed 
abusare degli embrioni. 
Si e discusso a lungo, gia ai tempi dell'iniziativa ma anche ai 
tempi della legge, su ehe cosa era consentito fare. Solo la 
«Beobachtungsforschung» era permessa, quella ehe serve 
a vedere se l'embrione e vitale per impiantarlo nell'utero 
della donna. All'articolo 5 della legge discussa nel 1998 e 
entrata in vigore nel 2001, dunque due anni fa, si e fatta una 
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grande discussione di fondo e non si e voluto assolutamente 
introdurre nessuno spiraglio per la ricerca, tant'e vero ehe la 
diagnosi preimplantatoria non e stata accettata, neanche il 
nostro Consiglio l'ha accettata. 
Cosa si fa adesso? Adesso addirittura si va a cambiare que­
sta legge di applicazione dell'articolo 119 della costituzlone e 
sl va a prolungare la vita di embrioni ehe di per se, secondo 
la legge nuova, non potrebbero piu essere congelati. Si pro­
lunga la vita di vecchi embrioni per poterli pol eventualmente 
lmpiantare e, se i genitori sono d'accordo, darli per la ri­
cerca. 
Dunque, in primo luogo veramente non si tiene conto della 
costituzione, in secondo luogo si crea una disparita tra i ge­
nitori e in terzo luogo si fa una cosa ehe addlrlttura sembre­
rebbe non necessaria perche cl sono dei ricercatori ehe 
dicono ehe con questi vecchi embrioni non possono fare ri­
cerca. 

Fetz Anita (S, BS): Ich teile Ihnen die Haltung der SP-Frak­
tion zum dringlichen Bundesbeschluss mit: Wir werden ihn 
grossmehrheitlich unterstützen, d. h., den Nichteintretensan­
trag ablehnen. Aufgrund dieser Gesetzesvorlage und aus 
der Haltung heraus, dass wir unter ganz bestimmten Bedin­
gungen die Forschung an embryonalen Stammzellen befür­
worten, ist es logisch, auch die Aufbewahrungsfrist für die 
Embryonen zu verlängern, die jetzt aus ln-vitro-Befruchtun­
gen stammend tiefgefroren sind. Das werden wir unterstüt­
zen. Wir tun das umso unbeschwerter, als die Regelungen 
innerhalb des Gesetzes sehr streng sind. Gemäss dem Ge­
setz, das wir soeben beschlossen haben, darf nur an über­
zähligen Embryonen geforscht werden, un~. diese entstehen 
nun einmal aus ln-vitro-Befruchtungen. überzählige Em­
bryonen dürfen nur mit Zustimmung des betroffenen Paares 
zu Forschungszwecken verwendet werden. Sie dürfen auch 
nur zu Forschungszwecken verwendet werden, wenn eine 
Ethikkommission dem Forschungsprojekt zustimmt. Uns 
scheinen diese Auflagen, die ethisch wichtig sind, klar und 
auch stark genug, dass man dem dringlichen Bundesgesetz 
für eine Verlängerungsfrist ohne Bedenken zustimmen kann. 

Randegger Johannes (R, BS), für die Kommission: Bezüg­
lich der Minderheit Gutzwiller ist noch die Frage aufgetaucht, 
ob dann der Text, wie er in der Fassung der Mehrheit nach 
der Festlegung der Frist 2005 weitergeht, auch für die Min­
derheit Gutzwiller gilt. Das ist nicht der Fall und nicht die Ab­
sicht. Die Minderheit Gutzwiller will festhalten, dass die 
Embryonen bis höchstens zum 31. Dezember 2008 aufbe­
wahrt werden dürfen, und keine weiteren Einschränkungen. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Votre 
commission a repris !'Idee d'une prolongation du delai pour 
maintenir en via les embryons. Elle propose de regler le pro­
bleme au moyen d'une loi tederale urgente. Les embryons 
produits sous l'ancien droit pourraient ~tre conserves 
jusqu'a la fin 2005 a des fins de procreation et Jusqu'a fin 
2008 pour la recherche. Las milieux scientifiques conside­
rent cette prolongation comme souhaitable. Le Conseil fede­
ral approuve cette proposition du point de vue ethique. Oue 
la recherche utilise ces embryons produits sous l'ancien 
droit ou qu'elle utilise des embryons surnumeraires qui sont 
engendres sous le regime de la loi sur la procreation medi­
calement assistee, il n'y a an principe pas de difference. La 
legislation relative a la recherche sur les embryons et les 
cellules souches serait egalement appliquee a l'utilisation 
des embryons prodults sous l'ancien droit. 
Nous nous opposons donc a la proposition Genner de non 
entree en matiere en raison de la rarete des embryons sur­
numäraires a disposition de la recherche. II nous paraTt ac­
ceptable d'affecter ceux existant deja a des fins de recher­
che. Et quand on sait !'alternative qui est offerte, c'est-a-dire 
leur destruction, on voit bien que du point de vue äthique, la 
proposition de la majorite est meilleure. 
En ca qui concerne la proposition Baumann J. Alexander, 
nous nous y opposons aussi. Si les embryons surnumerai­
res prodults selon le nouveau droit peuvent ~tre utilises pour 
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la recherche, II n'y a, du point de vue de l'ethique, aucune 
raison que les embryons surnumeraires prodults sous le rä­
gime de l'ancien droit ne le soient pas, etant admis que dans 
toutes les circonstances les conditions posees par la loi se­
raient respectees. 
Finalement, la solution de la majorite est la meilleure, et 
nous pensons que la minorite Gutzwiller devrait s'y rallier. 

Graf Maya (G, BL): Herr Bundespräsident, ich möchte Sie 
fragen: Wenn wir uns heute entscheiden, die Frist für die alt­
rechtlichen Embryonen zu verlängern, schaffen wir von den 
Eltern her gesehen eine Ungleichbehandlung. Denn die El­
tern mit altrechtlichen Embryonen können von diesen bis 
2008 Gebrauch machen, während diejenigen, die ihre Em­
bryonen nach dem neuen Fortpflanzungsmedizingesetz ha~ 
ben, sie ja nach Gesetz vernichten müssen. 
Was tun wir, was tun Sie, was tut Ihre Verwaltung, wenn die 
Eltern von heute kommen und verlangen, dass auch sie das 
gleiche Recht haben, nämlich ihre Embryonen ebenfalls bis 
2008 aufzubewahren? Das scheint mir ein ungelöstes Pro­
blem zu sein. 

Couchepln Pascal, president de la Contederation: Madame 
Grat, nous sommes dans une periode de transition. Dans 
une periode de transition comme celle-la, il faut fixer des re­
gles qui limitent dans le temps un certain droit. Ensuite, tout 
le monde sera soumis aux m~mes regles. Par consäquent, il 
y a toujours quelque chose d'un peu arbitraire dans une dis­
position transitoire. II n'y a la rien de scandaleux: il y a des 
gens qui beneficient d'un droit en fonction d'une loi, puis la 
loi est modifiee et quelque temps plus tard ils ne beneficient 
pas exactement du mime droit. II n'y a aucun probleme ethi­
que, il y a simplement un probleme de technique legislative. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Es geht im Schlusskapitel des Ge­
setzes, wie ich das auch eingangs gesagt habe, wirklich 
darum, dass wir eine klare Mehrheit für eine Verlängerung 
finden. Die Details dieser Verlängerung sind weniger wichtig. 
Es geht mir wirklich auch um eine klare Mehrheit, weil der 
Ständerat keine Verlängerung wollte. Ich glaube, dass es für 
den Ständerat bei der nächsten Behandlung der Vorlage 
doch ein wichtiges Zeichen sein wird, wenn wir hier eine 
klare Mehrheit finden, wenn sich diese Kammer in Bezug auf 
die Verlängerung klar ausspricht. Ich ziehe deshalb diesen 
Minderheitsantrag zurück. Ich gehe auch davon aus, dass 
die Unklarheiten in Bezug auf die Umsetzung im Ständerat 
sowieso noch einmal diskutiert würden. Bis dann kann viel­
leicht noch eine gescheitere Lösung gefunden werden. 
Ich bitte Sie also, eine klare Mehrheit für die Verlängerung 
des Zeitraumes herzustellen. 

Abstimmung - Vote 
Für Eintreten .... 94 Stimmen 
Dagegen .... 46 Stimmen 

2. Bundesgesetz über die medizinisch unterstützte Fort­
pflanzung 
2. Lol fedlkale sur la procreatlon medlcalement asslstee 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel 
Antrag der Kommission 
Bundesgesetz Ober die medizinisch unterstützte Fortpflan-
zung · 

THre 
Proposition de la commission 
Loi federale sur la procreation medicalement assistee 

Angenommen - Adopte 
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Ingress 
Antrag der Kommission 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft, nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 20. November 2002, beschliesst: 

Preambule 
Proposition de la aommission 
L'.Assemblee federale de la Confederation suisse, vu le mes­
sage du Conseil federal du 20 novembre 2002 decide: 

Angenommen -Adopte 

Zfff. 1 Elnleltung 
Antrag der Kommission 
Das Fortpflanzungsmedizingesetz vom 18. Dezember 1998 
wird wie folgt geändert: 

Ch. l lntroductlon 
Proposition de 1a commission 
La loi sur la procreation medicalement assistee du 18 de­
cembre 1998 est modifiee comme suit: 

Angenommen -Adopte 

Art. 42 Abs. 2 
Antrag der Mehrheit 
Die Embryonen dürfen zum Zweck der Fortpflanzung höchs­
tens bis zum 31. Dezember 2005 aufbewahrt werden. Wer­
den Embryonen nicht mehr zu diesem Zweck verwendet 
oder läuft diese Frist ab, so dOrfen sie nach Aufklärung und 
mit schriftlicher Einwilligung des betroffenen Paares zu For­
schungszwecken bis zum 31. Dezember 2008 aufbewahrt 
und, wenn die entsprechende Gesetzgebung in Kraft tritt, 
nach deren Bestimmungen verwendet werden. Das betrof­
fene Paar kann verlangen, dass es vor der Verwendung ei­
nes Embryos zu Forschungszwecken nochmals um seine 
Einwilligung angefragt wird. 

Antrag der Minderheit 
(Gutzwiller, Christen, Egerszegi, Neirynck, Pfister Theophil, 
Randegger, Scheurer Remy, Seiler, Wandfluh) 
Die Embryonen dOrfen höchstens bis zum 31. Dezember 
2008 aufbewahrt werden. 

Antrag Baumann J. Alexander 
Die Embryonen dOrfen höchstens bis zum 31. Dezember 
2005 aufbewahrt werden, und ihre Verwendung ist aus­
schliesslich zum Zwecke der Fortpflanzung zulässig. Nach 
Ablauf dieser Frist werden allfällig noch vorhandene Em­
bryonen dem Absterben Oberlassen. 
Schriftliche Begründung 
In Schweizer Fortpflanzungskliniken lagern heute etwa tau­
send tiefgefrorene Embryonen, die vor der Inkraftsetzung 
des FMedG vom 18. Dezember 1998 mittels In-vitro-Fertili­
sation entstanden sind. Gemäss diesem Gesetz dürfen die 
überzähligen Embryonen bis längstens Ende 2003 aufbe­
wahrt werden, und anschliessend muss man sie absterben 
lassen. Nach Sinn und Zweck der geltenden Fassung von 
Artikel 42 Absatz 2 FMedG sollen diese Embryonen nicht 
der Forschung und damit der Tötung zugänglich sein. 
Nach dem Antrag der Mehrheit der Nationalratskommission 
dürfen diese Embryonen noch bis Ende 2005 zur Fortpflan­
zung verwendet werden. Diese Verlängerung der Aufbewah­
rungsfrist zu Fortpflanzungszwecken um zwei Jahre ist 
begrOssenswert. besteht doch die Möglichkeit, dass diese 
«altrechtlichen» Embryonen bis Ende 2005 zur Erfüllung des 
Kinderwunsches vom betroffenen Paar einverlangt werden 
können. 
Im Weiteren schlägt die Kommission vor, dass die Aufbe­
wahrung dieser Embryonen allein zu wissenschaftlichen 
Zwecken noch bis Ende 2008 erlaubt sein soll, sofern das 
betroffene Paar nach Aufklärung sein schriftliches Einver­
ständnis gibt. Das betroffene Paar kann zusätzlich verlan­
gen, dass es vor der konkreten Verwendung zu Forschungs-
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zwecken, gemäss der in Kraft getretenen entsprechenden 
Gesetzgebung, nochmals um seine schriftliche Einwilligung 
gefragt wird. 
Die Verwendung von Embryonen fOr die verbrauchende For­
schung, bei der sie ihr Leben lassen müssen, bedeutet in je­
dem Fall eine unzulässige Instrumentalisierung menschli­
cher Lebewesen, denn diese werden fremden Zwecken und 
Interessen geopfert. Menschliche Lebewesen, in welchem 
Stadium ihrer Entwicklung auch immer, sind keine frei dispo­
niblen Sachen. Nachdem wir dem lier einen Rechtsstatus 
über der gewöhnlichen Sache eingeräumt haben, muss dies 
umso mehr für diese menschlichen Lebewesen gelten. Die 
Instrumentalisierung menschlichen Lebens widerspricht in 
hohem Masse der Menschenwürde, die jedem Menschen -
also auch dem Embryo ab der Befruchtung - kraft seines 
Menschseins zusteht. Nicht einmal ein noch so guter Zweck 
wie die Heilung bisher unheilbarer Krankheiten vermag 
diese Instrumentalisierung ethisch zu rechtfertigen, über­
schreitet sie doch Grenzen, von denen es kein ZurOck mehr 
gibt. Nimmt man eine «Güterabwägung zwischen dem Le­
bensrecht menschlicher Embryonen und dem Rechtsan­
spruch kranker Menschen auf die Nutzung aller denkbaren 
Heilungschancen vor, so fällt diese keinesfalls zulasten des 
Embryos aus. Vielmehr findet das Recht auf Heilung, das 
auch die Erforschung und experimentelle Nutzung neuer 
Therapieverfahren impliziert, dort eine Grenze, wo seine 
Durchsetzung die Vernichtung fremden Lebens erfordern 
würde» (zitiert nach Prof. Dr. Eberhard Schokkenhoff, Uni­
versität Freiburg in Breisgau, Referat im Rahmen der Juris­
ten-Vereinigung Lebensrecht, Köln, vom 4. Mai 2002). 
Der Umstand, dass die Zustimmung des betroffenen Paares 
zur Verwendung Ihres Embryos zu Forschungszwecken er­
forderlich ist, ändert nichts an der Tatsache, dass es sich da­
bei um eine unethische Instrumentalisierung menschlichen 
Lebens handelt. Es ist stossend und unmoralisch, wenn der 
Staat, dem die Schutzpflicht für jedes menschliche Lebewe­
sen zukommt, sich seiner Verantwortung entzieht und den 
Entscheid, ob der Embryo der verbrauchenden Forschung 
und damit dem Tod überlassen werden soll, dessen Eltern 
zuschiebt. Das betroffene Paar gerät so in eine unzumut­
bare Zwangssituation. 
Es ist zwar einsichtig, dass auch das Sterbenlassen nach 
Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu Fortpflanzungszweck~n -
wie es mein Antrag beinhaltet - aus ethischer Sicht als Ubel 
zu werten ist. Es darf aber nicht übersehen werden, dass ein 
relevanter ethischer Unterschied besteht zwischen dem 
Sterbenlassen eines ohnehin dem Tode geweihten mensch­
lichen Lebewesens und der absichtlichen, zweckentfrem­
denden und gewaltsamen Vernichtung eines Embryos im 
Dienste der Forschung. Ich bin persönlich der Meil}_ung, 
dass die Ethik in diesem Dilemma die Anwendung des Ubel­
minimierungsprinzips gebietet, das beinhaltet, dass, wenn 
von zwei Übeln unausweichlich eines zur Anwendung gelan­
gen muss, das kleinere Übel zu wählen ist. In unserem kon­
kreten Falle ist dies das Sterbenlassen der Embryonen. 

Art. 42 al. 2 
Proposition de la majorite 
Les embryons peuvent ätre conserves a des fins de procrea­
tion au plus tard jusqu'au 31 decembre 2005. Si ces em­
bryons ne sont plus utilises a cette fln ou si leur delai de 
conservation expire, et pour autant que le couple concerne 
ait donne son consentement eclaire par ecrit, ils peuvent 
Atre conserves dans un but scientifique jusqu'au 31 decem­
bre 2008 et utilises selon les dispositions de la loi y relative 
au moment ou celle-ci entrera en vigueur. Le couple con­
cerne peut exiger d'Atre consulte une nouvelle fois avant 
qu'un embryon soit utilise a des fins scientiflques. 

Proposition de la minorite 
(Gutzwiller, Christen, Egerszegi, Neirynck, Pfister Theophil, 
Randegger, Scheurer Remy, Seiler, Wandfluh) 
Las embryons peuvent Atre conserves au plus tard jusqu'au 
31 decembre 2008. 



02.083 Conseil national 

Proposition Baumann J. Alexander 
Les embryons peuvent &tre conserves au plus tard jusqu'au 
31 decembre 2005 et ne peuvent ätre utilises qu'a des fins 
de procreation. Les embryons qui subsisteraient a l'expira­
tion de ce delai seront detruits. 
Developpement par ecrit 
Dans les cliniques suisses pratiquant la procreation medica­
lement assistee, il y a aujourd'hui en stock quelque 1000 
embryons congeles produits par fecondation in vitro avant 
l'entree en vigueur de la LPMA le 18 decembre 1998. La 
LPMA prevoit que les embryons surnumeraires peuvent ätre 
conserves au plus tard jusqu'au 31 decembre 2003, date 
au-dela. de laquelle ils devront ätre detruits. Or, selon l'esprit 
et le but de l'article 42 alinea 2 LPMA dans sa version ac­
tuelle, il faut que ces embryons ne puissent pas ätre utillses 
par la recherche et donc tues. 
Une majorite de la commission du Conseil national propose 
que ces embryons puissent ätre .utilises pour la procreation 
medicalement assistee jusqu'a la fin 2005. II faut saluer ce 
prolongement du delai de conservation a. des fins de pro­
creation assistee car il laisse la porte ouverte aux couples 
qui souhaiteraient faire usage de ces embryons coni,;us sous 
l'ancien droit pour combler leur desir d'enfant. 
De plus, la commission propose que la conservation de ces 
embryons a des fins scienüfiques unlquement soit autorisee 
jusqu'a la fin 2008, a condition que les couples donateurs 
aient donne leur accord ecrit apres avoir ete d0ment infor­
mes. Las couples concernes pourraient en outre exiger qua 
leur accord ecrit soit demande avant toute utilisation con­
crete de leurs embryons pour la recherche, comme le pre­
voit la nouvelle legislation. 
t:utilisation d'embryons comme objets consommables par la 
recherche, qui falt perdre la vie aux embryons, constitue en 
tout etat de cause une instrumentalisation illicite d'etres vi­
vants humalns, sacrifies a des buts et a des interäts qui ne 
les concernent pas. Les etres vivants humains. quel que soit 
le stade de leur developpement, ne sont pas des objets dont 
on peut disposer librement. Alors que nous venons d'accor­
der aux animaux un statut juridique !es p~nt au-dessus 
des objets usuels, ce principe doit s'appliquer d'autant plus a 
ces ätres vivants humains. t:instrumentalisation de la vie hu­
maine est en flagrante contradiction avec la dignite dont doit 
jouir tout etre humain en raison mäme de son humanite - et 
donc aussi un embryon des sa fecondation. Meme un but 
aussi louable qua la guerison de maladies incurables n'ap­
porte pas une jusüfication ethique suffisante a. cette instru­
mentalisatlon car alle franchit un point de non-retour. Pour le 
professeur Eberhard Schockenhoff, de l'Universite de Fri­
bourg-en-Brisgau, si l'on effectue une pesee des interets 
entre le droit a la vie des embryons humains et le droit des 
personnes malades a. beneficier de toutes les possibilites de 
guerison envisageables, l'embryon ne sort pas perdant; 
c'est au contraire le droit a. la guerison, qui impllque des 
travaux de recherche et d'experimentation sur de nouveaux 
protocoles therapeutiques, qui se heurte a. une limite des 
lors que sa mise en oeuvre requiert la destruction de la vie 
d'un autre (expose prononce a Cologne devant l'association 
des juristes pour le droit a la vie - Juristen-Vereinigung Le­
bensrecht - le 4 mai 2002). 
Meme si le consentement des couples donateurs est requis 
pour l'utilisation de leurs embryons a des fins de recherche, 
cela ne change rien au fait qu'il s'agit d'une instrumentalisa­
tion de la vie humaine contraire a l'ethique. II serait choquant 
et immoral que l'Etat, a qui il incombe de proteger tout ätre 
humain, se soustraie a cette responsabilite en se defaussant 
sur las parents, a qui reviendrait la decision d'abandonner 
ou non leurs embryons a des travaux de recherche les con­
duisant a la destruction et donc a. la mort. Cela mettrait las 
couples concernes dans une situation de coercltion insup­
portable. 
II ne falt aucun doute qua 1a destruction des embryons a l'ex• 
piration du delai de conservation pour la procreation assis• 
tee que comporte ma proposition est un mal du point de vue 
ethique. Mais il ne faut pas oublier qu'il existe une difference 
ethique de taille entre la non-conservation d'un ätre vivant 
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humain dont la destruction est ineluctable et la destruction 
volontaire, violente et sans rapport avec le but de la fecon­
dation d'un embryon au service de la recherche. Personnel­
lement, je pense que, dans ce dilemme, l'ethique permet 
d'appliquer le principe selon lequel de deux maux il taut tou­
jours choisir le moindre. En l'espece, le moindre mal est 1a 
non-conservation de l'embryon. 

Le presldent (Christen Yves, president): M. Gutzwiller retire 
sa proposition de minorite. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 02,083/4314) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 107 Stimmen g~g~~ex??' .... 12 Sti~men 
zm.11 .:3 / Vo,, ~ rS 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Dieses Gesetz wird nach Artikel 165 Absatz 1 der Bundes­
verfassung als dringlich erklärt und untersteht nach Arti­
kel 141 Absatz 1 Buchstabe b der Bundesverfassung dem 
fakultativen Referendum. 
Abs.2 
Er tritt am •.•. (einen Tag nach seiner Verabschiedung) in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2008. 

Ch. II 
Proposition de la commission 
Al. 1 
La presente loi est declaree urgente, conformement a l'ar­
ticle 165 alinea 1 er de la constitution, et est soumise au re­
ferendum facultatif selon l'article 141 alinea 1 er lettre b de la 
constitution. 
Al.2 
Elle entre en vigueur le .... (un jour apres son adoption) et 
est valable jusqu'au 31 decembre 2008. 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
(namentlich - oominatif; Beilage - Annexe 02.083/4316) 
Für Annahme des Entwurfes .... 90 Stimmen 
Dagegen .... 38 Stimme~ ~" / \ 1 • 
Si~ S:,el\Et.. ~· vOII'~ 
Le presldent (Christen Yves, president): Je vous propose 
d'arräter ici nos travaux. Nous n'avons pas assez de temps 
pour terminer le traitement du reglement de notre Conseil ä 
une heure convenable. Je voudrais remercier les rappor• 
teurs, MM. Antille et Janiak, qui se sont prepares cette nuit 
et qui ont donc fait preuve de souplesse. 
Je felicite en particulier M. Antille qui fete son anniversaire 
aujourd'hui et qui doit le respect, pour un jour de difference, 
a M. Schlüer qui a fete le sien hier. Felicitations a. tous les 
deux. (App/audlssements) 

Schluss der Sitzung um 11.40 Uhr 
La seance est Jevee a 11 h 40 
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Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat- Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung-Suite) 
Natlonalrat/Consell national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 01.10.03 (Fortsetzung - SUlte) 
Natlonalral/Conseil national 01.10.03 (Dringllchkeltsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 02.10.03 (DringUchkeitsklausel- Clause cfur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 03. 10.03 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acte leglslatlf 2 (RO 2003 3681) 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Wir kommen bei 
diesem Traktandum auf eine Thematik zurück, die wir in der 
Frühjahrssession dieses Jahres bereits einmal diskutiert ha­
ben. Es geht um die Thematik der Gesetzgebung bei der 
Stammzellen- und Embryonenforschung. Der Nationalrat hat 
dieses Gesetz in der ersten Sessionswoche beraten und 
sich sowohl vom Konzept wie auch vom Inhalt her in den 
grossen Linien unseren Entscheiden angeschlossen. 
Mit diesem neuen Gesetz ist auch eine Anpassung des Fort­
pflanzungsmedizingesetzes zu diskutieren. Aufgrund der da­
maligen Informationen blieben in unserem Rat in diesem 
Zusammenhang verschiedene Fragen offen. Mittlerweile ha­
ben Bundesrat und Verwaltung die offenen Punkte klären 
können. 
Zur Ausgangslage: Artikel 42 Absatz 2 des Fortpflanzungs­
medizingesetzes verlangt, dass Embryonen, die vor Inkraft­
treten eben dieses Gesetzes am 1. Januar 2001 entstanden 
sind, während höchstens drei Jahren aufbewahrt werden 
dürfen. Diese so genannt altrechtlichen Embryonen sind so­
mit spätestens am 31. Dezember 2003 zu vernichten. Die 
Botschaft des Bundesrates vom 20. November 2002 sah in 
Artikel 28 des Gesetzentwurfes vor, diese Frist um ein Jahr, 
d. h. bis Ende 2004, zu verlängern. Der Ständerat sprach 
sich am 12. März dieses Jahres gegen eine Fristverlänge­
rung aus, dies vor allem aus den folgenden Gründen: Es sei 
unsicher, ob die altrechtlichen Embryonen für die Stammzel• 
lengewinnung noch geeignet seien und ob sie, mit Blick auf 
den Bedarf an embryonalen Stammzellen in der Schweiz, für 
die Stammzellengewinnung notwendig seien, weil die neu 
anfallenden überzähligen Embryonen dafür ja eventuell auch 
genügen könnten, und zudem müssten die betroffenen 
Paare ihre Einwilligung zur Verwendung der Embryonen zu 
Forschungszwecken geben. 
Unser Rat wählte damit den vorsichtigen Weg. In der Bera­
tung wurde aber zum Ausdruck gebracht, dass die Frage im 
Zweitrat nochmals ausführlich diskutiert werden müsse. Wir 
haben damals den Antrag Beerli verworfen; als Kommissi­
onspräsident habe ich jedoch schon damals darauf hinge­
wiesen, dass der Zweitrat diese Thematik in der Sache noch 
zu klären habe. 
Der Nationalrat stellte nun fest, dass es unsicher sei, wie 
viele der überzähligen Embryonen, die neu anfallen, der For­
schung tatsächlich zur Verfügung stehen werden. Das Bun­
desamt für Gesundheit hat dieses Frühjahr eine Erhebung 
durchgeführt, nach welcher für die Jahre 2001 und 2002 
rund 200 überzählige Embryonen angefallen sind. Der Na­
tionalrat stellte auch fest, es sei unklar, wie viele der dort an-
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fallenden Embryonen überhaupt für die Stammzellenge­
winnung geeignet seien und ob die betroffenen Paare in 
eine Verwendung zu Forschungszwecken einwilligen wür­
den. 
Letztlich stellte der Nationalrat fest, dass es unsicher sei, wie 
viele Embryonen es brauche, um eine Stammzelllinie herzu­
stellen. Aufgrund des unsicheren Wissensstandes kam der 
Nationalrat im Vergleich zum Ständerat zum entgegenge­
setzten Schluss: Er entschied am 18. September, die Frist 
mit einem separaten Bundesgesetzes zu verlängern, wobei 
dafür ein dringliches Bundesgesetz notwendig ist. Dem Ge• 
setzentwurf hat der Nationalrat mit 90 zu 38 Stimmen zuge­
stimmt. 
Der Nationalrat hat die Frist für die Aufbewahrung altrechtli­
cher Embryonen zum Zweck der Fortpflanzung massvoll 
verlängert, d. h. für zwei weitere Jahre bis Ende 2005. Damit 
ist die Aufbewahrung zu Fortpflanzungszwecken fünf Jahre 
oder länger zulässig, je nachdem, wie lange vor Inkrafttreten 
des Fortpflanzungsmedizingesetzes (FmedG) der betref­
fende Embryo erzeugt worden ist. Die Dauer von fünf Jahren 
orientiert sich an der heutigen Frist für die Aufbewahrung 
von imprägnierten Eizellen: Nach Artikel 16 Absatz 2 
FmedG beträgt die maximale Konservierungsdauer für im­
prägnierte Eizellen fünf Jahre. Mit der vorgeschlagenen Ver­
längerung der Frist um zwei weitere Jahre wird den Paaren 
mit altrechtlichen Embryonen mindestens die gleich lange 
Konservierungsdauer zugestanden. 
Werden altrechtliche Embryonen nicht mehr für die Fort­
pflanzung verwendet und damit überzählig bzw. läuft die 
Konservierungsdauer zu Fortpflanzungszwecken ab, dürfen 
sie zu Forschungszwecken nochmals für weitere drei Jahre -
bis Ende 2008 - aufbewahrt werden. Das Paar muss dazu 
seine schriftliche Einwilligung geben; dies gilt nicht nur für 
die Aufbewahrung der altrechtlichen überzähligen Embryo­
nen, sondern auch für deren Verwendung zu Forschungs­
zwecken, ausser das Paar wünsche, vor der konkreten 
Verwendung nochmals für eine Einwilligung angefragt zu 
werden. 
Die Verwendung zu Forschungszwecken steht unter dem 
Vorbehalt, dass die entsprechende Gesetzgebung in Kraft 
treten wird. Die Bedingungen für die Verwendung der Em­
bryonen zu Forschungszwecken, ebenso die allfällige er­
neute Einwilligung des Paares, richten sich nach dieser 
Gesetzgebung. 
Zur Beratung in unserer Kommission: Die WBK Ihres Rates 
hat zu diesem Teilaspekt der Stammzellenforschung am 
23. September getagt und sich einstimmig und ohne Enthal­
tungen den Beschlüssen des Nationalrates angeschlossen. 
Die Gesetzgebung ist dringlich zu erklären, weil diese alt• 
rechtlichen Embryonen gemäss geltendem Fortpflanzungs­
medizingesetz ansonsten per Ende Jahr beseitigt werden 
müssen. Das neue Embryonenforschungsgesetz wird je­
doch erst in der Wintersession zu Ende beraten werden kön­
nen, was erst im Jahr 2004 eine Inkraftsetzung ermöglichen 
wird. So weit zum Eintreten. 

Couchepln Pascal, president de 1a Confederation: La loi sur 
la procreation medicalement assistee exige qua las em­
bryons produits sous l'ancien droit ne soient pas conserves 
plus de trois ans au-dela de son entree en vigueur; ces em­
bryons devraient Atre detruits au 31 decembre 2003. Le pre• 
sident de la commission a rappele que le Conseil federal, 
dans son projet initial, proposait de prolonger ce delai d'une 
annee. Le Conseil des Etats s'etait prononce contre la pro• 
longation. Le Conseil national a quant a lui decide le con­
traire, c'est-a-dire de prolonger le delai, et il propose une loi 
federale urgente. 
La commission vous propose finalement de vous rallier a la 
decision du Conseil national. Le Conseil federal approuve ce 
point de vue. II n'y a en principe pas de difference, du point 
de vue ethique, entre le fait qua la recherche utilise des em­
bryons produits sous l'ancien droit ou qu'elle utilise des em­
bryons surnumeraires qui sont engendres sous le regime de 
la loi sur la procreation medicalement assistee. La legislation 
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relative a la recherche sur las cellules souches embryonnai­
res serait egalement appliquee a l'utilisation des embryons 
produits sous l'ancien droit. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L:entree en matiere est decidee sans opposition 

2. Bundesgesetz über die medizinisch unterstützte Fort• 
pflanzung 
2. Lol federale sur la procreatlon medlcalement asslstee 

Detailberatung - Examen de detail 

THel und Ingress, Zlff. 1, II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, eh. 1, II 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Hier habe ich eine 
kurze Bemerkung zu Artikel 42 Absatz 2. Die französische 
Übersetzung ist nicht exakt. Die Redaktionskommission hat 
sich bereits mit dieser Thematik befasst, und sie wird den 
französischen Text dem deutschen Text anpassen. Es sind 
zwei Begriffe, die nicht ganz korrekt auf der Fahne stehen. 
Wir haben das aber in der Kommission bemerkt. Die ent­
sprechenden Anpassungen - sprachlicher und nicht inhalt­
licher Art - werden durch die Redaktionskommission vorge­
nommen und werden in der Endfassung vorhanden sein. 

Präsident (Plattner Gian-Reto, Präsident): Die deutsche 
Fahne ist korrekt. 
Wir können gemäss dem Geschäftsverkehrsgesetz erst 
dann über die Dringlichkeit entscheiden, wenn der Erstrat 
entschieden hat. Er soll das offenbar heute tun. Wir werden 
also morgen noch die Dringlichkeit beschliessen müssen. 
Damit ist der Absatz 1 sistiert. 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 28 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Dringlichkeitsklause/ - C/ause d'urgence 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseß federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Natlonalrat/Consell national 17.09.03 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 
Nationalrat/ConseJI national 17.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Natlonalrat/Consell national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 
Nallonalrat/Consell national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Sländerat/ConseD des Etats 01.10.03 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conse0 des Etats 02.10.03 (Dringlichkeltsklausel- Clause d'ur­
gence) 
Sländerat/ConseU des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung- Vota final) 
Natlonalrat/Consen national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acte legislatif 2 (RO 2003 3681) 

2. Bundesgesetz über die medizinisch unterstützte Fort­
pflanzung 
2. Lol federale sur la procraatlon medlcalement asslstae 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 02.083/4315) 
Für Annahme der Dringlichkeitsklausel •••. 107 Stimmen 

goegen .... 38 Stimmep~ e:,..\ / V . ~ 
Da~rte~re~t Q\t ~ 
La majorite qua/ifiee est acquise 
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02.083 

Embryonenforschungsgesetz 
Loi relative 
a la recherche sur les embryons 

Dringlichkeitsklausel - Clause d'urgence 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Ständerat/Conseß des Etats 12.03.03 (Erstrat- Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag-Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil naUonal 17.09.03 (Zweitrat- Deuxleme Conseil) 
Nationalrat/Conseil naUonal 17.09.03 (Fortsetzung-Suite) 
Nationalral/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Ständerat/ConseD des Etats 01.10.03 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalral/Conseil national 01.10.03 (Drlnglichkellsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/ConseU des Etats 02.10.03 (DrlngUchkeltsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/ConseU des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'ac!e leglslat!f 2 (RO 2003 3681) 

2. Bundesgesetz Ober die medizinisch unterstützte Fort• 
pflanzung 
2. Lol federale sur la procreatlon medlcalement asslstee 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Dringlichkeitsklausel •..• 39 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
La majorite qualiflee est acquise 
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02.083 

Embryonenforschungsgesetz 
Loi relative 
a la recherche sur les embryons 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBl 2003 1163) 
Message du Conseil led~ral 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag- Motion d'orare) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 

Ständerat/ConseH des Etats 01.10.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 01.10.03 (Drlngllchkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.10.03 (Dringlichkeltsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote fina~ 

Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acte legislatif 2 (RO 2003 3681) 

2. Bundesgesetz Ober die medizinisch unterstützte Fort­
pflanzung 
2. Lol federale sur la procreatlon medlcalement asslstee 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ..•. 43 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Nationalrat 

02.083 

Embryonenforschungsgesetz 
Lol relative 
a la recherche sur les embryons 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 20. 11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil lederal 20.11.02 (FF 2003 1065) 

02.050 

Stilnderat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Consell) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Natlonalrat/Conseil natlonal 17.09.03 (Fortsetzung-Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 

Stilnderat/Consell des Etats 01.10.03 (Fortsetzung - Suite} 

Nationalrat/Conseil national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence} 
Ständerat/Conseil des Etats 02.10.03 (Dringlichkeitsklausel- Clause d'ur­
gence} 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final} 

Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681} 
Texte de racte legislatif 2 (RO 2003 3681} 

2. Bundesgesetz über die medizinisch unterstOtzte Fort­
pflanzung 
2. Lol federale sur la procreatlon medlcalement asslstee 

Abstimmung - Vote 
(namentlich- nominatif: Beilage - Annexe 02.oa3t4516) 
Für Annahme des Entwurfes .... 125 Stimmen 
Dagegen ••.• 58 Stimmen 
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Ständerat 

02.083 

Embryonenforschungsgesetz 
Loi relative 
a la recherche sur les embryons 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 

02.083 

Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat- Premier Conseil) 

Nationalral/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 

Nationalral/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Nationalral/Conseil national 17.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 01.10.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vota final) 

Nationalral/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vota final) 

Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de racte legislatif 2 (RO 2003 3681) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.12.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.12.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalral/Conseil national 19.12.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

1. Bundesgesetz über die Forschung an embryonalen 
Stammzellen (Stammzellenforschungsgesetz, SFG) 
1. Lol federale relative a la recherche sur les cellules 
souches embryonnaires (Lol relaUve a la recherche sur 
les cellules souches, LRC) 

Bier! Peter (C, ZG), für die Kommission: Wir sind beim 
Stammzellenforschungsgesetz in der ersten Runde der Dif­
ferenzbereinigung. Der Ständerat ist bei diesem Gesetz Ers­
trat. Wir haben anlässlich der Erstberatung beschlossen, 
das Gesetz auf die Stammzellengewinnung und -forschung 
zu beschränken und die Gesetzgebung über die Embryo­
nenforschung erst dann zu regeln, wenn die Verfassungs­
grundlage geklärt ist. Im Vorfeld des vom Bundesrat ange­
kündigten Gesetzes über die Forschung am Menschen sol­
len die Verfassungsfrage und hier insbesondere die Verein­
barkeit mit Artikel 119 der Bundesverfassung vertieft geprüft 
werden. 
Unser Rat hat auf Antrag Ihrer Kommission ein Verbot 
beschlossen, überzählige Embryonen zu einem anderen 
Zwecke als zur Gewinnung embryonaler Stammzellen zu 
verwenden. Das Gesetz trägt deshalb folgerichtig neu den 
Titel: «Bundesgesetz über die Forschung an embryonalen 
Stammzellen» oder, in der Kurzversion, «Stammzellenfor­
schungsgesetz» und nicht mehr wie früher «Bundesgesetz 
über die Forschung an überzähligen Embryonen und em­
bryonalen Stammzellen» oder, in der Kurzform, «Embryo­
nenforschungsgesetz». Im Weiteren haben wir einige weiter 
gehende, In der Tendenz einschränkendere Bestimmungen 
beschlossen, so etwa bez0glich der Gewinnung von Stamm­
zellen aus 0berzähligen Embryonen oder beim Patentge­
setz. 
Der Nationalrat hat in der Herbstsession nach einer recht 
kontroversen Debatte das Grundkonzept des Ständerates 
fast voll und ganz übernommen. Im Vergleich zum Ständerat 
hat er zwei inhaltliche und einige kleine redaktionelle Ände­
rungen vorgenommen, die ich im Rahmen der Detailbera­
tung erläutern werde. 

Art. 2 Bst. d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 



02.083 Conseil des Etats 

Art. 2 let. d 
Proposition de 1a commission 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Bierl Peter (C, ZG), für die Kommission: Hier treffen wir ein 
erstes Mal auf eine der grössten inhaltlichen Differenzen 
zwischen den Beschlüssen der beiden Räte. Im Gegensatz 
zum bundesrätlichen Entwurf und unserem Beschluss hat 
der Nationalrat mit 60 zu 57 Stimmen beschlossen, ein Ver­
bot der Parthenotenbildung in das Gesetz aufzunehmen. 
Unter Parthenogenese wird die Entwicklung der Eizelle zu 
einem Organismus ohne Befruchtung verstanden. Sie tritt in 
der Natur sowohl bei Pflanzen als auch bei Tieren auf. So 
entstehen z. B. bei Bienen und Ameisen aus unbefruchteten 
Eizellen Drohnen - das sind männliche Lebewesen -, 
während aus befruchteten Eizellen in der Bienenhaltung Ar­
beiterinnen bzw. Königinnen entstehen. Die durch Partheno­
genese entstehenden Lebewesen können einen einfachen 
Chromosomensatz, in der Fachsprache einen Haploiden, 
oder infolge einer nicht fertig durchgeführten Reifeteilung ei­
nen diploiden - sprich: doppelten - Chromosomensatz ent­
halten. 
Bei den Säugetieren kommt diese Jungfernzeugung eben­
falls vor; in der Regel sterben solche Embryonen jedoch in 
einem sehr frühen Embryonalstadium ab. 
Obwohl gewisse Experimente in diesem Bereich durchge­
führt worden sind, konnte bis anhin kein Beweis dafür er­
bracht werden, dass ein solcher parthenogenetisch gewon­
nener Embryo je für die Gewinnung von Stammzellen 
verwendet werden könnte. Umstritten ist ferner die Frage, ob 
ein durch Parthenogenese gewonnener Zellverband über­
haupt als Embryo bezeichnet werden kann, weshalb ihn 
Wissenschafter nicht als Embryo, sondern als Parthenoten 
bezeichnen. Betrachtet man den Parthenoten als eine identi­
sche oder zumindest beinahe identische Kopie der Urzelle, 
aus dem er gewonnen wird, so kommt er aus naturwissen­
schaftlicher und auch aus rechtlicher Sicht dem Klon nahe, 
dessen Produktion im Humanbereich gemäss unserer Ver­
fassung jedoch verboten ist. 
Das zweite Argument, das in unserer Kommission vorge­
bracht wurde, ist die Tatsache, dass wir in Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a festgelegt haben, es sei verboten, einen Em­
bryo zu Forschungszwecken zu erzeugen, aus einem sol­
chen Embryo Stammzellen zu gewinnen oder solche zu 
verwenden. Auch wenn man den Parthenoten nicht als voll­
wertigen Embryo bezeichnet, so kann auch dieser nur aus 
Geschlechtszellen gewonnen werden; auch sind Entwick­
lung und Vorgang ähnlich. Es gibt deshalb gute Gründe da­
für, dass ein ähnlicher Vorgang, der von einem natürlichen 
Geschehen erst noch wesentlich weiter weg ist und der ge­
zielt manipuliert, verboten bleiben soll. 
Der Bundesrat hat in der Botschaft dargelegt, dass er die 
Frage der Parthenoten im Zusammenhang mit dem Gesetz 
über Forschung am Menschen regeln möchte. Die Nationale 
Ethikkommission hat sich dieser Meinung angeschlossen, 
weil zuerst die wissenschaftlichen Resultate und die ethi­
schen und die gesellschaftlich-relevanten Fragen diskutiert 
werden sollten. Es sei, so argumentiert die Mehrheit der Na­
tionalen Ethikkommission, bei dieser Thematik zurzeit kein 
Handlungsbedarf gegeben. 
Die WBK hat nach eingehender Diskussion mit 7 zu 3 Stim­
men beschlossen, In der Frage der Parthenoten dem Natio­
nalrat zu folgen. Ich bin jedoch beauftragt worden, hier zu 
erwähnen, dass die WBK der Meinung ist, dass dieses Ver­
bot im Rahmen der Gesetzgebung über die Forschung am 
Menschen erneut zu diskutieren und dannzumal der erwei­
terte Wissensstand mit zu berücksichtigen sei. 
So weit meine Ausführungen zur Frage der Parthenoge­
nese. 

Couchepln Pascal, president de la Confederation: Le Con­
seil federal, au depart, avait prevu de regler cette loi seule­
ment au moment ou la loi relative a la recherche sur l'ätre 
humain serait abordee. Votre commission, suivant le Conseil 
national, veut traiter a titre preventif ce probleme difficile sur 
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lequel il est encore necessaire de reflechir sur le plan ethi­
que et sur le plan scientifique. Je crois qua la proposition qui 
est faite est finaiement la bonne, comme l'a dit M. Bleri en 
conclusion. Nous pouvons nous y rallier, meme si c'est une 
petite infraction a la philosophie de la lol. Nous sommes 
d'accord avec la proposition de la commission. Nous nous 
reservons le droit de revenir sur ce probleme lors de l'exa­
men de la loi relative a la recherche sur l'etre humain, 
comme l'a dit M. Bieri. 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Der Bundesrat ist 
mit dem Antrag der Kommission und auch mit dem Faktum, 
dass man beim Bundesgesetz Ober die Forschung am Men­
schen wieder auf die Frage zur0ckkommt, einverstanden. 

Angenommen -Adopt(J 

Art. 3 Abs. 1 Bst. cbls, d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 3 al. 1 er let. cbls, d 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopt(J 

Art. 8, 8a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Ich spreche zu Ar­
tikel 8 und gleichzeitig auch zu Artikel Sa: Der Nationalrat hat 
zur besseren Verständlichkeit der beiden Fälle von Gewin­
nung embryonaler Stammzellen im Hinblick auf ein konkre­
tes Forschungsprojekt und auf Forschungsprojekte zur Ver­
besserung der Gewinnungsverfahren diese beiden Themen­
bereiche in zwei verschiedenen Artikeln geregelt. Folglich 
hat er einen Artikel 8 und einen Artikel Sa gemacht bzw. 
diese beiden Artikel, die bereits in der ständerätlichen Fas­
sung vorhanden sind, besser geordnet. Wir können uns die­
sen redaktionellen Änderungen und der besseren Zusam­
menstellung der beiden Themenbereiche anschliessen. Das 
betrifft die Artikel 8 und Sa. 
Zu Artikel 8 Absatz 3: Dieser Absatz wurde auf Artikel Sa 
Absatz 4 verlagert. Hier handelt es sich um eine Präzisie­
rung. Der obligatorische Beizug von Expertinnen und Exper­
ten für die Beurteilung von Projekten wird nicht mehr für die 
Stammzellengewinnung im Hinblick auf konkrete For­
schungsprojekte gemäss Artikel 8 verlangt, sondern nur 
noch für Forschungsprojekte zur Verbesserung der Gewin­
nungsverfahren, wie es in Artikel Sa geregelt ist. Da bei der 
Stammzellengewinnung im Hinblick auf konkrete For­
schungsprojekte die ethische und wissenschaftliche Beurtei­
lung durch die Ethikkommission vorgenommen wird - siehe 
dazu auch die Artikel 13 und 14 -, würde der obligatorische 
Beizug von Expertinnen oder Experten durch das Bundes­
amt für Gesundheit zu einer Doppelspurigkeit führen. So 
weit meine Bemerkungen zu Artikel 8 Absatz 3. 

Angenommen Adopt(J 

Art. 9 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Bierl Peter (C, ZG), für die Kommission: In Artikel 9 geht es 
nur um eine redaktionelle Änderung bzw. eine Umstellung 
der Unterteilung. 

Angenommen -Adopte 
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Art. 10 Abs. 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 10 al. 5 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Die Bestimmung in 
Artikel 10 Absatz 5 betrifft den Fall, dass ein Embryo über­
zählig wird, weil die Frau oder der Mann stirbt und nicht 
mehr beide die in Absatz 1 geforderte Einwilligung geben 
können. Der Ständerat hatte diese Bestimmungen aus 
Gründen der Pietät gestrichen. Der Nationalrat will auch für 
diesen Fall eine klare Lösung und hat deshalb beschlossen, 
dem Vorschlag des Bundesrates zu folgen. Die WBK 
schliesst sich in diesem Fall dem Bundesrat und dem Natio­
nalrat an. 

Angenommen -Adopte 

Art. 12 Abs. 2 Bsl a; 14 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 12 al. 2 let. a; 14 let. b 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art.15 Abs. 2 Bsl a1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 15 al. 2 let. a1 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Blerl Peter (C, ZG), für die Kommission: Zu Artikel 15 Ab­
satz 2 Buchstabe a1: Der Ständerat wollte, dass die zustän­
dige Ethikkommission während der Durchführung der For­
schungsprojekte regelmässig in Form von Zwischenberich­
ten informiert wird, das heisst, nicht nur, wie in Buchstabe a 
vorgesehen, nach Abschluss oder Abbruch eines For­
schungsprojektes mit embryonalen Stammzellen. 
Der Nationalrat ist für Streichung dieser Bestimmung, weil 
nicht unnötig Berichte erstellt werden sollten. Wir können 
uns diesem Beschluss anschliessen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 19 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 19 let. b 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Bleri Peter (C, ZG), für die Kommission: Generell möchte 
ich Folgendes sagen: Sämtliche Änderungen, die jetzt noch 
vorgenommen werden müssen und denen wir uns an­
schliessen, sind die Folgen einerseits der Parthenotenrege­
lung, andererseits der Differenzierung der Regelung in den 
Artikeln 8 und Sa. Deshalb habe ich in der Folge keine weite­
ren Bemerkungen mehr zu machen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 22 Abs. 2 Bsl c, 3, 4; 25 Abs. 1 Bst. a, 1 bis Bat. c; 
28a Art. 2 Abs. 1 Bat. bbls 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 22 al. 2 let. c; al. 3, 4; 25 al. 1er lel a, 1bis let. c; 28a 
art. 2 al. 1 lel bbls 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Ich danke dem Be­
richterstatter für die sichere Führung durch diese nicht ganz 
einfache Materie. 
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02.083 

Embryonenforschungsgesetz 
Lol relative 
a la recherche sur les embryons 

Schlussabstimmung - Vota final 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 
Sll!nderat/Consell des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conseil) 
Natlonalrat/Consell natlonal 17.09.03 (Ordnungsantrag- Mallon d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 
Nationalrat/Conseil natlonal 17 .09,03 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Sll!nderat/Conseil des Etats 01.10.03 (Fortsetzung - Suite) 
NatlonalraVConsell national 01.10.03 (Dringllchkeltsklausel- Clause d'ur• 
gence) 
StiinderaVConsell des Etats 02.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur• 
gence) 

9-4 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung- Vota final) 
NatlonalraVConsell national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acte leglslatlf 2 (RO 2003 3681) 
Ständerat/Conseil des Etats 04.12.03 (Differenzen - Olvergences) 
StänderaVConseU des Etats 19.12.03 (Schlussabstimmung - Vota fmal) 
Nationalrat/Conseil national 19.12.03 (SchlussabsUmmung - Vota final) 
Text des Erlasses 1 (BBI 2003 8211) 
Texte de l'acte legislatff 1 (FF 2003 7481) 

1. Bundesgesetz Ober die Forschung an embryonalen 
Stammzellen (Stammzellenlorschungsgesetz, SFG) 
1. Lol federale relatlve a la recherche sur les cellules 
souches embryonnalres (Lol relatlve a la recherche sur 
les cellules souches, LRC) 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ••.. 35 Stimmen 
Dagegen .... 1 Stimme 
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02.035 Conseil national 
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Embryonenforschungsgesetz 
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a la recherche sur les embryons 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (BBI 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20.11.02 (FF 2003 1065) 

Stilnderal/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalral/Conseil national 17 .09.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 

Natlonalral/Conseil national 17.09.03 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Nationalral/Conseil national 17.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Stilnderal/Conseil des Etats 01.10.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalral/Conseil national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Stilnderal/Conseil des Etats 02.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalral/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acte legislatif 2 (RO 2003 3681) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.12.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.12.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalral/Conseil national 19.12.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 8211) 
Texte de l'acte leglslatil 1 (FF 2003 7481) 

Studer Heiner (E, AG): Die EVP/EDU-Fraktion lehnt dieses 
Gesetz ab. Wir haben schon damals in der Beratung - das 
haben die neuen Mitglieder noch nicht mitbekommen - den 
Rückweisungsantrag gestellt, verbunden mit dem Auftrag, 

Bulletin olficiel de l'AssemblH lederale 



19. Dezember 2003 

dieses Gesetz so zu formulieren, dass es der verfassungs­
mässig festgeschrieben!!!n Verpflichtung zum Schutz des Le­
bens genügt. Unserer Uberzeugung nach ist das nicht der 
Fall. Aber weil wir auf Bundesebene keine Verfassungsge­
richtsbarkeit haben, kann es nicht überprüft werden. 
In diesem Gesetz geht es Ul]l die Forschung an embryona­
len Stammzellen, und diese Offnung können wir aus ethisch­
christlichen Gründen nicht unterstützen. Es ist auch schon 
bekannt, und das geben wir Ihnen weiter, dass Organisatio­
nen im Bereiche des Lebensschutzes das Referendum ge­
gen diese Vorlage ergreifen werden. Wir unterstützen dieses 
Referendum. Damit wird die Gelegenheit gegeben, so hof­
fen wir, dass das Volk nicht nur zu materiellen Dingen hand­
fest Stellung nehmen kann, sondern zu einer ethischen 
Grundsatzfrage. 

1. Bundesgesetz über die Forschung an embryonalen 
Stammzellen (Stammzellenforschungsgesetz, SFG) 
1. Lol federale relative a la recherche sur les cellules 
souches embryonnalres (Lol relative a la recherche sur 
les cellules souches, LRC) 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 02.oa3/255) 
Für Annahme des Entwurfes .... 103 Stimmen 
Dagegen .... 57 Stimmen 

.sec. ee·, .. ea, Vo.- ~-ea 
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Abstimmungsprotokoll 

Geschäft/ ObJet: 
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Ref.4310 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz Ober die Forschung an überzähligen Embryonen und embryonalen Stammzellen (Embryonenforschungsgesetz, EFG) 
Loi federale relative a la recherche sur les embryons sumumeraires et sur les cellules souches embryonnaires (Loi relative a la recherche sur les er 

Gegenstand / ObJet du vote: 

Art. 28a al. 1 let. d 

Abstimmung vom/ Vote du: 18.09.2003 10:22:43 
Abate 

· Aepp6 Wartmann 
' Aeschbacher 

Anlille 
• Baader CasPar 

BaderEMra 
Banqa 
Banaerter 
Baumann Alexander 

: Baumann Ruedi 
Baumann Stenhanie 

i Beck 
l Berberat 
' Bemasconi 
1 Bezzola 
i Biaqer 

Bianasca 
1 Binder 
1 Blocher 
. Borer 
: Bortoluzzi 
• Bosshard 
. Bruderer 
, Brun 
Brunner T oni 
Buqnon 

, Bühlmann 
: Bührer 
: Cavaßi 
~c:haoouis 
'Chevrier 

Christen 
, Cina 
, Cuche 

DeDardel 
· DecUJtins 

Donze 
Dormann Rosemarie 
Oonnond Marlvse 
Ounant 
Dunraz 

· Eberhard 
• Eqerszecri 
'Eaalv 
. Ehrler 
. Engelberqer 
; Fasel 
' Fattebert 
' Favre 
Fehr Hans 

+ ja/ out/ si 
= nein / non / no 

= R Tl · F ehr Hans-JOr!I . S SH 1 Kunz 
+ S ZH Fehr Jacque6ne + S ZH : Kurrus . E ZH Fehr Lisbeth = V ZH i Lachat 
= R VS Fehr Mario + s IZH lalive d'Epinay . V BL. Fetz : + S BS 1 Laubacher 
+ C SO : Fischer-Seenqen 1 = RAG Lauper 
+ S SO: , Freund = V AR Leu 
= R BE' , Frev Claude =iA NE Leuenberner Geneve 
= V TG 1 Fässler + S SG Leuteneooer Haio 
+ G BE Föhn = V SZ i Leuteneoaer Susanne 
+ S BE , Gadient = V GR Leulhard 
= L VD Gaßi + C BE Loepfe 
+ S NE Garbani . S NE Lustenberger 
= R GEI Genner + G ZH . MaiDard 
= R GR ! Giezendanner = V AG Maiire 
= V SG 1 Glasson = R FR Marietan 

i • . n, 1 Glur = V AG MartiWemer 
= V ZH i Goß + S ZH Martv Kä6n . V ZHI · Graf + G BL Masoofi 
= V so 1 Grobei + S GE Mathvs 

= V ZH • Gross Andreas . S ZH Maurer 
= R ZH Gross Jost + S TG Maurv Pasouier 
+ ''S AG Guisan = R VD Meier-Schatz 
= 
= 
= 
+ 
= . 
+ . 
# 
+ 
+ 
+ . 

•+ 
: + 
+ 
= 
= . 
= . 
+ 
= . 
= 
= . 

C LUI Gutzwiller = R ZH 1 Messmer 
V SG Gvsin Hans RudoU . R BL • Mever Therese 
V VD i Gvsin Remo + S BS' 1 Menetrev Savarv 
G LU i Günter + S BE 1 'Mllrm!lj 

R SHI Haerina Binder + S ZH Müller Erich 
s Tl 1 HaUer = V BE Matler-Hemmi 
S FRi i Hassler = V GR ! Nabholz 
C VS, Heberlein = R ZH : Neirvnck 
R VO: 
C VS 

kJ-iooetschweiler * i R ZH 
• Heim . C SO! 

· OehrU 
1 Pedrina 

G NE 1 Hess Berhard + • BEI Pelli 
S GE HessPeter :IC ZG PflSler TheollhU 
C GR · Hess Waller + C SGI PoUa 
E BE Hofmann Urs + SAG . Ragqenbass 
C LUi i HoUenstein + G SGI • Randeaaer 
S VD! 1 Hubmann + S ZH 1 Rechsteiner Paul 
V BS, · HumbelNilf + C AG Rechsleiner-Basel 
R GE Hllmmerle + S GR · Rennwald 
C SZ lmfeld . C OW 1 Rlklin 
RAG , lmhof . C BL Robbiani 
L GE • Janlak + S BL Rossini 
C AG ! Joder = V BE Ruev 
R NW • Jossen + s vs SaM 
G FR Jutzet + SFR • Sandoz Marcel 
V VD 1 Kaufmann = V ZH Schenk 
R VD 1 Keller Robert . V ZH Scherer Marcel 
V ZH i Kofmel = R SO Scheurer Remv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= 
= . . 
= 
= . 
+ 
= 
+ . 
= 
+ 
+ 
= 
+ 
+ 
+ . 
= . 
+ 
+ 
= 
+ 
+ 
= 
= 
+ . 
-
= . 
= 
= 
=! . 

: 
I= 
+ 
+ 

·+ 
+ 
+ . 
= 
+ 
= 
= 
= 
= 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt / Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C G LIR s 
ja/oui/si 73 ia / oui/ si 15 8 010 44 
nein / non / no 81 nein / non / no 9 0 5 132 0 
enth. / abst. / ast. 1 enth. / abst. / ast. 0 0 010 0 
entschuldigt / excuse / scusato 44 entschuldigt/ excuse / scusato 11 2 119 8 

Bedeutung Ja / Slgnification de oui: Proposition de la majorite 
Bedeutung Nein/ Signification de non: Proposition de la minorite Gutzwiller 

V LU Schibfi : = V ZH 
R BL SchlOer = V ZH 
C JU Schmid Odilo + C vs: 
R SZ Schmied Walter + V BEI 
V LU Schneider . R BE 
C FR : Schwaab + s VD 
C LU Seiler Hanspeter = V BE 
G GE SiMrist 0 V AG 
R ZG Simoneschi-Cortesi + C Tl 
S BL Sommaruoa + s BE 
C AG Soeck . V AG 
C Al Sllielmann + • GE 
C LU 1 Souhler . V TG 
s VD Stahl = V ZH 
C GE Stammluzi = V AG 
C vs 1 Steineaaer . R UR 
S GL Steiner = R so 
S ZH Slrahm + s BE 
. Tl Studer Heiner + E AG 
V AG Stump + s AG 
V ZH Suter . R BE 
S GE Teuscher . G BE 
C SG Thanei + s ZH 

--· ·-·" 
R TG Theller = R LU 
C FR Tillmanns + s VD 
G VD · TriPonez = R BE 
V ZH 
R ZH 

fTschuooen = R LU 
Tschänl'.lllt + S BE 

S ZH 1 VaUender . R AR 
R ZH • Vaudroz Jean-Claude = C GE 
C VD · Vaudroz Rene . R VD 
V BE • Vermot + s BE 
S Tl · VoUmer . S BE 
R Tl Waber Christian + E BE 
V SG . Walker Felix . C SG 
L GE Walter Hansiöra . V TG 
C TG Wandßuh = V BE 
R BS ! Wasserfallen = R BE 
S SG Weigelt = R SG 
S BS Wevenelh = V BE 
S JU Wtdmer + S LU 
C ZH . Wldria = C SG 
C Tl iWiederkehr . E Z'1 
s vs Wll'Z-von Planta = L BS 
L VD ! Wittenwiler = R SG 
S VD • Wvss Ursula . S BE 
R VD ! Zanetti + s so 
V BE Zapß = C ZH 
V ZG Zisvadis . • VD 
L NE Zunniaer = V ZH 

E V . 
3 1 2 
0 35 0 
0 1 O 1 

2 8 3• 
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Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz Ober die Forschung an überzähligen Embryonen und embryonalen Stammzellen (Embryonenforschungsgesetz, EFG) 
Loi feda-ale relative a la recherche sur les embryons surnumeraires et sur les cellules souches embryonnaires (Loi relative a la recherche sur les 1 

Gegenstand/ Objet du vote: 

Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 18.09.2003 10:44:27 
Abate + 
Aeoo6 Wartmann = 
Aeschbacher . 

. Anlille + 
,Baaderc;asoar . 
, BaderElvira = 
1 Banga = 
1 BanMl'IP.r . 
: Baumann Alexander = 
i Baumann Ruedi = 
1 Baumann Stellllanie + 
· Beck + 
i Berberat = 
1 Bemasconl + 
! Bezzola + 
, Biaaer + 
, Bkmasca . 
: Binder + 

Blocher + 
1 Borer + 
i Bartaluzzi . 
l Bosshard . 
' Bruderer . 
1 Brun + 
' Brunner T oni + 
1 Buanon + 
i BOhlmann = 
iBOhrer + 
cavalli . 
ChaDoois = 
Chevrier . 
Christen # 

1 Cina + 
i Cuche = 
1 De Dardel + 
• Decurtins 

. 
: Donze = 
1 Dormann Rosemarie 0 

, Dormond Marlvse = 
'Dunant + 
, Dumz + 
i Eberhard . 
' Eqerszegi + 

Ennlv . 
Ehrler + 

'Erniememer + 
, Fasel = 
i Fatteberl + 

Favre 0 

• Fehr Hans . 
+ ja/ oui/si 
= nein/ non/ no 

R ITI Fehr Hans-Jüra = S SH Kunz 
S ZH 1 Fehr Jacaueline . = S ZH Kurrus 
E ZH 1 ' Fehr Lisbeth . V ZH Lachat 
R VS FehrMario = s ZH La6ve d'Eoinav 
V BL Fetz + S .BS Laubacher 
C SO i Fischer-Seengen + RAG Lauoer 
s so Freund + V AR Leu 
R BE FmvClaude +IR NE Leuenberaer Geneve 
V TG : Fässler = S SG Leutenemrer Haio 
G BE FGhn . V SZ Leuteneaaer Susanne 
s BE Gadient + V GR Leuthard 
L VD Galli = C BE Loeofe 
s NE Garbanl . S NE Lustenberaer 
R GE Genner = G ZH MaiDard 
R GR Giezendanner 0 V AG Maiire 
V SG Glasson + R FR Marielan 
- Tl iGlur + V AG MartiWemer 
V ZH 1 Goß = S ZH MmtV Kälin 
V ZH 'Graf = G BL i MaSDOb 

V so i Grobet = S GEI Malhvs 
V ZH ' Gross Andreas . S ZH Maurer 
R ZH GrossJost = S TG 1 MalllV Pa!'ölluier 
s AG Guisan + R VD Meier-Schatz 
C LU Gutzwiller + R ZH Messmer 
V SG GYSin Hans Rudolf . R BL Mever Therese 
V VD i Gll5in Rerno = s BSi Menetrev Savarv 
G LU 1 Günter = S BE 1 MGraell 
R SH Haering Binder + s ZH, Müller Erich 
s Tl , Haller + V IBEI MOUer-Hemmi 
s FR: Hassler 0 V GR Nabholz 
C vs : Heberlein + R ZH Neirvnck 
R VD Heqetschweiler . R ZH OehrB 
C VS' . Hebn = C SO 1 Pedrina 
GiNE Hess Berhard = - BE 1-'eUl 

S GE HessPeter + C ZG, PflSler Theollhff 
C GR HessWalter = C SG PoDa 
E BE Hofmann Urs = SAG Raaaenbass 
C LU HoDenstein = G SG Randeoaer 
S VD Hubmann = S ZH Rechsteiner Paul 
V BS , HumbelNäf + C AG Rechsteiner-Basel 
R GE ' Härnmerle = S GR Rennwald 
C sz lmfeld . C OW Riklin 
RAG lmhof . C BL Robbiani 
L GE Janlak + S BL Rossini 
C AG Joder . V BE Ruev 
R NW i Jossen = s vs Salvi 
G FR Jutzet + SFR SandozMarcel 
V VD 1 Kaufmann I+ V ZH Schenk 
R VD KeUer Robert . V ZH 1 Scherer Marcel 
V ZH Kofmel + R SO Scheurer Remv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ V LU 
+ R BL . C JU . R SZ 
+ V LUI 
+ C FR . C LU 
= G GE 
+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al . C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
= S GL 
= S ZH . - 'Tl 
+ V AG . V ZH . s GE 
+ C SG 
0 R TG 

: + C FR 

= G VD 
+ V ZH 
+ R ZH 
= S ZH . R ZH 
+ C VD 
+ V BE . S Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE . C TG 
+ R BS 
+ S SG 
+ S BS 
= S JU 
+ C ZH 
= C Tl . s vs 
0 L VD . S VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 

:+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Graupe / Gruppo C G L R s E V 
ja/ oui / si 88 la / oui / sr 17 0 4 30 9 0 28 
nein / non / no 53 nein / non / no 6 9 0 0 31 3 2 
enth. / abst. / ast. 8 enth. / abst. / ast. 1 0 1 2 0 0 4 

1 entschuldlat / excuse / scusato 50 entschuldigt/ excuse / scusato 11 1 1 9 12 2 11 

Bedeutung Ja/ Signlfication de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnlfication de non: 

Schibfi + V ZH 
Schiller + V ZH 
Schmid Odilo :+ C VS 

1 Schmied Walter = V BE 
' Schneider . R BE 

Schwaab + s VD 
Seiler Hansoeter o V BE 
~'lt + V AG 
Sbnoneschi-Cortesi = C Tl 
Sommaruna = S BE 
SDeCk 

. V AG 
Soielmann = - GE 
Souhler . V TG 
Stahl + V ZH 
StamrnLuzi + V AG 
Steineaaer + R UR 
Steiner :+ R SO 
Slrahm I= S BE 
Studer Heiner = E AG 
Stump = SAG 
Suter * R BE 
Teuscher * G BE 
Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 
Tißmanns = S VD 
Trioonez + R BE 
Tschunnert + R LU 
TschäDDäl . S BE 
VaDender . RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 

1 Verrnot = S BE 
VoDmer . S BE 
Waller Christian = E BE 
Walker Felix . C SG 
Walter Hansiilm . V TG 
Wandßuh + V BE 
WasserfaDen + R BE 
Weiaelt + R SGI 
Weveneth + V BE 
Widmer = S LU 
Widria + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wirz-von Planta + L BS 
Wmenwiler + R SG 
WvssUrsula . S BE 
Zanelli . s so 
Zaofl . C ZH 

1 ZISVallis . - VD 
Zuooiaer o V ZH 

-
0 
2 
0 
3 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Geschäft / Objet: 
Bundesgesetz über die medizinisch unterstmzte Fonpflanzung 
Loi federale sur la procreation medicalement assistee 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art. 42 al. 2 

Abstimmung vom/ Vote du: 18.09.2003 11 :34:15 
'Abate + R TI 1 1 Fehr Hans-Jiirq + S SH 
1 Aeoo6 Wartmann . S ZH 1 Fehr Jacaueline . S ZH 
' Aeschbacher = E ZH , Fehr Lisbeth . V ZH 

Antille + R VS . FehrMario + S ZH 
· Baader Caspar i * V BL: 1 Fetz + s BS 

Bader EMra !+ C SO , Fischer-Seenaen + RAG 
Banca + s so ! Freund + V AR 
Banaerter . R BE : Frev Claude + R NE 
Baumann Alexander = V TGi Fässler + s SG 

, Baumann Ruedi + G BEI Föhn . V SZ 
: Baumann Stellhanie + S BEI 1 Gadient + V GR 
i Beck + L VD Gaffi + C BE 
: Berberat + S NEi Garbani ' . S NE 
: Bernasconi + A GE Genner = G ZH! 
'. Bezzola + R GR Glezendanner . V AG 
J!iaaer + V SG 
i Bjqnasca . - TI 

1 Glasson + R FR 
: Glur + V AG 

1 Binder . V ZH ! Goß 0 S ZH 
1 Blocher . V ZH Grar = G BL 
; Borer . V so i Grobet . S GE 
1 Borto!uzzi + V ZH, Gross Andreas . S ZH 
· Bosshard . ,R ZH GrossJost 0 S TG 
, Bruderer . s AG Guisan + R VD .. , 

Brun + C LU Gutzwiller + R ZH! 
i Brunner T oni :+ V SG i Gvsin Hans Rudolf . R BL 
: Boonon !+ V VD Gvsin Remo + S BS' 
, BOhlmann = G LU Günter 0 S BE 1 

, Bilhrer . R SH Haerino Binder + S ZH 
· Cavalli . s Tl Haller + V BE 
i Chappuis + s FR Hassler = V GR 
: Chevrier . C vs Heberlein + R ZH 
i Chrislen # R VD , Heqetschweiler . R ZH 

Cina '+ C vs Heim + C so 
Cuche 0 G NE! Hess Berhard = • BE 
De Dardel . s GE HessPeter + C ZG 
Decwtins . C GR , Hess Walter . C SG 
Dome = E BE' : Hofmann Urs + s AG 

, Dormann Rosemarie + C LU i Hoßenstein = G SG 
' Dormond Marlvse + s VD 1 Hubmann + s ZH 
' Dunant + V BS • HumbelNäl + C AG 

Dunraz . R GE Hämmer1e 0 s GR 
, Eberhard . C sz lrnfeld . C J\111 

: Eqerszeai + R AG Jmhor . C BL 
,-Enalv . L GE Janiak + s BL 
' Ehrler + C AG Joder + V BE 
; Engelb rger + R NW . Jossen + s vs 
· Fasel 0 G FR Jutzet 0 s FR 
1 Fattebert + V vo Kaufmann + V ZH 
, Favre + R VD! 1 Keller Robert . V ZH 
· Fehr Hans . V ZH • Kolmel + R so 

Kunz 
Kurrus 

! Lachat 
Laffve d'EDinav 

i Laubacher 
1 Lauper 

Leu 
· Leuenberaer Geneve 
· LeuteneqQer Haio 
lleutenooaer Susanne 
! Leulhard 
• Loepre 

Lustenberqer 
Maillard 
Maiire 
Maril!tan 
Marti Werner 

· Martv Kaün 
Masnoll 
Mathvs 
Maurer 
Maurv Pa<a1uier 
Meier •Schatz 
Messmer 
Meyer Therese 
Menetrev Savarv 
Milmeli 
MOOerErich 

' MOßer-Hemmi 
Nabholz 
Neirmck 
OehrB 
Pedrina 

'Pem 
PflSler Theoohil 
Poßa 
Raaaenbass 
Randeaaer 

· Rechsteiner Paul 
Rechsteiner-Basel 

. Rennwald 
Riklin 

i Robbiani 
Rossini 
Ruev 
SaM 
Sandoz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 

+ ja/ oui / si 
nein / non / no 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ V LU 
+ R BL . C JU . R SZ 
+ V LU 

:+ C FR . C LU 
= G GE 
+ R ZG 
0 s BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C Lll 
+ s vo, 
+ C GE 
+ C VS' 
0 s GL 
+ s ZH . . Tl 
+ V AG . V ZH . S GE 
+ C SG . R TG 
+ C FR 

io G VD 
+ V ZH 1 

+ R ZH 
0 S ZH. . R ZH 
+ C VO . V BE . S Tl 

!+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE . C TG 
+ R BS 

i • S SG 
+ S BS 
+ S JU 
+ C ZH 
= C TI . s vs 
0 L VD 
+ S VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+•L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 

CONSEIL NA"rlONAL 
Proces-verbal de vote 

1 SchibD + V ZH 
• SchlOer + V ZH 
i Schmid Odilo + C VSi 
· Schmied Walter . V BE 
Schneider . R BE 

! Schwaab + s VD 
, Seiler Hansneter + V BE 
! SieQrist + V AG 
• Simaneschi-Cortesi 0 C Tl 
• Sommaruaa 0 s BE 

Sneck . V AG 
Spielmarm + - GE 

i Spuhler . V TG 
Stahl + V ZH 

• Stammluzi 
. V AG 

! Steineaaer ' . R UR 
, Steiner + R SO 
! Strahrn + S BE 

Studer Heiner = E AG 
Swmn . s AG 

1 Suter + R BE 
Teuscher . G BE 

i Thanei + S ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns + S VD 

1 TriDOnez + R BE 
Tschuooert + R LU 
TschlloDi!l . S BE 
Vaßender . RAR 
Vaudroz Jean.Claude + C GE 

, Vaudroz Rene + R VD 
Vermot 0 S BE 
Voßmer . S BE 

1 Waber Christian . E BEi 
• Walker Felix . C SG 
Walter Hansiörg ' . V TGI 
Wandßuh + V BE! 
Wassooallen + R BE 

• Weklelt . R SG, 
, Waveneth + V BE 

Wldmer 0 S LU 
LW'_ldria + C SG 
i Wiederkehr . E ZH 
1 W11Z-von Planta + L BS 
• Wittenwiler + R SG1 

' Wvss Ursula 1 • S BE 
Zanetti + s so, 
Zapf! . C ZH 
Zisvadis . - vo 
Zunoiner 0 V ZH 

Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion/ Groupe / Gruooo C G L R s E V! • 
1 ja/oui / si 107 Ja/oui/si 22 1 4 28 25 0 26 1 

nein / non / no 12 nein / non / no 1 5 0 0 0 3 2 ' 1 
i enth. / abst. / ast. 17 enth. / abst. / ast. 1 3 1 0 11 0 1 0 
! entschuldigt/ excuse / scusato 63 entschuldigt/ excuse / scusato 11 1 1 13 16 2 16 3 

Bedeutung Ja / Signification de oul: Proposition de la commission 
Bedeutung Nein / Signification de non: Proposition Baumann J. Alexander 

Conseil national, Systeme de vote electronique Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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Ref.4316 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ ObJet: 
Bundesgesetz Ober die medizinisch unterstützte FortpHanzung 
Loi federale sur la procreation medicalement assistee 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 18.09.2003 11 :35:09 
Abate + R TI : ; Fehr Hans-Jorq 0 S SH 
Aeooll Wartmann . S ZH : Fehr Jacauellne = S ZH 
Aeschbacher = E ZH Fehr Lisbeth . V ZH 

: Anlille + R VS 1 Fehr Mario 0 S ZH 
i Baader Caspar . V BLI Fetz + S BS 
: BaderElvira = C so 1 Fischer-Seen11en + RAG 
1 Banqa = s so Freund + V AR 
i Banqerter . R BE Frev Claude + R NE 
1 Baumann Alexander = V TG Fässler = S SG 
: Baumann Ruedi = G BE Föhn . V SZ 
i Baumann Stellhanie + s BE Gadient + V GR 
1 Beck + L VD Gaßi + C BE 
. Berberat 0 s NE Garbani . S NE 

Bemasconi + R GE: i Genner = G ZH 
Bezzola + R GRi , Giezendanner . V AG 

' Bioaer + V SG Glasson + R FR 
Ril!nasca . . TI Glur + V AG 

: Binder . V ZH Goll = S ZH 
' Blocher . V ZH Graf = G BL 
: Borer + V SOi Grobet . s GEI 
' Bortoluzzi + V ZH Gross Andreas . s ZHI 
i Bosshard * R ZH GrossJost = s TG 1 

1 Bruderer * s AG Guisan + R VD 
1 Brun + C LU Gutzwiller + R ZH 
1 Brunner Toni + V ,SG Gvsin Hans Rudolf . R BL 
'Buqnon + V VD 0 = s BS 

BOhlmann = G LUi , Günter = s BE 
BOhrer . R SH i Haerina Binder + s ZH 

'Cavalli 
. s Tl l Haller + V BE 

ChaDDUis = S FRi · Hass!er + V GR 
Chevrier . C VS Heberlein + R ZH 

1 Christen # R VD 1 Heaetschweiler . R ZH 
i Cina + C VS 1 Hebn + C so 
: Cuche = G NE : Hess Berhard = • BE 
, De Dardel . S GE HessPeter + C ZG 
1 Decurtins . C GR HessWalter + C SG 
1 Donze = E BE Hofmann Urs 0 s AG 
1 Dormann Rosemarie + C LU Hollenstein = G SG 
· Dormond MarJvse = S VD Hubmann = s ZH 

Dunant + V BS HumbelNäf + C AG 
: Dunraz . R GE Hämmerte .. s GR 

Eberhard . C SZ, : lmfeld . cow 
, EQerszeqi + RAG lmhor . C BL 
; Eaalv . L GE Janlak + S BL 
' Ehrler + C AG ' Joder . V BE 
, Ell(JelberQer + A NW Jossen = s vs 
• Fasel = G FRi • Jutzet + SFR 
. Fattebert + V VDI : Kaufmann + V ZH 
: Favre + A VDI Keller Robert . V ZH 
; Fehr Hans . V ZH Kofmel + R SO 

Kunz 
Kurrus 
Lachat 
Lallve d'EDinav 
Laubacher 
Lauper 
Leu 
Leuenberoer Geneve 
Leuteneaaer Haio 
Leuteneaoer Susanne 
Leulhard 
Loepfe 
Lustenber~er 
Maillard 
Maitre 
Marietan 
MartiWemer 
Martv Klllln 
Masoofi 
Mathvs 
Maurer 
Mawv Pasauier 
Meier-Schatz 
Messmer 
Mever Therl!se 
Menetrev Savarv 
Mllmeli 
Müller Erich 
Müller-Hemmi 
Nabholz 
Neirvnck 
Oehrll 
Pedrlna 
Peßi 
PrlSler Theophil 
Poßa 
Raaaenbass 
Randeaaer 
Rechsteiner Paul 
Rechsteiner-Basel 
Rennwald 
Riklin 
Robbiani 
Rossini 
Ruev 
SaM 
Sandoz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 

+ ja/oui/si 
nein / non I no 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen I n'ont pas vote / non ha votato 

+:v LU 
+ R BL . C JU . R SZ 
+ V LU 
+ C FR . C LU 
= G GE 
+ R ZG 
0 S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
0 s GL 
+ s ZH . . Tl 
+ V AG 
* V ZH 
* 1 S GE 
+ C SG . R TG 
+ C FR 
= G:VD 
+ V ZH 
+ R ZH 
= S ZH . R ZH 
+ C VD . V BE 
* s Tl 

: + R Tl 
+ V SG 
+ L GE . C TG 
+ R BS . S SG 
+ S BS 

• 0 s JU 
+ C ZH 
= C Tl . s vs 
0 L VD 
= S VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C G L R SIE V 
ja/ oui I si 90 ja/ oui / sl 22 0 4 27 910 28 
nein / non / no 38 1 nein / non / no 3 9 0 0 201 3 1 
enth. / abst. / ast. 10 i enth. / abst. / ast. 0 0 1 0 810 1 
entschuldigt/ excuse / scusato 61 1 entschuldigt/ excuse / scusato 10 1 1 14 151 2 15 

Bedeutung Ja/ Signlflcatlon de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnification de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schibli + V ZH: 
Schlüer + V ZH 
Schmid Odilo + C vs 
Schmied Walter . V BE 
Schneider . R BE 
Schwaab + s VD 
Seiler Hanspeter + V BE 

1 Sieqrisl + V AG 
Simoneschi-CDrtesi = C Tl 
Sommaruaa = S BE 
Soeck . V AG 
Spielmann = • GE 
Souhler . V TG 
Stahl + V ZH. 
StammLuzi + V AG 
Steineaaer . R•UR 
Steiner + R:SO 
Slrahm 0 S BE 
Studer Helner .. . E AG 
Stump . SiAG 
Suter + R!BE 
Teuscher . G BE 
Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 
Tißmanns = S VD 
Trinnnez . R BE 
Tschuonert :+ R LU 
Tscnanoat . S BE 
Vallender : . RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = S BE 
Vollmer . S BE 
Waber Christian . E BE 
Walker Felix . C SG 
Walter Hlllllllöro . V TG 
Wandßuh + V BEI 
Wasserfallen + R BEi 
Weiaelt . R SG 
WP.Veneth + V BE 
Widmer = S LU 
Wldri!! + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wn-von Planta + L BS 
Wiltenwller + R SG 
Wv,;,, Ursula . S BE 
Zanetti + s so 
ZaDfl . C ZH 
Zisvadis . • VD 

1 ZuoDioer 0 V ZH 

. 
0 
2 
0 
3 
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Ref.4315 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vota nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Bundesgesetz über die medizinisch umerstützte Fortpflanzung 
Loi federale sur la procreation medicalement assistee 

Gegenstand / Objet du vote: 

Clause d'urgence 

Abstimmung vom/ Vote du: 01.10.2003 17:27:56 
. Abate + R Tl 1 i Fehr Hans-Jürq = S SH 

Aeooli Wartmann = S ZH 1 F ehr Jacqueline 0 S ZH 
: Aeschbacher = E ZH Fehr Lisbeth . V ZH 
: Antille + R VS' Fehr Mario 0 S ZH 
1 Baader Casoar + V BLI ! Fetz + S BS 
• Bader Elvira + C SO , Fischer-Seen11en + RAG 
1 Banaa = s so Freund . V AR 
. Banaener + R BE1 FrevClaude . R NE 
~aumann Alexander := V TG! Fässler = S SG 
· Baumann Ruedi . G BE i Föhn 0 V sz 

Baumann Steohanie + S BE Gadlent + V GR 
i Beck . L VD Galli + C BE 

Berberat 'o S NE! · Garbani 0 S NE 
'. Bemasconi + R GE 1 Genner = G ZH 
' Bezzola + R GR Giezendanner + V AG 
1 BiQaer + V SG Glasson + R FR 

Bi!lnasca . - Tl' Glur + V AG 
! Binder + V ZHi 1 Goll = S .ZH 
Blocher + V ZH Graf = G BL 

· Borer + V SO Grobei . S GE 
Bortoluzzl + V ZHi ; Gross Andreas • s ZH 
Bosshard . R ZH1 1 Gross Josl = S TG 

. füuderer _ _, ···--- ~ s AGI 
, Brun 

~•-·- "c iü7 
, Guisan -- + R VD 
[ Gutzwiller - - + R ZH 

• Brunner T oni + V SG Gvsin Hans Rudolf + R BL 
: Buanon + V VD! · GvsinRemo = S BS 
• Bilhlmann = G LU 1 

1 Günter + s BE 
Bohrer + R SH! ' Haerino Binder 0 s ZH. 

• CavaUi . S TI, !HaDer 1+ V BE 
1 Chaoouis = SFR · Hassler + V GR 
! Chevrier + C VSI i Heberlein + R ZH 
' Christen + R VD · Heqetschweiler + R ZH 
: Cina + C VSI Heim + C so 
· Cuche = G NE Hess Berhard . - BE 
• De Dardel . S GEI ! HessPeter + C ZG 
'. Decurtins + C GR • HessWaner ,+ C SG 
• Donze = E Bfl Hofmann Urs 0 s AG 
, Dormann Rosemarie + C LU Hollenstein = G SG 
, Dormond Marlvse = S VD : Hubmann 0 S ZH 
: Dunant + V BS' • HumbelNäl ,+ C AG 

Duoraz . + R GE Hämmerte = s GR 
1 Eberhard + C sz l lmleld . C OIR 

' Eaerszeai + RAG 'lmhof + C BL 
hEoolv + L GE 
, Ehrler + C AG 

i Janiak + s BL 
Joder . V BE 

1 Enoelberaer + R NW Jossen = s vs 
· Fasel = G FR Jurzet + s FR 
1 Fattebert . V VD · Kaufmann + V ZH 
.Favre + R VD i Keller Robert + V ZH 
' Fehr Hans . V ZH Kofmel + R SO 

1 Kunz 
Kurrus 
Lachat 

, Lalive d'EDinav 
· Laubacher 

Lauper 
Leu 
Leuenberaer Geneve 
Leuteneaaer Haio 
Leuteneaaer Susanne 
Lelllhard 

• Loeofe 
Lustenberqer 
Maißard 
Maiire 

' Marietan 
Marti Werner 
Marty Klllin 
MasooD 
Mathvs 
Maurer 
Maurv Pasauier 
Meier-Schatz 

1 Messmer 
Mever Therese 
Menetrev Savarv 
Mllmeli 

' MOOer Erich 
1 MOOer-Hemmi 
Nabholz 
Neirvnck 

. OehrD 
i Pedrina 

Pem 
1 Pfister TheoDhil 
. Polla 
1 Raooonbass 
~deaaer 
1 Rechsteiner Paul 
1 Rechsteiner-Basel 

Rennwald 
Riklin 

' Robbiani 
1 Rossini 
· Ruev 

Salvi 
· Sandoz Marcel 
i Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 

+ Ja/oui/ si 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+IV LU 
+ R BL 
+ C JU . R SZ 
+ V LU . C FR 
+ C LU 

= G GE 
+ R ZG 
0 S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 

= S VD 
i + C GE 
+ C VS 
= S GL 
= S ZH 

i • - Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
+ S GE 
+ C SG 
+ R TG 
+ C FR 
= G VD 
+ V ZH 
+ R ZH 
= S ZH 

i • R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
= S Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R BS 
0 S SGI 
= S BS 
0 S JUi 
+ C ZH 
+ C Tl! 
0 S VS 
+ L VDI 
= S VD1 . R VD 
+ V BE 
+ V ZG! 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto · Fraktion / Groupe / Gruppo C G L R s E V 
ja/ oui / si 107 1 ja/ oui / sl 28 0 s 33 6 0 35 

1 nein / non / no 38 1 nein / non / no 1 9 0 0 23 4 1 
1 enth. / abst. / ast. 17 : enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 16 0 1 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 38 1 entschuldigt/ excuse / scusato 16 1 1 9 7 1 8 

Bedeutung Ja / Slgnificatlon de oui: 
Bedeutung Nein / Significatlon de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchibO + V ZH 
SchlOer + V ZH 

. Schmid Odilo . C vs 
Schmied Walter . V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab 0 s VD 

. Seiler Hansoeter + V BE 
Siearist . V AG 
Simoneschi-Cortesi = C TI 
Sommaruaa = s BE 

· Sneck . V AG 
Spielmann . • GE 
Spuhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stammluzi + V AG 
Steineoaer i+ R UR 
Steiner + R so 

· Strahm · 0 S BE 
Studer Heiner ·= E AG 
Stump = SAG 
Suter . R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei 0 S ZH 
Theiler . R LU 
Tilimanns . S VD 
Trioonez 1+ R BE 
Tschunnert + R LU 
TschllDDllt = S BE 
Vaftender . RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene . R VD 
Vennot . S BE 

1 VoOmer 0 S BE 
Waber Christian = E BE 
Walker Felix + C SG 
Waher Hansiöra + V TG 
Wandßuh + V BE 
Wasseifallen + R BE 

: Wei!lelt + R SG 
• Weveneth + V BE 
Wldmer = S LU 

i Willlio . C SG 
' Wiederkehr . E ZHI 
i Wirz-von Planta + L BS 
· Wittenwiler + R SGI 
1 Wvss Ursula - S BE 
i Zanetti . s so 

Zaoll . C ZH 
Zisvadis .. - VD 
Zuooiaer + V ZH 

-
0 
0 
0 
S· 
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Ref.4516 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Bundesgesetz Ober die medizinisch unterstützte Fortpflanzung 
Loi flklerale sur la procreation medicalement assistee 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote final 

Abstimmung vom / Vota du: 03.10.2003 09:46:50 
, Abate + R Tl · Fehr Hans-Joru = S SH 
· Aeppß Wartmann = S ZH • Fehr JaaiueBne = S ZH 
, Aeschbacher = E ZH i Fehr Lisbeth + V ZH 
: Antille + R VS 1 Fehr Mario 0 S ZH 
! Baader Casoar + V BL Fetz + S BS 
• Bader Elvira = C so rlSCher-SeenQen + RAG 
· Ban!la = s so Freund + V AR 

Banqerter + R BE: Frev Claude + R NE 
· Baumann Alexander + V TGi 'Fässler = S SG 

Baumann Ruedi = G BE , Föhn 0 V SZ 
' Baumann Stenhanie + S BE i Gadient + V GR 

Beck + L VD GaDi 0 C BE 
• Berberat - S NE Garbani + S NE 
1 Bemasconi + R GE Genner = G ZH 
: Bezzola + R GR Giezendanner + V AG 
1 Bimrer + V SG , Glasson + R FR 
· Bkmasca + - Tl 1 Glur + V AG 
. Binder + V ZH Goß = S ZH 
l Blocher + V ZH • Graf = G BL 
! Borer + V SOi Grobel . S GE 

Bortoluzzi + V ZH! 1 Gross Andreas . S ZH 
. Bosshard . R ZH Gross Jost = S TG 
: Bruderer 0 SAG 1 Guisan + R VD 
: Brun + C LU ' Gutzwiller i * R ZH 
i Brunner Toni + V SG Gysin Hans Rudolf + R BL 
1 Btmnon + V VD Gvsin Remo = S BS 
1 Bühlmann = G LU Günter = S BE 
: Bilhrer + R SH Haerin!! Binder + S ZH 
1 Cavalli 0 s Tl 1 Haßer + V BE 
• Chappuis = s FR Hassler + V GRI 
' Chevrier = C vs 1 Heberlein + A ZH 
1 Christen # R VD : HeaelScllweUer + A ZH 
; Cina + C VS Heim + C SOi 
• Cuche = G NE Hess Berhard = - BE1 
. De Dardel + S GE Hess Peter + C ZG 

Decwtins + C GR l HessWalter = C SG 
Donze = E BE . Hofmann Urs = SAG 

• Dormann Rosemarie + C LU! ! Hoßenstein = G SG: 
1 Dormond Marlvse = S VD , Hubmann = S ZH 
1 Dunant + V BS I HumbelNäf + C AG 
' Dupraz + R GE Hämmerte = S GRi 
, Eberhard + C SZ lrnfeld + C OW1 
,Ellf!f5Zeoi + RAG lmhof + C BL 
' EoolV . L GE i Janiak + S BL 
'Ehrler + C AG Joder + V BE 
i Enoelberc er . R NW Jossen = s vs 
i Fasel = G FR Jutzet + s FR 
: Fattebert + V VD Kaufmann + V ZH 

Favre + R VD Keller Robert + V ZH 
FehrHans + V ZH1 1 Kofmel +iR so 

Kunz 
Kwrus 

· Lachat 
Lalive d'E oinay 
Laubacher 
Lauper 
Leu 
Leuenberoer Geneve 
Leuteneaaer Hajo 
Leutenoooer Susanne 
Leuthard 

, Loepfe 
Lustenberaer 
Maillard 
Maiire 
Marietan 

1 Marti Werner 
Martv Klllin 
MasooD 
Mathvs 
Maurer 
Maurv Pasouier 

. Meier-Schatz 
Messmer 
Mever Therese 
Mene1rev Savarv 
Möroeß 
MOller Erich 

: Milller-Hernmi 
Nabholz 
Neitvnck 

' Oehrß 
Pedrina 
PeOi 
Pfister Theoohil 
Poßa 

: RaQgenbass 
Randeaaer 
Rechsteiner Paul 

• Rechsteiner .ßasel 
Rennwald 
Riklln 
Robbiani 
Rosslni 
Ruev 

: SaM 
Sandoz Marcel 

1 Schenk 
i Scherer Marcel 
1 Scheurer Remv 

+ ja/ oul / s1 
nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ V LU 
+ R lßl 
+,C JU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ 1 C ,FR 
+ C LU 
= G GEI 

: + A ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
0 S VD 
+ C GE 
+ C VSI 
= S GL 
= S ZH 

:= - Tl 
I+ V AG 
+ V ZH 
+ S GE 
+ C SG 

1 + R TG 
+ C FR• 

= G VD 
+ V ZH 
+ R ZH 
= S ZH 

'+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
= S Tl 
+ R Tl. 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R BS 
+ S SG 
+ S BS 
= S JU 
+ C ZH 
= C Tl 
+ s vs 
0 L VD 
= S VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / absl / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C G L R s E V 
Ja/oul/sl 125 ja/ oul / sl 28 0 4 37 12 0 43 
nein / non / no 58 nein / non / no 6 10 0 0 33 5 0 
enth. / abst. / ast. 8 enth. / abst. / ast. 1 0 1 0 5 0 1 
entschuldigt / excuse / scusato 8 entschuldigt / excuse / scusato 0 0 1 4 2 0 1 

Bedeutung Ja/ Signlfication de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnlfication de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

· Schib6 + V ZH 
1Schl0er + V ZH 1 

• Schmid Oädo = C vs 
1 Schmied Waller . V BE 
' Schneider + R BE 

Schwaab + s VD 
Seffer Hansooter + V BE 

1 Siearist + V AG 
: Simoneschi-Cortesi = C Tl 

Sommaruaa = s BE 
i Soeck + V AG 

Spielmann = - GE 
Smmler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi + V AG 

, Steineoaer + R UR 
1 Steiner + R SO 

Strahm = S BE 
• Studer Heiner = E AG 
i Stump = SAG 
Suter . R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei 0 S ZH 
Theiler + R LU 

1 TiHmanns = S VD 
Tril)Onez + R BE: 
Tschuppert + R LU 
Tschäooät = S BE 
VaDender + RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = S BE 
Vollmer = S BE 
Waber Christian = E BE 
Walker Felix + C SG 

1 Walter Hansiörq + V TG 
Wandftuh + V BE 

· Wasserfallen + R BE 
Wel!!elt + R SG 

1 Wevenelh + V BE 
Wldmer '= S LU 
Wl!lrio + C SGI 
Wiederkehr = E ZHI 
Wirz-von Planta + L BS 
Wittenwiler + R SG 
WvssUrsula = S BE 
Zanetti = S SOi 
ZaDII + C ZHi 
ZJsvadis = - VD 
Zuppi11er + V ZHI 

- 1 

1 I 
4 
Oi 
O! 
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Geschäft/ Objet: 

es 
02.083 

Ref.0255 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz über die Forschung an überzähligen Embryonen und embryonalen Stammzellen (Embryonenforschungsgesetz, EFG) 
Loi f ederale relative a la recherche sur les embryons sumumeraires et sur les cellules souches embryonnaires (Loi relative a la recherche sur les er 

Gegenstand/ Objet du vote: 
Schlussabstimmung 
Votefinal 

Abstimmung vom/ Vote du: 19.12.2003 08:33:23 
Abate + R TI Fluri + R SO 
Aeschbacher . E ZH Frl!ll'.inner = V vs 
Allemann = S BE Frosch = G BE 

! Amslulz + V BE Fässler = s SG 
Baader Casoar + V Bl: 1 Föhn = V sz 
BaderElvira = C SO Gadlenl + V GR 

! Banoa 0 s so Gaßade = s ZH 
Baumann Alexander . V TGI Garbani + s NE 

i Beck + R VD Genner = G ZH 
! Berberat 0 S NEI ! Germanler + R VSI 

Bezzola + R GR • Giezendanner + V AG 1 

1 Blaoer + V SG i Glassan + R FR 
· Bkmasca Altllio + V TI 1 GIW' + V AG 
1 Binder # V ZH Goll = s ZH 
Blocher . V ZH 1 Grar = G Bl 
Borer + V so Gross Andreas 0 s ZH 
Bmtoluzzi + V ZH 1 GrossJost = s TG 

I Bruderer 0 S AGI Guisan + R VD 
• Brun + IC LU GtdZWlller + R ZH 
! Brunner Tonl + !:V SG Gvr = s sz 
. Brunschwio Graf . R GE Gvsin Hans Rudolf + R Bl 
• Buanon + V VD GvsinRemo = S BS 
1 Burkhatter + R NE : Günter = s BE 
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Ablauf der Referendumsfrist: 8. April 2004 

Bundesgesetz 
über die Forschung an embryonalen Stammzellen 
(Stammzellenforschungsgesetz, StFG) 

vom 19. Dezember 2003 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 119 der Bundesverfassung 1, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 20. November 20022, 

beschliesst: 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

Art.1 Gegenstand, Zweck und Geltungsbereich 

1 Dieses Gesetz legt fest, unter welchen Voraussetzungen menschliche embryonale 
Stammzellen aus überzähligen Embryonen gewonnen und zu Forschungszwecken 
verwendet werden dürfen. 

2 Es soll den missbräuchlichen Umgang mit überzähligen Embryonen und mit emb­
ryonalen Stammzellen verhindern sowie die Menschenwürde schützen. 

3 Es gilt nicht für die Verwendung embryonaler Stammzellen zu Transplantations­
zwecken im Rahmen klinischer Versuche. 

Art.2 Begriffe 

In diesem Gesetz bedeuten: 

a. Embryo: die Frucht von der Kernverschmelzung bis zum Abschluss der 
Organentwicklung; 

b. überzähliger Embryo: im Rahmen der In-vitro-Fertilisation erzeugter Emb­
ryo, der nicht zur Herbeiflihrung einer Schwangerschaft verwendet werden 
kann und deshalb keine Überlebenschance hat; 

c. embryonale Stammzelle: Zelle aus einem Embryo in vitro, die sich in die 
verschiedenen Zelltypen zu differenzieren, aber nicht zu einem Menschen zu 
entwickeln vermag, und die daraus hervorgegangene Zelllinie; 

d. Parthenote: Organismus, der aus einer unbefruchteten Eizelle hervorgegangen ist. 

1 SR 101 
2 BBl 2003 1163 
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Art.3 Verbotene Handlungen 

I Es ist verboten: 

a. einen Embryo zu Forschungszwecken zu erzeugen (Art. 29 Abs. 1 des Fort­
pflanzungsmedizingesetzes vom 18. Dez. 19983), aus einem solchen Embryo 
Stammzellen zu gewinnen oder solche zu verwenden; 

b. verändernd ins Erbgut einer Keimbahnzelle einzugreifen (Art. 35 Abs. 1 des 
Fortpflanzungsmedizingesetzes vom 18. Dez. 1998), aus einem entspre­
chend veränderten Embryo embryonale Stammzellen zu gewinnen oder sol­
che zu verwenden; 

c. einen Klon, eine Chimäre oder eine Hybride zu bilden (Art. 36 Abs. 1 des 
Fortpflanzungsmedizingesetzes vom 18. Dez. 1998), aus einem solchen Le­
bewesen embryonale Stammzellen zu gewinnen oder solche zu verwenden; 

d. eine Parthenote zu entwickeln, daraus embryonale Stammzellen zu gewin­
nen oder solche zu verwenden; 

e. einen Embryo nach Buchstabe a oder b oder einen Klon, eine Chimäre, eine 
Hybride oder eine Parthenote ein- oder auszuführen. 

2 Es ist überdies verboten: 

a. überzählige Embryonen zu einem anderen Zweck als der Gewinnung emb­
ryonaler Stammzellen zu verwenden; 

b. überzählige Embryonen ein- oder auszuführen; 

c. aus einem überzähligen Embryo nach dem siebten Tag seiner Entwicklung 
Stammzellen zu gewinnen; 

d. einen zur Stammzellengewinnung verwendeten überzähligen Embryo auf 
eine Frau zu übertragen. 

Art. 4 Unentgeltlichkeit 

I Überzählige Embryonen und embryonale Stammzellen dürfen nicht gegen Entgelt 
veräussert oder erworben werden. 

2 Entgeltlich erworbene überzählige Embryonen und embryonale Stammzellen 
dürfen nicht verwendet werden. 

3 Als Entgelt gilt auch die Entgegennahme beziehungsweise Gewährung nicht finan­
zieller Vorteile. 

4 Entschädigt werden dürfen Aufwendungen :für: 

a. die Aufbewahrung oder Weitergabe überzähliger Embryonen; 

b. die Gewinnung, Bearbeitung, Aufbewahrung oder Weitergabe embryonaler 
Stammzellen. 

3 SR 814.90 
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2. Abschnitt: 
Gewinnung embryonaler Stammzellen aus überzähligen Embryonen 

Art. 5 Einwilligung nach Aufklärung 
1 Ein überzähliger Embryo darf zur Gewinnung embryonaler Stammzellen nur 
verwendet werden, wenn das betroffene Paar frei und schriftlich eingewilligt hat. 
Bevor es seine Einwilligung erteilt, ist es mündlich und schriftlich in verständlicher 
Form über die Verwendung des Embryos hinreichend aufzuklären. 
2 Das Paar darf erst angefragt werden, nachdem die Überzähligkeit des Embryos 
festgestellt worden ist. 

3 Das Paar beziehungsweise die Frau oder der Mann kann die Einwilligung jederzeit 
und ohne Angabe von Gründen bis zum Beginn der Stammzellengewinnung wider­
rufen. 
4 Wird die Einwilligung verweigert oder widerrufen, so ist der Embryo sofort zu 
vernichten. 
5 Im Todesfall entscheidet die überlebende Partnerin oder der überlebende Partner 
über die Verwendung des Embryos zur Stammzellengewinnung; sie oder er muss 
den erklärten oder mutmasslichen Willen der verstorbenen Person beachten. 

Art. 6 Unabhängigkeit der beteiligten Personen 

Die an der Stammzellengewinnung beteiligten Personen dürfen weder am Fortpflan­
zungsverfahren des betreffenden Paares mitwirken noch gegenüber den daran betei­
ligten Personen weisungsbefugt sein. 

Art. 7 Bewilligungspflicht für die Stammzellengewinnung 
1 Wer aus überzähligen Embryonen embryonale Stammzellen im Hinblick auf die 
Durchführung eines Forschungsprojekts gewinnen will, braucht eine Bewilligung 
des Bundesamtes für Gesundheit (Bundesamt). 

2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn: 

a. für das Forschungsprojekt die befürwortende Stellungnahme der Ethikkom­
mission nach Artikel 11 vorliegt; 

b. im Inland keine geeigneten embryonalen Stammzellen vorhanden sind; 

c. nicht mehr überzählige Embryonen gebraucht werden, als zur Gewinnung 
der embryonalen Stammzellen unbedingt erforderlich sind; und 

d. die fachlichen und betrieblichen Voraussetzungen gegeben sind. 

Art. 8 Bewilligungspflicht für Forschungsprojekte zur Verbesserung 
der Gewinnungsverfahren 

I Wer im Rahmen eines Forschungsprojekts zur Verbesserung der Gewinnungs­
verfahren aus überzähligen Embryonen embryonale Stammzellen gewinnen will, 
braucht eine Bewilligung des Bundesamtes. 
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2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn: 

a. das Projekt die wissenschaftlichen und ethischen Anforderungen nach Ab­
satz 3 erfüllt; 

b. nicht mehr überzählige Embryonen gebraucht werden, als zur Erreichung 
des Forschungsziels unbedingt erforderlich sind; und 

c. die fachlichen und betrieblichen Voraussetzungen gegeben sind. 

3 Das Forschungsprojekt darf nur durchgeführt werden, wenn: 

a. mit dem Projekt wesentliche Erkenntnisse zur Verbesserung der 
Gewinnungsverfahren erlangt werden sollen; 

b. gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem Weg erlangt werden 
können; 

c. das Projekt den wissenschaftlichen Qualitätsanforderungen genügt; und 

d. das Projekt ethisch vertretbar ist. 

4 Für die wissenschaftliche und ethische Beurteilung des Projekts zieht das Bundes­
amt unabhängige Expertinnen oder Experten bei. 

Art. 9 Pflichten der Inhaberin oder des Inhabers der Bewilligung 

1 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewilligung nach Artikel 7 oder 8 ist verpflich­
tet: 

a. nach Gewinnung der embryonalen Stammzellen den Embryo sofort zu ver­
nichten; 

b. über die Stammzellengewinnung dem Bundesamt Bericht zu erstatten; 

c. embryonale Stammzellen gegen eine allfällige Entschädigung nach Artikel 4 
für im Inland durchgeführte Forschungsprojekte weiterzugeben, für die eine 
befürwortende Stellungnahme der Ethikkommission nach Artikel 11 vorliegt. 

2 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewilligung ist bei einem Forschungsprojekt 
zur Verbesserung der Gewinnungsverfahren zudem verpflichtet: 

a. den Abschluss oder Abbruch des Projekts dem Bundesamt zu melden; 

b. nach Abschluss oder Abbruch des Projekts innert angemessener Frist eine 
Zusammenfassung der Ergebnisse öffentlich zugänglich zu machen. 

Art. 10 Bewilligungspflicht für die Aufbewahrung überzähliger Embryonen 
1 Wer überzählige Embryonen aufbewahren will, braucht eine Bewilligung des 
Bundesamtes. 

2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn: 

a. die Stammzellengewinnung nach Artikel 7 oder 8 bewilligt ist; 

b. die Aufbewahrung zur Stammzellengewinnung unbedingt erforderlich ist; und 

c. die fachlichen und betrieblichen Voraussetzungen für die Aufbewahrung ge­
geben sind. 
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3. Abschnitt: Umgang mit embryonalen Stammzellen 

Art.11 Befürwortung von Forschungsprojekten durch die Ethikkommission 

Ein Forschungsprojekt mit embryonalen Stammzellen darf erst begonnen werden, 
wenn eine befürwortende Stellungnahme der zuständigen Ethikkommission nach 
Artikel 57 des Heilmittelgesetzes vom 15. Dezember 20004 vorliegt. 

Art. 12 Wissenschaftliche und ethische Anfordenmgen an Forschungsprojekte 

Ein Forschungsprojekt mit embryonalen Stammzellen darf nur durchgeführt werden, 
wenn: 

a. mit dem Projekt wesentliche Erkenntnisse erlangt werden sollen: 

1. im Hinblick auf die Feststellung, Behandlung oder Verhindenmg 
schwerer Krankheiten des Menschen, oder 

2. über die Entwicklungsbiologie des Menschen; 

b. gleichwertige Erkenntnisse nicht auch auf anderem Weg erlangt werden 
können; 

c. das Projekt den wissenschaftlichen Qualitätsanforderungen genügt; und 

d. das Projekt ethisch vertretbar ist. 

Art. 13 Pflichten der Projektleitung 

1 Die Projektleitung muss ein Forschungsprojekt mit embryonalen Stammzellen vor 
seiner Durchführung dem Bundesamt melden. 

2 Sie ist verpflichtet: 

a. den Abschluss oder Abbruch des Projekts dem Bundesamt und der zuständi­
gen Ethikkommission zu melden; 

b. nach Abschluss oder Abbruch des Projekts innert angemessener Frist: 

Art.14 

1. über die Ergebnisse dem Bundesamt und der zuständigen Ethikkom­
mission Bericht zu erstatten, 

2. eine Zusammenfassung der Ergebnisse öffentlich zugänglich zu ma­
chen. 

Befugnisse des Bundesamtes 

Das Bundesamt kann ein Forschungsprojekt mit embryonalen Stammzellen ver­
bieten oder mit Auflagen verknüpfen, sofern die Anforderungen nach diesem Gesetz 
nicht vollständig erfüllt sind. 

4 SR812.21 
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Art.15 Bewilligungspflicht für die Ein- und Ausfuhr embryonaler 
Stammzellen 

1 Wer embryonale Stammzellen ein- oder ausführen will, braucht eine Bewilligung 
des Bundesamtes. 
2 Die Einlagerung in einem Zolllager gilt als Einfuhr. 

3 Die Einfuhrbewilligung wird erteilt, wenn: 

a. die embryonalen Stammzellen für ein konkretes Forschungsprojekt verwen­
det werden; 

b. die embryonalen Stammzellen aus Embryonen gewonnen worden sind, die 
zur Herbeiführung einer Schwangerschaft erzeugt wurden, aber nicht dafür 
verwendet werden konnten; und 

c. das betroffene Paar nach Aufklärung frei in die Verwendung des Embryos 
zu Forschungszwecken eingewilligt hat und dafür kein Entgelt erhält. 

4 Die Ausfuhrbewilligung wird erteilt, wenn die Bedingungen für die Verwendung 
der embryonalen Stammzellen im Zielland mit denjenigen dieses Gesetzes gleich­
wertig sind. 

Art.16 Meldepflicht für die Aufbewahrung embryonaler Stammzellen 
1 Wer embryonale Stammzellen aufbewahrt, muss dies dem Bundesamt melden. 

2 Der Bundesrat kann Ausnahmen von der Meldepflicht vorsehen, wenn bereits auf 
andere Weise sichergestellt ist, dass das Bundesamt von der Aufbewahrung emb­
ryonaler Stammzellen Kenntnis hat. 

4. Abschnitt: Vollzug 

Art.17 Ausführungsbestimmungen 

Der Bundesrat: 

a legt die Modalitäten der Einwilligung sowie Modalitäten und Umfang der 
Aufklärung nach Artikel 5 fest; 

b. führt die Voraussetzungen für die Bewilligungen sowie das Bewilligungs­
verfahren nach den Artikeln 7, 8, 10 und 15 genauer aus; 

c. führt die Pflichten der Inhaberin oder des Inhabers einer Bewilligung nach 
Artikel 9 sowie der bewilligungspflichtigen Personen nach den Artikeln 10 
und 15 genauer aus; 

d führt den Inhalt der Meldepflicht sowie die Pflichten der meldepflichtigen 
Personen und der Projektleitung nach den Artikeln 13 und 16 genauer aus; 

e. führt den Inhalt des Registers nach Artikel 18 genauer aus; 

f. setzt die Gebühren nach Artikel 22 fest. 
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Art.18 Register 

Das Bundesamt führt ein öffentliches Register der im Inland vorhandenen embryo­
nalen Stammzellen und der Forschungsprojekte. 

Art. 19 Kontrolle 
1 Das Bundesamt kontrolliert, ob die Vorschriften dieses Gesetzes eingehalten 
werden. Es führt dazu insbesondere periodische Inspektionen durch. 

2 Es ist zur Erfüllung dieser Aufgabe befugt: 

a. die erforderlichen Auskünfte und Unterlagen unentgeltlich zu verlangen; 

b. Betriebs- und Lagerräume zu betreten; 

c. jede andere erforderliche Unterstützung unentgeltlich zu verlangen. 

Art. 20 Mitwirkungspflicht 

Wer mit überzähligen Embryonen oder embryonalen Stammzellen umgeht, muss 
dem Bundesamt bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unentgeltlich behilflich sein 
und ihm insbesondere: 

a. Auskünfte erteilen; 

b. Einblick in die Unterlagen gewähren; 

c. Zutritt zu den Betriebs- und Lagerräumen gewähren. 

Art. 21 Massnahmen 
1 Das Bundesamt trifft alle Massnahmen, die zum Vollzug dieses Gesetzes erforder­
lich sind. 

2 Es ist insbesondere befugt: 

a. Beanstandungen auszusprechen und eine angemessene Frist zur Wiederher­
stellung des rechtrnässigen Zustandes zu setzen; 

b. Bewilligungen zu sistieren oder zu entziehen; 

c. Embryonen und embryonale Stammzellen, die nicht den Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechen, sowie Klone, Chimären, Hybriden und Parthenoten 
einzuziehen und zu vernichten. 

3 Es trifft die erforderlichen vorsorglichen Massnahmen. Es ist insbesondere befugt, 
beanstandete Embryonen, embryonale Stammzellen, Klone, Chimären, Hybriden 
und Parthenoten auch im Fall eines begründeten Verdachts zu beschlagnahmen und 
zu verwahren. 
4 Die Zollorgane sind beim Verdacht eines Verstosses gegen dieses Gesetz befugt, 
Sendungen mit Embryonen, embryonalen Stammzellen, Klonen, Chimären, Hy­
briden und Parthenoten an der Grenze oder in Zolllagern zurückzuhalten und das 
Bundesamt beizuziehen. Dieses nimmt die weiteren Abklärungen vor und trifft die 
erforderlichen Massnahmen. 
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Art. 22 Gebühren 

Gebühren werden erhoben fiir: 

a. die Erteilung, die Sistierung und den Entzug von Bewilligungen; 

b. die DUichfiihrung von Kontrollen; 

c. die Anordnung und DUichfllhrung von Massnahmen. 

Art. 23 Evaluation 

1 Das Bundesamt sorgt fiir die Evaluation der Wirksamkeit dieses Gesetzes. 

2 Das Eidgenössische Departement des Innern erstattet dem Bundesrat nach Ab­
schluss der Evaluation, spätestens aber fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Bericht und unterbreitet Vorschläge fiir das weitere Vorgehen. 

S. Abschnitt: Strafbestimmungen 

Art. 24 Vergehen 

I Mit Gefängnis wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. aus einem zu Forschungszwecken erzeugten oder in seinem Erbgut ver­
änderten Embryo oder aus einem Klon, einer Chimäre, einer Hybride oder 
einer Parthenote embryonale Stammzellen gewinnt oder solche embryonalen 
Stammzellen verwendet oder einen solchen Embryo oder einen Klon, eine 
Chimäre, eine Hybride oder eine Parthenote ein- oder ausführt (Art. 3 Abs. 1); 

b. einen überzähligen Embryo zu einem anderen Zweck als der Gewinnung 
embryonaler Stammzellen verwendet oder ein- oder ausführt oder aus einem 
überzähligen Embryo nach dem siebten Tag seiner Entwicklung Stammzel­
len gewinnt oder einen zur Stammzellengewinnung verwendeten überzähli­
gen Embryo auf eine Frau überträgt (Art. 3 Abs. 2). 

2 Mit Gefängnis oder mit Busse bis zu 200 000 Franken wird bestraft, wer vorsätz­
lich: 

a. überzählige Embryonen oder embryonale Stammzellen gegen Entgelt er­
wirbt oder veräussert oder überzählige Embryonen oder embryonale Stamm­
zellen, die gegen Entgelt erworben worden sind, verwendet (Art. 4); 

b. die Vorschriften über die Einwilligung des betroffenen Paares verletzt (Art. 5); 

c. bewilligungspflichtige Tätigkeiten ohne Bewilligung vornimmt (Art. 7, 8, 10 
und 15). 

3 Handelt die Täterin oder der Täter gewerbsmässig, so ist die Strafe: 

a. für die Tatbestände nach Absatz 1 Gefängnis bis zu fünf Jahren und Busse 
bis zu 500 000 Franken; 

b. für die Tatbestände nach Absatz 2 Gefängnis bis zu fünf Jahren oder Busse 
bis zu 500 000 Franken. 
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4 Handelt die Täterin oder der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Gefängnis bis zu 
sechs Monaten oder Busse bis zu 100 000 Franken. 

Art. 2S Übertretungen 

1 Mit Haft oder Busse bis zu 50 000 Franken wird bestraft, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig und ohne dass ein Vergehen nach Artikel 24 vorliegt: 

a. die Vorschriften über die Unabhängigkeit der beteiligten Personen verletzt 
(Art. 6); 

b. Pflichten als Inhaberin oder Inhaber einer Bewilligung oder an die Bewilli­
gung geknüpfte Auflagen oder Pflichten der Projektleitung nicht erfüllt oder 
die Meldepflicht verletzt (Art. 9, 10, 13, 15 und 16); 

c. ein Forschungsprojekt durchführt, obschon es vom Bundesamt verboten 
worden ist, oder daran geknüpfte Auflagen nicht erfüllt (Art. 14); 

d. die Mitwirkungspflicht verletzt (Art. 20); 

e. gegen eine Ausführungsvorschrift, deren Übertretung vom Bundesrat für 
strafbar erklärt wird, oder gegen eine unter Hinweis auf die Strafdrohung 
dieses Artikels an ihn oder sie gerichtete Verfügung verstösst. 

2 Versuch und Gehilfenschaft sind strafbar. 
3 Eine Übertretung und die Strafe für eine Übertretung verjähren in fünf Jahren. 

4 In besonders leichten Fällen kann auf Strafanzeige, Strafverfolgung und Bestra­
fung verzichtet werden. 

Art. 26 Zuständigkeit und Verwaltungsstrafrecht 

I Die Verfolgung und Beurteilung strafbarer Handlungen sind Sache der Kantone. 

2 Die Artikel 6 und 7 (Widerhandlung in Geschäftsbetrieben) sowie 15 (Urkunden­
fälschung, Erschleichen einer falschen Beurkundung) des Bundesgesetzes vom 
22. März 19745 über das Verwaltungsstrafrecht sind anwendbar. 

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Art. 27 Änderung bisherigen Rechts 

Das Patentgesetz vom 25. Juni 19546 wird wie folgt geändert: 

B. Ausschluss 
von der Paten­
tierung 

5 SR 313.0 

Art. 2 
1 Von der Patentierung ausgeschlossen sind Erfindungen, deren Ver­
wertung gegen die öffentliche Ordnung oder die guten Sitten verstos­
sen würde. Insbesondere werden keine Patente erteilt für: 

6 SR 232.14 
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Stammzellenforschungsgesetz 

Art.28 

a. Verfahren zum Klonen menschlicher Lebewesen und die da­
mit gewonnenen Klone; 

b. Verfahren zur Bildung von Chimären und Hybriden unter 
Verwendung menschlicher Keimzellen oder menschlicher to­
tipotenter Zellen und die damit gewonnenen Wesen; 

c. Verfahren der Parthenogenese unter Verwendung menschli­
chen Keimguts und die damit erzeugten Parthenoten; 

d. Verfahren zur Veränderung der in der Keimbahn enthaltenen 
genetischen Identität des menschlichen Lebewesens und die 
damit gewonnenen Keimbahnzellen; 

e. unveränderte menschliche embryonale Stammzellen und Stamm-
zelllinien. 

2 Von der Patentierung ebenfalls ausgeschlossen sind Verfahren der 
Chirurgie, Therapie und Diagnostik, die am menschlichen oder tieri­
schen Körper angewendet werden. 

Übergangsbestimmung 

Wer ein Forschungsprojekt mit embryonalen Stammzellen bereits aufgenommen hat, 
muss dies dem Bundesamt spätestens drei Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
melden. 

Art. 29 Referendum und Inkrafttreten 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Ständerat, 19. Dezember 2003 

Der Präsident: Fritz Schiesser 
Der Sekretär: Christoph Lanz 

Datum der Veröffentlichung: 30. Dezember 20037 

Ablauf der Referendumsfrist: 8. April 2004 
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Delai referendaire: 8 avril 2004 

Loi f ederale 
relative a la recherche 
sur les cellules souches embryonnaires 
(Loi relative a 1a recherche sur les cellules souches, LRCS) 

du 19 decembre 2003 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu l'art. 119 de la Constitutionl, 
vu le message du Conseil federal du 20 novembre 20022, 

arrete: 

Section 1 Dispositions generales 

Art.1 Objet, but et champ d'application 

1 La presente loi fixe les conditions regissant la production de cellules souches 
embryonnaires humaines ä. partir d' embryons humains surnumeraires et l 'utilisation 
de ces cellules ä. des fins de recherche. 

2 Elle a pour but de prevenir toute utilisation abusive d 'embryons surnumeraires et 
de cellules souches embryonnaires, et de proteger 1a dignite humaine. 

3 Elle ne s'applique pas ä. l'utilisation, dans les essais cliniques, de cellules souches 
embryonnaires ä. des fins de transplantation. 

Art. 2 Definitions 

Au sens de la presente loi, on entend par: 

a. embryon: le fruit de la fusion des noyaux jusqu' ä. la fin de l' organogenese; 

b. embryon surnumeraire: tout embryon issu d'une fecondation in vitro qui ne 
peut pas etre utilise pour induire une grossesse et qui n'a par consequent au­
cune chance de survie; 

c. cellule souche embryonnaire: toute cellule issue d'un embryon in vitro qui 
est apte ä. se differencier en tout type de cellule, mais qui ne peut pas se de­
velopper jusqu'ä. devenir un etre humain, et la lignee de cellules qui en est 
issue; 

d. parthenote: organisme issu d'un ovule non feconde. 

1 RS 101 
2 FF 2003 1065 
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Art. 3 Pratiques interdites 

I 11 est interdit: 

a. de produire un embryon a des fins de recherche (art. 29, al. 1, de la loi du 
18 decembre 1998 sur la procreation medicalement assistee3), de produire 
des cellules souches a partir d'un tel embryon ou d'utiliser de telles cellules; 

b. de modifier le patrimoine hereditaire de cellules germinatives (art. 35, al. 1, 
de la loi du 18 decembre 1998 sur la procreation medicalement assistee ), de 
produire des cellules souches embryonnaires a partir d'un embryon dont le 
patrimoine germinal a ete modifie ou d'utiliser de telles cellules; 

c. de creer un clone, une chimere ou un hybride (art. 36, al. 1, de la loi du 
18 decembre 1998 sur la procreation medicalement assistee ), de produire des 
cellules souches embryonnaires a partir d'un clone, d'une chimere ou d'un 
hybride, ou d'utiliser de telles cellules; · 

d. de developper un parthenote, de produire des cellules souches embryonnai­
res a partir d'un parthenote, ou d'utiliser de telles cellules; 

e. d'importer ou d'exporter un embryon au sens des let. a ou b, un clone, une 
chimere, un hybride ou un parthenote. 

2 11 est egalement interdit: 

a. d'utiliser des embryons su.mumeraires a une fin autre que celle de la produc­
tion de cellules souches embryonnaires; 

b. d'importer ou d'exporter des embryons surnumeraires; 

c. de produire des cellules souches a partir d 'un embryon surnumeraire au-dela 
de son septieme jour de developpement; 

d. d'implanter chez une femme un embryon surnumeraire utilise pour produire 
des cellules souches. 

Art. 4 Gratuite 

1 Les embryons surnumeraires et les cellules souches embryonnaires ne peuvent etre 
cedes ou acquis contre remuneration. 

2 L'utilisation d'embryons surnumeraires ou de cellules souches acquis contre remu­
neration est interdite. 

3 Sont egalement consideres comme remuneration l'octroi ou l'acceptation d'avan­
tages non pecuniaires. 

4 Peuvent donner lieu a une indemnisation les frais lies: 

a. a la conservation ou a la remise d' embryons surnumeraires; 

b. a 1a production, au traitement, a la conservation ou ä la remise de cellules 
souches. 

3 RS 814.90 
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Section 2 
Production de cellules souches embryonnaires a partir d'embryons 
surnumeraires 

Art. 5 Consentement eclaire 

1 Un embryon surnu.meraire ne peut etre utilise en vue de la production de cellules 
souches embryonnaires que si le couple conceme y a consenti librement et par ecrit. 
A vant de donner son consentement, le couple doit etre dftment inforine, de maniere 
comprehensible, par oral et par ecrit, de l'utilisation qui sera faite de l'embryon. 
2 Le consentement du couple ne peut etre sollicite que lorsque l'existence de l'em­
bryon surnumeraire est etablie. 

3 Le couple ou l'un des deux partenaires peut en tout temps retirer son consentement 
sans devoir motiver sa decision tant que la production de cellules souches n'a pas 
commence. 
4 Si le couple ou l 'un des deux partenaires refuse ou retire son consentement, 
l' embryon doit etre detruit immediatement. 

s En cas de deces, le partenaire survivant decide de l 'utilisation de l 'embryon en vue 
de la production de cellules souches; il doit tenir compte de la volonte declaree ou 
presu.mee de la personne decedee. 

Art.6 Independance des personnes participant a la recherche 

Les personnes qui participent a la production des cellules souches embryonnaires 
n'ont pas le droit de participer a la procedure de procreation medicalement assistee 
du couple conceme ni de donner des instructions aux personnes participant a cette 
procedure. 

Art. 7 Autorisation pour la production de cellules souches 

1 Quiconque veut produire des cellules souches embryonnaires ä partir d'embryons 
surnumeraires en vue de realiser un projet de recherche doit etre en possession d'une 
autorisation delivree par ! 'Office federal de la sante publique ( office ). 
2 L'autorisation est delivree aux conditions suivantes: 

a. le projet de recherche a re~u l'avis favorable de la commission d'ethique se­
lon l'art. 11; 

b. i1 n 'y a pas de cellules souches adequates disponibles en Suisse; 

c. le nombre d'embryons sumu.meraires utilises ne depasse pas le nombre stric­
tement necessaire a la production des cellules souches; 

d. le personnel scientifique et l'exploitation satisfont aux exigences requises. 
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Art.8 Autorisation pour un projet de recherche visant a ameliorer 
les processus de production de cellules souches 

I Quiconque veut, dans le cadre d'un projet de recherche visant a ameliorer les 
processus de production, produire des cellules souches embryonnaires a partir 
d'embryons surnumeraires doit etre en possession d'une autorisation delivree par 
l'office. 

2 L'autorisation est delivree aux conditions suivantes: 

a. le projet remplit les exigences scientifiques et ethiques enoncees a l'al. 3; 

b. le nombre d'embryons surnumeraires utilises ne depasse pas le nombre stric­
tement necessaire au but poursuivi par la recherche; 

c. le personnel scientifique et l 'exploitation satisfont aux exigences requises. 

3 Un projet de recherche ne peut etre realise que si: 

a. le projet vise a obtenir des connaissances essentielles pour l'amelioration des 
processus de production; 

b. des connaissances d'egale valeur ne peuvent etre obtenues d'aucune autre 
maniere; 

c. le projet satisfait aux exigences de qualite scientifiques; 

d. le projet est acceptable au plan ethique. 

4 L'office convoque des experts independants pour evaluer le projet des points de 
vue scientifique et ethique. 

Art. 9 Obligations du titulaire de l'autorisation 

I Le titulaire de l'autorisation selon les art. 7 ou 8 est tenu: 

a. de detruire l' embryon des que les cellules souches embryonnaires ont ete 
produites; 

b. de presenter a l' office un rapport sur la production des cellules souches; 

c. de mettre les cellules souches a disposition, contre une eventuelle indemni­
sation des frais au sens de l'art. 4, pour des projets de recherche menes en 
Suisse et ayant reyu l'avis favorable de la commission d'ethique conforme­
ment a l 'art. 11. 

2 Le titulaire de l'autorisation pour un projet visant a ameliorer les processus de 
production est en outre tenu: 

a. de declarer a l'office l'achevement ou l'interruption du projet de recherche; 

b. de rendre accessible au public un resume de ces resultats dans un delai rai­
sonnable apres l'achevement ou l'interruption du projet de recherche. 
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Art. 10 Autorisation de conserver des embryons surnumeraires 

I Quiconque veut conserver des embryons surnumeraires doit etre en possession 
d'une autorisation delivree par l'office. 

2 L'autorisation est delivree aux conditions suivantes: 

a. la production de cellules souches visee aux art. 7 ou 8 a ete autorisee; 

b. la conservation des embryons surnumeraires est absolument necessaire pour 
produire des cellules souches; 

c. le personnel scientifique et l'exploitation satisfont aux exigences de la 
conservation. 

Section 3 

Art. 11 

Utilisation de cellules souches embryonnaires 

Avis favorable de la commission d'ethique pour un projet 
de recherche 

Un projet de recherche pour lequel des cellules souches embryonnaires seront utili­
sees ne peut demarrer que si la commission d'ethique competente selon l'art. 57 de 
la loi du 15 decembre 2000 sur les produits therapeutiques4 a emis un avis favorable. 

Art. 12 Exigences scientifiques et ethiques liees a un projet de recherche 

Un projet de recherche pour lequel des cellules souches embryonnaires seront utili­
sees ne peut etre realise que si: 

a. le projet a pour but d'obtenir des connaissances essentielles: 
1. visant a constater, traiter ou prevenir des maladies humaines graves, ou 
2. portant sur la biologie du developpement de l' etre humain; 

b. des connaissances d'egale valeur ne peuvent etre obtenues d'aucune autre 
maniere; 

c. le projet satisfait aux exigences de qualite scientifiques; 

d. le projet est acceptable au plan ethique. 

Art. 13 Obligations de la direction du projet 
1 La direction du projet est tenue de declarer a l' office, avant que le projet ne de­
marre, tout projet de recherche pour lequel des cellules souches embryonnaires 
seront utilisees. 

2 Elle est egalement tenue: 

a. de declarer l'achevement ou l'interruption du projet de recherche a l'office 
et a la commission d'ethique competente; 

4 RS 812.21 
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b. dans un delai raisonnable apres l'achevement ou l'interruption du projet de 
recherche: 

1. de rendre compte des resultats de la recherche a l 'office et a la commis­
sion d' ethique competente, 

2. de rendre accessible au public un resume de ces resultats. 

Art. 14 Attributions de l'office 

L'office peut interdire un projet de recherche pour lequel des cellules souches em­
bryonnaires seront utilisees ou l'assortir de charges s'il ne satisfait pas integralement 
aux exigences de la presente loi. 

Art.15 Autorisation d'importation et d'exportation de cellules souches 
embryonnaires 

l Quiconque veut importer ou exporter des cellules souches embryonnaires doit etre 
titulaire d'une autorisation delivree par l'office. 

2 Le stockage dans un entrepöt des douanes est considere comme une importation. 

3 L'autorisation d'importation est delivree aux conditions suivantes: 

a. les cellules souches sont utilisees pour un projet de recherche precis; 

b. les cellules souches ont ete produites a partir d'embryons qui etaient destines 
a induire une grossesse, mais n'ont pu etre utilises dans ce but; 

c. le couple conceme a donne son consentement eclaire, librement et sans re­
cevoir de remuneration, pour l 'utilisation de l' embryon a des fins de recher­
che. 

4 L'autorisation d'exportation est delivree si les conditions regissant l'utilisation des 
cellules souches dans le pays de destination sont equivalentes aux conditions fixees 
par la presente loi. 

Art. 16 Obligation de declarer la conservation de cellules souches 
embryonnaires 

1 Quiconque conserve des cellules souches embryonnaires doit le declarer a l' office. 

2 Le Conseil federal peut prevoir des exceptions a cette obligation s'il est etabli que 
l'office a ete informe d'une autre maniere que des cellules souches sont conservees. 

Section 4 Execution 

Art. 17 Dispositions d 'execution 

Le Conseil fäderal: 

a. fixe les conditions dans lesquelles le consentement est donne ainsi que les 
modalites et l'etendue de l'information vises a l'art. 5; 
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b. precise les conditions de l' octroi des autorisations visees aux art. 7, 8, 10 et 
15 et regle la procedure; 

c. precise les obligations incombant aux titulaires de l'autorisation en vertu de 
l'art. 9 et aux personnes tenues de posseder une autorisation en vertu des art. 
10 et 15; 

d. precise le contenu de l' obligation de declarer ainsi que les regles imposees 
aux personnes qui y sont soumises et a la direction du projet en vertu des art. 
13 et 16; 

e. precise le contenu du registre vise a l'art. 18; 

f. fixe le montant des emoluments vises a l'art. 22. 

Art. 18 Registre 

L'office tient un registre public recensant les cellules souches embryonnaires exis­
tant en Suisse et les projets de recherche concemes. 

Art. 19 Contröle 

1 L'office verifie que la presente loi est respectee. A cet effet, il procede notamment 
a des inspections periodiques. 

2 Dans l'accomplissement de cette täche, il peut: 

a. exiger que les informations et documents indispensables au contröle lui 
soient remis gratuitement; 

b. avoir acces aux entreprises et aux locaux de stockage; 

c. exiger gratuitement toute autre assistance jugee necessaire. 

Art. 20 Obligation de collaborer 

Toute personne qui utilise des embryons sumumeraires ou des cellules souches 
embryonnaires est tenue d'assister gratuitement l'office dans l'accomplissement de 
ses täches; eile doit notamment: 

a. lui foumir des informations; 

b. lui donner acces aux dossiers; 

c. lui garantir l' acces aux entreprises et aux locaux de stockage. 

Art. 21 Mesures 

1 L'office prend toutes les mesures necessaires a l'execution de la presente loi. 

2 11 a notamment qualite pour: 

a. intervenir en cas de non-conformite et impartir un delai raisonnable pour le 
retablissement d'une situation conforme au droit; 

b. suspendre ou retirer une autorisation; 
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c. confisquer et detruire les embryons et les cellules souches embryonnaires 
non conformes a 1a presente loi, ainsi que les clones, les chimeres, les hybri­
des et les parthenotes. 

311 a qualite pour prendre les mesures provisionnelles qui s'imposent. En cas de 
soupyon fonde, il peut notamment sequestrer et garder en depöt les embryons, les 
cellules souches embryonnaires, les clones, les chimeres, les hybrides et les parthe­
notes concernes. 

4 Lorsqu'ils soupyonnent qu'il y a infraction a la presente loi, les services douaniers 
sont habilites a retenir a 1a frontiere ou dans les entrepöts des douanes les embryons, 
cellules souches embryonnaires, clones, chimeres, hybrides et parthenotes concemes 
et a solliciter le concours de l' office. Celui-ci procede ensuite aux investigations 
ulterieures necessaires et prend les mesures qui s'imposent. 

Art. 22 Emoluments 

Des emoluments sont peryus pour: 

a. l' octroi, la suspension et le retrait des autorisations; 

b. l 'execution des contröles; 

c. la prescription et l'execution des mesures prevues a l'art. 21. 

Art. 23 Evaluation 

t L'office veille a faire evaluer l'efficacite de la presente loi. 

2 Le Departement federal de l'interieur presente un rapport au Conseil föderal lors­
que l 'evaluation est tenninee, mais au plus tard cinq ans apres l 'entree en vigueur de 
la presente loi, et lui soumet des propositions sur la suite a donner a cette evaluation. 

Section 5 Dispositions penales 

Art. 24 Delits 

I Est passible de l'emprisonnement quiconque, intentionnellement: 

a. a produit des cellules souches embryonnaires a partir d'un embryon cree a 
des fins de recherche, d'un embryon dont le patrimoine hereditaire a ete mo­
difie Oll d'un clone, d'une chimere, d'un hybride Oll d'un parthenote, a utili­
se de telles cellules ou a importe ou exporte un tel embryon, un clone, une 
chimere, un hybride Oll un parthenote (art. 3, al. l); 

b. a utilise un embryon sumumeraire a des fins autres que la production de cel­
lules souches embryonnaires, l' a importe ou exporte, a produit des cellules 
souches embryonnaires a partir d'un embryon sumumeraire au-dela de son 
septieme jour de developpement, ou a implante chez une femme un embryon 
sumumeraire utilise en vue de la production de cellules souches embryon­
naires (art. 3, al. 2). 
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2 Est passible de l'ernprisonnernent ou d'une arnende de 200 000 francs au plus, 
quiconque, intentionnellernent: 

a. a acquis ou cede des ernbryons sumurneraires ou des cellules souches ern­
bryonnaires contre rernuneration, ou a utilise des ernbryons surnurneraires 
ou des cellules souches ernbryonnaires acquis contre rernuneration (art. 4); 

b. a contrevenu aux prescriptions regissant le consenternent du couple conceme 
(art. 5); 

c. s'est livre a des actes sournis a autorisation sans etre titulaire d'une autorisa­
tion (art. 7, 8, 10 et 15). 

3 Si l'auteur a agi par metier, il est passible: 

a. d'une peine d'ernprisonnernent de cinq ans au plus et d'une arnende de 
500 000 francs au plus dans le cas vise a l'al. 1; 

b. d'une peine d'ernprisonnernent de cinq ans au plus ou d'une arnende de 
500 000 francs au plus dans le cas vise a l'al. 2. 

4 Si l'auteur a agi par negligence, la peine d'ernprisonnernent est de six rnois au plus 
ou l'arnende de 100 000 francs au plus. 

Art. 25 Contraventions 

l Est passible des arrets ou d'une arnende de 50 000 francs au plus quiconque, inten­
tionnellernent ou par negligence, sans avoir comrnis de delit au sens de l'art. 24: 

a. a contrevenu aux prescriptions regissant l'independance des personnes parti­
cipant a la recherche (art. 6); 

b. n'a pas rernpli les obligations qui lui incornbaient en sa qualite de titulaire de 
l'autorisation, n'a pas rernpli les charges liees a l'autorisation, n'a pas rernpli 
les obligations qui incornbaient a la direction du projet ou a enfreint 
l'obligation de declarer (art. 9, 10, 13, 15 et 16); 

c. a realise un projet de recherche bien que ce projet ait ete interdit par l' office 
ou n'a pas respecte les charges liees a ce projet (art. 14); 

d. a contrevenu a l'obligation de collaborer (art. 20); 

e. a contrevenu a une prescription d'execution dont l'inobservation est declaree 
punissable par le Conseil federal ou ne s'est pas conforrne a une decision qui 
lui avait ete signifiee SOUS la rnenace de la peine prevue au present article. 

2 La tentative et la cornplicite sont punissables. 

3 La contravention et la peine se prescrivent par cinq ans. 

4 Dans les cas de tres peu de gravite, il peut etre renonce a la plainte penale, a la 
poursuite penale et a la sanction. 
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Art. 26 Competence et droit penal administratif 

1 La poursuite et le jugement des infractions sont du ressort des cantons. 

2 Lesart. 6 et 7 (infractions commises dans une entreprise) et 15 (faux dans les titres, 
obtention frauduleuse d'une constatation fausse) de la loi föderale du 22 mars 1974 
sur le droit penal administratifS sont applicables. 

Section 6 Dispositions finales 

Art. 27 Modification du droit en vigueur 

La loi federale du 25 juin 1954 sur les brevets6 est modifiee comme suit: 

B. Inventions 
non brevetables 

Art. 2 
1 Les inventions dont la mise en reuvre serait contraire a l' ordre public 
ou aux bonnes mreurs ne peuvent etre brevetees. Aucun brevet n 'est 
delivre notamment: 

a. pour les procedes de clonage des etres humains et les clones 
ainsi obtenus; 

b. pour les procedes de formation de chimeres et d'hybrides en 
utilisant des gametes humaines ou des cellules totipotentes 
humaines et l' etre ainsi obtenu; 

C. pour les procedes de parthenogenese recourant a du materiel 
germinal humain et les parthenotes ainsi obtenus; 

d. pour les procedes de modification de l'identite genetique ger­
minale de l'etre humain et les cellules germinatives ainsi obte­
nues; 

e. pour les cellules souches d'embryons humains non modifiees 
et les lignees de cellules souches non modifiees. 

2 Les methodes de traitement chirurgical ou therapeutique et les me­
thodes de diagnostic appliquees au corps humain ou animal ne peu­
vent pas non plus etre brevetees. 

Art. 28 Disposition transitoire 

Quiconque a deja commence un projet de recherche pour lequel des cellules souches 
embryonnaires sont utilisees doit en informer l'office trois mois au plus tard apres 
l 'entree en vigueur de la presente loi. 

5 RS 313.0 
6 RS 232.14 
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Art. 29 Referendum et entree en vigueur 

1 La presente loi est sujette au refärendum. 

2 Le Conseil föderal fixe la date de.l'entree en vigueur. 

Conseil des Etats, 19 decembre 2003 

Le president: Fritz Schiesser 
Le secretaire: Christoph Lanz 

Date de publication: 30 decembre 20037 

Delai refärendaire: 8 avril 2004 

7 FF 2003 7481 

Conseil national, 19 decembre 2003 

Le president: Max Binder 
Le secretaire: Ueli Anliker 
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Termine di referendum: 8 aprile 2004 

Legge federale 
concernente Ia ricerca sulle cellule staminali embrionali 
(Legge sulle cellule staminali, LCel) 

del 19 dicembre 2003 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 

visto l'articolo 119 della Costituzione federale 1; 

visto i1 messaggio del Consiglio federale del 20 novembre 20022, 

decreta: 

Sezione 1: Disposizioni generali 

Art.1 Oggetto, scopo e campo d' applicazione 
1 La presente legge stabilisce a quali condizioni cellule staminali embrionali umane 
possono essere derivate da embrioni soprannumerari ed essere utilizzate a scopi di 
ricerca. 
2 Essa intende impedire l'impiego abusivo di embrioni soprannumerari e di cellule 
staminali embrionali e tutelare la dignitä umana. 

3 La presente legge non e applicabile all 'utilizzazione di cellule staminali embrionali 
a scopo di trapianto nell'ambito di sperimentazioni cliniche. 

Art. 2 Definizioni 

Nella presente legge si intende per: 

a. embrione: i1 frutto risultante dopo la fusione dei nuclei e sino alla conclusio­
ne dell 'organogenesi; 

b. embrione soprannumerario: un embrione ehe, prodotto nell'ambito della fe­
condazione in vitro, non puö essere utilizzato per causare una gravidanza e 
non ha pertanto probabilitä di sopravvivenza; 

c. cellula staminale embrionale: una cellula da un embrione in vitro in grado di 
dare origine ai diversi tipi cellulari, ma non di svilupparsi in un essere uma­
no, e la linea cellulare da essa ottenuta; 

d. partenote: organismo originato da una cellula uovo non fecondata. 

1 RS 101 
2 FF 2003 1045 
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Art.3 Applicazioni vietate 

1 E vietato: 

a. produrre un embrione per scopi di ricerca ( art. 29 cpv. 1 della legge del 
18 dicembre 19983 sulla medicina della procreazione ), derivare cellule sta­
minali da tale embrione o utilizzare dette cellule; 

b. intervenire sul patrimonio genetico di una cellula della via germinale modi­
ficandone l'informazione genetica (art. 35 cpv. 1 della legge del 18 dicembre 
1998 sulla medicina della procreazione), derivare cellule staminali embrio­
nali da un embrione cosi modificato o utilizzare dette cellule; 

c. creare un clone, una chimera o un ibrido (art. 36 cpv. 1 della legge del 
18 dicembre 1998 sulla medicina della procreazione), derivare cellule stami­
nali embrionali da un simile essere vivente o utilizzare dette cellule; 

d. sviluppare un partenote, derivame cellule staminali embrionali o utilizzare 
dette cellule; 

e. importare o esportare un embrione di cui alle lettere a o b oppure un clone, 
una chimera, un ibrido o un partenote. 

2 E inoltre vietato: 

a. utilizzare embrioni soprannumerari per scopi diversi dalla derivazione di cel­
lule staminali embrionali; 

b. importare o esportare embrioni soprannumerari; 

c. derivare cellule staminali da un embrione soprannumerario dopo il settimo 
giomo del suo sviluppo; 

d. trasferire in una donna un embrione soprannumerario utilizzato per la deri­
vazione di cellule staminali. 

Art. 4 Gratuitä 

I Gli embrioni soprannumerari e le cellule staminali embrionali non possono essere 
alienati o acquistati dietro compenso. 

2 Gli embrioni soprannumerari e le cellule staminali embrionali acquistati dietro 
compenso non possono essere utilizzati. 

3 E considerato compenso anche il ricevimento o la concessione di vantaggi non 
finanziari. 

4 Possono essere indennizzate le spese per: 

a. la conservazione o la cessione di embrioni soprannumerari; 

b. la derivazione, i1 trattamento, la conservazione o la cessione di cellule sta­
minali embrionali. 

3 RS 814.90 
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Sezione 2: 
Derivazione di cellule staminali embrionali da embrioni soprannumerari 

Art. 5 Consenso e infonnazione 
1 Un embrione soprannumerario puo essere utilizzato per la derivazione di eellule 
staminali embrionali soltanto se la eoppia interessata ha dato il suo eonsenso libera­
mente e per seritto. Prima di dare il eonsenso, la coppia deve essere suffieientemente 
infonnata, oralmente e per scritto e in una fonna comprensibile, sull'utilizzazione 
dell 'embrione. 
2 La coppia puo essere interpellata solo qualora sia stato aecertato ehe l'embrione e 
soprannumerario. 
3 La coppia, rispettivamente la donna o l 'uomo, ha il diritto di revoeare il eonsenso 
in ogni momento e senza indieame i motivi sino all'inizio della derivazione delle 
cellule staminali. 

4 In easo di rifiuto o di revoea del eonsenso, l' embrione deve essere distrutto imme­
diatamente. 

s In easo di deeesso di uno dei partner, quello superstite decide in merito all'utiliz­
zazione dell 'embrione per la derivazione di eellule staminali; deve pero rispettare la 
volonta dichiarata o presumibile del defunto. 

Art. 6 Indipendenza delle persone coinvolte 

Le persone ehe parteeipano alla derivazione di cellule staminali non possono eolla­
borare al metodo di procreazione della eoppia interessata ne avere faeolta di imparti­
re istruzioni alle persone ehe vi partecipano. 

Art. 7 Obbligo d'autorizzazione per la derivazione di eellule staminali 
1 Chi intende derivare cellule staminali embrionali da embrioni soprannumerari in 
vista della realizzazione di un progetto di ricerca neeessita delPautorizzazione 
dell'Ufficio federale della sanitä. pubbliea (Ufficio). 

2 L'autorizzazione e rilaseiata se: 

a. il progetto di rieerca ha ottenuto preavviso favorevole dalla Commissione di 
etica secondo l 'articolo 11 ; 

b. non sono giä. disponibili in Svizzera adeguate cellule staminali embrionali; 

c. non viene utilizzato un numero di embrioni soprannumerari superiore a quel­
lo assolutamente necessario per derivare cellule staminali embrionali; e 

d. sono date le condizioni tecniche e d' esercizio. 
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Art. 8 Obbligo d'autorizzazione per progetti di ricerca volti a migliorare 
i1 processo di derivazione 

1 Chi intende derivare cellule staminali embrionali da embrioni soprannumerari nel­
l'ambito di un progetto di ricerca volto al miglioramento del processo di derivazione 
necessita dell'autorizzazione dell'Ufficio. 

2 L'autorizzazione e rilasciata se: 

a. i1 progetto adempie le esigenze scientifiche ed etiche secondo i1 capoverso 3; 

b. non viene utilizzato un numero di embrioni soprannumerari superiore a quel­
lo assolutamente necessario per conseguire l' obiettivo della ricerca; e 

c. sono date le condizioni tecniche e d' esercizio. 

3 II progetto di ricerca puo essere eseguito soltanto se: 

a. con esso s'intendono conseguire conoscenze sostanziali atte a migliorare il 
processo di derivazione; 

b. conoscenze equivalenti non possono essere ottenute in altro modo; 

c. il progetto soddisfa le esigenze di qualita scientifica; e 

d. il progetto e eticamente sostenibile. 

4 Per la valutazione scientifica ed etica del progetto l'Ufficio si avvale della collabo­
razione di esperti indipendenti. 

Art. 9 Obblighi del titolare dell'autorizzazione 
1 II titolare dell'autorizzazione secondo gli articoli 7 o 8 e tenuto a: 

a. distruggere immediatamente l' embrione dopo aver derivato le cellule stami­
nali embrionali; 

b. riferire all'Ufficio sulla derivazione di cellule staminali; 

c. cedere le cellule staminali embrionali, eventualmente dietro indennizzo se­
condo l'articolo 4, per progetti di ricerca svolti in Svizzera per i quali la 
Commissione d' etica di cui all' articolo 11 ha espresso un preavviso favore­
vole. 

2 Se si tratta di un progetto di ricerca volto a migliorare i1 processo di derivazione, i1 
titolare dell'autorizzazione e inoltre tenuto a: 

a. comunicare all'Ufficio la conclusione o l'interruzione del progetto; 

b. rendere accessibile al pubblico un riassunto dei risultati entro un congruo 
termine dopo la conclusione o l'interruzione del progetto. 

Art. 10 Obbligo d'autorizzazione per la conservazione di embrioni 
soprannumerari 

I Chi intende conservare embrioni soprannumerari necessita dell'autorizzazione 
dell 'Ufficio. 

7114 



Legge sulle cellule staminali 

2 L'autorizzazione e rilasciata se: 

a. la derivazione di cellule staminali e stata autorizzata secondo gli articoli 7 
0 8; 

b. la conservazione e assolutamente indispensabile per la derivazione di cellule 
staminali; e 

c. sono date le condizioni tecniche e d' esercizio per la conservazione. 

Sezione 3: Impiego di cellule staminali embrionali 

Art.11 Preavviso favorevole della Commissione d' etica 

Per avviare un progetto di ricerca con cellule staminali embrionali e necessario il 
preavviso favorevole della competente Commissione d'etica di cui all'articolo 57 
della legge del 15 dicembre 20004 sugli agenti terapeutici. 

Art.12 Esigenze scientifiche ed etiche dei progetti 

Un progetto di ricerca con cellule staminali embrionali puo essere svolto soltanto a 
condizione ehe: 

a. il progetto permetta di ottenere conoscenze essenziali: 
1. per accertare, curare o impedire gravi malattie dell' essere umano, o 
2. sulla biologia dello sviluppo dell'essere umano; 

b. conoscenze equivalenti non possano essere ottenute in altro modo; 

c. i1 progetto soddisfi le esigenze scientifiche di qualita; e 

d. il progetto sia eticamente sostenibile. 

Art. 13 Obblighi della direzione di progetto 
1 Prima di svolgere progetti di ricerca con cellule staminali embrionali la direzione 
di progetto e tenuta a notificarli all'Ufficio. 

2 Essa e tenuta a: 

a. notificare all'Ufficio e alla competente Commissione d'etica la conclusione 
o l 'interruzione del progetto; 

b. dopo la conclusione o l'interruzione del progetto ed entro un congruo 
termine: 
1. riferire sui risultati all'Ufficio e alla competente Commissione d'etica, 
2. rendere accessibile al pubblico un riassunto dei risultati. 

4 RS 812.21 
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Art.14 Competenze dell 'Ufficio 

L'Ufficio puo vietare o subordinare a oneri un progetto di ricerca con cellule stami­
nali embrionali se le esigenze secondo la presente legge non sono integralmente 
adempiute. 

Art.15 Obbligo d'autorizzazione per l'importazione e l'esportazione 
di cellule staminali embrionali 

1 Chi intende importare o esportare cellule staminali embrionali necessita dell'auto­
rizzazione dell'Ufficio. 

2 II collocamento in un deposito doganale e considerato come importazione. 

3 L 'autorizzazione per l 'importazione e rilasciata se: 

a. le cellule staminali embrionali sono utilizzate per un concreto progetto di 
ricerca; 

b. le cellule staminali embrionali sono state derivate da embrioni prodotti al 
fine di causare una gravidanza, ma ehe non potevano essere utilizzati a tale 
scopo;e 

c. la coppia interessata, senza ricevere compenso e dopo essere stata informata, 
ha dato liberamente il suo consenso all'utilizzazione dell'embrione per scopi 
di ricerca. 

4 L'autorizzazione per l'esportazione e rilasciata se Je condizioni per l'utilizzazione 
delle cellule staminali embrionali nel Paese destinatario sono equivalenti a quelle 
previste dalla presente legge. 

Art. 16 Obbligo di notifica per la conservazione di cellule staminali 
embrionali 

I Chi conserva cellule staminali embrionali e tenuto a darne notifica all'Ufficio. 

2 II Consiglio federale puo prevedere eccezioni all' obbligo di notifica, se e garantito 
ehe l 'Ufficio e giä informato in altro modo della conservazione di cellule staminali 
embrionali. 

Sezione 4: Esecuzione 

Art. 17 Disposizioni esecutive 

II Consiglio federale: 

a. stabilisce le modalita per il consenso nonche le modalita e la portata dell 'in­
formazione secondo l'articolo 5; 

b. precisa le condizioni per le autorizzazioni e la procedura di autorizzazione 
secondo gli articoli 7, 8, 10 e 15; 
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c. precisa gli obblighi dei titolari di un'autorizzazione secondo l'articolo 9 e 
delle persone tenute a chiedere l'autorizzazione secondo gli articoli 10 e 15; 

d. precisa il contenuto dell 'obbligo di notifica e gli obblighi delle persone as­
soggettate a tale obbligo come pure della direzione di progetto secondo gli 
articoli 13 e 16; 

e. precisa il contenuto del registro secondo l'articolo 18; 

f. stabilisce gli emolumenti secondo l'articolo 22. 

Art. 18 Registro 

L 'Ufficio tiene un registro pubblico delle cellule staminali embrionali disponibili in 
Svizzera e dei relativi progetti di ricerca. 

Art. 19 Controlli 

1 L'Ufficio controlla se le prescrizioni della presente legge sono rispettate. Effettua 
in particolare ispezioni periodiche a tale scopo. 

2 Per adempiere tali compiti l'Ufficio puo: 

a. esigere gratuitamente le informazioni e i documenti necessari; 

b. accedere ai locali e ai depositi aziendali; 

c. esigere gratuitamente ogni altro sostegno necessario. 

Art. 20 Obbligo di collaborare 

Chi impiega embrioni soprannumerari o cellule staminali embrionali e tenuto a 
collaborare gratuitamente con l'Ufficio nell'adempimento dei suoi compiti e in 
particolare a: 

a. fomirgli informazioni; 

b. permettergli la consultazione dei documenti; 

c. consentirgli l'accesso ai locali e ai depositi aziendali. 

Art. 21 Provvedimenti 

l L'Ufficio adotta tutti i provvedimenti necessari per l'esecuzione della presente 
legge. 

2 Esso puo in particolare: 

a. contestare manchevolezze e impartire un congruo termine per ripristinare la 
situazione conforme al diritto; 

b. sospendere o revocare autorizzazioni; 

c. confiscare e distruggere embrioni e cellule staminali embrionali non con­
formi alla presente legge, nonche cloni, chimere, ibridi e partenoti. 
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3 L 'Ufficio adotta i necessari provvedimenti cautelari. In particolare, anche soltanto 
in caso di sospetto fondato puo sequestrare o custodire gli embrioni, le cellule sta­
minali embrionali, i cloni, le chimere, gli ibridi e i partenoti contestati. 
4 In caso di sospettata infrazione alla presente legge, i servizi doganali possono 
trattenere al confme o nei depositi doganali gli invii di embrioni, cellule staminali 
embrionali, cloni, chimere, ibridi e partenoti e avvalersi dell'aiuto dell'Ufficio. Que­
st'ultimo procede agli ulteriori accertamenti e adotta i provvedimenti necessari. 

Art. 22 Emolumenti 

Sono prelevati emolumenti per: 

a. il rilascio, la sospensione e la revoca di autorizzazioni; 

b. l'esecuzione di controlli; 

c. l'adozione e l'esecuzione di provvedimenti. 

Art. 23 Valutazione 

1 L'Ufficio provvede a valutare l'efficacia della presente legge. 

2 11 Dipartimento federale dell'intemo riferisce al Consiglio federale al termine della 
valutazione, ma al piu tardi cinque anni dopo l'entrata in vigore della presente legge, 
sottoponendogli proposte circa l'ulteriore procedere. 

Sezione 5: Disposizioni penali 

Art. 24 Delitti 

l E punito con la detenzione chiunque intenzionalmente: 

a. deriva cellule staminali embrionali da un embrione prodotto per scopi di ri­
cerca, o il cui patrimonio genetico e stato modificato, o da un clone, una 
chimera, un ibrido o un partenote, oppure utilizza simili cellule staminali 
embrionali oppure importa o esporta un simile embrione o un clone, una 
chimera, un ibrido o un partenote ( art. 3 cpv. 1 ); 

b. utilizza per scopi diversi dalla derivazione di cellule staminali embrionali 
oppure importa od esporta un embrione soprannumerario oppure deriva cel­
lule staminali da un embrione soprannumerario dopo i1 settimo giomo del 
suo sviluppo oppure trasferisce in una donna un embrione soprannumerario 
utilizzato per la derivazione di cellule staminali (art. 3 cpv. 2). 

2 E punito con la detenzione o con la multa fmo a 200 000 franchi chiunque, intenzi­
onalmente: 

a. acquista o aliena dietro compenso embrioni soprannumerari o cellule stami­
nali embrionali o utilizza embrioni soprannumerari o cellule staminali em­
brionali acquistati dietro compenso (art. 4); 

b. viola le prescrizioni sul consenso della coppia interessata (art. 5); 
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c. svolge senza esseme autorizzato attivita soggette ad autorizzazione (art. 7, 8, 
10 e 15). 

3 Se l'autore ha agito per mestiere, la pena e: 
a. della detenzione fino a cinque anni e della multa fino a 500 000 franchi per 

le fattispecie di cui al capoverso 1; 

b. della detenzione fino a cinque anni o della multa fino a 500 000 franchi per 
le fattispecie di cui al capoverso 2. 

4 Se 1 'autore ha agito per negligenza, la pena e della detenzione fino a sei mesi o 
della multa fino a 100 000 franchi. 

Art. 25 Contravvenzioni 
1 E punito con l'arresto o con la multa fino a 50 000 franchi chiunque, intenzional­
mente o per negligenza e senza commettere un delitto giusta l'articolo 24: 

a. viola le prescrizioni sull'indipendenza delle persone coinvolte (art. 6); 

b. non adempie gli obblighi o gli oneri connessi all'autorizzazione di cui e tito­
lare o non adempie gli obblighi o gli oneri ehe incombono alla direzione di 
progetto oppure viola l'obbligo di notifica (art. 9, 10, 13, 15 e 16); 

c. intraprende un progetto di ricerca vietato dall'Ufficio o non adempie gli one­
ri cui il progetto di ricerca e subordinato (art. 14); 

d. viola l'obbligo di collaborare (art. 20); 

e. contravviene a una disposizione esecutiva la cui violazione e dichiarata pu­
nibile dal Consiglio federale o contravviene a una decisione presa nei suoi 
confronti con comminatoria della pena prevista nel presente articolo. 

2 ll tentativo e la complicita sono punibili. 

3 Le contravvenzioni e le relative pene si prescrivono in cinque anni. 

4 Nei casi di esigua gravita si puo prescindere dalla denuncia, dal perseguimento 
penale e dalla punizione. 

Art. 26 Competenza e diritto penale amministrativo 

I 11 perseguimento e il giudizio dei reati spettano ai Cantoni. 

2 Sono applicabili gli articoli 6 e 7 (infrazioni commesse nell'azienda), nonche 15 
(falsita in documenti, conseguimento fraudolento di una falsa attestazione) della 
legge federale del 22 marzo 19745 sul diritto penale amministrativo. 

5 RS 313.0 
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Sezione 6: Disposizioni finali 

Art. 27 Modifica del diritto vigente 

La legge del 25 giugno 19546 sui brevetti e modificata come segue: 

B. Invenzioni 
escluse dal 
brevetto 

Art.2 

1 Sono escluse dal brevetto le invenzioni la cui utilizzazione fosse 
contraria all'ordine pubblico o ai buoni costumi. Non vengono in 
particolare rilasciati brevetti per: 

a. procedimenti di clonazione di esseri umani e cloni cosi ottenuti; 

b. procedimenti per la formazione di chimere e ibridi mediante 
utilizzazione di gameti umani o cellule totipotenti umane od 
esseri cosi ottenuti; 

c. processi di partenogenesi mediante utilizzazione di patrimonio 
germinale umano e partenoti cosi originati; 

d. procedimenti per modificare l'identita genetica contenuta nella 
via germinale dell' essere umano e cellule germinali cosi ottenute; 

e. cellule staminali embrionali umane non modificate e linee di 
cellule staminali. 

2 Sono parimenti esclusi dal brevetto i metodi per il trattamento chi­
rurgico o terapeutico e i metodi di diagnosi applicati al corpo umano o 
animale. 

Art. 28 Disposizione transitoria 

Chiunque abbia gia intrapreso un progetto di ricerca con cellule staminali embrionali 
deve darne notifica all 'U fficio al piu tardi tre mesi dopo l' entrata in vigore della 
presente legge. 

Art. 29 Referendum ed entrata in vigore 

1 La presente legge sottosta al referendum facoltativo. 

2 II Consiglio federale ne determina l'entrata in vigore. 

Consiglio degli Stati, 19 dicembre 2003 

II presidente: Fritz Schiesser 
II segretario: Christoph Lanz 

Data di pubblicazione: 30 dicembre 20037 

Termine di referendum: 8 aprile 2004 
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